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Gesetz liber die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiisten-

schutzes" (GAK-Gesetz - GAKG)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juli 1988 (BGBI. I S. 1055), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 11.10.2016

(BGBLI. 2016 Teil I Nr. 48 S. 2231)

§1
Gemeinschaftsaufgabe

(1) Zur Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiis-
tenschutzes werden als Gemeinschaftsaufgabe im Sinne
des Artikels 91 a Abs. 1 des Grundgesetzes wahrgenom-
men:

1. Mafinahmen zur Verbesserung der Produktions- und
Arbeitsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft
durch

a) rationellere Gestaltung land- und forstwirt-
schaftlicher Betriebe,

b) Ausgleich nattirlicher Standortnachteile,

c) sonstige Mafdnahmen, die unter besonderer Be-
riicksichtigung der bauerlichen Familienbetrie-
be fiir die gesamte Land- und Forstwirtschaft
bedeutsam sind;

2. Mafinahmen einer markt- und standortangepassten
sowie umweltgerechten Landbewirtschaftung ein-
schliefflich Vertragsnaturschutz und Landschafts-
pflege;

3. Mafnahmen zur Neuordnung landlichen Grundbesit-
zes und Gestaltung des landlichen Raumes durch
Mafdnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur
nach dem Flurbereinigungsgesetz einschliefdlich von
Mafinahmen zur Sicherung eines nachhaltig leis-
tungsfahigen Naturhaushaltes;

4. Mafdnahmen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe
zur Umnutzung ihrer Bausubstanz;

5. wasserwirtschaftliche und  kulturbautechnische

Mafdinahmen,;

6. Mafinahmen zur Verbesserung der Marktstruktur in
der Land-, Fisch- und Forstwirtschaft durch

a) Forderung von Zusammenschliissen land-, fisch-
und forstwirtschaftlicher Erzeuger,

b) Errichtung, Ausbau, Zusammenfassung und Still-
legung von Vermarktungseinrichtungen zur Ra-
tionalisierung und Verbesserung des Absatzes
land-, fisch- und forstwirtschaftlicher Erzeug-
nisse;

7. Maflnahmen zur Férderung der Infrastruktur landli-
cher Gebiete im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpo-

litik der Europaischen Union, welche Investitionen

a) in nicht landwirtschaftlichen Kleinstbetrieben,

b) inkleine Infrastrukturen,

c) in Basisdienstleistungen,

d) zur Umnutzung dérflicher Bausubstanz,
e) zugunsten des landlichen Tourismus und

f)  zur Verbesserung des kulturellen und natiirli-
chen Erbes von Dorfern

umfassen konnen;

8. Mafinahmen zur Erhéhung der Sicherheit an den
Kiisten der Nord- und Ostsee sowie an den flief3en-
den oberirdischen Gewassern im Tidegebiet gegen
Sturmfluten (Kiistenschutz).

(2) Eine fiir Mafdinahmen geméfd Absatz 1 erforderliche
Vorplanung ist Bestandteil der Gemeinschaftsaufgabe.

§2
Allgemeine Grundsitze
(1) Die Erfiillung der Gemeinschaftsaufgabe dient dazu,

1. eine leistungsfahige, auf kiinftige Anforderungen
ausgerichtete Land- und Forstwirtschaft zu gewahr-
leisten und ihre Wettbewerbsfahigkeit im Gemein-
samen Markt der Europdischen Union zu ermogli-
chen,

2. die nachhaltige Leistungsfahigkeit landlicher Gebiete,
deren integraler Bestandteil eine umwelt- und res-
sourcenschonende Land- und Forstwirtschaft ist, zu
gewahrleisten und

3. den Kiistenschutz zu verbessern.

Dabei sind die Ziele und Erfordernisse der Raumordnung,
Landesplanung, des Umwelt- und Naturschutzes, der
Landschaftspflege sowie des Tierschutzes zu beachten.

(2) Bei der Erfillung der Gemeinschaftsaufgabe sollen
raumliche und sachliche Schwerpunkte gebildet werden.
Bei den Mafinahmen ist 6kologischen Erfordernissen
Rechnung zu tragen. Im iibrigen sind die Maffnahmen mit
anderen oOffentlichen Neuordnungs- und Entwicklungs-
mafinahmen abzustimmen. Die in § 1 Absatz 1 Nummer 7
genannten Mafdnahmen konnen nur in den von den Lan-
dern definierten Gebieten zur Umsetzung der europii-
schen Agrarpolitik fiir den landlichen Raum durchgefiihrt
werden und im Falle der Buchstaben a bis ¢ aufierdem
nur, wenn besondere Anstrengungen zur Sicherung der
Daseinsvorsorge erforderlich sind.
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§3
Forderungsarten

Die finanzielle Férderung kann in der Gewdhrung von
Zuschiissen, Darlehen, Zinszuschiissen und Birgschaften
bestehen.

§4
Gemeinsamer Rahmenplan

(1) Fiir die Erfiillung der Gemeinschaftsaufgabe wird ein
gemeinsamer Rahmenplan aufgestellt.

(2) Der Rahmenplan ist fiir den Zeitraum der Finanzpla-
nung aufzustellen, jedes Jahr sachlich zu priifen, der Ent-
wicklung anzupassen und fortzufithren. Die mehrjahrige
Finanzplanung des Bundes und der Lander ist zu bertick-
sichtigen.

§5
Inhalt des Rahmenplans
(1) Der Rahmenplan bezeichnet

1. die jeweils in den einzelnen Haushaltsjahren durch-
zufithrenden Mafdnahmen,

2. die den Mafinahmen zugrundeliegenden Zielvorstel-
lungen,

3. die Arten der Férderung und

4. die vom Bund und von dem jeweiligen Land hierfiir
vorgesehenen Mittel.

(2) Der Rahmenplan enthélt ferner fiir die Mafdnahmen
Forderungsgrundsitze, in denen insbesondere der Ver-
wendungszweck der Mittel, die Férderungsvoraussetzun-
gen und die Art und Hohe der Férderung naher bestimmt
werden.

§6
Planungsausschuss

(1) Fur die Rahmenplanung bilden die Bundesregierung
und die Landesregierungen einen Planungsausschuss. Thm
gehéren der Bundesminister fiir Erndhrung und Land-
wirtschaft als Vorsitzender sowie der Bundesminister der
Finanzen und ein Minister (Senator) jedes Landes an. Eine
Vertretung ist zulassig.

(2) Die Stimmenzahl des Bundes entspricht der Zahl der
Lander. Jedes Land hat eine Stimme.

(3) Der Planungsausschuss beschliefdt mit den Stimmen
des Bundes und der Mehrheit der Stimmen der Lander.

(4) Der Planungsausschuss gibt sich eine Geschéaftsord-
nung.

§7
Anmeldung zum Rahmenplan

(1) Bis zum 1. Marz jedes Jahres konnen die Lander dem
Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft die
Forderungsgrundsitze zur Aufnahme in den Rahmenplan
fiir das folgende Jahr vorschlagen. Die Vorschlage sind zu
begriinden.

(2) Bis zum 30. September jedes Jahres melden die Lander
beim Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirt-
schaft die von ihnen fiir das folgende Jahr vorgesehenen
Mafinahmen zur Durchfiihrung des Rahmenplans an. Die
Anmeldung enthilt Angaben tiber

1. die Art und den Umfang der jahrlich durchzufithren-
den Mafdnahmen sowie

2. die voraussichtlichen Kosten, getrennt nach Maf3-
nahmen, Kostentragern und Haushaltsjahren.

Die angemeldeten MaRnahmen sind zu begriinden. Uber-
jahrige MafRnahmen, die bereits in Vorjahren angemeldet,
begriindet und zur Durchfiihrung beschlossen wurden,
missen in den Folgejahren nicht erneut begriindet wer-
den.

(3) Das Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirt-
schaft legt die Anmeldungen der Lander und seine eigenen
Vorschlage dem Planungsausschuss zur Beschlussfassung
vor.

(4) Fiir Anmeldungen zur Anderung des Rahmenplans
gelten die Absidtze 1 bis 3 sinngemaf.

§8
(weggefallen)
§9
Durchfithrung des Rahmenplans

(1) Die Durchfiihrung des Rahmenplans ist Aufgabe der
Lander.
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(2) Die Landesregierungen unterrichten die Bundesregie-
rung und den Bundesrat auf Verlangen tiber die Durchfiih-
rung des Rahmenplans und den allgemeinen Stand der
Gemeinschaftsaufgabe.

§10
Erstattung

(1) Der Bund erstattet vorbehaltlich des Artikels 91 a
Absatz 3 Satz 4 des Grundgesetzes jedem Land die ihm in
Durchfiihrung des Rahmenplans entstandenen Ausgaben
in Hohe von

1. 60 vom Hundert bei Mafdnahmen nach § 1 Absatz 1
Nummer 1 bis 7 und bei der dazu erforderlichen
Vorplanung (§ 1 Absatz 2)

2. 70 vom Hundert bei Mafnahmen nach § 1 Absatz 1
Nummer 8 und bei der dazu erforderlichen Vorpla-
nung (§ 1 Absatz 2).

(2) Der Bund leistet bis zur voraussichtlichen Hohe des
nach Absatz 1 von ihm zu erstattenden Betrages entspre-
chend dem jeweiligen Stand der Mafinahme und der be-
reitgestellten Haushaltsmittel Vorauszahlungen an das
Land. Zur Feststellung des Mittelbedarfs teilen die Lander
dem Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirt-
schaft die Hohe der verausgabten Mittel sowie den Stand
und die voraussichtliche Entwicklung der Mafinahmen
mit.

§11
Riickzahlung und Verzinsung der Bundesmittel

(1) Betrage, die vom Zuwendungsempfanger zur Tilgung
und Verzinsung erhaltener Darlehen oder zum Ausgleich
der auf Grund iibernommener Biirgschaften erstatteten
Ausfille gezahlt werden, sind vom Land anteilig an den
Bund abzufiihren.

(2) Der Bund kann zugewiesene Bundesmittel von einem
Land zurtickfordern, wenn die festgelegten Bedingungen
ganz oder teilweise nicht erfiillt werden.

(3) Betrage, die vom Zuwendungsempfinger wegen
Nichterfiillung der Bedingung zuriickgezahlt werden, lei-
tet das Land in Hohe des Bundesanteils einschliefilich der
anteiligen Zinsen an den Bund weiter.

(4) Die an den Bund nach den vorstehenden Absitzen
abzufiihrenden Betrdge sind vom Land in Hoéhe von fiinf
vom Hundert iiber dem jeweiligen Basiszinssatz nach §
247 des Biirgerlichen Gesetzbuches zu verzinsen, im Falle
des Absatzes 2 vom Zeitpunkt der Auszahlung der Bun-
desmittel an, in den Fillen der Absitze 1 und 3 vom Be-
ginn des zweiten auf den Eingang des Betrages beim Land
folgenden Monats.

Der am Ersten des Monats geltende Basiszinssatz ist fir
jeden Zinstag dieses Monats zugrunde zu legen.

§12

(Inkrafttreten)
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Geschaftsordnung des Planungsausschusses fiir Agrarstruktur und Kiistenschutz

Der Planungsausschuss fiir die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes" hat sich
nach § 6 Absatz 4 des Gesetzes iiber die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes"

folgende Geschaftsordnung gegeben:
I. Organisation des Planungsausschusses

§1

Bezeichnung

Der Planungsausschuss fithrt die Bezeichnung "Planungs-
ausschuss fiir Agrarstruktur und Kiistenschutz" (PLANAK).

§2
Mitglieder

Jedes Land teilt dem Vorsitzenden mit, welcher Minister
(Senator) Mitglied des Planungsausschusses ist und wer
dieses Mitglied im Planungsausschuss vertritt.

§3

Vorsitz

(1) Der Vorsitzende (oder sein Vertreter) fiihrt die Geschif-
te des Planungsausschusses nach Mafdgabe dieser Ge-
schaftsordnung; er leitet die Sitzungen des Planungsaus-
schusses.

(2) Der PLANAK wahlt ohne Aussprache einen Minister
(Senator) zum Vertreter des Vorsitzenden.

§4

Unterausschuss

(1) Der Planungsausschuss setzt zur Vorbereitung seiner
Beratungen und Beschlussfassung einen Unterausschuss
ein.

(2) Der Unterausschuss setzt sich aus einem Beauftragten
des Bundesministeriums fiir Erndhrung und Landwirt-
schaft als Vorsitzenden sowie aus je einem Beauftragten
der ibrigen Mitglieder des Planungsausschusses zusam-
men.

II. Verfahren der Anmeldung zum Rahmenplan

§5

Anmeldung

(1) Der Planungsausschuss beschlief3t iiber die Form und
den Umfang der Anmeldung nach §§ 5 und 7 GAKG.

(2) Die Lander libersenden dem Vorsitzenden ihre Anmel-
dung.

§6
Widerruf

Eine Zustimmung gemaf? § 7 Abs. 1 GAKG wird durch Er-
klarung gegeniiber dem Vorsitzenden widerrufen; die Er-
klarung soll in schriftlicher Form abgegeben werden. Der
Vorsitzende setzt die iibrigen Mitglieder des Planungsaus-
schusses von der Erklarung in Kenntnis.

III. Verfahren des Planungsausschusses

§7

Sitzungsort

(1) Der Planungsausschuss tagt am Sitz des Vorsit-
zenden. Der Planungsausschuss kann Ausnahmen
beschlief3en.

(2) Eine Beschlussfassung durch den Planungsaus-
schuss kann ggf. auch im Umlaufverfahren gemaf §13
erfolgen.

§8

Einberufung

(1) Der Vorsitzende beruft den Planungsausschuss
nach Bedarf ein. Der Planungsausschuss ist auf3erdem
einzuberufen, wenn es ein Mitglied des Planungsaus-
schusses verlangt.

(2) Der Vorsitzende bereitet die Sitzungen, bzw. das
Umlaufverfahren gem. § 13 vor. Hierzu werden die
vom Vorsitzenden und von den iibrigen Mitgliedern
vorgeschlagenen Beratungsgegenstinde in einer Ta-
gesordnung zusammengestellt und allen Mitgliedern
des Planungsausschusses spatestens vierzehn Tage
vor der Beschlussfassung zugesandt.

§9
Beschlussfihigkeit

(1) Vor Eintritt in die Beratungen stellt der Vorsitzen-
de die Ordnungsmafiigkeit der Einladungen und die
Beschlussfahigkeit fest. Der Planungsausschuss ist
beschlussfahig, wenn der Bund und mindestens neun
Lander vertreten sind.

(2) Uber nicht mit der Einladung mitgeteilte Tages-
ordnungspunkte darf nur beschlossen werden, wenn
kein Mitglied widerspricht; § 11 gilt in diesem Falle
nicht.

§10
Beratung und Beschlussfassung

(1) Jedes Mitglied des Planungsausschusses kann zu
den Beratungsgegenstinden Antrage stellen. Die
schriftlichen Antrage sollen bis spatestens 1 Woche
vor dem Termin der Beschlussfassung vorgelegt wer-
den.

(2) Sind zu demselben Gegenstand mehrere Antrige
gestellt worden, so ist liber den weitestgehenden An-
trag zuerst abzustimmen. Im Zweifelsfalle entscheidet
der Vorsitzende, welcher Antrag der weitest gehende
ist.

(3) Uber Antrage zur Geschiftsordnung ist vor Erledi-
gung der Sachantrage abzustimmen.

(4) Vor der Abstimmung stellt der Vorsitzende die
erforderliche Stimmenmehrheit fest.
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§11
Auslegung der Geschiftsordnung
Abweichung von der Geschaftsordnung

Uber Meinungsverschiedenheiten bei Auslegungen der
Geschaftsordnung entscheidet der Planungsausschuss;
iiber Abweichungen von der Geschiftsordnung ist ein ein-
stimmiger Beschluss des Planungsausschusses erforder-
lich.

§12
Allgemeine Verfahrensgrundsitze

(1) Den Sitzungen des Planungsausschusses wird in der
Regel eine Sitzung des Unterausschusses vorgeschaltet. Im
Unterausschuss sollen die Entscheidungen des Planungs-
ausschusses vorbereitet werden.

(2) Die Sitzungen des Planungsausschusses sind nicht 6f-
fentlich.

(3) Jedes Mitglied des Planungsausschusses, bzw. des Un-
terausschusses kann zu den Sitzungen hdchstens drei Bera-
ter hinzuziehen.

(4) Der Planungsausschuss kann weitere Personen zulas-
sen. Er kann zu den einzelnen Beratungsgegenstinden
Sachverstandige heranziehen und - soweit erforderlich -
Berichterstatter bestellen.

§13
Umlaufverfahren

(1) Halt der Vorsitzende die miindliche Beratung einer
Angelegenheit fiir nicht erforderlich, so kann der Beschluss
auf schriftlichem Wege gefasst werden (Umlaufverfahren).
Bei Bedarf ist ein verkiirztes Umlaufverfahren moglich.

(2) Der Vorsitzende teilt den Gegenstand der Beschlussfas-
sung, einen Entscheidungsvorschlag und den Zeitpunkt, bis
zu dem ein Votum zu dem Entscheidungsvorschlag beim
Vorsitzenden eingegangen sein muss, schriftlich mit (Zeit-
punkt der Beschlussfassung). Der Zeitpunkt der Beschluss-
fassung nach Satz 1 muss mindestens 2 Wochen nach dem
Tag des Abgangs der Mitteilung liegen, beim verkiirzten
Umlaufverfahren 10 Tage.

(3) Die Ablehnung des Entscheidungsvorschlags sowie
Stimmenthaltung sind schriftlich zu erklaren; Schweigen
gilt als Zustimmung.

(4) Widerspricht ein Mitglied innerhalb der Frist nach Ab-
satz 2 schriftlich der Durchfiihrung des Umlaufverfahrens,
so setzt der Vorsitzende die Angelegenheit auf die Tages-
ordnung der nichsten Sitzung des Planungsausschusses.

§14
Sitzungsniederschrift

(1) Uber die Sitzungen des Planungsausschusses wird
eine Niederschrift durch BMEL vorgelegt. Die Nieder-
schrift ist vertraulich. Die Vertraulichkeit kann vom
Planungsausschuss durch Beschluss aufgehoben wer-
den.

(2) Die Niederschrift muss enthalten:

a) die Namen der Teilnehmer,
b) die behandelten Beratungsgegenstande,

c) eine kurze Darstellung des Verlaufs der Verhand-
lung und der abgegebenen Erklarungen,

d) die Antrage,
e) die Beschliisse,
f) das zahlenmafdige Ergebnis der Abstimmung.

Die Niederschrift ist vom Schriftfiihrer und vom Vor-
sitzenden zu unterzeichnen und sodann den tbrigen
Mitgliedern zu iibersenden. Die Niederschrift gilt als
genehmigt, wenn die Mitglieder nicht innerhalb von
zwei Wochen nach Eingang schriftlich Einwendungen
erheben. Werden Einwendungen erhoben, so ent-
scheidet der Planungsausschuss.
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Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des
Kiistenschutzes" fiir den Zeitraum 2022 bis 2025

Der Planungsausschuss fiir Agrarstruktur und Kiistenschutz, dem der Bundesminister, die Bundesministerin fir Erndhrung
und Landwirtschaft als Vorsitzende/r, der Bundesminister, die Bundesministerin der Finanzen sowie die sechzehn fir Agrar-
struktur und Kistenschutz zustdandigen Ministerinnen, Minister, Senatorinnen und Senatoren der Lander angehoren, hat in
Ausflihrung des Gesetzes Uber die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des Kistenschutzes" (GAK-
Gesetz - GAKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juli 1988 (BGBI. | S. 1055), das zuletzt durch Gesetz vom 11. Ok-
tober 2016 (BGBI. 2016 Teil | Nr. 48 S. 2231) gedndert wurde, folgenden gemeinsamen Rahmenplan in der Sitzung am 12. De-
zember 2019 beschlossen. Die Anwendung der FérdermalRnahmen steht unter dem Vorbehalt der Genehmigung durch die
Europdische Kommission. Soweit die GAK-MaBnahmen zur Umsetzung der Forderpolitik zur Entwicklung des landlichen
Raums nach der Verordnung (EG) Nr. 1305/2013 in der jeweils geltenden Fassung (ELER-Verordnung) beitragen kdnnen,
werden sie als nationale Rahmenregelung nach Art. 6 Abs. 3 dieser Verordnung angemeldet; die Durchfiihrung der MaBnah-
men erfolgt entsprechend der dafiir von der Europdischen Kommission erteilten Genehmigung.

TEIL I
A. Einfithrung

1. Durch die Aufnahme von Artikel 91a in das Grund-
gesetz wurde 1969 die Verbesserung der Agrarstruktur
und des Kiistenschutzes zur Gemeinschaftsaufgabe er-
klart.

Bei der Erfiillung dieser Aufgabe, deren Durchfiihrung
den Landern obliegt, wirkt der Bund mit, weil die Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes fiir
die Gesamtheit der Lebensverhaltnisse in Deutschland
bedeutsam ist. Die gemeinsame Verantwortung von
Bund und Landern dokumentiert sich in einer gemein-
samen Planung und Finanzierung der Mafinahmen.

2. In Ausfiihrung von Artikel 91aGG ist am
3.September 1969 das Gesetz iiber eine Gemein-
schaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des
Kiistenschutzes" (GemAgrG; BGBI. I S.1573) erlassen
worden.

Es ist am 1. Januar 1970 in Kraft getreten und wird, ge-
andert durch Gesetz vom 23. Dezember 1971 (BGBI. I S.
2140), seit dem 1. Januar 1973 mit dem Ziel durchge-
fithrt, eine leistungsfiahige, auf kiinftige Anforderungen
ausgerichtete Land- und Forstwirtschaft zu gewahrleis-
ten und deren Eingliederung in den Gemeinsamen Markt
der Europdischen Gemeinschaften zu erleichtern sowie
den Kiistenschutz zu verbessern. Entsprechend dieser
allgemeinen Zielsetzung wahlt der Planungsausschuss
unter Bezugnahme auf Artikel 91a GG die Einzelmaf3-
nahmen aus, die in den Anwendungsbereich des GAKG
fallen.

Durch das Zweite Gesetz zur Anderung des Gesetzes
tiber die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Ag-
rarstruktur und des Kiistenschutzes" vom 11. November
1993 ist der Ziel- und Aufgabenkatalog der Gemein-
schaftsaufgabe erweitert worden. Zur Verbesserung und
langfristigen Sicherung der Produktions- und Arbeitsbe-
dingungen in der Land- und Forstwirtschaft kdnnen
durch diese Anderung auch MafRnahmen geférdert wer-

den, die eine markt- und standortangepasste Landbe-
wirtschaftung umfassen.

Mit dem Dritten Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber
die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrar-
struktur und des Kiistenschutzes" vom 8. August 1997
wurden als eigenstindiger Fordertatbestand Mafdnah-
men land- und forstwirtschaftlicher Betriebe zur Umnut-
zung ihrer Bausubstanz zum Aufgabenbereich der Ge-
meinschaftsaufgabe erhoben.

Durch das Vierte Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber
die Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrar-
struktur und des Kiistenschutzes“ vom 11. Oktober 2016
ist die Forderung der Infrastruktur landlicher Gebiete im
Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik der Europai-
schen Union in die GAK aufgenommen worden. Dariiber
hinaus wurden die Fordermoglichkeiten im Bereich des
Naturschutzes und der Landschaftspflege erweitert und
soweit moglich an die ELER-Verordnung angepasst.

3. Die Fordermafinahmen der Gemeinschaftsaufgabe
sVerbesserung der Agrarstruktur und des Kiisten-
schutzes” sind ein zentrales Element fiir die Umsetzung
der nationalen Strategie zur Entwicklung des ldndlichen
Raums fiir den Zeitraum 2014 bis 2020 in der Bundesre-
publik Deutschland nach der Verordnung (EG) Nr.
1305/2013 des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber die
Forderung der Entwicklung des landlichen Raums durch
den Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwick-
lung des landlichen Raums (ELER-Verordnung). Sie bil-
den als nationale Rahmenregelung gemaf Artikel 6 Ab-
satz 3 dieser Verordnung die gemeinsamen Bestandteile,
die von den Landern in ihren Programmen zur Entwick-
lung des landlichen Raums umgesetzt und durch eigene
Fordermafinahmen ergidnzt werden koénnen. Daneben
tragen sie zur Umsetzung der nationalen Fischerei-
strategie nach der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 vom
15.05.2014 iiber den Europdischen Meeres- und Fische-
reifonds (EMFF) bei.

4. Fir die Erfiillung der Gemeinschaftsaufgabe wird
von Bund und Lindern ein gemeinsamer Rahmenplan
aufgestellt. Der gemeinsame Rahmenplan ist fiir den
Zeitraum der mehrjahrigen Finanzplanung aufzustellen,
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jedes Jahr sachlich zu priifen und der Entwicklung anzu-
passen.

Der Rahmenplan enthélt die MafRnahmen, die in den ein-
zelnen Haushaltsjahren durchgefiihrt werden, und gibt
die Forderungsarten (Zuschiisse, Biirgschaften) sowie
die Ziele der einzelnen Mafinahmen an. Aufier den Mit-
teln und Mafdnahmen muss der Rahmenplan auch allge-
meine Grundsatze fiir die Vergabe der ausgewiesenen
Mittel enthalten, um eine einheitliche Foérderung der
Mafdnahmen in den Liandern zu gewahrleisten.

Der Rahmenplan wird aufgrund von Anmeldungen der
Lander und Vorschlagen des Bundes aufgestellt. Das
Bundesministerium fiir Erndhrung und Landwirtschaft
nimmt die Anmeldungen entgegen und legt sie mit sei-
nen eigenen Vorschligen dem Planungsausschuss vor.
Die Anmeldungen sind zu begriinden nach Art und Um-
fang der Mafdnahmen und haben die voraussichtlichen
Kosten zu enthalten.

5. Der Rahmenplan wird vom Planungsausschuss be-
schlossen, in dem der Bund durch den Bundesminister
fiir Erndhrung und Landwirtschaft sowie den Bundesmi-
nister der Finanzen und die Lander durch je eine Minis-
terin/Minister (Senator) vertreten sind. Der Bund hat
ebenso viele Stimmen wie die 16 Lander zusammen. Der
Planungsausschuss beschlieft mit den Stimmen des
Bundes und der Mehrheit der Stimmen der Lander, so
dass zu einer Beschlussfassung 25 Stimmen erforderlich
sind.

Der Planungsausschuss hat bei seinem Beschluss tber
die Forderungsgrundsatze und den Rahmenplan raumli-
che und sachliche Schwerpunkte zu bilden.

Zwischen allen Mafnahmen, die im Rahmen der Ge-
meinschaftsaufgabe "Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur” und "Verbesserung der Agrarstruktur
und des Kiistenschutzes" durchgefiihrt werden, erfolgt
eine enge Koordinierung.

6. Bei der Aufstellung des Rahmenplans sind die unter-
schiedlichen Lebenssituationen und Interessen von
Frauen und Méannern wie auch die geschlechterspezifi-
schen Auswirkungen des Verwaltungshandelns in der
Weise zu beriicksichtigen, dass die tatsdchliche Gleich-
stellung von Frauen und Ménnern erreicht wird. Unter
Beriicksichtigung der mafinahmespezifischen Zuwen-
dungsvoraussetzungen stehen die Férdermafinahmen
Ménnern und Frauen unabhéngig von Rasse oder ethni-
scher Herkunft, Religion oder Weltanschauung, Alter o-
der sexueller Veranlagung gleichermafien offen.

7. Es besteht Einigkeit zwischen Bund und Lindern
dariiber, dass Aufgaben, die nicht iiberwiegend der Ag-
rarstrukturverbesserung, sondern der Erhaltung der
Kulturlandschaft, der Landschaftspflege und Erholungs-
funktion der Landschaft oder dem Tierschutz dienen,
nicht als Gemeinschaftsaufgabe anzusehen sind und da-
her allein aus Landesmitteln finanziert werden kénnen.

Die Lander unterrichten den Planungsausschuss iiber die
Abgrenzung derartiger Mafinahmen gegeniiber denen
der Gemeinschaftsaufgabe.

Unabhéngig von der unterschiedlichen Zuordnung miis-
sen bei der Durchfiihrung agrarstruktureller Mafinah-
men im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe die Erfor-
dernisse der Raumordnung, der Landesplanung, der de-
mografischen Entwicklung sowie des Umweltschutzes
und des Tierschutzes beachtet werden, um die struktu-
rellen sowie 0Okologischen Rahmenbedingungen des
landlichen Raumes zu verbessern.

Im Rahmen der Forderung soll verstarkt dazu beige-
tragen werden, eine mit dkologisch wertvollen Land-
schaftselementen vielfaltig ausgestattete Landschaft zu
erhalten und zu schaffen, den Erosionsschutz zu sichern
und den Tierschutz zu verbessern.

Mafinahmen mit der Folge der Umwandlung oder einer
sonstigen wesentlichen Beeintrachtigung seltener oder
Okologisch wertvoller Biotope gemaff § 30 BNatSchG
diirfen nicht geférdert werden. Andere wertvolle Land-
schaftsbestandteile sollen nicht beeintrachtigt werden.

Als solche kommen vor allem in Betracht:

- Feuchtgebiete,

- Trockenbiotope,

Land-

- fir die Biotopvernetzung bedeutsame
schaftsbestandteile,

- natur- und kulturhistorisch bedeutsame Land-
schaftsbestandteile.

Bund und Liander weisen auf den notwendigen Schutz
der im Interesse des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege erhaltenswerten Landschaftsbestandteile
hin. Die Erhaltung der Landschaftsbestandteile ist mit
anderen Interessen und Belangen abzuwégen.

8. Gehen die Anmeldungen der Lander erheblich iiber
die Mitfinanzierung des Bundes hinaus, bleibt die An-
wendung der Forderungsgrundsitze auf die regionalen
Schwerpunkte beschrinkt, die vom Planungsausschuss
auf Vorschlag der Lander beschlossen werden.

9. Von den in diesem Rahmenplan beschlossenen An-
sdtzen kann nach vorheriger Abstimmung mit dem Bund
dann abgewichen werden, wenn die Abweichung die im
Rahmenplan festgelegten Ziele nicht wesentlich veran-
dert. Abweichungen iiber diesen Rahmen hinaus bediir-
fen der Zustimmung des Planungsausschusses. Die vor-
herige Zustimmung des Bundes ist bei Umschichtungen
innerhalb der einzelnen Mafdnahmengruppen nicht er-
forderlich. In einer 3-jahrigen Pilotphase (2019 bis
2021) werden zudem ldnderinterne Umschichtungen
zwischen einzelnen Mafinahmengruppen den Landern in
eigener Verantwortung iiberlassen. Voraussetzung dafiir
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ist, dass die Lander das BMEL halbjahrlich iiber vorge-
nommene bzw. geplante Umschichtungen, das betroffene
Finanzvolumen und die Griinde der Umschichtungen un-
terrichten.

Von dieser Regelung ausgenommen sind etwaige Maf3-
nahmen zu Lasten des Kiistenschutzes, des praventiven
Hochwasserschutzes, der integrierten landlichen Ent-
wicklung und alle weiteren Mafdnahmen, fiir die zweck-
gebunden GAK-Bundesmittel bereitgestellt werden. Die-
se bediirfen - unabhangig von der jeweiligen finanziellen
Dimensionen hinsichtlich der Einhaltung der jeweils
festgelegten Sockelbetrdge und Additionalititen - in je-
dem Fall der vorherigen Abstimmung mit dem Bund.

10. Im Zuwendungsbescheid ist auf die Beteiligung des
Bundes im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbes-
serung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes" hin-
zuweisen.

Bei Investitionsmafinahmen mit einem Investitionsvo-
lumen von iiber 50.000 Euro ist in geeigneter Weise (Er-
lauterungstafel) gegeniiber der Offentlichkeit auf die
Tatsache hinzuweisen, dass diese Mafinahmen im Rah-
men der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Ag-
rarstruktur und des Kiistenschutzes" vom Bund und je-
weiligen Land mitfinanziert werden.

Die Erlauterungstafeln miissen das Logo des Bundesmi-
nisteriums fir Erndhrung und Landwirtschaft in gleicher
Grofde wie das Landeslogo tragen und den Hinweis ent-
halten, dass das geférderte Projekt im Rahmen der Ge-
meinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur
und des Kiistenschutzes“ vom Bund und dem jeweiligen
Land mitfinanziert wurde.

Weitere Einzelheiten regeln die Lander.
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B. Allgemeine beihilferechtliche Bestim-
mungen

Bei der Durchfithrung von beihilferechtlich notifizier-
ten oder freigestellten GAK-Fordergrundsatzen zu be-
achtende Grundsatze.

I. Anwendungsbereich

Diese Bestimmungen sind anzuwenden auf GAK For-
dermafdnahmen, die dem Recht der staatlichen Beihil-
fen nach Artikel 107 ff AEUV unterliegen, d.h. auf GAK
Férdermafinahmen im Nicht-Anhang-I-Bereich sowie
auf mit rein nationalen Mitteln finanzierte GAK- For-
dermafdnahmen im Anhang-I-Bereich, mit Ausnahme
des Bereichs der Fischerei und Aquakultur.

Diese Bestimmungen sind nicht anzuwenden auf GAK
Fordermafdnahmen im Bereich der Landwirtschaft, die
entsprechend dem one-window-approach nach Artikel
81 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 nicht dem
Beihilferecht unterliegen, d.h. auf mit ELER-Mitteln
oder nationalen Topups finanzierte GAK-
Fordermafdnahmen im Bereich der Landwirtschaft.

II. Begriffsbestimmungen

Unter der Verarbeitung eines landwirtschaftlichen
Erzeugnisses ist die Einwirkung auf ein Erzeugnis zu
verstehen, das im Anhang I des Vertrags tiber die Ar-
beitsweise der Europdischen Union (AEUV) genannt ist,
bei der das daraus entstehende Erzeugnis ebenfalls ein
landwirtschaftliches Erzeugnis ist, ausgenommen im
landwirtschaftlichen Betrieb erfolgende Tatigkeiten
zur Vorbereitung eines tierischen oder pflanzlichen
Erzeugnisses fir den Erstverkauf.

Unter der Verarbeitung eines landwirtschaftlichen
Erzeugnisses zu einem Nicht-Anhang-I-Erzeugnis ist
die Einwirkung auf ein Erzeugnis zu verstehen, das im
Anhang I des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Euro-
paischen Union (AEUV) genannt ist, bei der das daraus
entstehende Erzeugnis kein landwirtschaftliches Er-
zeugnis ist, ausgenommen im landwirtschaftlichen
Betrieb erfolgende Tatigkeiten zur Vorbereitung eines
tierischen oder pflanzlichen Erzeugnisses fiir den Erst-
verkauf.

Fir die Begriffsbestimmungen von Kleinst-, kleinen
und mittleren Unternehmen (KMU) gelten folgende
Definitionen:

- Dbei Freistellungen nach der Agrarfreistellungsver-
ordnung! die Definition im Anhang I der Verord-
nung (EU) Nr.702/2014,

1 Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25.06.2014
zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen
im Agrar- und Forstsektor und in landlichen Gebieten mit dem Bin-
nenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrages iiber
die Arbeitsweise der Europaischen Union (ABL. L 193 vom
01.07.2014, S.1).

- bei Freistellungen nach der allgemeinen Gruppen-
freistellungsverordnung? die Definition im Anhang
I der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 und

- bei Notifizierungen nach dem Agrarrahmen3 die
Definition nach Randnummer 35 Abs. 13 des Ag-
rarrahmens.

III. Fordervoraussetzungen
1.1 Anreizeffekt

Es werden nur Forderungen mit Anreizeffekt gewahrt.
Das Unternehmen muss dafiir vor Beginn der Maf3-
nahme einen schriftlichen Antrag auf Gewdhrung der
Beihilfe gestellt haben. Der Antrag muss insbesondere
folgende Angaben enthalten:

e Name und Grofie des Unternehmens,

e Beschreibung des Vorhabens oder der Tatig-keit
einschlief3lich

e des voraussichtlichen Beginns und Abschlus-ses,

e Standort des Vorhabens bzw. der Tatigkeit,

e voraussichtliche Kosten des Vorhabens bzw. der
Tatigkeit,

e Zuwendungsart,

e Hohe der beantragten Férderung.

Antrage von grofden Unternehmen im Rahmen einer
Notifizierung miissen dariiber hinaus auch eine kontra-
faktische Analyse nach Randnummer 72 des Agrar-
rahmens enthalten. Der Anreizeffekt der Mafinahme
wird nach Plausibilitatspriifung der kontrafaktischen
Analyse gemafd den Vorgaben nach Randnummer 73
des Agrarrahmens bestatigt.

Abweichend davon wird fiir die Férderung in folgenden
Fillen kein Anreizeffekt verlangt, beziehungsweise
wird ein Anreizeffekt als gegeben angesehen:

- bei Freistellungen nach der Agrarfreistellungsver-
ordnung fiir Mafdnahmen nach Artikel 6 Absatz 5
Verordnung (EU) Nr. 702/2014,

- bei Freistellungen nach der allgemeinen Gruppen-
freistellungsverordnung fiir Mafdnahmen nach Ar-
tikel 6 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014
und

- bei Notifizierungen nach dem Agrarrahmen fiir
Mafdnahmen nach Randnummer 75 des Agrarrah-
mens.

2 Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014
zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen
mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union (ABL. L 187
vom 26.06.2014, S. 1).

3 Rahmenregelung der Europiischen Union fiir staatliche Beihilfen
im Agrar- und Forstsektor und in landlichen Gebieten 2014-2020
(ABL C 204 vom 01.07.2014, S.1.).
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1.2 Férderausschluss
Nicht geférdert werden diirfen Unternehmen,

die sich in Schwierigkeiten im Sinne von Artikel 2 Ab-
satz 14 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 bzw. im
Sinne von Artikel 2 Absatz 18 der Verordnung (EU) Nr.
651/2014 bzw. im Sinne von Randnummer 35 Absatz
15 des Agrarrahmens befinden, es sei denn, die Forde-
rung ist gemafd Artikel 1 Absatz 6 der Verordnung (EU)
Nr. 702/2014 bzw. gemafd Artikel 1 Absatz 4 lit. c), 2.
Halbsatz der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 bzw. nach
Randnummer 26 des Agrarrahmens zulassig,

oder

die einer Riickforderungsanordnung auf Grund einer
friiheren Kommissionsentscheidung zur Feststellung
der Rechtswidrigkeit und Unvereinbarkeit einer Beihil-
fe mit dem Binnenmarkt nicht Folge geleistet haben.

1.3 Anmeldeschwellen

Bei freigestellten Vorhaben sind die Anmeldeschwellen
nach Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 und
nach Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 zu
beachten. Bei nach dem Agrarrahmen notifizierten
Regelungen sind die Anmeldeschwellen fiir Einzelbei-
hilffen nach Randnummer 37 des Agrarrahmens zu
beachten.

1.4 Kumulierbarkeit

Beihilfen kénnen mit Mitteln anderer 6ffentlicher For-
derprogramme kumuliert werden, wenn sie andere
beihilfefahige Kosten betreffen.

Werden die Beihilfen fiir dieselben beihilfefahigen
Kosten gewahrt oder lassen sich jeweils die beihilfefa-
higen Kosten der zu kumulierenden Beihilfen nicht
bestimmen, ist eine Kumulierung mit Mitteln anderer
offentlicher Forderprogramme mdglich, sofern die
jeweiligen beihilferechtlichen Obergrenzen eingehalten
werden und sofern dies im jeweiligen Fordergrundsatz
ausdriicklich zugelassen ist.

1.5 Férderumfang

Die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) ist nur forderfa-
hig, wenn sie nicht zuriickerstattet wird.

Investitionsbeihilfen an grofie Unternehmen sind auf
die Nettomehrkosten beschrankt, die im Vergleich zur
kontrafaktischen Fallkonstellation ohne staatliche Bei-
hilfe anfallen (,Nettomehrkosten-Ansatz“). Der Netto-
mehrkosten-Ansatz erfolgt unter Beachtung der Rand-
nummern 95 bis 97 des Agrarrahmens.

1.6 Sonstiges

Auf die ab dem 1. Juli 2016 geltende europarechtliche
Verpflichtung zur Verdffentlichung von Einzelbeihilfen
wird vorsorglich hingewiesen. Bei Unternehmen der
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landwirtschaftlichen Primarerzeugung sind nach Arti-
kel 9 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 bzw. nach
Randnummer 128 des Agrarrahmens Beihilfen von
mehr als 60.000 € zu veroffentlichen. Bei anderen Un-
ternehmen sind nach Artikel 9 der Verordnung (EU)
Nr. 702/2014, Artikel 9 der Verordnung (EU) Nr.
651/2014 bzw. nach Randnummer 128 des Agrarrah-
mens Beihilfen von mehr als 500.000 € zu verdffentli-
chen.

Es wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen einer
Freistellung erhaltene Férderungen im Einzelfall nach
Artikel 13 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 bzw.
nach Artikel 12 der Verordnung (EU) Nr.651/2014 von
der Europaischen Kommission gepriift werden kénnen.
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Forderbereich 1: Integrierte landliche Entwicklung

Mafdnahmen

Die Mafnahmen 1.0 bis 9.0 werden bis 31.12.2023 auch
im Sonderrahmenplan landliche Entwicklung umgesetzt.

1.0 Planungsinstrumente der landlichen Entwicklung
2.0  Regionalmanagement
3.0 Dorfentwicklung

4.0 Dem landlichen Charakter angepasste Infrastruk-
turmafinahmen

5.0 Neuordnung landlichen Grundbesitzes und Gestal-
tung des landlichen Raumes

6.0  Breitbandversorgung landlicher Raume

7.0  Kleinstunternehmen der Grundversorgung

8.0  Einrichtungen fiir lokale Basisdienstleistungen
9.0 Regionalbudget

Begriffsbestimmungen

Region ist ein Gebiet mit raumlichem oder funktionalem
Zusammenhang.

Lokale Aktionsgruppen sind offentlich-private Partner-
schaften im Sinne des Artikels 34 der Verordnung (EU) Nr.
1303/2013%.

Regionalmanagement ist eine querschnittsorientierte
Dienstleistung zur Initiierung, Organisation und Umset-
zungsbegleitung landlicher Entwicklungsprozesse.

Grundversorgung ist die Deckung der Bediirfnisse der Be-
volkerung mit Glitern oder Dienstleistungen des taglichen
bis wdchentlichen sowie des unregelméafiigen aber unter
Umstanden dringlich vor Ort zu erbringenden oder le-
bensnotwendigen Bedarfs.

Dorfgeméfie Gemeinschaftseinrichtungen sind Einrich-
tungen fiir soziale und kulturelle Zwecke wie Begegnungs-

stétten fiir die 1andliche Bevolkerung.

Einrichtungen fiir Basisdienstleistungen sind Einrichtun-
gen, die zum Zwecke der Grundversorgung der landlichen

Bevolkerung geschaffen werden.

! Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 17.12.2013 mit gemeinsamen Bestimmungen iiber den

Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Européischen
Sozialfonds, den Kohésionsfonds, den Européischen
Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen Raums und
den Europdischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen
Bestimmungen iiber den Européische Fonds fiir regionale Entwicklung,
den Europdischen Sozialfonds, den Kohisionsfonds und den
Europaischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der
Verodnung (EG) Nr. 103/2006 (ABL L 347 vom 20.12.2013).
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Mehrfunktionshauser sind Einrichtungen mit mehreren
Zweckbestimmungen zur Grundversorgung der landli-
chen Bevolkerung sowie fiir soziale und kulturelle Zwe-
cke.

Finanzschwache Gemeinden/Gemeindeverbiande werden

von den Liandern entsprechend den landesspezifischen
Gegebenheiten ausgewahlt. Die Stadtstaaten verfahren
gebietsbezogen entsprechend.

Als sachgerechte Kriterien fiir Finanzschwache gelten

- die Teilnahme an einem landesrechtlichen Hilfs- oder
Haushaltssicherungsprogramm

- der Empfang von Schliisselzuweisungen aus dem kom-
munalen Finanzausgleich

- eine hohe Verschuldung (insbesondere Hohe der Kas-
senkreditbestidnde) sowie

- sonstige einnahme- oder ausgabeseitige Kriterien (z.
B. geringe Steuer-, Finanz- oder Umlagekraft, Arbeits-
losenquote, Hohe der Sozialausgaben).

Die Auswahl des Kriteriums oder der Kriterien obliegt den
Landern. Die Lander teilen dem Bund die Kriterien mit, an-
hand derer die Auswahl getroffen wurde.

Im Ergebnis diirfen hochstens 50 Prozent der Gemein-
den/Gemeindeverbande des jeweiligen Flachenlandes
bzw. der Gebiete eines Stadtstaates hohere Fordersatze
gewahrt werden. Abweichungen hiervon sind zu begriin-
den und nur im Einvernehmen mit dem Bund zulassig.

Allgemeiner Zweck der Forderung

Zweck der Férderung ist es, zur Verbesserung der Agrar-
struktur im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik der
Europaischen Union unter Berticksichtigung der

- Ziele gleichwertiger Lebensverhaltnisse, einschlief3-
lich der erreichbaren Grundversorgung, attraktiver
und lebendiger Ortskerne und der Behebung von Ge-
baudeleerstinden,

- Ziele und Erfordernisse der Raumordnung und Lan-
desplanung, Belange des Natur-, Umwelt- und Klima-
schutzes,

- Reduzierung der Flacheninanspruchnahme

- demografischen Entwicklung sowie der

- Digitalisierung

die ldndlichen Rdume als Lebens-, Arbeits-, Erholungs-
und Naturraume zu sichern und weiterzuentwickeln. Die
Mafdnahmen sollen zu einer positiven Entwicklung der Ag-
rarstruktur, zur Verbesserung der Infrastruktur landli-
cher Gebiete und zu einer nachhaltigen Starkung der Wirt-
schaftskraft beitragen.
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Die Umsetzung gebietsbezogener lokaler Entwicklungs-
strategien (LEADER) kann mit den Mafdnahmen 1.0 bis 9.0
unterstiitzt werden.

Forderung finanzschwacher Gemeinden/ Gemeinde-
verbdnde

In finanzschwachen Gemeinden/Gemeindeverbanden
konnen bei den Mafinahmen 1.0 bis 5.0 und 8.0 bei Zu-
wendungen an Gemeinden/Gemeindeverbidnde und bei
den Mafnahmen 3.0, 5.0 und 8.0 zusatzlich den Teilneh-
mergemeinschaften und deren Zusammenschliisse nach
FlurbG, soweit sie die Mafinahmen auf Grundlage des
FlurbG fiir Gemeinden/Gemeindeverbande als Trager der
Mafinahmen ausfithren und soweit sie die von diesen ver-
ursachten Ausfithrungskosten zu tragen haben, um bis zu
20 Prozentpunkte hohere Fordersiatze gewahrt werden.
Der Fordersatz darf insgesamt 90 % nicht tiberschreiten.

Die Férderung ist befristet bis zum 31.12.2023.
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1.0 Planungsinstrumente der lindlichen Ent-
wicklung

1.1 Zuwendungszweck

Schaffung strategisch-planerischer regionaler, gemeindli-
cher und dorflicher Grundlagen fiir 1andliche Entwicklung.

1.2 Gegenstand der Férderung/Forderausschluss
1.2.1 Forderfahig sind die Vorbereitung und Erarbeitung

a) von integrierten Konzepten zur landlichen Entwick-
lung (ILEK),

b) von Planen fiir die Entwicklung in landlichen Gemein-
den und

c) der Dorfentwicklungsplanung.

1.2.2 Nicht férderfahig sind:

a) Planungsarbeiten, die gesetzlich vorgeschrieben sind,
b) Leistungen der 6ffentlichen Verwaltung.

1.3 Zuwendungsempfinger

a) Gemeinden und Gemeindeverbande?

b) Zusammenschliisse der regionalen Akteure gemaf3
Nummer 1.6.4 mit eigener Rechtspersonlichkeit unter
Einschluss von Gemeinden oder Gemeindeverbianden
fiir Vorhaben nach Nummer 1.2.1 a

c) Teilnehmergemeinschaften und deren Zusammen-
schliisse fiir Vorhaben nach Nummer 1.2.1 c.

1.4 Artund Hohe der Zuwendungen
1.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschuss gewéahrt.

1.4.2 Zuschiisse kénnen bei Mafnahmen nach Nummer
1.2.1 a) und b) bis zu einer Héhe von 75 % und bei Maf3-
nahmen nach Nummer 1.2.1 c) bis zu einer Héhe von 65 %
der forderfahigen Ausgaben gewahrt werden. Bei Dorfent-
wicklungsplanungen, die der Umsetzung eines von der zu-
standigen Landesbehdrde anerkannten ILEK nach Maf3-
nahme 1.0 Nummer 1.2.1 a oder einer lokalen Entwick-
lungsstrategie (LEADER) dienen, kann der vorgenannte
Fordersatz um bis zu 10 Prozentpunkte erh6ht werden.

1.4.3 Der Zuschuss je Konzept/Planung kann bei Maf3-
nahmen nach Nummer 1.2.1 a) und b) fiir einen Zeitraum
von 7 Jahren einmalig bis zu 70.000 Euro betragen. Eine
Fortschreibung des Konzepts/der Planung ist mit einem
Zuschuss von bis zu 35.000 Euro mdoglich. Die Festlegung
der Kosten kann bis zu einem Volumen von 50.000 Euro
auf Basis von Pauschalen erfolgen.

2 In den Stadtstaaten entsprechende Verwaltungseinheiten.
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1.5 Zuwendungsvoraussetzungen

Die Konzepte/Planungen nach Nummer 1.2.1 a) und b)
miissen mindestens folgende Elemente beinhalten:

a) Kurzbeschreibung des Gebietes,
b) Analyse der Stiarken und Schwiachen des Gebietes,

c) Darlegung der Entwicklungsstrategie, der Handlungs-
felder und Leitprojekte,

d) und bei ILEK nach Nummer 1.2.1. a zuséatzlich

e) Auflistung der Entwicklungsziele und geeigneter
Prifindikatoren,

f) regionale Kriterien zur Auswahl der Férderprojekte,
g) Kriterien fiir die Bewertung der Zielerreichung.

Bei der Erarbeitung des Konzeptes/der Planung nach
Nummer 1.2.1 a), b) und c) sollen gleichwertige Lebens-
verhaltnisse einschliefRlich der erreichbaren Grundver-
sorgung, attraktiver und lebendiger Ortskerne und der Be-
hebung von Gebadudeleerstinden, der Natur-, Umwelt-
und Klimaschutz, die Moglichkeiten zur Reduzierung der
Flacheninanspruchnahme, die demografische Entwick-
lung sowie die Moglichkeiten der Digitalisierung und Da-
tennutzung berticksichtigt werden.

Die Dorfentwicklungsplanung kann in Orten mit bis zu
10.000 Einwohnern geférdert werden.

1.6 Sonstige Bestimmungen

1.6.1 Die Konzepte/Planungen nach Nummer 1.2.1 a) und
b) kénnen sich bei begriindetem Bedarf problemorientiert
auf raumliche und thematische Schwerpunkte beschran-
ken.

1.6.2 Das Konzept/die Planung nach Nummer 1.2.1 a)
und b) ist im Rahmen seiner Zielsetzung mit bereits vor-
handenen oder beabsichtigten Planungen, Konzepten o-
der Strategien in der Region abzustimmen. Der Abstim-
mungsprozess ist zu dokumentieren. Die Dokumentation
ist Bestandteil des Konzeptes/der Planung.

Die Dorfentwicklungsplanung beriicksichtigt die vorge-
nannten Planungen, Konzepte oder Strategien.

1.6.3 Je genau abgegrenzter Region ist bezogen auf die
Aktivitaten der landlichen Entwicklung jeweils nur ein
ILEK nach Nummer 1.2.1 a férderfahig.

1.6.4 In die Erarbeitung des ILEK nach Nummer 1.2.1 a
sollen die Bevolkerung und die relevanten Akteure der Re-
gion einschliefdlich lokaler Aktionsgruppen einbezogen
werden. Dazu gehoren in der Regel

a) die landwirtschaftlichen Berufsvertretungen,

b) die Gebietskorperschaften,
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c) die Einrichtungen der Wirtschaft,
d) die Verbraucherverbiande,
e) die Umweltverbiande,

f) die Trager offentlicher Belange.
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2.0 Regionalmanagement

2.1 Zuwendungszweck

Landliche Entwicklungsprozesse durch

a) Information und Aktivierung der Bevolkerung,

b) Identifizierung und Erschliefdung regionaler Entwick-
lungspotenziale,

c) ldentifizierung zielgerichteter Projekte,

d) Identifizierung von digitalen Anwendungsmaoglichkei-
ten und Projekten,

e) Vernetzung der regionalen Akteure

zu initiieren, zu begleiten, zu organisieren und Entwick-
lungskonzepte umzusetzen.

2.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss

2.2.1 Forderfahig sind Personal- und Sachleistungen fiir
die Durchfiithrung des Regionalmanagements.

2.2.2 Nicht férderfahig sind:

a) Planungsarbeiten, die gesetzlich vorgeschrieben sind,

b) Leistungen der 6ffentlichen Verwaltung,

c) einzelbetriebliche Beratung.

2.3 Zuwendungsempfanger

a) Gemeinden und Gemeindeverbande,

b) Zusammenschliisse der regionalen Akteure gemafd
Nummer 2.6.2 mit eigener Rechtspersonlichkeit unter
Einschluss von Gemeinden oder Gemeindeverbanden.

2.4 Artund Héhe der Zuwendungen

2.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschuss gewahrt.

2.4.2 Ein Zuschuss kann fiir einen Zeitraum von hdchs-

tens sieben Jahren bis zu einer Hohe von 75 % der forder-

fahigen Ausgaben gewahrt werden. Der Zuschuss kann bei
erfolgreicher Evaluierung des Entwicklungsprozesses ein-
malig um hochstens fiinf Jahre verlangert werden.

2.4.3 Der Zuschuss kann jahrlich bis zu 90.000 Euro be-

tragen. Die Festlegung der Kosten kann bis zu einem Volu-

men von 50.000 Euro je Jahr auf Basis von Pauschalen er-
folgen.
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2.5 Zuwendungsvoraussetzungen

Das Regionalmanagement ist nur dann forderfiahig, wenn
Stellen auf3erhalb der 6ffentlichen Verwaltung die Funk-
tion des Regionalmanagements wahrnehmen.

2.6 Sonstige Bestimmungen

2.6.1 Das Regionalmanagement stimmt sich mit den Stel-
len in der Region ab, die dhnliche Ziele verfolgen. Der Ab-
stimmungsprozess ist zu dokumentieren.

2.6.2 In die Arbeit eines geférderten Regionalmanage-
ments sollen die relevanten Akteure der Region ein-
schliellich lokaler Aktionsgruppen einbezogen werden.
Dazu gehoren in der Regel

a) die landwirtschaftlichen Berufsvertretungen,

b) die Gebietskorperschaften,

c) die Einrichtungen der Wirtschaft,

d) die Verbraucherverbande,

e) die Umweltverbande,

f) die Trager offentlicher Belange.

2.6.3 Je genau abgegrenzter Region ist bezogen auf die

Aktivitaten der landlichen Entwicklung jeweils nur ein Re-
gionalmanagement forderféahig.
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3.0 Dorfentwicklung3
3.1 Zuwendungszweck

Erhaltung, Gestaltung und Entwicklung landlich gepragter
Orte zur Verbesserung der Lebensverhaltnisse der landli-
chen Bevolkerung.

3.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss
3.2.1 Forderfahig sind:

a) die Initiierung, Begleitung, Umsetzung und Versteti-
gung von Veranderungsprozessen einschlief3lich Dorf-
moderation,

b) die Gestaltung von dorflichen Platzen, Straf3en, Wegen,
Freiflachen sowie Ortsrandern,

c) die Schaffung, Erhaltung und der Ausbau dorfgemafier
Gemeinschaftseinrichtungen,

d) Mehrfunktionshduser, Riume zur gemeinschaftlichen
Nutzung sowie Co-Working Spaces,

e) die Schaffung, Erhaltung und der Ausbau sonstiger so-
zialbezogener dorflicher Infrastruktureinrichtungen,

f) die Erhaltung und Gestaltung von Gebduden ein-
schliefdlich des Innenausbaus und der dazugehorigen
Hof-, Garten- und Griinflachen,

g) die Verlegung von Nahwarmeleitungen,

h) die Schaffung, Erhaltung, Verbesserung und der Aus-
bau von Freizeit- und Naherholungseinrichtungen,

i) Mafdnahmen land- und forstwirtschaftlicher
Betriebe zur Umnutzung ihrer Bausubstanz,

j) die Umnutzung dorflicher Bausubstanz,

k) der Abriss oder Teilabriss von Bausubstanz im Innen-
bereich, die Entsiegelung brach gefallener Flachen so-
wie die Entsorgung der dabei anfallenden Abrissmate-
rialien,

1) die Entwicklung von IT- und softwaregestiitzten Lo-
sungen zur Férderung der Infrastruktur landlicher Ge-
biete im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik der
Europdischen Union gemifd § 1 Absatz 1 Nr. 7 des
GAKG und die Durchfiihrung von Schulungsmafinah-
men zu deren Implementierung und Anwendung,

3 Die Priifung, ob es sich bei den im Rahmen von 3.0 durchgefiihrten
Vorhaben um staatliche Beihilfen im Sinne von Artikel 107 Absatz 1

AEUV handelt sowie die Vornahme der fiir die Einhaltung des EU-
Beihilferechts erforderlichen Schritte erfolgt auf Ebene der
Landerbehorde.
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m) Investitionen in 6ffentlich zugédngliche Elektroladeinf-
rastruktur, sofern diese in Zusammenhang mit weite-
ren nach Nummer 3.2.1 geférderten Dorfentwick-
lungsmafdnahmen erfolgen.

Konzeptionelle Vorarbeiten und Erhebungen im Zusam-
menhang mit Vorhaben nach Nummer 3.2.1 sowie Pro-
jektausgaben fiir Architekten- und Ingenieurleistungen
konnen ebenfalls geférdert werden.

3.2.2 Nicht forderfahig sind:

a) Bau- und Erschliefungsvorhaben in Neubau-, Ge-
werbe- und Industriegebieten,

b) der Landankauf mit Ausnahme

- des Landzwischenerwerbs in Verfahren nach dem
FlurbG* und dem LwAnpG?> sowie

- des Ankaufs von bebauten Grundstiicken durch Ge-
meinden und Gemeindeverbdnde zur Realisierung
von Vorhaben nach Nummer 3.2.1, soweit dieser 10
% der forderfahigen Gesamtausgaben nicht iiber-
steigt,

c) Kaufvon Lebendinventar,

d) Planungsarbeiten, die gesetzlich vorgeschrieben sind,
e) Leistungen der offentlichen Verwaltung,

f) laufender Betrieb,

g) Unterhaltung,

h) Ausgaben im Zusammenhang mit Planen nach dem
BauGB.

3.3 Zuwendungsempfanger

a) Gemeinden, Gemeindeverbiande?, Teilnehmergemein-
schaften und deren Zusammenschliisse sowie gemein-
niitzige juristische Personen,

b) natiirliche Personen, Personengesellschaften sowie
nicht unter a) genannte juristische Personen des o6f-
fentlichen Rechts sowie des privaten Rechts.

3.4 Artund Hohe der Zuwendungen

3.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschuss gewahrt.

* Flurbereinigungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
16.03.1976 (BGBL I S. 546), zuletzt gedndert durch Artikel

17 Jahressteuergesetz (JStG 2009) vom 19.12.2008 (BGBL. I S. 2794 -
Nr. 63).

5 Gesetz liber die Anpassung der Landwirtschaft an die soziale und 6ko-
logische Marktwirtschaft in der Deutschen Demokratischen Republik -
Landwirtschaftsanpassungsgesetz - neugefasst durch Bekanntmachung
vom 03.07.1991 (BGBL I S. 1418) zuletzt gedndert durch Artikel 40
Gvom 23.07.2013 (BGBL I S. 2586).
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3.4.2 Fir die Finanzierung der Vorhaben kdnnen Zu-
schiisse in folgender Hohe gewahrt werden:

a) bis zu 65 % der forderfahigen Ausgaben bei Zuwen-
dungsempfangern nach Nummer 3.3 a),

b) bis zu 35 % der forderfihigen Ausgaben bei Zuwen-
dungsempfiangern nach Nummer 3.3 b).

3.4.3 Bei Vorhaben, die der Umsetzung eines von der zu-
stindigen Landesbehérde anerkannten ILEK nach Mafi-
nahme 1.0 Nummer 1.2.1 a oder einer lokalen Entwick-
lungsstrategie (LEADER) dienen, konnen die Fordersatze
um bis zu 10 Prozentpunkte gegeniiber den Fordersatzen
von 3.4.2 erhoht werden.

3.4.4 Bei Vorhaben von landesweitem Interesse konnen
fiir Vorarbeiten Zuschiisse bis zu 100 % der férderfahigen
Ausgaben gewahrt werden. Dies ist von der Bewilligungs-
behoérde zu begriinden.

3.4.5 Eigene Arbeitsleistungen der Zuwendungsempfan-
ger nach Nummer 3.3 a) mit Ausnahme von Gemeinden
und Gemeindeverbdnden und im Rahmen von btrger-
schaftlichem Engagement der Biirgerinnen und Biirger
unentgeltlich erbrachte Arbeitsleistungen konnen mit bis
zu 60 % des Betrages, der sich bei Vergabe der Leistungen
an ein Unternehmen (ohne Berechnung der Umsatz-
steuer) ergeben wiirde, beriicksichtigt werden. Bei Ab-
rechnung nach allgemein festgesetzten Verrechnungssat-
zen konnen diese Arbeitsleistungen pauschal beriicksich-
tigt werden. Die Summe der Zuwendungen fiir Sachleis-
tungen darf die Summe der baren Ausgaben nicht iiber-
schreiten.

3.5 Zuwendungsvoraussetzungen

3.5.1 Die Vorhaben kénnen in Orten mit bis zu 10.000
Einwohnern geférdert werden.

3.5.2 Die unter 3.2.1 j) genannten Vorhaben kénnen nur
in den von den Landern definierten Gebieten zur Umset-
zung der europdischen Agrarpolitik fiir den landlichen
Raum durchgefiihrt werden.

3.6 Sonstige Bestimmungen

3.6.1 Vorhaben, die auflerhalb eines Konzeptes/einer
Planung nach Mafinahme 1.0 oder einer lokalen Entwick-
lungsstrategie (LEADER) durchgefiihrt werden, sollen auf
der Grundlage von Konzepten der Dorfer ausgewahlt wer-
den, aus denen die geplanten Vorhaben fiir eine nachhal-
tige Dorfentwicklung unter besonderer Beriicksichtigung
der Ziele gleichwertiger Lebensverhéltnisse einschlief3-
lich der erreichbaren Grundversorgung, attraktiver und
lebendiger Ortskerne und der Behebung von Gebiude-
leerstanden, der demografischen Entwicklung, der Redu-
zierung der Flacheninanspruchnahme und der Mdglich-
keiten der Digitalisierung und Datennutzung hervorge-
hen.

3.6.2 Die Forderung erfolgt unter dem Vorbehalt des Wi-
derrufs fiir den Fall, dass die geforderten
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a) Grundstiicke, Bauten und baulichen Anlagen innerhalb
eines Zeitraumes von 12 Jahren ab Fertigstellung,

b) Maschinen, technischen Einrichtungen und Gerate in-
nerhalb eines Zeitraumes von 5 Jahren ab Lieferung,

c) EDV-Ausstattung innerhalb eines Zeitraumes von 3
Jahren ab Fertigstellung

verduflert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck ent-
sprechend verwendet werden.
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4.0 Dem landlichen Charakter angepasste Inf-
rastrukturmaf3nahmens

4.1 Zuwendungszweck

Verbesserung der Infrastruktur in ldndlichen Gebieten
einschlief3lich landlicher Strafien und Wege sowie touris-
tischer Einrichtungen.

4.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss

4.2.1 Forderfahig sind dem ldandlichen Charakter ange-
passte Infrastrukturmaffnahmen, insbesondere zur Er-
schliefung der landwirtschaftlichen, wirtschaftlichen o-
der touristischen Entwicklungspotenziale. Konzeptionelle
Vorarbeiten und Erhebungen sowie Architekten- und In-
genieurleistungen im Zusammenhang mit diesen Vorha-
ben konnen ebenfalls geférdert werden.

4.2.2 Nicht férderfahig sind:

a) Bau- und Erschlieffungsvorhaben in Neubau-, Ge-
werbe- und Industriegebieten,

b) Landankauf mit Ausnahme des Landzwischenerwerbs
in Verfahren nach dem FlurbG und dem LwAnpG,

c) Kaufvon Lebendinventar,

d) Planungsarbeiten, die gesetzlich vorgeschrieben sind,

e) Leistungen der offentlichen Verwaltung,

f) laufender Betrieb,

g) Unterhaltung,

h) Vorhaben fiir Zuwendungsempfanger nach Nummer
4.3 b) mit Ausnahme von Infrastruktureinrichtungen,
die uneingeschrankt der Offentlichkeit zur Verfiigung
stehen und die - im Falle von Wegebau - dem Schluss

von Liicken in Wegenetzen dienen,

i) Ausgaben im Zusammenhang mit Planen nach dem
BauGB.

4.3 Zuwendungsempfinger

a) Gemeinden, Gemeindeverbiande? und andere Korper-
schaften des offentlichen Rechts und gemeinniitzige
juristische Personen,

b) natiirliche Personen und Personengesellschaften so-
wie nicht unter Nummer 4.3 a) genannte juristische
Personen des privaten Rechts.

4.4 Artund Hohe der Zuwendungen

4.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschuss gewahrt.

6 Die Priifung, ob es sich bei den im Rahmen von 4.0 durchgefiihrten
Vorhaben um staatliche Beihilfen im Sinne von Artikel 107 Absatz 1
AEUV handelt sowie die Vornahme der fiir die Einhaltung des EU-
Beihilferechts Schritte Ebene der
Landerbehorde.

erforderlichen erfolgt auf
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4.4.2 Fir die Finanzierung der Vorhaben koénnen Zu-
schiisse in folgender Hohe gewahrt werden:

a) bis zu 65 % der forderfahigen Ausgaben bei Zuwen-
dungsempfangern nach Nummer 4.3 a),

b) bis zu 35 % der forderfahigen Ausgaben bei Zuwen-
dungsempfangern nach Nummer 4.3 b).

4.4.3 Bei Vorhaben, die der Umsetzung eines von der zu-
stindigen Landesbehorde anerkannten ILEK nach Maf-
nahme 1.0 Nummer 1.2.1 a oder einer lokalen Entwick-
lungsstrategie (LEADER) dienen, konnen die Fordersatze
um bis zu 10 Prozentpunkte gegeniiber den Fordersatzen
von 4.4.2 erhoht werden.

4.4.4 Eigene Arbeitsleistungen der Zuwendungsempfin-
ger nach Nummer 4.3 a) mit Ausnahme von Gemeinden
und Gemeindeverbdanden und im Rahmen von biirger-
schaftlichem Engagement der Biirgerinnen und Biirger
unentgeltlich erbrachte Arbeitsleistungen kénnen mit bis
zu 60 % des Betrages, der sich bei Vergabe der Leistungen
an ein Unternehmen (ohne Berechnung der Umsatz-
steuer) ergeben wiirde, beriicksichtigt werden. Bei Ab-
rechnung nach allgemein festgesetzten Verrechnungssat-
zen konnen diese Arbeitsleistungen pauschal beriicksich-
tigt werden. Die Summe der Zuwendungen fiir Sachleis-
tungen darf die Summe der baren Ausgaben nicht tiber-
schreiten.

4.5 Zuwendungsvoraussetzungen

Die Vorhaben konnen in Orten mit bis zu 10.000 Einwoh-
nern geférdert werden.

4.6 Sonstige Bestimmungen

Die Férderung erfolgt unter dem Vorbehalt des Widerrufs
fiir den Fall, dass die geférderten

a) Grundstiicke, Bauten und baulichen Anlagen innerhalb
eines Zeitraumes von 12 Jahren ab Fertigstellung,

b) Maschinen, technischen Einrichtungen und Geréte in-
nerhalb eines Zeitraumes von 5 Jahren ab Lieferung,

c) EDV-Ausstattungen innerhalb eines Zeitraumes von 3
Jahren ab Fertigstellung

verdufdert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck ent-
sprechend verwendet werden.
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5.0 Neuordnung léindlichen Grundbesitzes und
Gestaltung des lindlichen Raumes’

5.1 Zuwendungszweck

Gestaltung des landlichen Raumes und Neuordnung der
landlichen Grundstiicksstrukturen.

5.2 Gegenstand der Férderung/Forderausschluss
5.2.1 Forderfahig sind:

a) Bodenordnung und Gestaltung des landlichen Raums
in Verfahren nach dem FlurbG und dem LwAnpG,

b) freiwilliger Nutzungstausch.

5.2.2 Nicht forderfahig sind:

a) Entwaisserung von Ackerland, Griinland oder Odland,
b) Umwandlung von Griinland und Odland in Ackerland,
c) Beschleunigung des Wasserabflusses,

d) Bodenmelioration,

e) Beseitigung von Landschaftselementen wie Timpel,
Hecken, Geholzgruppen oder Wegraine,

f) Bau- und ErschlieRungsvorhaben in Neubau-, Ge-
werbe- und Industriegebieten,

g) Landankauf mit Ausnahme des Landzwischenerwerbs,
h) Kaufvon Lebendinventar,

i) Planungsarbeiten, die gesetzlich vorgeschrieben sind,
j) Leistungen der 6ffentlichen Verwaltung,

k) laufender Betrieb,

1) Unterhaltung,

m) Ausgaben im Zusammenhang mit Planen nach dem
BauGB.

Der Forderausschluss gilt im Einzelfall nicht, wenn die
Vorhaben 5.2.2 a) bis e) im Einvernehmen mit der zustan-
digen Naturschutzbehoérde durchgefiihrt werden.

5.3 Zuwendungsempfinger

a) Teilnehmergemeinschaften, deren Zusammen-

schlisse,

b) Wasser- und Bodenverbdnde und dhnliche Rechtsper-
sonen,

7 Die Mafinahme ist nach Artikel 15 und 43 der Verordnung (EU)
Nr.702/2014 freigestellt. Die Kurzbeschreibung dieser Maf3nahme ist fiir
die Laufzeit bis 30.06.2023 unter der Nummer SA.49473 (2017/XA) bei
der Europdischen Kommission registriert.
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c) einzelne Beteiligte,

d) bei freiwilligem Landtausch und freiwilligem Nut-
zungstausch: Tauschpartner sowie andere am Tausch
beteiligte Personen.

54 Artund Héhe der Zuwendungen
5.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschuss gewahrt.

5.4.2 In Verfahren nach FlurbG kénnen Zuschiisse bis zu
75 % der nach § 105 FlurbG foérderfdhigen Ausfithrungs-
kosten gewahrt werden, bei Weinbergsflurbereinigungen
bis zu 65 %. Die Lander kénnen Verfahren mit besonderer
okologischer Zielsetzung und Verfahren mit hoher Bedeu-
tung fiir den Klimaschutz, die Klimafolgenanpassung oder
den Erhalt der Kulturlandschaft (Identifizierung nach von
den Landern festgelegten Kriterien) mit bis zu 80 % for-
dern.

5.4.3 Bei der Ermittlung der férderfahigen Ausfiihrungs-
kosten nach FlurbG und der Aufwendungen fiir den frei-
willigen Nutzungstausch ist von den Ausgaben auszuge-
hen, die dem Zuwendungsempfianger nach Abzug der Zu-
schiisse und sonstiger Leistungen Dritter zu den Ausfiih-
rungskosten oder zu den anderen Aufwendungen als Ver-
pflichtung verbleiben.

5.4.4 In Verfahren nach §§ 53 bis 64b LwAnpG betragt der
Zuschuss bis zu 90 % der forderfahigen Ausfithrungskos-
ten nach § 105 FlurbG.

5.4.5 Reduzieren sich die Zuschusssatze nach 5.4.2 wah-
rend laufender Verfahren, gilt der Zuschusssatz zum Zeit-
punkt der Anordnung.

5.4.6 Landankaufe im Rahmen des Landzwischenerwerbs
sind bis zu 100 % der Gesamtausgaben des betreffenden
Vorhabens forderfahig.

5.4.7 Im freiwilligen Nutzungstausch kann fiir nicht-in-
vestive Aufwendungen der Tauschpartner und fiir Leis-
tungen flr eine langfristige Pachtbindung zum Zwecke der
Erhaltung der Kulturlandschaft und zur standortange-
passten Landbewirtschaftung (Pachtpramie) ein Zuschuss
gewahrt werden. Der Zuschuss darf 75 % der forderfahi-
gen Ausgaben der Tauschpartner nicht iberschreiten. Die
Pachtpramie® darf einmalig 200 Euro/ha nicht iiber-
schreiten.

5.4.8 Bei Vorhaben, die der Umsetzung eines von der zu-
stindigen Landesbehdrde anerkannten ILEK nach Maf3-
nahme 1.0 Nummer 1.2.1 a oder einer lokalen Entwick-
lungsstrategie (LEADER) dienen, kénnen die Fordersatze
um bis zu 10 Prozentpunkte gegeniiber den Fordersitzen
von 5.4.2 und 5.4.7 erh6ht werden.

8 Die Pachtpramie wird nur an Nichtlandwirte als Verpachter unter Be-
achtung der Verordnung (EG) Nr. 1407 /2013 (De-minimis-Beihilfen) ge-
wahrt.
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5.4.9 Eigene Arbeitsleistungen der Zuwendungsempfan-
ger nach Nummer 5.3 kénnen mit bis zu 60 % des Betra-
ges, der sich bei Vergabe der Leistungen an ein Unterneh-
men (ohne Berechnung der Umsatzsteuer) ergeben
wiirde, berticksichtigt werden. Bei Abrechnung nach all-
gemein festgesetzten Verrechnungssitzen konnen diese
Arbeitsleistungen pauschal beriicksichtigt werden. Die
Summe der Zuwendungen fiir Sachleistungen darf die
Summe der baren Ausgaben nicht iiberschreiten.

5.4.10 Beitrdge der Beteiligten nach § 10 FlurbG und § 56
Absatz 2 LwAnpG sind keine Zuschiisse Dritter.

5.5 Zuwendungsvoraussetzungen

5.6 Sonstige Bestimmungen

5.6.1 Zuwendungen konnen in Verfahren nach FlurbG
und LwAnpG, die durch Beschluss angeordnet sind, fiir
Vorarbeiten sowie fiir Vorhaben des freiwilligen Nut-

zungstausches gewahrt werden.

5.6.2 Die Forderung erfolgt unter dem Vorbehalt des Wi-
derrufs fir den Fall, dass die geférderten

a) Grundstiicke, Bauten und baulichen Anlagen innerhalb
eines Zeitraumes von 12 Jahren ab Fertigstellung,

b) Maschinen, technischen Einrichtungen und Gerate in-
nerhalb eines Zeitraumes von 5 Jahren ab Lieferung,

c) EDV-Ausstattungen innerhalb eines Zeitraumes von 3
Jahren ab Fertigstellung

verauflert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck ent-
sprechend verwendet werden.
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6.0 Breitbandversorgung lindlicher Ridume®
6.1 Zuwendungszweck

Ziel der Forderung ist es, unterversorgte landliche Gebiete
besser an die Breitbandnetze anzuschliefden. Durch klein-
raumige Maflnahmen, die Liicken in der bestehenden
Breitbandinfrastruktur schlief3en, erganzt die GAK-Forde-
rung das Bundesprogramm fiir den Breitbandausbau und
die damit angestrebten Versorgungsziele. Damit soll ins-
besondere landwirtschaftlichen Unternehmen ein ada-
quater Zugang zu modernen Informations- und Kommuni-
kationstechnologien ermdglicht werden.

6.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss
6.2.1 Forderfahig sind
a) Schliefdung der Wirtschaftlichkeitsliicke:

Zuschiisse zur Schliefung der Wirtschaftlichkeitsliicke bei
Investitionen in leitungsgebundene oder funkbasierte
Breitbandinfrastrukturen. Eine Wirtschaftlichkeitsliicke
ist dabei definiert als Differenz zwischen dem Barwert al-
ler Erlése und dem Barwert aller Kosten des Netzaufbaus
und -betriebs.

Bei leitungsgebundener Infrastruktur ist die Verlegung o-
der Verbesserung der erforderlichen Einrichtungen bis
zur Gebaudeinnenwand férderfahig; bei funkbasierten Lo-
sungen ist die Errichtung der technischen Netzinfrastruk-
turelemente bis einschliefilich des Sendemastes forderfa-
hig.

b) Verlegung von Leerrohren:

Die Verlegung von Leerrohren (die fiir Breitbandinfra-
struktur genutzt werden kénnen) - mit einem nutzer- und
anbieterneutralen Standard, z.B. ,drei- oder mehrfach D
50“ - seitens des Zuwendungsempfangers als Bauherr o-
der sofern der Zuwendungsempfanger allein tiber die Nut-
zung der Leerrohre verfligungsberechtigt ist. Die Leer-
rohre miissen grof} genug fiir mindestens drei Kabelnetze
und unterschiedliche Netztopologien sein.

Die Ausstattung von Leerrohren mit unbeschaltenem
Glasfaserkabel und die Mitverlegung von Leerrohren bei
anderweitig geplanten Erdarbeiten (mit oder ohne Kabel)
zur Nutzung durch privatwirtschaftliche Betreiber 6ffent-
licher Telekommunikationsnetze.

c) Vorbereitung und Begleitung:

Informationsveranstaltungen, Machbarkeitsuntersuchun-
gen, Planungsarbeiten und Aufwendungen, die der Vorbe-
reitung und Begleitung von Mafdnahmen nach a) und b)
dienen.

9 Die Kurzbeschreibung dieser Mafnahme ist fiir die Laufzeit bis
31.12.2023 unter der Nummer SA.60037 (2020/X) bei der Europaischen

Kommission registriert.
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6.2.2 Nicht forderfahig sind:
Leistungen der o6ffentlichen Verwaltung.
6.3 Zuwendungsempfinger

a) Anbieter elektronischer Kommunikationsnetze

und -dienste
b) Gemeinden und Gemeindeverbande?0.
6.4 Artund H6he der Zuwendungen

6.4.1 Die Forderung erfolgt als Projektforderung im Wege
der Anteilsfinanzierung und besteht aus einem nicht riick-
zahlbaren Zuschuss zu den forderfahigen Ausgaben.

6.4.2 Die Hohe der Forderung betrégt bis zu 90 % der for-
derfahigen Ausgaben.

6.4.3 Wird die Beihilfe in einem wettbewerblichen Aus-
wahlverfahren gewahrt, wird der Beihilfehdchstbetrag
nach Nummer 6.6.1 festgesetzt. Wird die Beihilfe ohne
wettbewerbliches Auswahlverfahren gewahrt, darf der
Beihilfebetrag nach Nummer 6.6.2 nicht hdher sein als die
Differenz zwischen den beihilfefahigen Kosten und dem
Betriebserlos aus der Investition. Der auf der Grundlage
realistischer Projektionen ermittelte Betriebserlos wird
im Voraus von den beihilfefdhigen Kosten abgezogen und
im Nachhinein liber einen Riickforderungsmechanismus
iberpriift.

6.5 Zuwendungsvoraussetzungen

Eine Férderung nach der Nummer 6.2.1 a) und b) ist in Ge-
bieten moglich, in denen kein Breitbandnetz vorhanden
istund in denen auch nicht glaubhaft geplant ist, innerhalb
von drei Jahren nach der Veroffentlichung der geplanten
Beihilfemafinahme oder innerhalb des - mindestens zwei
Jahre langen - Zeitraums, in dem der geférderte Netzaus-
bau erfolgen soll, ein solches Netz auszubauen, das zuver-
lassig eine Download-Geschwindigkeit von mindestens:

a) 100 Mbit/s bieten kann, um Haushalte und sozio6ko-
nomische Schwerpunkte anzuschlieféen. Das gefor-
derte Netz muss mindestens die Up- und Downloadge-
schwindigkeiten verdoppeln und zuverldssig eine
Download-Geschwindigkeit von mindestens 300
Mbit/s und eine Upload-Geschwindigkeit von 100
Mbit/s bieten konnen.

b) 100 Mbit/s, aber unter 300 Mbit/s bieten kann, um
ausschliefdlich soziodkonomische Schwerpunkte anzu-
schliefden. Das geférderte Netz muss mindestens die
Up- und Downloadgeschwindigkeiten verdoppeln und
zuverlassig eine Download-Geschwindigkeit von min-
destens 1 Gbit/s bieten konnen. Gebiete, in denen min-
destens ein Netz vorhanden oder glaubhaft geplant ist,
dass zuverlassig eine Download-Geschwindigkeit von

10 In den Stadtstaaten entsprechende Verwaltungseinheiten.
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mindestens 300 Mbit/s bieten kann, sind nichtbeihilfe-
fahig. Gebiete, in denen mindestens zwei Netze vor-
handen oder glaubhaft geplant sind, die zuverlassig
eine Download-Geschwindigkeit von mindestens 100
Mbit/s bieten konnen, sind ebenfalls nicht beihilfefa-
hig.

6.6 Sonstige Bestimmungen

6.6.1 Wird die Beihilfe in einem transparenten und diskri-
minierungsfreien wettbewerblichen Auswahlverfahren
unter Wahrung der Grundsatze der Vergabevorschriften
und des Grundsatzes der Technologieneutralitat, unbe-
schadet der geltenden Vergabevorschriften, gewahrt, er-
halt das wirtschaftlich giinstigste Angebot den Zuschlag.
Fiir die Zwecke des wettbewerblichen Auswahlverfahrens
legt die Gemeinde oder der Gemeindeverband im Voraus
objektive, transparente und diskriminierungsfreie quali-
tative Zuschlagskriterien fest, die gegen den beantragten
Beihilfebetrag abzuwagen sind. Bei vergleichbarer Quali-
tat erhalt der Bieter, der den niedrigsten Beihilfebetrag
beantragt hat, die Beihilfe.

6.6.2 Wird die Beihilfe ohne wettbewerbliches Auswahl-
verfahren einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbands
gewahrt, damit diese direkt oder liber eine interne Einheit
ein festes Breitbandnetz ausbaut und verwaltet, so er-
bringt die Gemeinde oder der Gemeindeverband bzw. die
interne Einheit ausschliefdlich Vorleistungsdienste iiber
das geforderte Netz. Die Gemeinde oder der Gemeindever-
band gewahrleistet eine getrennte Buchfiithrung, bei der
die Mittel fiir den Netzbetrieb von anderen Mitteln, die der
Gemeinde oder dem Gemeindeverband zur Verfligung ste-
hen, getrennt verwaltet werden. Die Erteilung von Kon-
zessionen oder anderen Auftragen flir Bau oder Betrieb
des Netzes an Dritte erfolgt iiber ein offenes, transparen-
tes und diskriminierungsfreies wettbewerbliches Aus-
wahlverfahren im Einklang mit den Grundsatzen der
Vergabevorschriften und mit dem Grundsatz der Techno-
logieneutralitdt, unbeschadet der geltenden Vergabevor-
schriften, wobei das wirtschaftlich giinstigste Angebot
den Zuschlag erhalt.

6.6.3 Der Betrieb des geforderten Netzes gewahrleistet zu
fairen und diskriminierungsfreien Bedingungen einen
moglichst umfassenden aktiven und passiven Zugang auf
Vorleistungsebene nach Art. 2 Nr. 139 der Verordnung
(EU) Nr. 651/201411 einschlief3lich physischer Entbiinde-
lung. Ein Vorhaben kann anstelle einer physischen Ent-
biindelung eine virtuelle Entblindelung vorsehen, wenn
das virtuelle Zugangsprodukt von der nationalen Regulie-
rungsbehorde als der physischen Entbiindelung gleich-
wertig erklart wird. Aktiver Zugang auf Vorleistungsebene
wird fiir mindestens 7 Jahre und Zugang auf Vorleistungs-
ebene zur physischen Infrastruktur, einschliefilich Leer-
rohren und Masten, wird ohne zeitliche Begrenzung ge-
wahrt. Fiir das gesamte geforderte Netz gelten dieselben
Zugangsbedingungen, auch fiir die Teile des Netzes, in de-

11 Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission zur Feststellung der
Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem
Binnenmarktin der Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrags Uber die Ar-beitsweise der Europdischen Union vom
17.06.2014 (ABL L 143 vom 26.06.2014), zuletzt gedndert durch die
Verordnung (EU) 2021/1237 vom 23.07.2021.
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nen bestehende Infrastruktur genutzt wurde. Die Ver-
pflichtungen zur Zugangsgewahrung werden unabhangig
von Verdanderungen bei den Eigentumsverhaltnissen, der
Verwaltung oder dem Betrieb des geforderten Netzes
durchgesetzt. Bei NGA-Netzen muss die Mdglichkeit einer
vollstandigen Entbiindelung geboten werden.

6.6.4 Die Preise fiir den Zugang auf Vorleistungsebene
missen auf den Preisbildungsverfahren der BNetzA und
auf Preisen beruhen, die in vergleichbaren, von mehr
Wettbewerb gepragten Gebieten gelten. In Ermangelung
solcher verdffentlichten Preise gelten die in Art. 52 Abs. 8
ii) bzw. iii) der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 geregelten
Benchmarks.

6.6.5 Die Forderung nach Nummer 6.2.1 a) erfolgt unter
dem Vorbehalt des Widerrufs fur den Fall, dass der Zu-
wendungszweck innerhalb eines Zeitraums von 7 Jahren
nicht mehr gewahrleistet ist.

6.6.6 Die Verlegung der nach Nummer 6.2.1 b) geférder-
ten Leerrohre ist zu dokumentieren. Den an der Nutzung
interessierten Netzbetreibern sind alle erforderlichen In-
formationen unverziiglich zur Verfiigung zu stellen.

6.6.7 Die Forderung nach Nummer 6.2.1 b) erfolgt unter
dem Vorbehalt des Widerrufs fiir den Fall, dass die gefor-
derten Leerrohre innerhalb eines Zeitraums von 7 Jahren
nicht mehr fiir Breitbandinfrastruktur genutzt werden
koénnen.

6.6.8 Bereits bei Antragstellung sind geeignete projekt-
spezifische Indikatoren sowie entsprechende zeitpunkt-
bezogene Ausgangs- und Zielwerte zu benennen, die eine
Beurteilung des Umfangs der Zielerreichung erméglichen.

6.6.9 Die Zuwendungsvoraussetzungen nach Nummer 6.5
werden durch Kartierung und o6ffentliche Konsultation
nach Art. 52 Absatz 4 a) und b) der Verordnung (EU) Nr.
651/2014 tiberpriift.

6.6.10 Fir die Forderung sind dartiber hinaus verbind-
lich:

a) die Vorgaben aus den von der EU genehmigten Pro-
grammen der Bundesldnder zur Breitbandférderung
(soweit vorhanden) und

b) die Vorgaben in der Verordnung (EU) Nr. 651/2014,
insb. Art. 52 und Art. 4 Abs. 1 lit. y).
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7.0 Kleinstunternehmen der Grundversorgung
7.1 Zuwendungszweck

Sicherung, Schaffung, Verbesserung und Ausdehnung der
Grundversorgung der landlichen Bevoélkerung.

7.2 Gegenstand der Forderung/Férderausschluss
7.2.1 Forderfahig sind:

Investitionen in langlebige Wirtschaftsgiiter, einschlief3-
lich des Erwerbs der Vermogenswerte einer Betriebs-
statte, deren Férderung die Bedingungen der Verordnung
(EU) Nr. 1407/2013 der Kommission iliber die Anwen-
dung der Artikel 107 und 108 des Vertrages iliber die Ar-
beitsweise der Europiischen Union auf De-minimis-Bei-
hilfen erfiillen.

Aufwendungen fiir Beratungsdienstleistungen, Architek-
ten- und Ingenieurleistungen kénnen ebenfalls geférdert
werden, sofern sie im Zusammenhang mit der Umsetzung
des Investitionsvorhabens entstehen.

7.2.2 Nicht forderfahig sind:

a) Erwerb von Gesellschaftsanteilen, soweit sie nicht zur
Erfillung des Zuwendungszweckes erforderlich sind,

b) laufender Betrieb,

c) Unterhaltung,

d) Umsatzsteuer und unbare Eigenleistungen,
e) Investitionen in Wohnraum,

f) Erwerb unbebauter Grundstiicke,

g) iber die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der re-
gionalen Wirtschaftsstruktur" (GRW) forderfahige
Vorhaben,

h) Energiegewinnungsanlagen sowie damit zusammen-
hangende technische Einrichtungen, die nach EEG oder
KWKG forderfahigen Strom oder forderfahige Warme
erzeugen,

i) Ersatzinvestitionen,

j) Umschuldungen und Nachfinanzierungen bereits ab-
geschlossener Vorhaben, Anschlussfinanzierungen
und Prolongationen.

7.3 Zuwendungsempfianger

Gefordert werden eigenstiandige Kleinstunternehmen mit
weniger als 10 Mitarbeitern und einem Jahresumsatz von
unter 2 Mio. Euro im Sinne der Definition des Artikels 2
Absatz 3 des Anhangs der Empfehlung der Kommission
vom 06.05.2003 betreffend die Definition der Kleinstun-
ternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen
[ABIL 124 vom 20.05.2003, S. 39].
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Nicht férderfahig sind landwirtschaftliche Unternehmen
im Sinne der Nummer 1.3 des Agrarinvestitionsforde-
rungsprogramms (AFP), Unternehmen geméaf Nummer
2.3 der Diversifizierung sowie Arzte, Zahnairzte, Psycho-
therapeuten und Apotheker.

7.4 Artund H6he der Zuwendungen

7.4.1 Die Zuwendungen fiir Investitionen kdnnen als Zu-
schiisse von bis zu 45 % der forderfahigen Ausgaben als
De-minimis-Beihilfe gewahrt werden.

7.4.2 Bei Investitionen, die der Umsetzung eines von der
zustdandigen Landesbehdrde anerkannten ILEK nach MaR-
nahme 1.0 Nummer 1.2.1 a oder einer lokalen Entwick-
lungsstrategie (LEADER) dienen, kann der Férdersatz um
bis zu 10 Prozentpunkte erhéht werden.

7.4.3 Das Mindestinvestitionsvolumen betragt
10.000 Euro. Die Festlegung der Kosten kann bis zu einem
Investitionsvolumen von 100.000 Euro auf Basis von Pau-
schalen erfolgen.

7.4.4 Der Gesamtwert der einem Kleinstunternehmer ge-
wahrten De-minimis-Beihilfen darf 200.000 Euro bezogen
auf einen Zeitraum von 3 Jahren nicht iibersteigen.

7.5 Zuwendungsvoraussetzungen

Die Mafdnahmen kénnen nur in den von den Landern defi-
nierten Gebieten zur Umsetzung der europaischen Agrar-
politik fiir den landlichen Raum durchgefiihrt werden-und
nur, wenn die zustdndige Beh6rde den Bedarf fiir die Be-
reitstellung des betreffenden Gutes oder der betreffenden
Dienstleistung der Grundversorgung unter Beriicksichti-
gung gleichartiger, bereits bestehender Einrichtungen in
Ortsnahe festgestellt oder bestatigt hat.

7.6 Sonstige Bestimmungen

7.6.1 Bei Giitern oder Dienstleistungen, die ihrer Art nach
iiberwiegend regional, das heifdt innerhalb eines Radius
von 50 km von der Gemeinde in der die Betriebstatte liegt,
angeboten oder erbracht werden, kann unterstellt wer-
den, dass diese regelmafdig der Grundversorgung dienen.
Ansonsten ist der Beitrag zur Grundversorgung im Einzel-
fall zu begriinden.

7.6.2 Der Zuwendungsempfanger hat

- die erforderliche Qualifikation fiir die Fiihrung des Be-
triebes,

- ein Wirtschaftlichkeitskonzept sowie

- die Sicherstellung der Gesamtfinanzierung, ggf. unter
Vorlage der Bestitigung der Hausbank, nachzuweisen.
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7.6.3 Die Forderung von Investitionen erfolgt unter dem
Vorbehalt des Widerrufs fiir den Fall, dass die geférderten

- Bauten und baulichen Anlagen innerhalb eines Zeit-
raumes von 12 Jahren ab Fertigstellung bzw. ab Er-
werb der Betriebsstitte,

- Maschinen, technischen Einrichtungen und Gerate in-
nerhalb eines Zeitraumes von 5 Jahren ab Lieferung
bzw. ab Erwerb der Betriebsstatte,

- EDV-Ausstattungen innerhalb eines Zeitraumes von 3
Jahren ab Fertigstellung

verdauflert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck ent-
sprechend verwendet werden.

7.6.4 Ausgaben, die aus Mitteln anderer o6ffentlicher For-
derungsprogramme gefordert werden, diirfen nicht
gleichzeitig nach diesen Grundsétzen geférdert werden.

Eine Kumulation mit Mitteln der Kreditanstalt fiir Wieder-
aufbau, der Landwirtschaftlichen Rentenbank, COSME
(Programm fiir die Wettbewerbsfahigkeit von Unterneh-
men und fiir KMU) oder der Férderbanken der Lander ist
moglich, sofern hierbei die beihilferechtlichen Forder-
hochstgrenzen nicht tiberschritten werden.
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8.0 Einrichtungen fiir lokale Basisdienstleis-
tungen??

8.1 Zuwendungszweck

Schaffung, Sicherung, Verbesserung und Ausdehnung von
Einrichtungen der Grundversorgung fiir die ldndliche Be-
volkerung.

8.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss
8.2.1 Forderfahig sind:

a) der Kauf sowie Investitionen in stationdre und mobile
Einrichtungen fiir lokale Basisdienstleistungen,

b) der erforderliche Grundstiickserwerb, soweit dieser
10 % der forderfahigen Gesamtausgaben nicht iiber-
steigt.

Konzeptionelle Vorarbeiten und Erhebungen in diesem
Zusammenhang sowie Projektausgaben fiir Architekten-
und Ingenieurleistungen kénnen ebenfalls gefordert wer-
den.

8.2.2 Nicht férderfahig sind:
a) der Erwerb von Geschiftsanteilen,

b) Ausgaben im Zusammenhang mit Planen nach dem
BauGB,

c) Leistungen der offentlichen Verwaltung,
d) laufender Betrieb,

e) Unterhaltung,

f) Erwerb unbebauter Grundstiicke,

g) Energiegewinnungsanlagen sowie damit zusammen-
hangende technische Einrichtungen, die nach EEG oder
KWKG gefordert Strom oder Warme erzeugen,

h) Einrichtungen der medizinischen Versorgung, die iiber
die lokalen Bediirfnisse der Bevolkerung in landlichen
Orten hinausgehen,

i) Vorhaben, die Universititen, Hochschulen oder Be-
rufsschulen betreffen,

j) stationdre Nahversorgungseinrichtungen fiir Waren
und Dienstleistungen mit einer Verkaufsfliche von
mehr als 400 Quadratmetern.

12 Die Priifung, ob es sich bei den im Rahmen von 8.0 durchgefiihrten
Vorhaben um staatliche Beihilfen im Sinne von Artikel 107 Absatz 1
AEUV handelt sowie die Vornahme der fiir die Einhaltung des EU-
Beihilferechts erforderlichen Schritte erfolgt auf Ebene der Lander-
behorde.
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8.3 Zuwendungsempfinger

a) Gemeinden, Gemeindeverbande?, Teilnehmergemein-
schaften und deren Zusammenschliisse sowie gemein-
niitzige juristische Personen,

b) natiirliche Personen, Personengesellschaften, sowie
nicht unter a) genannte juristische Personen des o6f-
fentlichen Rechts sowie des privaten Rechts.

Vorhaben, die nach Mafdnahme 7.0 férderfahig sind, kon-
nen nichtim Rahmen dieser Mafnahme geférdert werden.

8.4 Artund Hohe der Zuwendungen
8.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschuss gewahrt.

8.4.2 Fir die Finanzierung der Vorhaben kénnen Zu-
schiisse in Hohe von bis zu 65 % der forderfahigen Ausga-
ben gewdhrt werden.

8.4.3 Bei Vorhaben, die der Umsetzung eines von der zu-
stdndigen Landesbehorde anerkannten ILEK nach Maf-
nahme 1.0 Nummer 1.2.1 a oder einer lokalen Entwick-
lungsstrategie (LEADER) dienen, konnen die Fordersatze
um bis zu 10 Prozentpunkte gegentiber den Fordersitzen
von 8.4.2 erhoht werden.

8.4.4 Eigene Arbeitsleistungen der Zuwendungsempfin-
ger nach Nummer 8.3 a) mit Ausnahme von Gemeinden
und Gemeindeverbanden kénnen mit bis zu 60 % des Be-
trages, der sich bei Vergabe der Leistungen an ein Unter-
nehmen (ohne Berechnung der Umsatzsteuer) ergeben
wiirde, berticksichtigt werden. Bei Abrechnung nach all-
gemein festgesetzten Verrechnungssdtzen konnen diese
Arbeitsleistungen pauschal beriicksichtigt werden. Die
Summe der Zuwendungen fiir Sachleistungen darf die
Summe der baren Ausgaben nicht iiberschreiten.

8.5 Zuwendungsvoraussetzungen

8.5.1 Vorhaben konnen in Orten mit bis zu 10.000 Ein-
wohnern gefordert werden.

8.5.2 Die Vorhaben koénnen nur in den von den Landern
definierten Gebieten zur Umsetzung der europdischen Ag-
rarpolitik fir den landlichen Raum durchgefiihrt werden
und nur dann, wenn die zustdndige Behorde den Bedarf
fiir die Bereitstellung des betreffenden Gutes oder der be-
treffenden Dienstleistung der Grundversorgung unter Be-
riicksichtigung gleichartiger, bereits bestehender Einrich-
tungen in Ortsndhe festgestellt oder bestétigt hat.

8.6 Sonstige Bestimmungen

8.6.1 Vorhaben, die aufierhalb eines Konzeptes/einer
Planung nach Mafdnahme 1.0 oder einer lokalen Entwick-
lungsstrategie (LEADER) durchgefiihrt werden, sollen auf
der Grundlage von Konzepten der Doérfer ausgewdhlt
wer-
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den, aus denen die geplanten Vorhaben fiir eine nachhal-
tige Dorfentwicklung unter besonderer Beriicksichtigung
der demografischen Entwicklung und der Ziele gleichwer-
tiger Lebensverhéltnisse hervorgehen.

8.6.2 Die Forderung erfolgt unter dem Vorbehalt des Wi-
derrufs fiir den Fall, dass die geforderten

a) Grundstiicke, Bauten und baulichen Anlagen innerhalb
eines Zeitraumes von 12 Jahren ab Fertigstellung,

b) Maschinen, technischen Einrichtungen und Gerite in-
nerhalb eines Zeitraumes von 5 Jahren ab Lieferung,

c) EDV-Ausstattungen innerhalb eines Zeitraumes von 3
Jahren ab Fertigstellung

verdauflert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck ent-
sprechend verwendet werden.
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9.0 Regionalbudget
9.1 Zuwendungszweck

Unterstiitzung einer engagierten und aktiven eigenver-
antwortlichen landlichen Entwicklung sowie Starkung der
regionalen Identitit in Form eines Regionalbudgets.

9.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss

9.2.1 Mit dem Regionalbudget kénnen dem allgemeinen
Zweck der Forderung dieses Forderbereichs entspre-
chende Kleinprojekte durchgefiihrt werden, die der Um-
setzung eines ILEK nach Mafinahme 1.0 Nummer 1.2.1 a
oder einer lokalen Entwicklungsstrategie (LEADER) die-
nen.

9.2.2 Nicht férderfahig im Rahmen des Regionalbudgets
sind:

a) Bau- und Erschlieffungsvorhaben in Neubau-, Ge-
werbe- und Industriegebieten,

b) der Landankauf,
c) Kaufvon Tieren,

d) Wirtschaftsforderung mit Ausnahme von Kleinstunter-
nehmen der Grundversorgung,

e) Planungsarbeiten, die gesetzlich vorgeschrieben sind,
f) Leistungen der offentlichen Verwaltung,

g) laufender Betrieb,

h) Unterhaltung,

i) Ausgaben im Zusammenhang mit Planen nach dem
BauGB,

j) einzelbetriebliche Beratung,

k) Personal- und Sachleistungen fiir die Durchfiihrung ei-
nes Regionalmanagements,

1) Personalleistungen.
9.3 Zuwendungsempfinger
9.3.1 Zuwendungsempfanger (Erstempfanger) sind:

Zusammenschliisse der regionalen Akteure gemafd Num-
mer 1.6.4 mit eigener Rechtspersonlichkeit oder mit ei-
nem in administrativer und finanzieller Sicht verantwort-
lichem Partner mit eigener Rechtspersonlichkeit unter
Einschluss von Gemeinden oder Gemeindeverbinden, die
liber ein Regionalmanagement nach Mafinahme 2.0 oder
ein von der zustindigen Landesbehorde anerkanntes
ILEK nach Mafdnahme 1.0 Nummer 1.2.1 a oder eine lokale
Entwicklungsstrategie (LEADER) verfiigen.
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9.3.2 Der Erstempfanger leitet die Zuwendung nach Maf3-
gabe landesrechtlicher Regelungen an den Trager des
Kleinprojektes (Letztempfanger) weiter. Letztempfanger
konnen sein

a) juristische Personen des offentlichen und privaten
Rechts,

b) natiirliche Personen und Personengesellschaften.
9.4 Artund Hohe der Zuwendungen
9.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschuss gewahrt.

9.4.2 Die Hohe des Regionalbudgets betrdgt je Region
jahrlich bis zu 200.000 Euro einschlief3lich eines Eigenan-
teils des Erstempfangers in Héhe von 10 %. Das Regional-
budget ist in dem Jahr zu verwenden, fiir das es bewilligt
wurde.

9.4.3 Die forderfahigen Gesamtkosten eines Kleinprojek-
tes je Letztempfanger betragen maximal 20.000 Euro, die
Hoéhe des Zuschusses bis zu 80 %.

9.5 Zuwendungsvoraussetzungen

Die Auswahl der Kleinprojekte erfolgt anhand der Aus-
wahlkriterien durch ein Entscheidungsgremium, das sich
aus Vertretern regionaler Akteure zusammensetzt. Dabei
ist zu gewdhrleisten, dass weder der Bereich Behorde im
Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes noch eine ein-
zelne Interessensgruppe mehr als 49 % der Stimmrechte
hat.

9.6 Sonstige Bestimmungen
9.6.1 Diese Mafdinahme ist bis zum 31.12.2023 befristet.

9.6.2 Eine Region kann jahrlich nur mit einem Regional-
budget im Sinne dieser Mafdnahme unterstiitzt werden.

9.6.3 Bei Vorhaben zur Férderung von wirtschaftlichen
Tatigkeiten sind die Bestimmungen der Verordnung (EU)
Nr. 1407/2013 vom 18.12.2013 (De-minimis-Beihilfe) zu
beachten.

9.6.4 Der Erstempfanger kontrolliert die Verwendung der
fiir die Kleinprojekte aus dem Regionalbudget verwende-
ten Mittel.
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Forderbereich 2: Forderung landwirtschaftlicher Unternehmen

Der Foérderbereich gliedert sich in folgende MaRnahmengruppen:

A. Einzelbetriebliche Férderung

B. Beratung

A. Einzelbetriebliche Forderung
Maf3nahmen
1.0 Agrarinvestitionsforderungsprogramm (AFP)

2.0 Diversifizierung

Begriffsbestimmungen

a) Unter der Verarbeitung eines landwirtschaftlichen
Erzeugnisses ist die Einwirkung auf ein Erzeugnis zu

verstehen, das im Anhang I des Vertrages iiber die Ar-
beits-weise der Europaischen Union (AEUV) genannt ist
und bei dem auch das daraus entstehende Erzeugnis
ein Anhang I-Erzeugnis ist.

b) Kooperationen im Rahmen der Agrarinvestitionsfor-
derung sind Zusammenschliisse

- im Sinne von Artikel 17 Absatz 3 der Verordnung (EU)

Nr. 1305/20131 von mindestens zwei landwirtschaftli-
chen Betrieben (,kollektive Investitionen®)

- im Sinne von Artikel 35 der Verordnung (EU) Nr.
1305/2013 von Landwirten oder Unternehmen der
Verarbeitung und Vermarktung, die mit weiteren
Landwirten und Einrichtungen zusammenarbeiten. Die
Organisationen und Einrichtungen der Land- und Er-
ndhrungswirtschaft miissen liberwiegend von Mitglie-
dern aus land- und erndhrungswirtschaftlichen Unter-
nehmen getragen werden und auf vertraglicher Grund-
lagezusammenarbeiten.

c) Operationelle Gruppen (OG) geméafs Artikel 56 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1305/2013 sind Teil der Europai-
schen Innovationspartnerschaft ,Landwirtschaftliche
Produktivitdt und Nachhaltigkeit* (EIP Agri). Sie wer-
den von Landwirten und/oder Unternehmen der Ver-
arbeitung und Vermarktung in Verbindung mit anderen
Interessengruppen, wie z. B. Forschern und Beratern,
gegriindet mit dem Ziel, innovative Erzeugnisse, Ver-
fahren, Prozesse und Technologien zu entwickeln,
durchzufiihren und zu begleiten.

d) Nichtproduktive Investitionen im Sinne von Artikel 17
Absatz 1 Buchstabe d) der Verordnung (EU) Nr.
1305/2013 sind Investitionen, die nicht zu einer erheb-
lichen Steigerung des Wertes des Betriebes oder

1 Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europiischen Parlaments und
des Rates vom 17. Dezember 2013 tiber die Férderung der liandlichen
Entwicklung durch den Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die
Entwicklung des ldndlichen Raums (ELER) und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 487).
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seiner Rentabilitdt fithren. Sie dienen zur Verwirkli-
chung von im Rahmen der Verordnung (EU) Nr.
1305/2013 verfolgten Agrarumwelt- und Klimazielen,
vor allem gemaf3 Artikel 5 Nummer 5 Buchstabe d) der
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013.

1.0 Agrarinvestitionsforderungsprogramm
(AFP)

1.1 Zuwendungszweck

Zur Unterstiitzung einer wettbewerbsfahigen, nachhalti-

gen, besonders umwelt- und klimaschonenden, besonders

tiergerechten, multifunktionalen und witterungsbedingten

Risiken vorbeugenden Landwirtschaft kénnen investive

Mafdnahmen in landwirtschaftlichen Unternehmen gefor-
dert werden.

Gefordert werden Mafdnahmen zur

a) Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingun-
gen;

b) Rationalisierung und Senkung der Produktionskosten;
c) Erhéhung der betrieblichen Wertschopfung;

unter besonderer Beriicksichtigung der Verbesserung des
Verbraucher-, Tier-, Umwelt- und Klimaschutzes sowie

d) Verbesserung der spezifischen Umwelt- und Klima-
schutzleistungen der landwirtschaftlichen Unterneh-
men, insbesondere zur Emissionsminderung;

e) Vorbeugung von Schiaden durch Naturkatastrophen
gleichzusetzende widrige Witterungsverhéltnisse.

1.2 Gegenstand der Féorderung/Forderausschluss

1.2.1 Foérderfahig sind Investitionen in langlebi-
ge Wirtschaftsgiiter, die

a) die Voraussetzungen des Artikels 17 Absatz 1 Buchsta-
be a) der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 erfiillen o-
der

b) die Voraussetzungen des Artikels 17 Absatz 1 Buchsta-
be d) der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 erfiillen o-
der
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c) die Voraussetzungen des Artikels 18 Absatz 1 Buchsta-
be a) der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 erfiillen

sowie

d) der Erzeugung, Verarbeitung oder Direktvermarktung
von Anhang [-Erzeugnissen dienen und

e) durch Schaffung der baulichen und technischen Vo-
raussetzungen einem oder mehreren der unter Num-
mer 1.1 genannten Zuwendungszwecke dienen.

Dariiber hinaus sind besondere Anforderungen

f) in mindestens einem der Bereiche Verbraucher-, Um-
welt- oder Klimaschutz

und zusatzlich

g) im Falle von Stallbauinvestitionen im Bereich Tier-
schutz entsprechend den Vorgaben der Anlage 1 zu er-
fiillen.

Mafdnahmen zur Vorbeugung von Schdaden durch Naturka-
tastrophen gleichzusetzende widrige Witterungsverhalt-
nisse sind von den besonderen Anforderungen ausgenom-
men.

Die besonderen Anforderungen

- des Verbraucherschutzes werden erfiillt, wenn die
Herstellung der Produkte nach den Anforderungen ei-
nes anerkannten Lebensmittelqualitatsprogramms
nach Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013
oder im Rahmen der Starkung regionaler Wertschop-
fungsketten erfolgt,

- des Umwelt- und Klimaschutzes sind in geeigneter
Weise, insbesondere durch eine Verbesserung der Effi-
zienz des Ressourceneinsatzes (z. B. von Wasser
und/oder Energie) oder durch eine Verringerung der
Stoffaustrage oder der Emissionen nachzuweisen. Die-
se Anforderungen sind z. B. durch Einhaltung der Vor-
gaben gemaf3 Anlage 3 erfiillt.

Forderfahig sind die nachfolgend aufgefiihrten Ausgaben,
soweit sie flir die zu fordernden Vorhaben notwendig sind:

- Errichtung, Erwerb oder Modernisierung von unbe-
weglichem Vermogen;

- Investitionen in Bewésserungsanlagen, wenn eine Was-
sereinsparung von mindestens 15 % erreicht wird.

Bei der Erstanschaffung kann nur wassersparende
Technik geférdert werden.? Die zustindige Landesbe-
horde priift, ob fiir das Gebiet, in dem die Investition

2 Es sind die Vorgaben des Artikels 46 der Verordnung (EU) Nr.
1305/2013 zu beachten.
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getdtigt werden soll, eine weitere Genehmigung zur
Wasserentnahme erteilt werden kann.

- Investitionen in Frostschutzberegnungsanlagen sind
ausschliefilich fiir Sonderkulturen férderfahig.

- Kauf von neuen Maschinen und Anlagen der Innen-
wirtschaft, einschlieflich der fiir den Produktionspro-
zess notwendigen Computersoftware, bis zum markt-
iiblichen Wert des Wirtschaftsgutes;

- Kauf von neuen Maschinen und Gerdten der Aufien-
wirtschaft, die zu einer deutlichen Minderung von
Emissionen bei der Aufbringung von Wirtschaftsdiin-
gern oder zu einer deutlichen Minderung von Umwelt-
belastungen bei der Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln oder zu einer deutlichen Minderung von Um-
weltbelastungen durch gezielte Unkrautbekdmpfung
mittels neuartiger mechanischer Verfahren fithren.3
Diese Teilmafsnahme ist vom 01.01.2021 bis zum
31.12.2024 ausgesetzt.

- allgemeine Aufwendungen, etwa fiir Architektur- und
Ingenieurleistungen, Baugenehmigungen sowie fiir Be-
ratung, Betreuung von baulichen Investitionen, Durch-
fihrbarkeitsstudien, den Erwerb von Patentrechten
und Lizenzen.

Die Gebiihren fiir die Betreuung von Investitionsvorhaben
sind bei einem forderfahigen baulichen Investitionsvolu-
men von mehr als 100.000 Euro forderfahig.

Erschlieffungskosten sind nur forderfahig, soweit die Er-
schlieffung einer Verlegung des Betriebes oder wesentli-
cher Betriebsteile in den Aufdenbereich dient.

1.2.2 Vonder Férderung sind ausgeschlossen:

a) Landankauf,

b) der Erwerb von Produktionsrechten und Gesellschafts-
anteilen, Tieren, Pflanzrechten oder Pflanzen, es sei
denn, sie dienen der Anlage von Dauerkulturen, sowie
Ersatzinvestitionen,

c) Maschinen und Geradte fiir die Auflenwirtschaft, mit
Ausnahme der unter Nummer 1.2.1 genannten Maschi-
nen und Gerite,

d) laufende Betriebsausgaben, Ablosung von Verbindlich-
keiten, Erbabfindungen, Kreditbeschaffungskosten und
Gebiihren fiir eine Beratung in Rechtssachen,

e) Umsatzsteuer und unbare Eigenleistungen,

f) Investitionen in Wohnungen und Verwaltungsgebaude,

3 Die férderfihigen Maschinen und Gerite sind in Anlage 3 Teil A) aufge-
fithrt.
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g) Maschinen- und Erntelagerhallen mit Ausnahme klima-
tisierter Lagerrdume fiir Obst, Gemiise und sonstige
Sonderkulturen, wenn sie die von den Landern festge-
legten besonderen Anforderungen an den Ressourcen-
schutz erfiillen, sowie mit Ausnahme von Lagerrdaumen
fiir Grobfutter im Zusammenhang mit der eigenbetrieb-
lichen Umsetzung besonders tiergerechter oder stand-
ortangepasster Produktionsverfahren,

h) Energiegewinnungsanlagen sowie damit zusammen-
hangende bauliche Anlagen und technische Einrichtun-
gen, die durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz oder
das Kraft-Warme-Kopplungsgesetz beglinstigt werden
konnen,

i) Investitionen in die Herstellung von Erzeugnissen zur
Imitation oder Substitution von Milch oder Milcher-
Zeugnissen.

1.3 Zuwendungsempfinger

Gefordert werden Kleinst-, kleine oder mittlere Unterneh-

men im Sinne des Anhangs I der Verordnung (EU) Nr.

702/20144, unbeschadet der gewahlten Rechtsform, wenn
entweder

- deren Geschaftstatigkeit zu wesentlichen Teilen (mehr
als 25 % Umsatzerldse) darin besteht, durch Bodenbe-
wirtschaftung oder durch mit Bodenbewirtschaftung
verbundene Tierhaltung pflanzliche oder tierische Er-
zeugnisse zu gewinnen und

- die in § 1 Absatz 2 des Gesetzes liber die Alterssiche-
rung der Landwirte (ALG)®genannte Mindestgrofie er-
reicht oder iiberschritten wird

oder
- das Unternehmen einen landwirtschaftlichen Betrieb
bewirtschaftet und unmittelbar kirchliche, gemeinnitzi-

ge oder mildtatige Zwecke verfolgt.

Als Tierhaltung im Sinne des 1. Tirets gelten auch die Im-
kerei sowie die Wanderschéferei.

Nicht geférdert werden Unternehmen,
- bei denen die Kapitalbeteiligung der 6ffentlichen Hand

mehr als 25 % des Eigenkapitals des Unternehmens be-
tragt.

4Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25. Juni 2014 zur
Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen im Agrar-
und Forstsektor und in ldndlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrages iiber die Arbeits-
weise der Europaischen Union (Abl. L 193 vom 1.7.2014, S.1).

5 Gesetz iiber die Alterssicherung der Landwirte vom 29. Juli 1994 (BGBL.
I S.1890, 1891), das zuletzt durch Artikel 20c des Gesetzes vom 22. No-
vember 2021 (BGBI. I S. 4906) gedndert worden ist.
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1.4 Zuwendungsvoraussetzungen

1.4.1 Allgemeine Anforderungen
Der Zuwendungsempfanger hat:

a) berufliche Fahigkeiten fiir eine ordnungsgemafie Fiih-
rung des Betriebes nachzuweisen. Bei juristischen Per-
sonen und Personengesellschaften muss mindestens
ein Mitglied der Unternehmensleitung diese Vorausset-
zung erfiillen,

b) grundsatzlich eine Vorwegbuchfiithrung fiir mindestens
zwei Jahre vorzulegen. Aus der Vorwegbuchfithrung
soll sich der Erfolg der bisherigen Bewirtschaftung des
Unternehmens nachweisenlassen.

c¢) wenn die Liander es vorgeben, eine Buchfiihrung fiir
mindestens fiinf Jahre vom Zeitpunkt der Bewilligung
an fortzufithren, die dem BMEL-Jahresabschluss ent-
spricht, und

d) einen Nachweis in Form eines Investitionskonzeptes
tiber die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens und der
Finanzierbarkeit der durchzufiihrenden Mafinahmen
zu erbringen. Das Investitionskonzept soll eine Ab-
schatzung tiber die Entwicklung der Wirtschaftlichkeit
des Unternehmens auf Grund der durchzufiithrenden
Mafdnahmen zulassen. Im Falle von Investitionen mit
einem forderfahigen Investitionsvolumen von nicht
mehr als 150.000 Euro kann ein vereinfachtes Investi-
tionskonzept verwendet werden. Abweichend ist bei
spezifischen Investitionen zum Umwelt- und Klima-
schutz mindestens die Finanzierbarkeit der geplanten
Mafdnahme nachzuweisen.

e) im Falle von Kooperationen den Kooperationsvertrag
und bei Kooperationen gemaf Artikel 35 der Verord-
nung (EU) Nr. 1305/2013 bzw. OG zusétzlich den Ge-
schéfts- bzw. Aktionsplan sowie sonstige Unterlagen,
die die Konzeption und die Ziele der Kooperation auf-
zeigen, vorzulegen.

Die Lander stellen im Rahmen der Durchfithrung der For-
derung nach diesen Grundséitzen sicher, dass die Prosperi-
tat des Zuwendungsempfangers gepriift wird.

1.4.2  Existenzgriindung

Bei Unternehmen, die wihrend eines Zeitraumes von
hochstens zwei Jahren vor Antragstellung gegriindet wur-
den und die auf eine erstmalige selbststindige Existenz-

griindung zuriickgehen, gelten die Zuwendungsvorausset-
zungen der Nummer 1.4.1 mit der Mafdgabe, dass

a) ein angemessener Eigenkapitalanteil am Unternehmen
und am zu fordernden Vorhaben sowie
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b) die Wirtschaftlichkeit der durchzufiithrenden Mafinah-

men durch eine differenzierte Planungsrechnung nach-
zuweisen ist.

Diese Bestimmungen gelten nicht fiir Unternehmen, die
infolge einer Betriebsteilung oder im Rahmen der Hof-
nachfolge neu gegriindet werden.

1.4.3 Junglandwirte

Junglandwirte (zum Zeitpunkt der Antragstellung hochs-
tens 40 Jahre alt), die nach Nummer 1.5.2 i) geférdert wer-
den, miissen zusatzlich zur Erfiilllung der Nummer 1.4.1
sowie ggf. 1.4.2 nachweisen, dass die geférderte Investiti-
on wahrend eines Zeitraumes von fiinf Jahren nach der
erstmaligen Niederlassung als Allein- oder Mitunterneh-
mer in einem landwirtschaftlichen Betrieb getatigt wird.

1.5 Artund Héhe der Zuwendungen

1.5.1 Zuwendungsart

Die Zuwendungen kénnen als
- Zuschiisseund

- Biirgschaften

gewdhrt werden.

Das Mindestinvestitionsvolumen betragt 20.000 Euro. Ab-
weichend hiervon betragt das Mindestinvestitionsvolumen
fir Investitionen nach Nummer 1.2 in Verbindung mit
Nummer 1.5.5 zur Installation eines weichen oder elas-
tisch verformbaren Liegebereichs bei der Kélberhaltung
10.000 Euro.

Die Foérderung wird begrenzt auf ein forderfahiges Investi-
tionsvolumen von 5,0 Mio. Euro. Diese Obergrenze kann
unter Berticksichtigung der Beschliisse der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) hinsichtlich des Ubergangs der alten
zur neuen EU-Forderperiode in den Jahren von 2014 bis
2022 hochstens einmal pro Zuwendungsempfanger ausge-
schopft werden.

Der Gesamtwert der nach Nummer 1.5.2 gewéhrten Beihil-

fen darf, ausgedriickt als Prozentsatz der forderfahigen

Ausgaben, den Wert von 40 % nicht tlibersteigen. Dies gilt

nicht fiir nichtproduktive Investitionen nach Nummer

Buchstabe f) fiir diese Teilinvestition und fiir Aufschlage

nach den Nummern 1.5.3 und 1.5.4.

1.5.2 Hohe der Zuwendungen

a) Fiir Investitionen nach Nummer 1.2.1 g), die die bauli-
chen Anforderungen an eine besonders tiergerechte
Haltung gemaf Anlage 1 Teil B erfiillen sowie fiir Maf3-
nahmen zur Vorbeugung von Schiaden durch Naturka-
tastrophen gleichzusetzende widrige Witterungsver-
haltnisse kann ein Zuschuss bis zu 40 % der férderfahi-
gen Ausgaben gewdhrt werden.
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b) Fiir spezifische Investitionen zum Umwelt und Klima-
schutz nach Nummer 1.2.1 in Verbindung mit Anlage 3
Teil A und Teil B Nummer 2, Nummer 3.2 und Nummer
4 kann ein Zuschuss bis zu 40 % der férderfahigen Aus-
gaben gewahrt werden.

c) Fir Investitionen in Bewidsserungsanlagen kann ein
Zuschuss bis zu 30 % der forderfihigen Ausgaben ge-
wahrt werden.

d) Fir sonstige Investitionen nach Nummer 1.2.1 sowie
fiir Erschliefungsmafdnahmen kann ein Zuschuss bis zu
20 % der forderfihigen Ausgaben gewahrtwerden.

e) Fir Kombinationen von Maffnahmen nach Nummer
1.2.1 Buchstabe g), die die baulichen Anforderungen an
eine besonders tiergerechte Haltung

- gemafd Anlage 1 Teil B erfiillen, mit Maf3nahmen ge-
méafd Anlage 3 Teil B Nummer 1.2 bis 1.6 kann ein
Zuschuss von bis zu 40 % der forderfahigen Ge-
samtausgaben gewahrtwerden.

- gemaf3 Anlage 1 Teil A erfiillen, mit Mafdnahmen ge-
méafd Anlage 3 Teil B Nummer 1.2 bis 1.6 kann ein
Zuschuss von bis zu 30 % der forderfihigen Ge-
samtausgaben gewahrtwerden.

f) Fir nichtproduktive Investitionen nach Nummer 1.2.1
in Verbindung mit Anlage 3 Teil B Nummer 1.1 und
Nummer 3.1 kann ein Zuschuss von bis zu 100 % der
forderfahigen Ausgaben fiir diese Teilinvestition ge-
wahrt werden.

g) Der Abstand zwischen dem Fordersatz nach Anlage 1
Teil A und Anlage 1 Teil B muss mindestens 20 %-
Punkte betragen. Bei der Haltung von Milchkiihen und
Aufzuchtrindern, Mastrindern und Mutterkithen be-
tragt der Abstand mindestens 10 %-Punkte.

h) Die Lander kénnen aus Landesmitteln den Foérdersatz
um bis zu 5 %-Punkte aufstocken.

i) Junglandwirteférderung

Bei Junglandwirten nach Nummer 1.4.3 kann zusétzlich ein
Zuschuss von bis zu 10 % der férderfahigen Ausgaben,
max. 20.000 Euro, gewdhrt werden.

j) Forderung der Betreuung

Betreuergebiihren werden bis zu einer Hohe von

- 2,5 % des forderfahigen Investitionsvolumens bis zu
500.000 Euro,

- 1,5 % des 500.000 Euro iiberschreitenden forderfa-
higen Investitionsvolumens

als forderfahig anerkannt.
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Der Sockelbetrag der forderfahigen Betreuergebiihren
betragt 6.000 Euro, der Hochstbetrag 17.500 Euro.

Der Fordersatz betrdagt max. 60 % der forderfiahigen Be-
treuergebiihren.

Eine weitere Forderung der Betreuung mit Zuschiissen
nach den Nummern 1.5.2 a) - i) ist ausgeschlossen.

1.5.3 Hohe der Zuwendung im Falle von Kooperationen
Investitionen nach Nummer 1.2, die im Rahmen einer Ko-
operation durchgefiihrt werden, kénnen einen Aufschlag
von bis zu 10 %-Punkten auf die unter Nummer 1.5.2 ge-
nannten Zuschusssatze erhalten.

1.5.4 Hohe der Zuwendung im Falle von Investitionen
im Rahmen der européischen Innovationspartnerschaft
,Landwirtschaftliche Produktivitit und Nachhaltigkeit”
(EIP Agri)

Investitionen nach Nummer 1.2, die im Rahmen des EIP
durchgefiihrt werden, konnen einen Aufschlag von bis zu
20 %-Punkten auf die unter Nummer 1.5.2 genannten
Zuschusssatze erhalten.

1.5.5 Hohe der Zuwendungen im Falle von Modernisie-
rungsmafinahmen fiir eine besonders tiergerechte Haltung

Investitionen nach Nummer 1.2, die im Rahmen der Um-
stellung der Haltung von Jung- oder Zuchtsauen (Deck-
zentrum oder Abferkelbereich), oder zur Installation eines
weichen oder elastisch verformbaren Liegebereichs bei
der Kélberhaltung durchgefiihrt werden und insofern zur
Erfiillung mindestens der Anforderungen der Tier-
SchNutztV in den hierfiir moglichen Ubergangsfristen die-
nen oder die auf eine Umstellung von Anbindehaltung auf
Laufstallhaltung bei Milchkiihen, Aufzuchtrindern, Mast-
rindern oder Mutterkiihen ausgerichtet sind, kénnen einen
Aufschlag von 10 %-Punkten auf die unter Nummer

1.5.2 Buchstabe d) genannte Zuschusshohe erhalten. Diese
Teilmafinahme ist befristet bis zum 31.12.2025.

1.5.6 Biirgschaften

Fir Kapitalmarktdarlehen, die zur Sicherstellung der Ge-
samtfinanzierung der forderfahigen Investitionen erfor-
derlich sind, kénnen geméaf Anlage 2 anteilige modifizierte
Ausfallbiirgschaften von den Landern tibernommen wer-
den.

1.6  Sonstige Bestimmungen

1.6.1 Zweckbindungsfrist

Die Férderung von Investitionen erfolgt unter dem Vorbe-
halt des Widerrufs fiir den Fall, dass diegeforderten

- Bauten und baulichen Anlagen innerhalb eines Zeit-
raumes von 12 Jahren ab Fertigstellung,
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- Maschinen, technischen Einrichtungen und Geréte in-
nerhalb eines Zeitraumes von 5 Jahren ab Lieferung

verduflert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck ent-
sprechend verwendet werden.

1.6.2 Evaluation

Die Lander stellen im Zuge der Durchfiihrung der Forde-
rung sicher, dass die fiir eine Evaluation der Férderung
nach diesem Grundsatz erforderlichen Daten erhoben
werden konnen. Die Linder kénnen hierzu die Buchfiih-
rungsauflage nach Nummer 1.4.1 nutzen.

Beim BMEL-Jahresabschluss konnen die Liander die Erstel-
lung nachfolgender, zwischen Bund und Ldndern abge-
stimmter Abschnitte der Buchfiihrung jeweils fiir fakultativ
erklaren: Forderungenspiegel, Verbindlichkeitenspiegel,
Einzelaufstellung der Verbindlichkeiten gegeniiber Kredit-
instituten, Naturalbericht, erganzende Angaben zum Un-
ternehmen, personliche Angaben.

Anstelle des BMEL-]Jahresabschlusses kann in Ausnahme-
fallen zur Vermeidung von Harten von den Bewilligungs-
behorden auch die Vorlage eines steuerlichen Jahresab-
schlusses akzeptiert werden. In diesem Falle kann jedoch
die Vorlage zusatzlicher Unterlagen zur Beurteilung der
Forderwiirdigkeit verlangt werden.

1.6.3 Kumulierbarkeit

Vorhaben, die aus Mitteln anderer offentlicher Férderpro-
gramme gefordert werden, diirfen nicht gleichzeitig nach
diesen Grundsatzen geférdert werden.

Eine Kumulation mit Mitteln der Landwirtschaftlichen
Rentenbank, COSME (Programm fiir die Wettbewerbsfa-
higkeit von Unternehmen und fiir KMU) des Europédischen
Investitionsfonds (EIF) oder der Férderbanken der Liander
ist moglich.

Neben einer investiven Férderung ist in demselben Be-
reich eine Forderung nach der Mafdnahme ,Markt- und
standortangepasste sowie umweltgerechte Landbewirt-
schaftung einschliefdlich Vertragsnaturschutz und Land-
schaftspflege (MSUL), Teilmafinahme F ,Foérderung be-
sonders tiergerechter Haltungsverfahren, méglich.

Die Férderobergrenzen diirfen bei einer Kumulation nicht
iiberschritten werden.
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1.6.4 Beihilferechtliche Bestimmungen

Die Mafinahme ist fiir die Erzeugung, Verarbeitung und
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse nach der
Verordnung (EU) Nr. 702/2014 von der Pflicht zur beihil-
ferechtlichen Anmeldung nach Artikel 108 Absatz 3 des
Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
(AEUV) freigestellt.

Zusétzlich sind fiir eine Forderung aufderhalb der geneh-
migten Entwicklungspldne der Lander folgende beihilfe-
rechtliche Bestimmungen zu beachten:

a) Fir Investitionen in die Primarproduktion sind die An-
forderungen des Artikels 14 der Verordnung (EU) Nr.
702/2014 und fiir die Verarbeitung und Vermarktung
die Anforderungen des Artikels 17 der Verordnung
(EU) Nr. 702/2014 einzuhalten.

b) Fir nichtproduktive Investitionen gelten die Voraus-
setzungen gemaf$ Artikel 14 Absatz 6 Buchstabe e) der
Verordnung (EU) Nr.702/2014.

c) Investitionen in Bewdasserungsanlagen sind nur unter
Beachtung der Vorgaben von Artikel 14 Absatz 6 Buch-
stabe f) sowie Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr.
702/2014 forderfahig.

d) Investitionen zur Verhiitung von Schidden durch Natur-
katastrophen gleichzusetzende widrige Witterungsver-
héltnisse (Frost, Stiirme und Hagel, Eis, starke oder an-
haltende Regenfalle oder Diirre), sind nur fiir Sonder-
kulturen forderfahig. Es gelten die Voraussetzungen
gemafd Artikel 14 Absatz 6 Buchstabe h der Verordnung
(EU) Nr.702/2014.

e) Zudem sind die Vorgaben von Artikel 14 Absatz 9 und
Absatz 11 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 einzu-
halten.

f) Ausgedriickt als absolute Zahl diirfen Beihilfen, die als
Staatliche Beihilfen gewadhrt werden, den Betrag von
500.000 Euro pro Unternehmen und Investitionsvor-
haben nicht ibersteigen.

% Die entsprechende Kurzbeschreibung fiir die Laufzeit bis 30.06.2023
wurde unter der Nummer SA.102069 bei der Européischen Kommission
registriert.
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Anlage 1

Bauliche Anforderungen an eine besonders tiergerech-
te Haltung

Teil A) Basisforderung

Mit den zu férdernden Investitionen sind die baulichen
und technischen Voraussetzungen zur Einhaltung der fol-
genden Anforderungen zu schaffen:

Generelle Anforderung

Stalle miissen so beschaffen sein, dass deren tageslicht-
durchléssige Flachen mindestens

- 3 % der Stallgrundflache bei Schweinen und Gefliigel,
- 5% bei allen iibrigen Tierartenbetragen.

Anforderungen an Laufstalle fiir Milchkiihe und Auf-
zuchtrinder

- Forderfihig sind Laufstalle. Die spaltenfreie Liegeflache
muss so bemessen sein, dass alle Tiere gleichzeitig lie-
gen konnen.

- Im Falle von Liegeboxen ist fiir jedes Tier eine Liegebox
bereitzustellen.

- Liegepladtze miissen ausreichend mit geeigneter trocke-
ner Einstreu oder anderem komfortschaffenden Mate-
rial (Komfortmatten gepriifter und anerkannter Quali-
tat) versehen werden. Bei Hochboxen kénnen Kom-
fortmatten eingesetzt werden.

- Fir jedes Tier ist ein Grundfutterfressplatz bereitzu-
stellen, dessen Breite dazu ausreicht, dass alle Tiere
gleichzeitig fressen koénnen. Wenn durch geeignete
technische oder manuelle Verfahren die Tiere stindig
Zugang zum Futter haben, ist ein Tier-Fressplatz-
Verhaltnis von maximal 1,5 : 1 zulassig.

- Die nutzbare Stallfliche muss mind. 5,5 m?je Grof3vie-
heinheit betragen.

- Bei Stallneubauten miissen die Lauf-/Fressgiange bei
Milchkiihen mindestens 3,5 m und Laufginge 2,5 m
breit sein, so dass sich die Tiere stressfrei begegnen
kénnen.

Anforderungen an die Kilberhaltung

- Der Stall muss so beschaffen sein, dass die Kalber ab
der 5. Lebenswoche in Gruppen gehalten werden.

- Die Liegeflaiche muss so bemessen sein, dass alle Tiere
einer Gruppe gleichzeitig liegenkénnen.
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Die Liegefliche muss ausreichend mit geeigneter Ein-

streu versehen werden (ausgenommen sind hier Maf2-
nahmen nach Nummer 1.5.5).

Anforderungen an Haltungsformen in der Rindermast
(aufder Mutterkuhhaltung)

Die Liegefliche muss so bemessen sein, dass alle Tiere
gleichzeitig liegen konnen.

Die Liegefliche muss ausreichend mit geeigneter tro-
ckener Einstreu oder anderem Komfort schaffenden
Material (Komfortmatten gepriifter und anerkannter
Qualitat) versehen werden.

Perforierte Boden (mit einer Spaltenbreite von max. 3,5
cm) diirfen hochstens 50 % der nutzbaren Stallfldche
ausmachen, es sei denn, die Liegefliche ist mit einer
perforierten Gummimatte ausgelegt, die mindestens 50
% der Stallfliche ausmacht.

Fiir jedes Tier ist ein Grundfutterfressplatz bereitzu-
stellen, dessen Breite ausreicht, dass alle Tiere gleich-
zeitig fressen konnen. Bei Vorratsfiitterung ist ein Tier-
Fressplatz-Verhaltnis von 1,5 : 1 zuldssig.

Anforderungen an die Haltung von Mutterkiihen

Die Liegeflache muss so bemessen sein, dass alle Tiere
gleichzeitig liegen kdnnen.

Die Liegeflaiche muss ausreichend mit geeigneter Ein-
streu versehen werden.

Die nutzbare Stallfliche muss mind. 5,5 m?2je Grofivie-
heinheit betragen.

Anforderungen an die Haltung von Absatzferkeln,
Zuchtlaufern und Mastschweinen

Der Liegebereich muss

e ausreichend mit geeigneter trockener Einstreu ver-
sehen werden oder

e mit Tiefstreu versehen werden oder
e mit einer Komfortliegeflache ausgestattetsein.

Im Stall muss fiir alle Tiere jederzeit zuganglich organi-
sches und faserreiches Beschaftigungsmaterial angebo-
ten werden. Zudem miissen in einer ausreichenden An-
zahl Raufutterraufen vorhanden sein, mittels derer die
Dauer der Futteraufnahme bei den Tieren ausgedehnt
und eine Beschaftigung induziert werden kann. Das or-
ganische Beschaftigungsmaterial soll bewtihlbar, kau-
bar und essbar sein und einen erndahrungsphysiologi-
schen Nutzen haben. Besonders geeignet hierfiir sind
Heu, Stroh, Silage und Pellets.
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Anforderungen an die Haltung von Jung- und Zucht-
sauen und Zuchtebern

Im Falle der Trogfiitterung ist je Sau bzw. Jungsau ein
Fressplatz bereitzustellen, dessen Breite es zuldsst,
dass alle Tiere gleichzeitig fressen kdnnen.

Der Liegebereich muss fiir Eber, Zucht- und Jungsauen
in Gruppenhaltung

e planbefestigt sein und ausreichend mit geeigneter
trockener Einstreu versehen werden oder

e mit Tiefstreu versehen werden oder
¢ mit einer Komfortliegeflache ausgestattetsein.

Fir Zucht- und Jungsauen im Abferkelbereich muss
mindestens ein Teil des Liegebereiches als Komfortlie-
geflache (z. B. Gummimatte im Schulterbereich) ausge-
stattet sein.

Im Stall muss fiir alle Tiere jederzeit zuginglich organi-
sches und faserreiches Beschaftigungsmaterial angebo-
ten werden. Zudem miissen in einer ausreichenden An-
zahl Raufutterraufen vorhanden sein, mittels derer die
Dauer der Futteraufnahme bei den Tieren ausgedehnt
und eine Beschaftigung induziert werden kann. Das or-
ganische Beschaftigungsmaterial soll bewiihlbar, kau-
bar und essbar sein und einen erndhrungsphysiologi-
schen Nutzen haben. Besonders geeignet hierfiir sind
Heu, Stroh, Silage und Pellets.

Fiir Zucht- und Jungsauen muss bei Einzelhaltung im
Abferkelbereich mindestens ein Beschaftigungselement
zur Verfiigung gestellt werden. Geeignet hierfiir sind
eine besondere Fiitterungstechnik, die die Dauer der
Futteraufnahme beim Tier ausdehnt und eine Beschaf-
tigung induziert, Raufutter oder vergleichbare organi-
sche Elemente.

Fir Zucht- und Jungsauen muss bei Einzelhaltung ab
Einstallen in den Abferkelbereich bis zum Abferkeln
Nestbaumaterial zur Verfiigung gestellt werden. Geeig-
net hierfiir sind langfaserige, organische Materialien,
die am Boden verdndert und mit dem Maul erfasst und
getragen werden konnen. § 30 Absatz 7 Satz 2, 2. Halb-
satz der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung (Tier-
SchNutztV) findet keine Anwendung.

Im Falle von Stallneubauten ist das Glllesystem derart
auszugestalten, dass es durch langfaserige, organische
Materialien insgesamt nicht beeintrachtigt werden
kann.

Anforderungen an die Haltung von Ziegen

Fiir jedes Tier ist ein Fressplatz bereitzustellen, dessen
Breite dazu ausreicht, dass alle Tiere gleichzeitig fres-
sen konnen.
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- Der Stallraum muss mit einem planbefestigten Boden
sowie einer Ablamm- bzw. Absonderungsbucht ausge-
stattet sein.

- Neben der nutzbaren Stallfliche sind zusatzlich pro
Ziege mind. 0,5 m2 nutzbare Liegeflichen zu schaffen,
die gegeniiber der iibrigen Stallflache erhéhtsind.

- Liegeplatze miissen ausreichend mit geeigneter tro-
ckener Einstreu versehen werden.

- Es missen Aufzuchtbuchten fiir Zicklein vorhanden
sein, die so bemessen sind, dass alle Zicklein gleichzei-
tig liegen konnen.

- In Stall und Auslauf miissen ausreichend Biirsten und
Reibungsflachen zur Verfiigung stehen.

Anforderungen an die Haltung von Schafen

- Der Stallraum muss mit einem planbefestigten Boden
sowie einer Ablamm- bzw. Absonderungsbucht ausge-
stattet sein.

- Liegepldtze miissen ausreichend mit geeigneter tro-
ckener Einstreu versehen werden.

- Ein Klauenbad einschliefdlich Zutriebeinrichtung muss
vorhanden sein.

Anforderungen an die Freilandhaltung von Legehen-
nen

- Im Aufdenbereich miissen fir alle Tiere ausreichende
Schutzeinrichtungen natiirlicher oder baulicher Art
(z. B. Unterstdnde, Baume, Strdaucher) zur Verfiigung
stehen, die ausreichend breit und so verteilt und zu-
sammenhadngend angelegt sind, dass sie von den Hiih-
nern von jeder Stelle des Aufdenbereiches schnell er-
reicht werden kénnen.

Anforderungen an die Bodenhaltung von Jung- und
Legehennen

- Der Stall muss mit einem befestigten Kaltscharrraum
verbunden sein, der den Tieren ab der 10. Lebens-
woche zur Verfiigung steht.

- Im Stall miissen den Tieren ab der 3. Lebenswoche
erhohte Sitzstangen angeboten werden. Die Sitzstan-
gen- lange muss fiir Junghennen ab der 10. Lebenswo-
che mindestens 12 cm je Tier aufweisen. Die Sitzstan-
gen miissen fiir Jung- und Legehennen so installiert
sein, dass auf ihnen ein ungestortes, gleichzeitiges Ru-
hen aller Tiere méglich ist. In der Volierenhaltung muss
fiir Junghennen der Zugang zu den einzelnen Ebenen re-
gulierbar sein.
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Neben Vorrichtungen zur Regulierung des Lichteinfalls
fiir tageslichtdurchlassige Flachen muss bei kiinstlicher
Beleuchtung eine an die unterschiedlichen Funktions-
bereiche der Haltungseinrichtung angepasste Abstu-
fung der Lichtintensitat moglich sein. Die Beleuchtung
muss fiir die Tiere flackerfreisein.

Der Einstreubereich (inklusive Kaltscharrraum) ist so
zu strukturieren und auszustatten, dass den Tieren zu-
satzlich zur Einstreu verschiedenartig manipulierbares
und auswechselbares Beschiftigungsmaterial (z. B.
Heuraufen, Pickblécke, Stroh- oder Luzerneballen) zur
Verfiigung steht.

Anforderungen an die Haltung von Mastputen

Der Stall muss mindestens gemafd den bundeseinheitli-
chen Eckwerten fiir eine freiwillige Vereinbarung zur
Haltung von Mastputen vom Marz 20137 ausgestattet
sein.

Der Stall muss mit einem befestigten Kaltscharrraum
bzw. Wintergarten verbunden sein. Stall und Kalt-
scharrraum bzw. Wintergarten sind mit Vorrichtungen
fiir Riickzugsmaoglichkeiten und Beschéftigung (erhohte
Ebenen, Sichtbarrieren, Strohraufen) auszustatten.

Fiir Mobilstille ist kein Kaltscharrraum erforderlich,
die Bodenfliche muss aber je nach Zustand (Trocken-
heit) ausreichend mit geeigneter Einstreu versehen
werden.

Anforderungen an die Haltung von Masthithnern

Die nutzbare Bodenfliche muss planbefestigt und aus-
reichend mit geeigneter trockener Einstreu versehen
werden.

Fiir Mobilstille muss die Bodenfldche nicht planbefes-
tigt sein, aber je nach Zustand (Trockenheit) ausrei-
chend mit geeigneter trockener Einstreu versehen
werden.

Anforderungen an die Haltung von Enten oder Géinsen

Der Stall muss so beschaffen sein, dass den Tieren ein
Auslauf und jederzeit zugangliche, ausreichend bemes-
sene Bademoglichkeiten zur Verfligung stehen.

Die Bademoglichkeiten miissen so gestaltet sein, dass
die Enten oder Ganse den ganzen Kopf ins Wasser ste-
cken kdnnen. Es miissen Einrichtungen vorhanden sein,
die die Bereitstellung von klarem Wasser fiir das Baden
gewahrleisten.

7 Die Eckwerte sind online verfiigbar auf der Internetseite des Verban-
des Deutscher Putenerzeuger e.V. und abgefasst auf Basis einer Uber-
arbeitung der bundeseinheitlichen Eckwerte zur Haltung von Mastpu-
ten vom 17.09.1999.
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Anforderung an die Haltung von Pferden

- Forderfdhig sind Anlagen/Systeme zur Haltung in
Gruppen mit Auslauf.

- Fir jedes Pferd ist ein Fressplatz bereitzustellen, des-
sen Breite dazu ausreicht, dass alle Tiere gleichzeitig
fressen kdnnen.

- Der Stallraum muss mit einem planbefestigten Boden
ausgestattet sein, der ausreichend mit geeigneter tro-
ckener Einstreu versehen wird.

- Ein besonderes Abteil fiir kranke, verletzte, unvertragli-
che oder neu eingestallte Tiere muss bei Bedarf einge-
richtet werden konnen, Dieses muss mindestens Sicht-,
Hor- und Geruchkontakt zu einem anderen Pferd ge-
wahrleisten.

- Die Anlage muss so beschaffen sein, dass den Tieren
jederzeit ein geeigneter Auslauf zur Verfliigung steht.

- Im Sommer wird den Pferden zusatzlich regelmafiiger
Weidegang angeboten.
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Teil B) Premiumforderung

Mit den zu fordernden Investitionen sind zusatzlich zu den
Anforderungen des Teils A) die baulichen und technischen
Voraussetzungen zur Einhaltung der folgenden Anforde-
rungen zu schaffen:

Anforderungen an Laufstille fiir Milchkiihe und Auf-
zuchtrinder

Forderfahig sind Laufstille, die iiber einen Auslauf fiir
mindestens ein Drittel der Milchkiihe (4,5 m%/GV) ver-
fiigen. Auf einen Auslauf kann verzichtetwerden:

e Dbeiregelmafigem Sommerweidegang und

e bei einer Stallmodernisierung, wenn ein Auslauf
aufgrund der Stalllage nicht mdglich ist und mindes-
tens 7 m2/GV Stallflaiche zur Verfiigung gestellt
werden.

Fir jedes Tier ist ein Grundfutterfressplatz bereitzu-
stellen, dessen Breite dazu ausreicht, dass alle Tiere
gleichzeitig fressen konnen. Wenn die Tiere standig Zu-
gang zum Futter haben, ist ein Tier-Fressplatz-
Verhéltnis von maximal 1,2 : 1 zuldssig. Werden Melk-
verfahren angewendet, bei denen die Kiihe iiber den
Tag verteilt gemolken werden (z. B. automatische Melk-
systeme), ist ein Tier-Fressplatz-Verhaltnis von maxi-
mal 1,5 : 1 zulassig.

Anforderungen an die Kilberhaltung

Die Anlage muss so beschaffen sein, dass den Tieren
entweder wahrend der Weideperiode téglich ein Aus-
lauf mit freiem Zugang zu einer Trankevorrichtung ge-
boten werden kann oder die Tiere im Offenstall (ein-
schlief3lich Kalberhiitten) gehaltenwerden.

Anforderungen an Haltungsformen in der Rindermast
(aufder Mutterkuhhaltung)

Die verfiigbare Flache muss
¢ bis 350 kg Lebendgewicht mind. 3,5 m2pro Tier und

e iiber 350 kg Lebendgewicht mind. 4,5 m2pro Tier
betragen.

Fir jedes Tier ist ein Grundfutterfressplatz bereitzu-
stellen, dessen Breite ausreicht, dass alle Tiere gleich-
zeitig fressen konnen. Bei Vorratsfiitterung ist ein Tier-
Fressplatz-Verhaltnis von 1,2 : 1 zulassig. Sofern den
Tieren ein permanenter Zugang zum Futter ermoglicht
wird, ist ein Tier-Fressplatz-Verhaltnis von 1,5 : 1 zu-
lassig.
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Anforderungen an die Haltung von Mutterkiihen

Der Stall muss lber einen Auslauf fiir mindestens ein
Drittel der Mutterkiihe (4,5 m2/GV) verfiigen. Auf einen
Auslauf kann verzichtet werden:

e beiregelmifligem Sommerweidegang und

e bei einer Stallmodernisierung, wenn ein Auslauf
aufgrund der Stalllage nicht méglich ist und mindes-
tens 7 m2/GV Stallfliche zur Verfiigung gestellt
werden.

Anforderungen an die Haltung von Absatzferkeln,
Zuchtliufern und Mastschweinen

Fur Absatzferkel, Zuchtldufer und Mastschweine muss
eine uneingeschrankt nutzbare Bodenfldche zur Verfii-
gung stehen, die mindestens 20 % grofier ist, als nach
der TierSchNutztVvorgeschrieben.

Zusatzlich zu den nach der TierSchNutztV vorgeschrie-
benen Tranken ist im Stall allen Tieren mittels geeigne-
ter Schalen- oder Beckentrdanken permanent das Saufen
aus einer offenen Flache zu erméglichen. Zulassig ist ein
Tier-Tranke-Verhaltnis von einer offenen Tranke fiir
jeweils bis zu 12 Tiere.

Anforderungen an die Haltung von Jung- und Zucht-
sauen und Zuchtebern

Die Haltungseinrichtung fiir Eber muss eine Flache auf-
weisen, die mindestens 20 % grofier ist, als nach der
TierSchNutztVvorgeschrieben.

Flr Jungsauen und Sauen muss im Zeitraum nach dem
Decken bis eine Woche vor dem voraussichtlichen Ab-
ferkeltermin eine uneingeschrankt nutzbare Bodenfla-
che zur Verfiigung stehen, die mindestens 20 % grofder
ist, als nach der TierSchNutztVvorgeschrieben.

Zusatzlich zu den nach der TierSchNutztV vorgeschrie-
benen Tranken ist im Stall allen Tieren mittels geeigne-
ter Schalen- oder Beckentranken permanent das Saufen
aus einer offenen Flache zu ermoglichen. Zuléssig ist ein
Tier-Tranke-Verhiltnis von einer offenen Trédnke fiir
jeweils bis zu 12 Tiere.

Anforderungen an die Haltung von Ziegen

Die nutzbare Stallfliche muss mind. 1,5 m?2/Ziege und
0,35 m2/Zicklein betragen.

Die Anlage muss so beschaffen sein, dass den Tieren
ganzjahrig ein Auslauf zur Verfligung steht. Im Stall- o-
der Auslaufbereich sind geeignete Klettermoglichkeiten
zu schaffen.
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Anforderungen an die Haltung von Schafen

- Die nutzbare Stallfliche muss mind. 1,5 m?/Schaf und
0,35 m?/Lamm betragen.

- Die Anlage muss so beschaffen sein, dass den Tieren ein
Auslauf zur Verfiigung steht, der so bemessen und ge-
staltet ist, dass er fiir die Sammlung und den Aufenthalt
der Herde ausreicht.

Anforderungen an die Freilandhaltung von Legehennen

- Soweit die Einrichtung eines Kaltscharrraums aus bauli-
chen oder rechtlichen Griinden nicht méglich ist, muss
der Stall Uiber einen Dachiiberstand von mindestens 2
m Breite/Tiefe iiber die gesamte mit Ausschlupfléchern
versehene Stallseite verfiigen. Die gesamte Flache unter
dem Dachiiberstand muss befestigt sein. Fiir Mobilstalle
sind kein Dachiiberstand und keine Befestigung erfor-
derlich.

Anforderungen an die Bodenhaltung von Jung- und Le-
gehennen

- Der Kaltscharrraum muss mindestens einem Drittel der
nutzbaren Stallgrundflache entsprechen und mit geeig-
neter manipulierbarer Einstreu sowie ausreichend be-
messenen und gleichmaflig verteilten Staub- oder
Sandbadern ausgestattetsein.

- Die Grundflache des Kaltscharrraums darf nicht in die
Berechnung der maximalen Besatzdichte einbezogen
werden.

- Zur Optimierung des Stallklimas miissen bei Volieren-
haltung Kanale zur Kotbandbeliiftung vorhandensein.

Anforderungen an die Haltung von Mastputen

- Der Stall muss so bemessen sein, dass die Besatzdichte
wahrend der Endmastphase bei Putenhennen max. 35
kg und bei Putenhdhnen max. 40 kg Lebendgewicht pro
m? nutzbarer Stallfliche nicht tiberschreitet.

- Der Kaltscharrraum bzw. Wintergarten muss mindes-
tens 800 cm?/Putenhahn und 500 cm?/Puten-henne
umfassen und mit geeigneten, ausreichend bemessenen
und gleichmaflig verteilten Staubbddern ausgestattet
sein.

Anforderungen an die Haltung von Masthiihnern
- Der Stall muss so bemessen sein, dass die Besatzdichte

wahrend der Endmastphase max. 25 kg Lebendgewicht
pro m? nutzbarer Stallfliche nichtiiberschreitet.
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Anforderungen an die Haltung von Enten oder Ginsen Anlage 2
- Der Stall muss so bemessen sein, dass die Besatzdichte Ubernahme von Biirgschaften
wahrend der Endmastphase bei Mastenten max. 25 kg
und bei Mastgénsen max. 30 kg Lebendgewicht pro m? 1. Fir Kapitalmarktdarlehen, die zur Sicherstellung der
nutzbarer Stallfliche nichtiiberschreitet. Gesamtfinanzierung der forderfihigen Investition er-
forderlich sind, konnen anteilige modifizierte Ausfall-
- Der Aufdenbereich muss so bemessen sein, dass ein biirgschaften von den Lidndern iibernommen werden,
Weideauslauf von mind. 2 m?/Mastente bzw. 4 m2/ soweit das Darlehen nicht durch bankiibliche Sicher-
Mastgans zur Verfligung steht. heiten gedeckt und mit der Zahlung der vertraglich
vereinbarten Zins- und Tilgungsleistungen gerechnet
Anforderung an die Haltung von Pferden werden kann.
Der Bund iibernimmt hierfiir befristet bis zum 31. De-
- Die nutzbare Liegeflaiche muss mindestens 9 m2/Pferd zember 2022 mit gesonderter Erklarung eine Garantie
und mindestens 7 m2/Pony betragen. von 60 %.

2. Biirgschaften konnen nur fiir Darlehen iibernommen
werden, die bei Antragstellung auf Biirgschaftsiiber-
nahme noch nicht gewahrt oder verbindlich zugesagt
worden sind. Eine Darlehenszusage unter dem aus-
driicklichen Vorbehalt der Biirgschaftsgewdhrung ist
unschadlich.

3. Die Biirgschaften decken hdchstens 70 % des Ausfalls
an der Hauptforderung, den marktiiblichen Zinsen so-
wie den Kosten der Kiindigung und Rechtsverfolgung,
fiir die Kosten jedoch nur bis zu 2 % des Biirgschafts-
hochstbetrages fiir die Hauptforderung.

Ab Eintritt des Verzuges des Kreditnehmers ist der
Zinssatz in die Biirgschaft einbezogen, der gegeniiber
dem Kreditnehmer als Schadensersatzanspruch geltend
gemacht werden kann. Die Hohe des Schadensersatz-
anspruches ist auf den Basiszinssatz nach § 247 des
Biirgerlichen Gesetzbuches (BGB)8 zuziiglich 5 %

p. a begrenzt, es sei denn, im Schadensfall wird ein ho-
herer Ersatzanspruch nachgewiesen. In keinem Fall
darf jedoch der vertraglich vereinbarte und von dem
biirgenden Land gebilligte Regelzinssatz iiberschritten
werden.

Sonstige Verzugsschaden, Zinseszinsen, Stundungszin-
sen, Provisionszinsen, Strafzinsen, Uberziehungszinsen,
Bearbeitungsgebiihren und Priifungskosten sind von
der Biirgschaft nicht erfasst und diirfen auch nicht mit-
telbar gegeniiber dem biirgenden Land in die Ausfall-
berechnung einbezogen werden.

Der Selbstbehalt der Hausbanken betrdgt mindestens
30 %; er darf nicht gesondert oder vorrangig besichert
oder auf Dritte tibertragen werden.

4. Der Darlehensnehmer hat eine marktiibliche Provision
(einschliefdlich Risikoentgelt) fiir die Gewahrung der
Biirgschaft zu entrichten und so weit wie moglich Si-
cherheiten - vorrangig Grundpfandrechte - zur Verfii-
gung zu stellen. Dies gilt auch, wenn er nachtraglich da-
fiir geeignetes Vermoégen erlangt. Zu den Sicherheiten,
die vor Feststellen des Ausfalls zu verwerten sind, ge-

8 Biirgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom
2. Januar 2002 (BGBL. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBL. I S. 3515) gedndert wor-
den ist.
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hoéren auch etwaige fiir das Darlehen gegebene Biirg-
schaften Dritter. Bei haftungsbeschrankenden Rechts-
formen ist Voraussetzung fiir die Vergabe einer Aus-
fallbiirgschaft, dass alle Gesellschafter, die einen we-
sentlichen Einfluss auf den Darlehensnehmer ausiiben
konnen, fur das Darlehen mithaften, zumindest aber ei-
ne selbstschuldnerische Biirgschaft in Darlehens- hohe
abgeben.

. Die Verbiirgung von Haushaltsmitteln des Bundes und
der Lander sowie die Ubernahme von Biirgschaften in
Sanierungsfallen sind ausgeschlossen.
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Anlage 3

Foérderung von spezifischen Investitionen zum Um-
welt- und Klimaschutz

Teil A) Maschinen und Gerite der Aufenwirtschaft®
Forderfahig sind folgende Maschinen und Gerate zur:

1. Aufbringung von fliissigen Wirtschaftsdiingern
1.1 Injektionsgerate fiir die Aufbringung von Giille, Gar-
resten, Jauche und Sickersaft mit und ohne Tankwa-
gen.

1.2 An Tankwagen angebaute Gerite zur Direkteinarbei-
tung von Giille, Garresten, Jauche und Sickersaft, wie
Grubber, Scheibeneggen, Scheibenschlitzgerate und
vergleichbare Techniken, mit und ohne Tankwagen.

1.3 Schleppschuhverteiler mit und ohne Tankwagen.

1.4 Aufbringungsgerate gemafd Punkt 1.1 - 1.3 in Verbin-
dung mit Pumpe, Haspel und Schlauch (Verschlau-
chungsverfahren).

Die Gerate miissen nachweislich dem neuesten Stand der
Technik entsprechen. Dies ist z. B. der Fall, wenn die Gera-
te in einem Testverfahren nach DLG10 oder VERA1 erfolg-
reich gepriift wurden.

2. Anwendung von Pflanzenschutzmitteln

2.1 Spritz- und Spriihgerite fiir den Obst-, Garten- und
Weinbau, die nicht angelagerte Spritzfliissigkeit auf-
fangen und in den Tank zuriickférdern und die Ab-
drift um mindestens 90 % gegeniiber herkdmmlichen
Spriihgeraten verringern kénnen, ohne die Wirksam-
keit der Anwendung zu verringern.

2.2 Pflanzenschutzgeriate mit Sensorsteuerung, die ent-

weder Liicken in der Zielflache erkennen und die Dii-

sen entsprechend abschalten oder die z. B. in Fla-

chenkulturen Unkréuter oder Pilzbefall erkennen und
die Diisen entsprechend einschalten. Die mogliche

Mitteleinsparung der Gerate muss durch eine Priifung

des Julius Kithn-Instituts nachgewiesen werden.

2.3 Feldspritzgerate mit Assistenzsystemen zur automa-

tischen Teilbreitenschaltung und Gestdngefithrung

und automatischer Innenreinigung.

2.4 Feldspritzgerdte mit Mehrkammersystemen zur ge-

zielten teilflichenspezifischen Ausbringung von

Pflanzenschutzmitteln.

Diese Teilmafinahme ist vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2024 ausgesetzt.
10 Deutsche Landwirtschafts-Gesellschaft. Die DLG fiihrt u. a. Priifungen
von landwirtschaftlichen Maschinen und Geraten durch.

Verification of Environmental Technologies for Agricultural Produc-
tion. VERA ist eine multinationale Kooperation zwischen Dédnemark,
den Niederlanden und Deutschland zur Priifung und Verifizierung von
Umwelttechnologien im landwirtschaftlichen Sektor.
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Die unter Punkt 2.1 - 2.4 genannten Gerdte miissen vom
Julius Kiihn-Institut gepriift und anerkannt worden sein.

Selbstfahrende Maschinen sind sowohl bei der Aufbrin-
gung von Wirtschaftsdiingern als auch bei der Anwendung
von Pflanzenschutzmitteln nicht férderfahig.

3. Mechanischen Unkrautbekimpfung

Maschinen und Gerate zur mechanischen Unkrautbekdmp-
fung fiir Reihenkulturen, die liber eine elektronische Rei-
henfiihrung (mittels GPS, Ultraschall oder optischer Senso-
ren) verfiigen.

Maschinen und Gerate mit einer mechanischen Reihenfiih-
rung (z. B. durch Taster) sind nicht férderfahig.

Teil B) Bauliche und sonstige Anlagen
Forderfahig sind folgende Investitionen zur:
1. Emissionsminderung in Stallbauten

1.1 Abluftreinigungsanlagen

1.2 Kot-Harn-Trennung

1.3 Verkleinerte Giillekanéle

1.4 Emissionsarme Stallboden

1.5 Fitterungssysteme fir nahrstoffreduzierte

Phasenfiitterung
1.6 Giillekiihlung
2. Emissionsminderung in Verbindung mit Stallbau-
ten

2.1 Lagerstatten fiir fliissige Wirtschaftsdiinger

Die Investitionen miissen zu einer deutlichen Minderung
von Emissionen bei der Lagerung von fliissigen Wirt-
schaftsdiingern auflerhalb des Stallgebdudes beitragen.
Fir eine deutliche Minderung von Emissionen bei der
Lagerung von fliissigen Wirtschaftsdiingern miissen die
Lagerstatten iiber eine feste Abdeckung und zudem tiber
eine Mindestlagerkapazitat verfiigen, die zwei Monate
iiber die betriebsindividuellen ordnungsrechtlichen Vor-
gaben hinausgeht.
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2.2 Festmistlagerstaitten

Die Investitionen miissen zu einer deutlichen Minderung
von Emissionen bei der Lagerung von Festmist aufderhalb
des Stallgebaudes beitragen. Sie haben iiber eine Mindest-
lagerkapazitat zu verfiigen, die zwei Monate iiber die be-
triebsindividuellen ordnungsrechtlichen Vorgaben hinaus-
geht. Lagerstitten fiir Gefliigelmist miissen, alle anderen
Festmistarten konnen, zudem uber eine feste Uberdachung
verfiigen.

3. Emissionsminderung unabhingig von Stallbauten

3.1 Nachriistung von Abdeckungen fiir in Betrieb befind-
liche Lagerstatten fiir flissige Wirtschaftsdiinger

3.2 Lagerstatten fiir fliissige Wirtschaftsdiinger

Die Investitionen miissen zu einer deutlichen Minderung
von Emissionen bei der Lagerung von fliissigen Wirt-
schaftsdiingern aufderhalb des Stallgebdudes beitragen.
Fiir eine deutliche Minderung von Emissionen bei der La-
gerung von fliissigen Wirtschaftsdiingern miissen die La-
gerstitten liber eine feste Abdeckung und zudem iiber eine
Mindestlagerkapazitat verfiigen, die zwei Monate iiber die
betriebsindividuellen ordnungsrechtlichen Vorgaben hin-
ausgeht. Diese Teilmafinahme ist vom 01.01.2021 bis zum
31.12.2024 ausgesetzt.

4. Ressourcenschonende Einrichtungen zum Um-
weltschutz

4.1 geschlossene, rezirkulierende Bewasserungssysteme

fiir Sonderkulturen insbesondere im Freiland

4.2 Reinigungspldtze fiir Pflanzenschutzgeriate mit inte-

griertem System zur Vermeidung von Pflanzenschutz-

mitteleintragen

4.3 ,Biobett“-System zur Vermeidung von Pflanzen-

schutzmitteleintragen
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2.0 Investitionen zur Diversifizierung

2.1 Verwendungszweck

Die gesamtwirtschaftlichen und sektoralen Rahmenbedin-
gungen fiir die Landwirtschaft bedingen deren stetigen
Nicht alle Inhaber landwirtschaftlicher
Unternehmen werden auch in Zukunft ein ausreichendes
Einkommen aus der landwirtschaftlichen Produktion er-
wirtschaften konnen. Die Schaffung zusatzlicher Einkom-
mensquellen aus selbstindiger Tatigkeit wird unterstiitzt
und damit ein Beitrag zur Erhaltung der Wirtschaftskraft

Strukturwandel.

des landlichen Raumes geleistet.

2.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss

2.2.1 Gefordert werden Investitionen zur Schaffung zu-
satzlicher Einkommensquellen im landlichen Raum,
die die Bedingungen des Art. 19 Abs. 1 Buchstabe b]
ELER- Verordnung!? sowie die Bedingungen der
Verordnung (EU) Nr. 1407/201313 (De-minimis-
Beihilfen) erfiillen.

Bemessungsgrundlage fiir die Férderung sind die nachfol-
gend aufgefiihrten Ausgaben, soweit sie fiir die zu férdern-
den Vorhaben notwendig sind:

a) Errichtung, Erwerb oder Modernisierung von unbeweg-
lichem Vermogen;

b) Erstanschaffung von neuen Maschinen und Anlagen im
Rahmen der Schaffung zusétzlicher Einkommensquel-
len, einschliefllich Computersoftware, bis zum marktiib-
lichen Wert des Wirtschaftsgutes;

c) allgemeine Aufwendungen, etwa fiir Architektur- und
Ingenieurleistungen sowie fiir Beratung, Betreuung von
baulichen Investitionen, Baugenehmigungen, Durch-
fuihrbarkeitsstudien, den Erwerb von Patentrechten und
Lizenzen;

d) Investitionen im Bereich ,Urlaub auf dem Bauernhof”

kénnen nur bis zur Gesamtkapazitit von 25 Gastebetten
gefordert werden.
Bei Brennereien sind nur Investitionen im Bereich der
Direktvermarktung von Abfindungs- sowie Verschluss-
kleinbrennereien (mit einer jahrlichen Alkohol- produk-
tion bis zu 10 hl) féorderbar. Brennereigerate konnen ge-
fordert werden, soweit es sich um die Modernisierung
bestehender Brennereien handelt.

12 yerordnung (EU) Nr.1305/2013 des Rates vom 17. Dezember 2013.
13Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember
2013 tiber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europaischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABI
L352/1 vom 24.12.2013).
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2.2.2 Von der Forderung sind ausgeschlossen:

a) Investitionen, die ausschliefllich die Erzeugnisse gem.
Anhang-1 des Vertrages iiber die Arbeitsweise der Eu-
ropdischen Union (AEUV) betreffen,

b) laufende Betriebsausgaben, Ablosung von Verbindlich-
keiten, Erbabfindungen, Kreditbeschaffungskosten und
Gebiihren fiir eine Beratung in Rechtssachen,

c) Umsatzsteuer und unbare Eigenleistungen,

d) Anlageinvestitionen fiir die Produktion von erneuerba-
ren Energien, die nach EEG forderfihigsind.

2.3 Zuwendungsempfinger

Gefordert werden:

Unternehmen, unbeschadet der gewéhlten Rechtsform,

2.3.1 deren Geschaftstatigkeit zu wesentlichen Teilen
(mehr als 25 % Umsatzerldse) darin besteht, durch Boden-
bewirtschaftung oder durch mit Bodenbewirtschaftung
verbundene Tierhaltung pflanzliche oder tierische Erzeug-
nisse zu gewinnen, und

2.3.2 diediein § 1 Abs. 2 des Gesetzes Uber die Alterssi-
cherung der Landwirte (ALG) genannte Mindestgrofie er-
reichen oder liberschreiten,

2.3.3
trieb bewirtschaften und unmittelbar kirchliche, gemein-
niitzige oder mildtatige Zwecke verfolgen,

Unternehmen, die einen landwirtschaftlichen Be-

2.3.4 Inhaber landwirtschaftlicher Einzelunternehmen,
deren Ehegatten, mitarbeitende Familienangehorige gem.

§ 1 Abs. 8 ALG, soweit sie in rdumlicher Ndahe zum land-
wirtschaftlichen Betrieb erstmalig eine selbstdndige Exis-
tenz griinden oder entwickeln.

2.3.5 Nicht geférdert werden

a) Unternehmen bei denen die Kapitalbeteiligung der 6f-
fentlichen Hand mehr als 25 % des Eigenkapitals des
Unternehmens betragt,

b) Unternehmen die sich im Sinne der ,Leitlinien der Ge-
meinschaft fiir staatliche Beihilfen zur Rettung und Um-
strukturierung von Unternehmen in Schwierigkeiten” in
Schwierigkeiten befinden.

Als Tierhaltung im Sinne von Ziff. 2.3.1 gelten auch die
Imkerei, die Aquakultur, die Binnenfischerei sowie die
Wanderschiferei.
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2.4 Zuwendungsvoraussetzungen

Der Zuwendungsempfianger hat in Form eines Investiti-
onskonzeptes einen Nachweis liber die Wirtschaftlichkeit
des Unternehmens und der durchzufiihrenden Mafinah-
men zu erbringen.

2.5 Art,Umfang und Héohe der Zuwendungen

2.5.1 Zuwendungsart
Die Zuwendungen werden als Zuschiisse und als De-
minimis-Beihilfe gewahrt.

2.5.2 Mindestinvestitionsvolumen
Das Mindestinvestitionsvolumen betragt 10.000 Euro.

2.5.3 Hohe des Zuschusses
Es kann ein Zuschuss von bis zu 25 % der Bemessungs-
grundlage gewahrt werden.

2.6. Sonstige Bestimmungen

2.6.1 De-minimis

Der Gesamtwert der einem Unternehmen gewdhrten De-
minimis-Beihilfen darf 200.000 Euro bezogen auf einen
Zeitraum von drei Jahren nicht libersteigen.

2.6.2 Zweckbindung

Die Forderung erfolgt unter dem Vorbehalt des Widerrufs
fiir den Fall, dass die gefoérderten

a) Grundstiicke, Bauten und baulichen Anlagen innerhalb
eines Zeitraumes von 12 Jahrenab Fertigstellung,

b) Maschinen, technischen Einrichtungen und Geréte in-
nerhalb eines Zeitraumes von 5 Jahren ab Lieferung

verduflert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck ent-
sprechend verwendet werden.

2.6.3 Kumulierbarkeit

Vorhaben, die aus Mitteln anderer offentlicher Forderpro-
gramme gefoérdert werden, diirfen nicht gleichzeitig nach
diesen Grundsatzen geférdert werden.

Eine Kumulation mit Mitteln der Landwirtschaftlichen
Rentenbank, COSME (Programm fiir die Wettbewerbsfa-
higkeit von Unternehmen und fiir KMU) des Europaischen
Investitionsfonds (EIF) oder der Férderbanken der Liander
ist moglich, sofern und soweit hierbei die beihilfe- rechtli-
chen Forderhochstgrenzen nicht iberschritten werden.
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B. Beratung
Maf3nahmen

1.0 Beratung

1.1 Zuwendungszweck

Verbesserung der wirtschaftlichen tier- und umweltbezoge-
nen Produktionsbedingungen zur Gewdahrleistung einer
leistungsfahigen und an zukiinftige Anforderungen ausge-
richteten Landwirtschaft.

1.2 Gegenstand der Forderung

1.2.1 Forderfdhig ist die Inanspruchnahme von Bera-
tungsleistungen durch landwirtschaftliche Unternehmen
und Erzeugerzusammenschliisse (Beihilfeempfanger)

a) zur Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit,
b) zur Verbesserung des Tierwohls,

c) zur Verbesserung der Ressourceneffizienz, des Umwelt-
, Natur- und Klimaschutzes.

Die Beratung muss den Vorgaben des Artikels 22 Absatz 3
der Verordnung (EU) Nr. 702/2014"* entsprechen.

1.2.2 Nicht forderfahig sind Beratungsleistungen, die aus
anderen 6ffentlichen Férderprogrammen gefordert werden.

1.3

Zuwendungsempfanger sind die Anbieter der Beratungs-
leistungen nach Nummer 1.2.1 unbeschadet der gewahlten
Rechtsform.

Zuwendungsempfinger

Der Endbegiinstigte der Beihilfe ist der landwirtschaftliche
Betrieb, der eine vergiinstigte Beratungsleistung erhalt.

1.4 Artund Hohe der Zuwendungen

1.4.1 Die Zuwendungen werden als Anteilfinanzierung o-
der Vollfinanzierung gewahrt.

1 Verordnung (EU) Nr. 702/2014 (Agrarfreistellungsverordnung) der
Kommission vom 25. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-
stimmter Arten von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in landlichen
Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des
Vertrages iiber die Arbeitsweise der Europaischen Union (ABL EU L 193
vom 1.7.2014, S. 1).
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1.4.2 Die Zuwendungen fiir die Beratungsleistungen kon-
nen bis zu 80 % der Kosten, in den Fallen 1.2.1 b) und c) bis
zu 100 % der Kosten betragen.

Die Zuwendung ist auf 1.500 Euro je Beratungsleistung be-
grenzt.

1.5 Zuwendungsvoraussetzungen

1.5.1 Die Beratungsleistungen sind von offentlichen oder
privaten fach- und sachkundigen Stellen zu erbringen. Diese
bediirfen der Auswahl (bei einer ELER-Kofinanzierung ge-
mafd Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr.

1305/201315) bzw. Zulassung durch die Lander. Die ausge-
wdhlten/zugelassenen Beratungsanbieter und Beratungs-
krafte miissen mindestens die Kriterien nach der Anlage
erfillen.

1.5.2  Der Beratungsanbieter verpflichtet sich, betriebliche
Daten der beratenen Betriebe fiir eine anonymisierte iiber-
betriebliche Auswertung auf Verlangen den zustdndigen
Stellen zur Verfiigung zu stellen.

1.6  Sonstige Bestimmungen

Die Mafdnahme ist nach der Verordnung (EU) Nr. 702/2014,
insbesondere Artikel 22, freigestellt.16

Uber die Beratungsleistungen wird zwischen dem landwirt-
schaftlichen Betrieb und dem Anbieter der Beratungsleis-
tungen ein Vertrag abgeschlossen. Der Vertrag ist Grundlage
zur Beantragung der Forderung bei der zustindigen Stelle.
Die Verfahren nach Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1305/2013 sind einzuhalten.

15 yerordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europiischen Parlaments und des
Rates vom 17. Dezember 2013 iiber die Férderung der landlichen Entwick-
lung durch den Europaischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung
des landlichen Raums (ELER) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.
1698/2005 (ABL EU L 347 vom 20.12.2013, S. 487).

16 pDje Kurzbeschreibung dieser Mafnahme ist fiir die Laufzeit bis
30.06.2023 unter der Nummer SA.47038 (2016/XA) bei der Europaischen
Kommissionregistriert.



2 B. Beratung - Anlage 1

Anlage 1

Mindestanforderungen an Beratungsanbieter und
Beratungskrifte nach 1.5.1

1. Anforderungen an den Beratungsanbieter
- Technik, Logistik und Kapazititen zur Durchfiihrung
der Beratung miissen vorhanden sein.

- Nachweis einer mindestens zweijahrigen Ausiibung der
Beratungstatigkeit; es konnen Ausnahmen zugelassen
werden, sofern das Beraterpersonal liber eine ausrei-
chende Qualifikation verfiigt (siehe Nummer 2).

- Bei Antragstellung auf Auswahl oder Zulassung hat der
Beratungsanbieter im Antrag darzustellen, inwieweit die
Auswahl- bzw. Zulassungsvoraussetzungen erfiillt wer-
den.

- Die Trennung von Beratung und Kontrolle ist sicherzu-
stellen.

2.  Anforderungen an die Qualifikation der Bera-
tungskrafte

2.1  Dieausreichende Qualifikation der Beratungskrafte ist
anzunehmen, wenn sie:

- mindestens einen einschldgigen Hochschulabschluss

(Bachelor, Master oder Diplom) nachweisen, in Ausnah-
meféllen konnen auch Beratungskrifte mit Meister-,
Techniker- oder einem vergleichbaren Abschluss aner-
kannt werden.

- eine beratungsmethodische Qualifikationnachweisen.

- mindestens zwei Jahre berufliche Erfahrung als Bera-
tungskraft nachweisen; im begriindeten Einzelfall kann
die Anerkennungsstelle hiervon Ausnahmenzulassen.

Fir Beratung in Spezialbereichen kénnen in Einzelfillen Be-
ratungskrafte mit einschlagigen Qualifikationen zugelassen
werden.

2.2 Beraterinnen und Berater haben den Nachweis zu
erbringen, dass sie regelméafiig an Fortbildungsveran-
staltungen teilnehmen. Bei geférderten Beratungs-
mafinahmen wird die Teilnahme an den ldnderspezi-
fisch angebotenen Fortbildungen verpflichtend gefor-

dert.
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2.3  Die Beratungskrifte miissen die personliche Zuver-
lassigkeit und personliche Eignung nachweisen oder
erklaren.

3.  Verpflichtungen fiir Beratungsanbieter und

Beratungskrifte

- Beratungsanbieter und Beratungskrifte verpflichten
sich, dass die Beratung gewissenhaft sowie unabhangig
und frei von Interessen Dritter erfolgt, insbesondere,
dass im Zusammenhang mit der einzelbetrieblichen Be-
ratung keine direkte oder indirekte Werbe-, Verkaufs- o-
der Vermittlertatigkeit fiir Waren oder unternehmens-
bezogene Dienstleistungen vorgenommen und Kkeine
Rechtsberatung durchgefiihrt wird. Eine konkrete Pro-
duktwerbung ist ausdriicklich untersagt.

- Die Beratungsanbieter und Beratungskrafte erklaren ihr
Einverstandnis zur Verdffentlichung der Liste der zuge-
lassenen Beratungsanbieter und Beratungskréfte durch
die fiir die Zulassung zustdndige Stelle der Lander.

- Die Beratungskrafte verpflichten sich, die im Zusammen-
hang mit der Beratung erhaltenen Informationen ver-
traulich zu behandeln.

4. Versagung und Widerrufung der Zulassung

Die Zulassung als Beratungsanbieter/ Beratungskraft ist

insbesondere zu versagen oder zu widerrufen, wenn Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, dass

- die Beratungskraft nicht die notwendige fachliche Quali-
fikation oder die erforderliche Unabhangigkeit besitzt.

- die Beratungskraft sich als nicht zuverldssig erwiesen
hat. Beratungsanbieter/ Beratungskrafte sind als nicht
zuverlassig zu beurteilen, wenn sie durch ihr Verhalten
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit den
Tatbestand des (versuchten) Subventionsbetruges ge-
mafi § 264 des Strafgesetzbuches begangen haben.

5. Die fiir die Zulassung zustindige Stelle wird
von den Bundeslindern benannt.
6. Die Zulassungsstellen der Bundeslinder ver-

offentlichen regelmafig die Liste der in ihrem
Zustiandigkeitsbereich anerkannten Bera-
tungsanbieter und Beratungskrifte.
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Forderbereich 3: Verbesserung der Vermarktungsstrukturen

Der Forderbereich gliedert sich in folgende MaRnahmengruppen:

A.

B.

A.

Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen landwirtschaftlicher Erzeugnisse

Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen der Fischwirtschaft

Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen landwirtschaftlicher Erzeugnisse

Mafdnahmen

1.0

2.0

3.0

Griindung und Tatigwerden von Erzeugerzusam-
menschliissen

Investitionen in die Verarbeitung und Vermarktung
landwirtschaftlicher Erzeugnisse

Kooperationen (Zusammenarbeit)

Begriffsbestimmungen

a)

b)

Erzeugerzusammenschliisse sind

- Erzeugerorganisationen sowie
- Erzeugerzusammenschliisse fiir Qualitatspro-
dukte

- und deren Vereinigungen.

Erzeugerorganisationen und deren Vereinigungen
miissen nach dem Agrarmarktstrukturrecht aner-
kannt sein.

Erzeugerzusammenschliisse fiir Qualitatsprodukte
miissen mindestens fiinf Mitglieder haben.

Erzeugerzusammenschliisse und deren Vereini-
gungen miissen Kleinstunternehmen, kleine und
mittlere Unternehmen (KMU) sein.

Kooperationen im Rahmen der Verbesserung der
Verarbeitungs- und Vermarktungsstruktur sind Zu-
sammenschliisse gemafd Artikel 35 der Verordnung
(EU) Nr.1305/2013! (ELER-Verordnung) von

- Erzeugern oder

- Erzeugerzusammenschliissen oder

- Unternehmen der Verarbeitung und Ver-
marktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse,

1 Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europiischen Parlaments und des
Rates vom 17.12.2013 iiber die Férderung der ldndlichen Entwicklung
durch den Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des
landlichen Raumes (ELER) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.
1698/2005 (ABL EU Nr. L347 S. 487 vom 20.12.2013).
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d)

die mit weiteren Unternehmen der Verarbeitung
und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse
einschlie8lich Organisationen und Einrichtungen
zusammenarbeiten.

Die Organisationen und Einrichtungen der Land-
und Erndhrungswirtschaft missen iiberwiegend
von Mitgliedern aus land- und ernahrungswirt-
schaftlichen Unternehmen getragen werden und auf
vertraglicher Grundlage zusammenarbeiten.

Diese Zusammenarbeit bezieht sich vor allem auf
folgende Prioritaten:

- Investitionen,

- Durchfiihrbarkeitsstudien, Erstellung eines Ge-
schaftsplans oder eines gleichwertigen Plans o-
der einer lokalen Vermarktungsstrategie,

- spezifische Projekte im Zusammenhang mit der
Durchfithrung des Geschéaftsplans, einer Ent-
wicklungsstrategie oder einer auf Innovation
ausgerichteten Aktion.

Operationelle Gruppen (0G) gemafd Artikel 56 der

ELER-Verordnung sind Teil der Europaischen Inno-
vationspartnerschaft (EIP) ,Landwirtschaftliche
Produktivitdt und Nachhaltigkeit“. Sie werden von
Landwirten und/oder Unternehmen des Agrar- und
Nahrungsmittelsektors in Verbindung mit anderen
Interessentragern, z. B. Forschern und Beratern, ge-
griindet. Die OG leisten einen Beitrag zur Erreichung
der Ziele der EIP entsprechend Artikel 55 der ELER-
Verordnung.

Qualitatsprodukte sind gemaf? Artikel 16 der ELER-
Verordnung nach Qualitdtsregelungen erzeugte
landwirtschaftliche Erzeugnisse und Produkte, die
bei der Verarbeitung entsprechender Erzeugnisse
hergestellt werden.
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e) Unternehmensgréfien
- KMU umfassen Kleinstunternehmen, kleine und
mittlere Unternehmen.

- Mittelgrofe Unternehmen sind Unternehmen
oberhalb der KMU, die weniger als 750 Personen
beschiftigen oder einen Jahresumsatz von
200 Mio. Euro nicht tiberschreiten.

Zur Berechnung der Mitarbeiterzahl und des finan-
ziellen Schwellenwertes finden jeweils die Bestim-
mungen gemdafd Anhang I der Verordnung (EU) Nr.
702/2014% (Agrarfreistellungsverordnung) Anwen-
dung.

f) Eine Verbesserung der Effizienz des Ressourcenein-
satzes beinhaltet grundsatzlich deren Einsparung,
insbesondere von Wasser und/oder Energie.

Der Geschiftsplan enthidlt zumindest die in Artikel 5
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 807/20143 be-
stimmten Angaben.

g)

2 Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25.06.2014 zur
Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen im Agrar-
und Forstsektor und in ladndlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags liber die Arbeitsweise
der Europdischen Union (ABL EU Nr. L193 S. 1 vom 01.07.2014).

3 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 807/2014 der Kommission vom
11.03.2014 zur Erginzung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des
Européischen Parlaments und des Rates iiber die Férderung der landli-
chen Entwicklung durch den Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die
Entwicklung des landlichen Raums (ELER) und zur Einfiithrung von Uber-
gangsvorschriften (ABl EU Nr. L 227 S. 1 vom 31.07.2014).
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1.0 Grindung und Tétigwerden von Erzeuger-
zusammenschliissen?

1.1 Zuwendungszweck

Die Forderung zielt darauf ab, die Griindung und das Ta-

tigwerden von Erzeugerzusammenschliissen zu unterstiit-

zen sowie deren Wettbewerbsfihigkeit zu verbessern, um

auf diese Weise zur Absatzsicherung oder zur Schaffung
von Erlosvorteilen auf der Erzeugerebene beizutragen.

Die Forderung leistet einen Beitrag dazu, die Erfassung,
Verarbeitung und Vermarktung von landwirtschaftlichen
Erzeugnissen im Hinblick auf Art, Menge und Qualitit des
Angebotes an die Erfordernisse des Marktes anzupassen.

1.2 Gegenstand der Férderung/Forderausschluss

1.2.1 Foérderfdhig sind angemessene Aufwendungen fiir
Organisationskosten.

Beihilfefahige Kosten sind:
a) Grindungskosten,
b) Personal- und Geschaftskosten,

c) Kosten fiir Biiroeinrichtungen einschliefdlich Hard- und
Software.

1.2.2 Nicht forderfahig sind:

a) Kosten fiir Personal, wenn es in einer arbeitsrecht-
lichen oder organschaftlichen Beziehung zu Unter-
nehmen der Verarbeitung und Vermarktung land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse steht,

b) Kreditbeschaffungskosten, Zinsen, Leasingkosten,

Pachten, Erbbauzinsen, Grunderwerbssteuer, Umsatz-

steuer,

c) Aufwendungen, die unmittelbar die Erzeugung betref-
fen,

d) Abschreibungsbetrage fiir Investitionen,

e) Anschaffungskosten fiir Personenkraftwagen und Ver-
triebsfahrzeuge sowie fiir den Erwerb von Grundstii-
cken und Gebauden,

f) Erzeugerorganisationen wie Unternehmen oder Genos-
senschaften, deren Zweck die Leitung eines oder meh-
rerer landwirtschaftlicher Betriebe ist und die daher
faktisch als Einzelerzeuger anzusehen sind,

g) Erzeugerorganisationen fiir Obst und Gemiise,

# Die MaRnahme ist nach Artikel 19 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014
freigestellt. Die Kurzbeschreibung dieser Mafinahme ist fiir die Laufzeit
bis 30.06.2023 unter der Nummer SA.50629 (2018/XA) bei der Europai-
schen Kommission registriert.
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h) Branchenverbiande sowie sonstige landwirtschaftliche
Vereinigungen, die in den Betrieben ihrer Mitglieder
Aufgaben wie die gegenseitige Unterstiitzung oder Ver-
tretungs- und Betriebsfithrungsdienste iibernehmen,
aber nicht zur gemeinsamen Anpassung des Angebots
an die Markterfordernisse beitragen,

i) Erzeugerzusammenschliisse, deren Ziele mit den Arti-
keln 152 Absatz 1 Buchstabe c) und 156 der Verord-
nung (EU) Nr. 1308/20135 unvereinbar sind.

1.3 Zuwendungsempfanger

Erzeugerzusammenschliisse.
1.4 Artund Hohe der Zuwendungen
1.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewahrt.

1.4.2 Die Zuwendungen werden den Erzeugerzusammen-
schliissen fiir die ersten fiinf Jahre als Pauschalbeihilfe in
jahrlichen Tranchen gezahlt. Die Zuwendungen diirfen im
ersten und zweiten Jahr bis zu einer Hohe von 60 %, im
dritten Jahr bis zu 50 %, im vierten Jahr bis zu 40 % und
im fiinften Jahr bis zu 20 % der Organisationskosten ge-
wahrt werden. Fiir Erzeugerzusammenschliisse, die aus-
schliefdlich Qualitdtsprodukte erfassen, verarbeiten oder
vermarkten, gelten jeweils um 15 Prozentpunkte hdéhere
Zuwendungshochstgrenzen.

Die Hohe der Zuwendungen zu den Organisationskosten
darf den in der Tabelle angegebenen prozentualen Anteil
der jahrlich nachgewiesenen Verkaufserlose des Erzeuger-
zusammenschlusses nicht iibersteigen.

nicht ausschlief3lich ausschlieRlich
Jahr Qualitdtsprodukte Qualitatsprodukte
nach Anteil an Hohe der Anteil an Hohe der
der : nachge- . nachge-
den Organi- ) den Organi- )
Aner- sationskos- wiesenen sationskos- wiesenen
ken- Verkaufs- Verkaufs-
ten R ten R
nung erlose erlose
in %
1. Jahr 60 5 75 7
2. Jahr 60 5 75 7
3. Jahr 50 4 65 6
4.]Jahr 40 3 55 5
5.]Jahr 20 2 35 4

1.4.3 Fir die Berechnung der Zuwendungen kann nur die
angediente Menge der nachgewiesenen Verkaufserldse
berticksichtigt werden.

1.4.4 Die jahrliche Zuwendung darf den Betrag von
100.000 Euro nicht tibersteigen. Der Gesamtbetrag der
Zuwendungen belduft sich auf maximal 400.000 Euro.

5 Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europiischen Parlaments und des
Rates vom 17.12.2013 {iber eine gemeinsame Marktorganisation fiir
landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr.
1234/2007 (ABL EU Nr.L 347 S. 61 vom 20.12.2013).
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1.5 Zuwendungsvoraussetzungen

1.5.1 Erzeugerzusammenschliisse missen - unabhingig
von ihrer Rechtsform - auf Dauer, mindestens aber fir funf
Jahre, angelegt sein. Die dem Erzeugerzusammenschluss
zugrunde liegenden Vertrage bediirfen der Schriftform und
missen der Zielsetzung der Foérderung entsprechen. Sie
missen von der zustdndigen Behdrde auf Basis ihres vor-
gelegten Geschiftsplans formlich anerkannt werden.

1.5.2 Der dem Erzeugerzusammenschluss zugrunde lie-
gende Vertrag muss die Mitglieder verpflichten, die fiir die
Vermarktung bestimmten Produkte entsprechend den von
dem Erzeugerzusammenschluss erstellten Anlieferungs-
und Vermarktungsregelungen im Markt anzubieten. Die
einschlagigen Wettbewerbsregeln nach den Artikeln 206
bis 210 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 sind einzu-
halten.

Die nach Landesrecht zustandigen Stellen liberpriifen spa-
testens nach Ablauf des Forderzeitraums, ob die Ziele des
Geschiftsplans des Erzeugerzusammenschlusses verwirk-
licht worden sind.

1.6 Sonstige Bestimmungen

1.6.1 Soweit Mafdnahmen nach diesem Foérderungsgrund-
satz ohne Kofinanzierung aus dem Europdischen Land-
wirtschaftsfonds zur Entwicklung des landlichen Raums
(ELER) durchgefiihrt werden und nicht vom Entwick-
lungsprogramm fiir den landlichen Raum (EPLR) erfasst
sind, werden die Zuwendungen nach diesem Forderungs-
grundsatz gewihrt auf Grundlage und in Ubereinstimmung
mit der Agrarfreistellungsverordnung (insbesondere Arti-
kel 19).

1.6.2 Die Mitgliedschaft in einem Erzeugerzusammen-
schluss kann frithestens zum Schluss des dritten vollen
Geschiftsjahres gekiindigt werden. Die Kiindigungsfrist
betragt mindestens ein Jahr.

1.6.3 Der dem Erzeugerzusammenschluss zugrunde lie-
gende Vertrag und der Geschiftsplan sowie sonstige Un-
terlagen miissen die Konzeption und die Ziele des Erzeu-
gerzusammenschlusses aufzeigen. Die Konzeption muss
erkennen lassen, dass der Erzeugerzusammenschluss

a) die unterstellten Produktpreise, Produktions- und Ab-
satzmengen erreichen kann und

b) zur Sicherung des landwirtschaftlichen Einkommens
beitragt oder

neue Markte erschlief3t oder

c)
d) der wachsenden Nachfrage nach diesen Produkten
entgegenkommt.

1.6.4 Erzeugerzusammenschliisse kénnen Zuwendungen
zu den Organisationskosten fiir solche Aufwendungen
erhalten, die ab dem Tag der formlichen Anerkennung
durch die dafiir nach Landesrecht zustidndige Stelle ent-
standen sind. Griindungskosten sind unabhingig davon
zuwendungsfahig.
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1.6.5 Die Auszahlung der letzten Tranche der Zuwendun-
gen zu den Organisationskosten kann erst dann erfolgen,
wenn die ordnungsgemafie Durchfiihrung des Geschafts-
plans iiberpriift worden ist.

Sollten die Ziele des Geschéftsplans nicht oder nicht voll-
standig erreicht werden, sind die Zuwendungen teilweise
oder vollstiandig zuriickzufordern.

1.6.6 Die Zuwendung zu den Organisationskosten wird
unter dem Vorbehalt des Widerrufs fiir den Fall gewahrt,
dass der Erzeugerzusammenschluss sich innerhalb eines
Zeitraumes von fiinf Jahren ab Griindung aufldst.
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2.0 Investitionen in die Verarbeitung und Ver-
marktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse
2.1 Zuwendungszweck

Die Forderung zielt darauf ab, die Wettbewerbsfahigkeit
von

- Erzeugerzusammenschliissen,

- Unternehmen der Verarbeitung und Vermarktung,
deren Tatigkeit sich nicht gleichzeitig auf die Erzeu-
gung landwirtschaftlicher Erzeugnisse bezieht sowie
von

- Unternehmen der Verarbeitung und Vermarktung
landwirtschaftlicher Erzeugnisse im Rahmen von Ko-
operationen und OG oder deren Mitglieder

zu verbessern, um auf diese Weise zur Absatzsicherung
oder zur Schaffung von Erlésvorteilen auf der Erzeuger-
ebene beizutragen. Hierbei sollen Innovationspotenziale
erschlossen werden.

Die Forderung soll dariiber hinaus einen Beitrag zur Ver-
besserung der Effizienz des Ressourceneinsatzes - insbe-
sondere von Wasser und/oder Energie - leisten und damit
die ressourcensparende Verarbeitung und Vermarktung
von landwirtschaftlichen Erzeugnissen entsprechend den
Anforderungen des Marktes unterstiitzen.

2.2 Gegenstand der Forderung/Foérderausschluss
2.2.1 Forderfahig sind angemessene Aufwendungen fiir
Investitionen, die der Erfassung, Lagerung, Kiihlung, Sor-
tierung, marktgerechten Aufbereitung, Verpackung, Etiket-
tierung, Verarbeitung oder Vermarktung der landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse dienen.

Die Investitionen kénnen auf den Neu- und Ausbau von
Kapazitdten einschliefilich technischer Einrichtungen oder
auf die innerbetriebliche Rationalisierung durch Umbau
und/oder Modernisierung und/oder Digitalisierung von
technischen Einrichtungen ausgerichtet sein.

Die Vorhaben sind innerhalb von drei Jahren durchzufiih-
ren. In begriindeten Einzelféllen kann diese Frist durch die
zustiandige Behorde um drei Jahre verlangert werden. Die
Vorhaben kénnen sich in Projektabschnitte gliedern.

2.2.2 Innovative Investitionen im Rahmen der EIP kdnnen
ebenfalls geférdert werden. Voraussetzung ist, dass diese
innovativen Investitionen im Rahmen der Tatigkeit einer
0OG oder deren Mitglieder unterstiitzt werden.

Allgemeine Aufwendungen wie Architekten- und Ingeni-
eurleistungen, Baugenehmigungen, Beratungsgebiihren,
Durchfiihrbarkeitsstudien, Kosten der Vorplanung, Pro-
jektdurchfiihrung und -begleitung, die im direkten Zu-
sammenhang mit den Mafdnahmen nach den Nummern
2.2.1 und 2.2.2 stehen, kdnnen ebenfalls geférdert werden.
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2.2.3 Nicht forderfahig sind:
a) Neuanlagen, wenn
- dem Aus- oder Umbau vorhandener Anlagen oder

- dem Ankauf geeigneter Gebaude, die vor ihrem An-
kauf einem anderen Zweck dienten,

wirtschaftlich der Vorzug zu geben ist.

Der Umbau vorhandener Anlagen sowie der Ankauf
geeigneter Gebdude kann nicht geférdert werden, wenn
diese zum gleichen Zweck bereits zu einem fritheren
Zeitpunkt geférdert wurden.
b) eingebrachte Grundstiicke, Gebdude, Einrichtungen und
technische Anlagen,

Ausgaben fiir den Erwerb von Grundstiicken und bei
bebauten Grundstiicken, die auf das Grundstiick entfal-
lenden Ausgaben,

Ersatzbeschaffungen, Eigenleistungen, gebrauchte Ma-
schinen und Einrichtungen,

Wohnbauten nebst Zubehor,

f) Anschaffungskosten fiir Personenkraftfahrzeuge und
Vertriebsfahrzeuge, Kosten fiir Biiroeinrichtungen,

Kreditbeschaffungskosten, Zinsen, Leasingkosten,
Pachten, Erbbauzinsen, Grunderwerbsteuer, Umsatz-
steuer, Kauf von Patenten und nicht an die zu férdernde
Investition gebundene Lizenzen sowie Marken,

g)

h) Abschreibungsbeitrage fiir Investitionen,
i) Aufwendungen, die unmittelbar der landwirtschaftli-
chen Erzeugung dienen,

j) Aufwendungen, die dem Absatz auf der Erzeuger- und
Einzelhandelsstufe dienen,

k) Investitionen im Zusammenhang mit der Erzeugung

von Biokraftstoffen aus Nahrungsmittelpflanzen,

1) Verwaltungskosten der Lander,

m) Aufwendungen fiir Investitionen in die Schlachtung von
Tieren jeweils von der Betdubung/To6tung bis ein-
schliefdlich der Abkiihlung der Schlachtkdrper entspre-
chend Anhang III Abschnitt [ Kapitel VII Ziffer 1 oder
Anhang III Abschnitt II Kapitel IV Ziffer 8 der Verord-
nung (EG) Nr.853/2004¢ soweit die Unternehmen
grofier als Kleinst-, kleine oder mittlere Unternehmen
(KMU) im Sinne des Anhangs I der Agrarfreistellungs-
verordnung sind,

6 Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europiischen Parlaments und des
Rates vom 29.04.2004 mit spezifischen Hygienevorschriften fiir Lebens-
mittel tierischen Ursprungs vom 28.10.2008 (ABL. L 277 S. 8 vom
18.10.2008).
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n) Aufwendungen fiir Olmiihlen soweit die Unternehmen
grofier als Kleinst- oder kleine Unternehmen im Sinne
des Anhangs I der Agrarfreistellungsverordnung sind,

0) Erzeugerorganisationen fiir Obst und Gemiise,

p) anteilige Investitionen zur Erzeugung erneuerbarer
Energien, die durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG) gefordert werden,

q) Investitionen zur Erfiillung geltender EU-Normen
(Umwelt- und Hygienevorschriften),

r) Vorhaben, deren Férderung zu einem Verstofd gegen in
der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 festgelegte Verbo-
te und Beschrankungen fiihren wiirde.

2.2.4 Das Vorhaben muss mit den europdischen und nati-
onalen Umweltschutzvorschriften im Einklang stehen.
UVP7-pflichtige Vorhaben sind nur forderfahig, wenn eine
Genehmigung flir das Vorhaben erteilt worden ist.

2.3 Zuwendungsempfianger

a) Erzeugerzusammenschliisse,

b) Unternehmen der Verarbeitung und Vermarktung,
deren Tatigkeit sich nicht gleichzeitig auf die Erzeu-
gung landwirtschaftlicher Erzeugnisse bezieht sowie

c) Unternehmen der Verarbeitung und Vermarktung
landwirtschaftlicher Erzeugnisse im Rahmen von Ko-
operationen und OG oder deren Mitglieder.

24 Artund H6he der Zuwendungen
2.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewdahrt.

2.4.2 Es konnen Zuwendungen zu den forderfahigen Auf-
wendungen fiir Investitionen in folgender Hohe gewahrt
werden:

a) Fiir die Verarbeitung und Vermarktung von landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen

aa) Erzeugerzusammenschliisse bis zu 35 %, sofern
diese mehr als 50 % Qualitdtsprodukte erfassen
und vermarkten bis zu 40 %,

Kleinst-, kleine und mittlere Unternehmen der
Verarbeitung und Vermarktung bis zu 25 %, so-
fern diese mehr als 50 % Qualitdtsprodukte erfas-
sen und vermarkten bis zu 30 %,

ab)

ac) MittelgrofRe Unternehmen bis zu 20 %, sofern die-
se mehr als 50 % Qualitdtsprodukte erfassen und

vermarkten bis zu 25 %,

7 Umweltvertraglichkeitspriifung.



3 A. Vermarktungsstrukt. landw. Erzeugnisse
2.0 Investitionen

ad) Unternehmen der Verarbeitung und Vermarktung
im Rahmen von Kooperationen bis zu 35 %, sofern
diese mehr als 50 % Qualitatsprodukte erfassen
und vermarkten bis zu 40 %

ae) Unternehmen der Verarbeitung und Vermarktung

im Rahmen von OG oder deren Mitgliedern bis zu

55 %.

b) Fiir die Verarbeitung von landwirtschaftlichen Erzeug-

nissen zu Nicht-Anhang-I-Erzeugnissen fiir mittlere Un-

ternehmen bis zu 10 % und fiir Kleinst- und kleine Un-

ternehmen bis zu 20 %.

Fiir die Zuwendungsempfanger gemafl Nummer 2.3, die
ausschliefdlich Qualitatsprodukte verarbeiten und ver-
markten, gelten jeweils bis zu 15 Prozentpunkte hohere
Zuwendungshdchstgrenzen. Die festgesetzten Hochsts-
atze gemafd Artikel 17 Absatz 3 der ELER-Verordnung
diirfen nicht tiberschritten werden.

2.4.3 Bei einer gleichzeitigen Forderung der Investitions-
vorhaben im Rahmen anderer Férderprogramme diirfen
die Zuwendungen, die im Anhang der ELER-Verordnung
und in der Agrarfreistellungsverordnung und der Verord-
nung (EU) Nr.651/20148 (Allgemeine Gruppenfreistel-
lungsverordnung) aufgefilhrten Zuwendungssatze bzw.
Obergrenzen der Zuwendungen, nicht tibersteigen.

2.5 Zuwendungsvoraussetzungen

2.5.1 Fir Erzeugerzusammenschliisse gelten die Zuwen-
dungsvoraussetzungen der Mafsnahme 1.0 ,Griindung und

Tatigwerden von Erzeugerzusammenschliissen” (Num-
mern 1.5.1, 1.5.2 erster Absatz und 1.6.3).

2.5.2 Unternehmen der Verarbeitung und Vermarktung
kénnen nur geférdert werden, wenn sie mindestens fiinf
Jahre lang mindestens 40 % ihrer Aufnahmekapazitit an
den Erzeugnissen, fiir die sie geférdert werden, durch Lie-
fervertrage oder Dienstleistungsvertrage mit Erzeugerzu-
sammenschliissen oder einzelnen Erzeugern auslasten.
Von dem Erfordernis des Abschlusses von Liefervertragen
kann bei Investitionen in Vermarktungseinrichtungen fiir
Blumen und Zierpflanzen, Verarbeitungseinrichtungen von
Streuobst und bei Tierkérperbeseitigungsanlagen abgese-
hen werden.

2.5.3 Im Rahmen des Investitionskonzeptes ist ein Nach-
weis Uber die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens sowie
normaler Absatzmaoglichkeiten zu erbringen.

2.5.4 Unternehmen der Verarbeitung und Vermarktung,
deren Tatigkeit sich nicht gleichzeitig auf die Erzeugung
landwirtschaftlicher Erzeugnisse bezieht sowie Unter-
nehmen der Verarbeitung und Vermarktung landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse im Rahmen von Kooperationen

8 Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17.06.2014 zur
Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit
dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags
iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (ABL EU Nr. L 187 S. 1
vom 26.06.2014).
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und OG oder deren zu férdernde Mitglieder diirfen nicht
grofier als mittelgrofRe Unternehmen sein.

2.5.5 Der dem Unternehmen der Verarbeitung und Ver-
marktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse im Rahmen
von Kooperationen und OG oder deren Mitgliedern zu-
grunde liegende Vertrag bzw. Kooperationsvereinbarung
und der Geschifts- bzw. Aktionsplan sowie sonstige Unter-
lagen miissen die Konzeption und die Ziele der Kooperati-
on aufzeigen. Er muss die Mitglieder verpflichten, die fir
die Vermarktung bestimmten Produkte entsprechend den
von der Kooperation erstellten Anlieferungs- und Ver-
marktungsregelungen am Markt anzubieten.

2.5.6 Die verbesserte Ressourcennutzung ist in geeigne-
ter Weise darzustellen.

2.5.7 Aufwendungen fiir Investitionen in die Schlachtung
von Tieren in mittleren Unternehmen sind nur forderfahig,
wenn

a) mit einer regionalen Bedarfs- und Umfeldanalyse dar-
gelegt wird, dass nach Umsetzung des Vorhabens keine
Verdrangung oder signifikante Schwachung von beste-
henden Unternehmen der Schlachtung und Fleischver-
arbeitung (insbesondere von Kleinst-, kleinen und mitt-
leren Unternehmen) zu erwarten ist und das Vorhaben
vorrangig einer regional ausgerichteten Wertschop-
fungskette und der Verkiirzung von Tiertransportzei-
ten dient. Die regionale Bedarfs- und Umfeldanalyse ist
im Auftrag des Antragstellers extern durch einen unab-
héngigen Sachverstandigen mit ausgewiesenen Fach-
kenntnissen des Schlachtmarktes zu erstellen und muss
in einer rdumlich ausgerichteten (d. h. iiber Lander-
grenzen hinausgehenden) Betrachtung mindestens die
folgenden Teilanalysen umfassen:

- Beschreibung des Bezug- und Absatzmarktes unter
Darstellung der regionalen Wertschépfungskette,

- Abschatzung des Regionalvermarktungspotentials
innerhalb des vorgesehenen Vertriebsgebietes,

- Kalkulation des Schlachttieraufkommens innerhalb
des vorgesehenen Einzugsgebietes,

- Analyse der Wettbewerbersituation bezogen auf die
Einzugsgebiete bestehender Schlachtstiatten unter
besonderer Bertiicksichtigung von Kleinst-, kleinen
und mittleren Unternehmen,

- Bedarfsermittlung fiir zusatzliche Schlachtkapazita-
ten innerhalb des vorgesehenen Einzugsgebietes.

Auf die regionale Bedarfs- und Umfeldanalyse kann
verzichtet werden, wenn die Aufwendungen der Mo-
dernisierung bestehender Schlachtstitten dienen und
das Vorhaben mit einer Kapazititserweiterung von
nicht mehr als 10 Prozent verbunden ist.
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b) in der Schlachtstitte auch die Lohnschlachtung angebo-
ten wird, einschliefRlich der Annahme von Schlachtvieh
in Kleinen Stiickzahlen (d. h. ohne Mindestanliefe-
rungsmengen).

Die Forderung von Aufwendungen fiir Investitionen in die
Schlachtung von Tieren in mittleren Unternehmen ist bis
zum 31.12.2024 befristet.

2.6 Sonstige Bestimmungen

2.6.1 Soweit Mafinahmen nach diesem Fordergrundsatz
ohne Kofinanzierung aus dem ELER durchgefiihrt werden
und nicht vom EPLR erfasst sind, werden die Zuwendun-

gen nach diesem Fordergrundsatz gewahrt auf Grundlage
und in Ubereinstimmung mit

- der Agrarfreistellungsverordnung (insbesondere Arti-
kel 17)? sowie

- der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (ins-
besondere Artikel 17)10,

2.6.2 Soweit Mafdnahmen nach diesem Fordergrundsatz
mit Kofinanzierung aus dem ELER durchgefiihrt werden
und gleichzeitig eine Verarbeitung zu Nicht-Anhang-I-
Erzeugnissen erfolgt, werden die Zuwendungen nach die-
sem Fordergrundsatz gewihrt auf Grundlage und in Uber-
einstimmung mit Artikel 44 der Agrarfreistellungsverord-
nung. Die Beihilfe wird nicht eingefiihrt, bevor die Kom-
mission das einschligige EPLR genehmigt hat.!!

2.6.3 Im Rahmen der beihilferechtlichen Freistellung
dieses Fordergrundsatzes nach der Agrarfreistellungsver-
ordnung und der Allgemeine Gruppenfreistellungsverord-
nung gelten folgende Anmeldeschwellen:

a) Nach Artikel 4 Nummer 1 Buchstabe c) und k) der Ag-
rarfreistellungsverordnung:

- Beihilfen fiir Investitionen in die Verarbeitung und
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse ge-
mafd Artikel 17: 7,5 Mio. Euro pro Unternehmen und
Investitionsvorhaben

- Beihilfen fiir Investitionen in die Verarbeitung von
landwirtschaftlichen Erzeugnissen zu nichtland-
wirtschaftlichen Erzeugnissen oder in die Baumwol-
lerzeugung gemaf? Artikel 44: 7,5 Mio. Euro pro In-
vestitionsvorhaben

b) Nach Artikel 4 Nummer 1 Buchstabe c) der Allgemei-
nen Gruppenfreistellungsverordnung:

 Die Kurzbeschreibung dieser Mafnahme ist fir die Laufzeit bis
30.06.2023 unter der Nummer SA.62911 (2021/XA) bei der Europai-
schen Kommission registriert.

10 Die Kurzbeschreibung dieser Mafnahme ist fiir die Laufzeit bis
30.06.2023 unter der Nummer SA.60527 (2020/X) bei der Europaischen
Kommission registriert.

1 Die Kurzbeschreibung dieser Mafnahme ist fiir die Laufzeit bis
30.06.2023 unter der Nummer SA.62911 (2021/XA) bei der Europdi-
schen Kommission registriert.
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Investitionsbeihilfen fiir KMU: 7,5 Mio. Euro pro Unter-
nehmen und Investitionsvorhaben

2.6.4 Werden Mafinahmen mittelgrofier Unternehmen
ohne Kofinanzierung aus dem ELER durchgefiihrt und sind
diese nicht im EPLR erfasst, ist eine gesonderte beihilfe-
rechtliche Notifizierung dieses Forderungsgrundsatzes
erforderlich. Die Zuwendungen werden auf Grundlage und
Ubereinstimmung mit dem Agrarrahmen (insbesondere
Kapitel 1 Abschnitt 1.1.1.4.) gewihrt.!2

Fir Einzelinvestitionsbeihilfen im Rahmen dieser Notifi-
zierung gelten die Anmeldeschwellen nach Randnummer
37 Buchstabe a) und c) des Agrarrahmens!3.

2.6.5 Sofern eine OG oder deren Mitglieder einen Antrag
auf Forderung stellen, konnen die Ergebnisse der Entwick-
lung neuer Erzeugnisse, Verfahren, Prozesse und Techno-
logien in der Land- und Erndhrungswirtschaft (Nummer
2.2.2) iber die EIP-Vernetzungsstelle Deutschland allen
Interessenten zuganglich gemacht werden.

2.6.6 Die Forderung erfolgt unter dem Vorbehalt des
Widerrufs fiir den Fall, dass die geférderten

- Bauten und baulichen Anlagen innerhalb eines Zeit-
raums von zwolf Jahren ab Fertigstellung und

- technischen Einrichtungen innerhalb eines Zeitraums
von flinf Jahren nach Abschluss des Vorhabens

- EDV-Ausstattungen innerhalb eines Zeitraums von drei
Jahren jeweils nach Abschluss des Vorhabens

nicht mehr dem Zuwendungszweck entsprechend ver-
wendet werden.

12 Die staatliche Beihilfe Nummer SA. 59238 (2020/N) i.V.m. Nummer SA.
42954 (2015/N) wurde mit Entscheidung der Europaischen Kommission
vom 16.12.2020 mit einer Laufzeit bis 31.12.2022 genehmigt. Die darin
enthaltenen Vorgaben sind verbindlich.

13 Rahmenregelung der Europiischen Union fiir staatliche Beihilfen im
Agrar- und Forstsektor und in landlichen Gebieten 2014-2020 (ABIL EU
Nr.C204 S.1vom 01.07.2014).
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3.0 Kooperationen (Zusammenarbeit)14

3.1 Zuwendungszweck

Die Forderung zielt darauf ab, durch Zusammenarbeit die
Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung landwirt-
schaftlicher Erzeugnisse besser an die Erfordernisse des
Marktes und einer nachhaltigen Entwicklung anzupassen,
Versorgungsketten und die nachhaltige Versorgung mit
Lebens-, Futtermitteln und Biomaterialien effizienter zu
machen und einen Beitrag zum Umwelt- und Klimaschutz
sowie eine Anpassung an den Klimawandel zu leisten, die
regionale Zusammenarbeit zu starken und damit zur
Wettbewerbsfahigkeit der Beteiligten im Markt beizutra-
gen.
3.2 Gegenstand der Forderung/Foérderausschluss
3.2.1 Forderfahig sind im Bereich der Erzeugung, Verar-
beitung und Vermarktung landwirtschaftlicher und Nicht-
Anhang-I-Erzeugnisse

a) die Zusammenarbeit zwischen kleinen Wirtschaftsteil-
nehmern im Agrarsektor bei der Organisation von Res-
sourcen,

b) eine horizontale und vertikale Zusammenarbeit zwi-

schen Akteuren der Versorgungskette zur Schaffung lo-

gistischer Plattformen fiir die Férderung kurzer Ver-
sorgungsketten und lokaler Markte.

3.2.2 Folgende bei der Durchfithrung gemafd Nummer
3.2.1 anfallende Kosten kénnen geférdert werden:

a) Konzepte fiir die Zusammenarbeit zwischen den ver-
schiedenen Akteuren in der Land- und Erndhrungs-
wirtschaft,

b) Durchfiihrbarkeitsstudien und Kosten fiir die Erstel-
lung eines Geschéftsplans oder eines gleichwertigen
Plans,

c) laufende Kosten der Zusammenarbeit.
3.2.3 Nicht férderfahig sind:

a) Aufwendungen fiir Aktivititen (Direktkosten spezifi-
scher Projekte im Zusammenhang mit der Durchfiih-
rung des Geschiftsplans, einer Entwicklungsstrategie
oder einer auf Innovation ausgerichtete Aktion), die be-
reits tiber die Mafnahme 2.0 ,Investitionen in die Ver-
arbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Er-
zeugnisse“ geférdert werden,

b) die Férderung von Branchenverbanden.

14 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.59238 (2020/N) i.V.m Nummer
SA.42921 (2015/N) wurde mit Entscheidung der Europédischen Kommis-
sion vom 16.12.2020 mit einer Laufzeit bis 31.12.2022 genehmigt. Die
darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich.
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3.3 Zuwendungsempfinger

Kooperationen.
3.4 Artund H6he der Zuwendungen
3.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewahrt.

3.4.2 Die Zuwendungen fiir die Forderung gemafd Num-
mer 3.2.2 a) und b) kénnen bis zu 50 % der zuwendungs-
fahigen Kosten betragen.

3.4.3 Die Zuwendungen fiir die Forderung gemafd Num-
mer 3.2.2 c konnen im ersten und zweiten Jahr bis zu 60 %,
im dritten Jahr bis zu 50 %, im vierten Jahr bis zu 40 %
und im fiinften Jahr bis zu 20 % der forderfahigen Kosten
betragen.

Die Zuwendungen fiir die Zusammenarbeit konnen bis zu
fiinf Jahren gewahrt werden.

Betrifft die Zuwendung gemafy den Nummern 3.4.2 und
3.4.3 ausschliefilich Qualitatserzeugnisse, gelten jeweils
um 15 Prozentpunkte hohere Zuwendungshochstgrenzen.

3.4.4 Der Gesamtbetrag der Zuwendungen belauft sich
bei Kooperationen auf bis zu 200.000 Euro.

3.4.5 Bei einer gleichzeitigen Forderung der Vorhaben im
Rahmen anderer Forderprogramme dirfen die Zuwen-
dungen die im Anhang der ELER-Verordnung und im Ag-
rarrahmen aufgefilhrten Zuwendungssiatze bzw. Ober-
grenzen der Zuwendungen nicht iibersteigen.

3.5 Zuwendungsvoraussetzungen

Die einschlagigen Wettbewerbsregelungen, insbesondere
die Artikel 101 und 102 AEUV und die Artikel 206 bis

210 a) der Verordnung (EG) Nr. 1308/2013, sind einzuhal-
ten.

Die Forderung von Kooperationen setzt voraus, dass sich
mindestens zwei Einrichtungen an dieser beteiligen.

3.6 Sonstige Bestimmungen

Soweit Mafinahmen nach diesem Forderungsgrundsatz
ohne Kofinanzierung aus dem ELER durchgefiihrt werden
und nicht vom EPLR erfasst sind, ist eine gesonderte bei-
hilferechtliche Notifizierung dieses Fordergrundsatzes
erforderlich. Die Zuwendungen nach diesem Férdergrund-
satz werden auf Grundlage und Ubereinstimmung mit dem
Agrarrahmen (insbesondere Kapitel 1 Abschnitt 1.1.11.)
gewdahrt.
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B. Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen der Fischwirtschaft

Mafdnahmen

1.0 Verarbeitung wund Vermarktung fisch-
wirtschaftlicher Erzeugnisse

1.1 Verwendungszweck

Die Forderung zielt darauf ab, die Wettbewerbsfahigkeit
von Unternehmen der Verarbeitung und Vermarktung
fischwirtschaftlicher Erzeugnisse zu verbessern, Innovati-
onspotentiale zu erschlieflen sowie den Energieeinsatz
und Umweltbelastungen zu verringern.

1.2 Gegenstand der Férderung/Forderausschluss

1.2.1 Forderfahig sind die nach

— Artikel 68 Absatz 1 Buchstabe b i) bis iii) und Buchsta-
be cii) und iv) und

— Artikel 69 Absatz 1 Buchstaben a bis f

der Verordnung (EU) Nr.508/2014 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 15.Mai 2014 iiber den
Europdischen Meeres- und Fischereifonds (EMFF) ange-
messenen Aufwendungen. Artikel 69 Absatz 2 ist zu beach-
ten.

Hiernach sind insbesondere folgende Mafdnahmen foérder-
fahig:

a) Vermarktungsmafinahmen fiir Fischerei- und Aquakul-
turerzeugnisse:

Die Erschlieffung neuer Markte und die Verbesserung
der Bedingungen fiir das Inverkehrbringen, einschlief3-
lich von

— Arten mit Vermarktungspotenzial,

— unerwiinschten Fangen aus kommerziell genutzten
Bestanden,

— mit umweltfreundlichen Methoden gewonnenen Fi-
scherei- und Aquakulturerzeugnissen,

die Forderung der Qualitit und des Mehrwerts durch Er-
leichterung

— der Zertifizierung und die Férderung von nachhaltigen
Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen, einschlief3lich
Erzeugnissen aus der kleinen Kiistenfischerei, sowie
von umweltfreundlichen Verarbeitungsmethoden,

— der Aufmachung und Verpackung der Erzeugnisse.

b) Verarbeitung von Fischerei- und Aquakulturerzeugnis-

sen:
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Investitionen, die

— zu Energieeinsparungen beitragen oder die Umweltbe-
lastung verringern, Abfallbehandlung eingeschlossen,

— die Sicherheit, die Hygiene, die Gesundheit und die
Arbeitsbedingungen verbessern,

— die Verarbeitung von Fangen aus kommerziell genutz-
ten Bestidnden fordern, die nicht fir den menschlichen
Verzehr nutzbar sind,

— der Verarbeitung von Nebenerzeugnissen dienen, die
bei der Hauptverarbeitung anfallen,

— der Verarbeitung von dkologischen Aquakulturerzeug-
nissen dienen,

— zu neuen oder verbesserten Erzeugnissen, neuen oder
verbesserten Verfahren oder neuen oder verbesserten
Systemen der Verwaltung oder Organisation fiihren.

1.2.2 Investitionen kénnen

a) auf den Neu- und Ausbau von Kapazitaten einschlief3-
lich technischer Einrichtungen,

b) auf die innerbetriebliche Rationalisierung durch Um-
bau und/oder Modernisierung von technischen Ein-
richtungen

ausgerichtet sein.

Die Vorhaben sind innerhalb von drei Jahren durchzufiih-
ren.

1.2.3 Zu den forderfdhigen Aufwendungen zdhlen auch
die Kosten der Vorplanung, die im direkten Zusammen-
hang mit der Investition stehen, soweit es sich nicht um
Verwaltungskosten der Lander handelt.

1.2.4 Von der Férderung sind ausgeschlossen:

a) Investitionen auf der Einzelhandelsstufe, soweit es sich
nicht um Direktvermarktung handelt,

b) rechtlich gebotene Mafinahmen,

c) der Erwerb von Grundstiicken,

d) Wohnbauten nebst Zubehor,

e) Neuanlagen, wenn dem Aus- oder Umbau vorhandener
Anlagen oder dem Ankauf von fiir das Vorhaben geeig-
neter Gebaude, die vor ihrem Ankauf einem anderen
Zweck dienten oder nicht zum gleichen Zweck bereits
gefordert wurden, wirtschaftlich der Vorzug zu geben
ist,

f) eingebrachte Grundstiicke, Gebdude Einrichtungen und
technische Anlagen,
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g) Ersatzbeschaffungen und Reparaturen,

h) Eigenleistungen,

i) Ankdufe von Kapazititen, deren Errichtung mit 6ffent-
lichen Mitteln, die der Strukturverbesserung dienten,
gefordert worden ist,

j) Anschaffungskosten fiir Personenkraft- und Vertriebs-
fahrzeuge,
k) Kosten fiir Biiroeinrichtungen,

1) Kreditbeschaffungskosten, Pachten, Zinsen, Steuern,
Abschreibungen,

m) Kauf von Patenten, Lizenzen, Marken,
n) Betriebskosten.

1.3 Zuwendungsempfinger
Zuwendungsempfanger  koénnen  Erzeugerzusammen-
schlisse fiir Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse, jeweils
unabhingig von der gewahlten Rechtsform, sein, Unter-
nehmen der Be- und Verarbeitung von Fischerei- und
Aquakulturerzeugnissen und des Handels sowie Direkt-
vermarkter entsprechender Erzeugnisse.

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen

1.4.1 Gefordert werden ausschliefRlich in Nummer 1.2.1
genannte Mafdnahmen, die den einschldgigen Vorgaben des
EMFF und dem zugehorigen Operationellen Programm fiir
Deutschland -Bereich Verarbeitung und Vermarktung-
entsprechen.

1.4.2 Jede Forderung setzt voraus, dass die betriebswirt-
schaftliche Rentabilitdt des Vorhabens gesichert erscheint.
Hierfiir sind geeignete Nachweise vorzulegen.

1.4.3 Durch die Forderung darf der Wettbewerb nicht
wesentlich beeintrachtigt werden.

1.5 Artund Héhe der Zuwendungen

1.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewdhrt.
Zu den Mafdinahmen nach Nummer 1.2.1 kénnen Zuschiisse
bis zu 25 % der forderfahigen Aufwendungen des Vorha-

bens gewahrt werden.

1.5.2 Die Forderung von Investitionen erfolgt unter dem
Vorbehalt des Widerrufs fiir den Fall, dass die geférderten

a) Bauten und bauliche Anlagen innerhalb eines Zeit-
raums von zwolf Jahren ab Fertigstellung,

b) technische Einrichtungen innerhalb eines Zeitraums
von fiinf Jahren ab Lieferung

verauflert, verpachtet, stillgelegt oder nicht den Zuwen-
dungsvoraussetzungen entsprechend verwendet werden.
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1.6 Sonstige Bestimmungen

Bei Mafdnahmen, die ohne Ko-Finanzierung aus dem EMFF
durchgefiihrt werden, sind zusatzlich zu Nummer 1.4.1 die
einschlagigen beihilferechtlichen Bestimmungen zu beach-
ten.
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Forderbereich 4: Markt- und standortangepasste sowie umweltgerechte Landbewirtschaf-
tung einschlielich Vertragsnaturschutz und Landschaftspflege

Der Forderbereich gliedert sich in folgende MaRnahmengruppen:

A. Férderung der Zusammenarbeit im landlichen Raum fiir eine markt- und standortangepasste sowie umwelt-
gerechte Landbewirtschaftung einschlieBlich Vertragsnaturschutz und Landschaftspflege

B. Férderung des 6kologischen Landbaus und anderer besonders nachhaltiger gesamtbetrieblicher Verfahren
C. Férderung von besonders nachhaltigen Verfahren im Ackerbau oder bei einjahrigen Sonderkulturen

D. Forderung besonders nachhaltiger Verfahren auf dem Dauergriinland

E. Férderung besonders nachhaltiger Verfahren bei Dauerkulturen

F. Forderung besonders nachhaltiger und tiergerechter Haltungsverfahren

G. Erhaltung der Vielfalt der genetischen Ressourcen in der Landwirtschaft

H. Nicht-produktiver investiver Naturschutz

. Vertragsnaturschutz

J. Schutz vor Schiaden durch den Wolf

K. Férderung besonders nachhaltiger Verfahren im Zusammenhang mit der Umsetzung der FFH- und der Vogel-

schutzrichtlinie

Allgemeine Bestimmungen

1.0 Begriffsbestimmungen fiir mehrere Maf3-
nahmengruppen
1.1 Verpflichtungszeitraum
Der Verpflichtungszeitraum beginnt an dem Tag, von dem
an der Zuwendungsempfanger die Verpflichtungen nach
den Grundsatzen dieses Forderbereichs und nach den im
Rahmen der Grundsitze dieses Forderbereichs von den
Landern erlassenen Verwaltungsbestimmungen erfiillen
muss.
Bei Mafdnahmen nach den Mafdnahmengruppen B bis E, G
und I darf er die Dauer von fiinf Jahren nicht unterschrei-
ten und kann bis zum Ende des EU-Férderzeitraums ver-
langert werden.
Bei Mafnahmen nach Mafinahmengruppe F darf der Ver-
pflichtungszeitraum die Dauer von einem Jahr nicht unter-
schreiten und kann jahrlich bis zum Ende des EU-
Forderzeitraums fiir die Dauer eines weiteren Jahres ver-
langert werden.
Die Forderung erfolgt in Verbindung mit einer Revisions-
klausel zur Anpassung an gednderte rechtliche Rahmenbe-
dingungen sowie zum Ausschluss einer Doppelfinanzie-
rung von Landbewirtschaftungsmethoden nach Artikel 43
der Verordnung (EU) Nr. 1307/20131. Wird die Anpassung
vom Begiinstigten nicht akzeptiert, so endet die Verpflich-
tung, ohne dass Sanktionen oder eine Riickzahlung der fiir
den bereits erbrachten Verpflichtungszeitraum erfolgten
Zahlungen gefordert werden.

1Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Europiischen Parlaments und des
Rates vom 17.12.2013 mit Vorschriften iiber Direktzahlungen an Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stiitzungsregelungen der
Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.
637/2008 und der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 (ABL L 347 vom
20.12.2013, S. 608).
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Fiir MSUL-Maf3nahmen, die eine Férderung gemaf3 oder in
der Art von Artikel 28, 29 und 33 der VO (EU) Nr.
1305/20132 erfahren, konnen in der Ubergangszeit ab
2021 abweichende Verpflichtungszeitraume gem. den
jeweiligen Bestimmungen der Art. 28 Abs. 5, Art. 29 Abs. 3
und Art. 33 Abs. 2 der VO (EU) Nr. 1305/2013 in der durch
Artikel 7 der Verordnung (EU) 2020/22203 gednderten
Fassung eingegangen werden.

1.2 Zuwendungsempfanger
Zuwendungsempfanger sind vorbehaltlich spezieller Rege-
lungen bei einzelnen Mafdnahmen:

Betriebsinhaber im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Buchsta-
be a) der Verordnung Nr.1307/2013, die eine landwirt-
schaftliche Tatigkeit auf Flachen, deren Nutzung tiberwie-
gend landwirtschaftlichen Zwecken dient, ausiiben und
den Betrieb selbst bewirtschaften.

2 Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europiischen Parlaments und des
Rates vom 17.12.2013 iiber die Forderung der landlichen Entwicklung
durch den Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des
landlichen Raumes (ELER) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.
1698/2005 (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 347).

3Verordnung (EU) 2020/2220 des Europiischen Parlaments und des
Rates vom 23. Dezember 2020 mit Ubergangsbestimmungen fiir Férde-
rung aus dem Europaischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung
des landlichen Raums (ELER) und dem Européischen Garantiefonds fiir
die Landwirtschaft (EGFL) in den Jahren 2021 und 2022 und zur Ande-
rung der Verordnungen (EU) Nr. 1305/2013, (EU) Nr. 1306/2013 und
(EU) Nr. 1307/2013 in Bezug auf Mittel und Anwendbarkeit in den Jahren
2021 und 2022 und der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 hinsichtlich der
Mittel und der Aufteilung dieser Forderung in den Jahren 2021 und 2022.
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1.3 Gebiet

Die Begriffe ,Gebiet”, ,gebietsspezifisch” oder ,gebietsbe-
zogen“ beziehen sich auf Gebiete, die kleiner sind als die
Gesamtheit der landlichen Radume eines Landes und die
mittels objektiver Kriterien abgegrenzt werden kénnen.

1.4 Artund Héhe der Zuwendung

Grundlage fiir die Betrage bei den Mafdnahmengruppen B
bis G sind bundesweite Durchschnittswerte und -betrach-
tungen. Sie sind grundsatzlich so bemessen, dass damit
Einkommensverluste auf Standorten ausgeglichen werden
kénnen, deren natiirliches Einkommenspotenzial dem
bundesweiten Durchschnitt entspricht.

Im Falle einer Férderung nach den Mafinahmengruppen B
bis G konnen die Lander die unter ,Art und Hohe der Zu-
wendung” genannten Betrdge um bis zu 30 % anheben
oder absenken.

Alternativ konnen die Lander die Hohe der Zuwendungen
in Abhangigkeit von der Ertragsfihigkeit der Standorte
nach den Ertragsmesszahlen (EMZ) der betreffenden Fla-
chen staffeln. In diesem Falle konnen sie die unter , Art und
Hohe der Zuwendung” genannten Betrdge um bis zu 80 %
(Standorte ab 8.000 EMZ) anheben und um bis zu 30 %
(Standorte mit weniger als 4.000 EMZ) absenken.

Soweit in Gebieten oder auf bestimmten Flachen des Zu-
wendungsempfingers Teile der Zuwendungsvorausset-
zungen auf andere Weise 6ffentlich-rechtlich vorgeschrie-
ben sind, dirfen durch die Zuwendung nur die Zuwen-
dungsvoraussetzungen ausgeglichen werden, die nicht
anderweitig rechtlich vorgeschrieben sind. Die Lander
konnen in diesen Fillen die Hohe der entsprechenden
Verringerung der Zuwendungshohe bestimmen.

1.5 Ertragsmesszahl

Ertragsmesszahl (EMZ)

Fiir die Berechnung der Hohe der Zuwendung nach der
Standortqualitit wird die Ertragsmesszahl je Hektar an-
gewendet. Sie wird folgendermafien bestimmt:

Fliche in Ar (100 m?), fir die die Ackerzahl gilt,
x Ackerzahl = EMZ.

Ist eine Flache kleiner als ein Hektar, kommt die Zuwen-
dungshohe zur Anwendung, die der EMZ entspricht, die
sich bei Hochrechnung der EMZ auf einen Hektar ergibt.

2.0 Weitere Verwaltungsbestimmungen

Im Falle einer Férderung nach den Mafinahmengruppen B
bis G gelten die folgenden Verwaltungsbestimmungen:

2.1 Allgemeine Pflichten

Bei Mafinahmen nach den Mafdnahmengruppen B bis E
sowie G (Artikel 28 Absatz 3 sowie Artikel 29 Absatz 2 der
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013), verpflichten sich Zu-

wendungsempfinger, wahrend des Verpflichtungszeit-
raumes
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- die einschlagigen obligatorischen Grundanforderungen
gem. Titel VI Kapitel I der Verordnung (EU) Nr.
1306/20134,

- die einschlagigen Kriterien und Mindesttatigkeiten
gemafd Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c Ziffern ii) und iii)
der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013,

- die einschldgigen Mindestanforderungen fiir den Ein-
satz von Diingemitteln und Pflanzenschutzmitteln oder

- sonstige einschlagige verpflichtende Anforderungen
des nationalen Rechts

zu beachten, die mit den Zuwendungsvoraussetzungen der
jeweiligen MafRnahme in direktem Zusammenhang stehen
(relevante Grundanforderungen).

Bei Mafnahmen nach Mafinahmengruppe F (Artikel 33 der
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013) verpflichten sich Zu-
wendungsempfianger, wahrend des Verpflichtungszeit-
raumes die einschldgigen obligatorischen Grundanforde-
rungen nach Tiret 1 sowie die sonstigen einschlagigen
verpflichtenden Anforderungen nach Tiret 4 zu beachten,
die mit den Zuwendungsvoraussetzungen der jeweiligen
Mafinahme in direktem Zusammenhang stehen.

Soweit die Mafnahmen und die entsprechenden mafdnah-
menspezifisch relevanten Grundanforderungen nicht be-
reits Gegenstand der Nationalen Rahmenregelung
Deutschlands nach der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013
sind, werden sie von den Landern in ihren Entwicklungs-
programmen fiir den landlichen Raum nach der Verord-
nung (EU) Nr.1305/2013 bzw. in landerspezifischen For-
derrichtlinien dargestellt.

2.2  Kiirzung oder Nichtgewihrung der Zuwendung
Die Zuwendung wird gemaf3 Artikel 97 Absatz 1 und 2 der
VO (EU) Nr. 1306/2013 in Verbindung mit Artikel 28 Ab-
satz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 gekiirzt oder
nicht gewahrt, wenn der Zuwendungsempfianger wihrend
des Verpflichtungszeitraumes aufgrund einer ihm zure-
chenbaren Handlung oder Unterlassung die Pflichten nach
Nummer 2.1 nicht, nicht richtig, nicht vollstindig oder
nicht rechtzeitig in seinem gesamten Betrieb erfiillt.

In diesem Fall wird der Gesamtbetrag der in dem Forder-
jahr zu gewdhrenden Zuwendung, in dem die Pflichten
nach Nummer 2.1 nicht erfiillt wurden oder werden, ge-
kiirzt oder nicht gewéahrt. Die Entscheidung tiber die Hohe
der Kiirzung oder liber die Nichtgewdhrung der Zuwen-
dung ergeht entsprechend den einschldgigen Vorschriften
des Europdischen Rechts. Im Ubrigen gelten die nationalen
Bestimmungen.

4 Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 17.12.2013 iiber die Finanzierung, die Verwaltung und das
Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der
Verordnungen (EWG) Nr. 352/78, Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) Nr.
814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG) Nr. 485/2008 (ABL. L 347 vom
20.12.2013, S. 549).
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2.3 Verinderungen im Verpflichtungszeitraum

2.3.1 Umwandlung der Verpflichtung

Im Falle der Umwandlung einer Verpflichtung innerhalb
des Verpflichtungszeitraumes gelten die Bestimmungen
des Artikels 14 Absatz 1 Buchstabe a) und b) der Delegier-
ten Verordnung (EU) Nr.807/20145, im Falle einer an-
derweitigen Anpassung der Verpflichtung innerhalb des
Verpflichtungszeitraumes gelten die Bestimmungen des
Artikels 14 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU)
Nr.807/2014.

2.3.2 Vergrofierung der Flache des Betriebes (Mafdnah-
mengruppen B bis E sowie G und I)

Im Falle der Vergrofierung der Flache des Betriebes (Maf3-
nahmengruppen B bis E sowie G und I) wahrend der Dauer
der Verpflichtung gelten die Bestimmungen des Artikels 15

Absitze 1 und 2 der Delegierten Verordnung
Nr.807/2014.
2.3.3 Vergroflerung des Tierbestandes (Mafdnahmen-

gruppe F)

Im Falle der Vergrofderung des Tierbestandes eines in eine
Fordermafdinahme nach Mafinahmengruppe F einbezoge-
nen Betriebszweiges wahrend der Dauer der Verpflichtung
konnen die Linder eine entsprechende Anpassung der
Verpflichtung unter den Voraussetzungen des Artikels 14
Absatz 2 Satz 1 und 2 der Delegierten Verordnung (EU)
Nr.807/2014 vornehmen.

2.3.4 Ubergang von Betrieben, Flichen oder Betriebs-
zweigen an andere Personen

Im Falle des Ubergangs von Betrieben, Flichen oder Be-
triebszweigen an andere Personen wahrend des Verpflich-
tungszeitraums gelten

- fur flichenbezogene Verpflichtungen die Bestimmun-
gen des Artikels 47 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr.
1305/2013 und

- flr tierschutzbezogene Verpflichtungen die Bestim-
mungen des Artikels 47 Absatz 5 dieser Verordnung
i. V. m. Artikel 14 Absatz 2 der Delegierten Verordnung
(EU) Nr. 807/2014.

2.3.5 Sonstige Verdnderungen

Fir den Fall sonstiger, von den Nummern 2.3.1 bis 2.3.4
nicht erfasster betrieblicher Veranderungen im Verpflich-
tungszeitraum, ist eine angemessene Anpassung der Ver-
pflichtung moglich.

5 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 807/2014 der Kommission vom
11.03.2014 zur Erginzung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des
Européischen Parlaments und des Rates iiber die Férderung der landli-
chen Entwicklung durch den Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die
Entwicklung des landlichen Raumes (ELER) und zur Einfiihrung von
Ubergangsvorschriften (ABL L 227 vom 31.07.2014, S. 1).
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Dabei sind bei flichenbezogenen Verpflichtungen die Vo-
raussetzungen des Artikels 47 Absatz 1 Buchstaben b) und
c) der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 zu beachten.

Bei tierbezogenen Verpflichtungen kann eine entspre-
chende Anpassung der Verpflichtung unter den Vorausset-
zungen des Artikels 14 Absatz 2 der Delegierten Verord-
nung (EU) Nr. 807/2014 vorgenommen werden.

2.3.6 Veranderungen durch héhere Gewalt

In Fillen héherer Gewalt und aufiergewodhnlicher Umstéan-
de gemafd Artikel 2 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013
gelten die Bestimmungen des Artikels 47 Absatz 4 der
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 i.V. mit Artikel 4 der De-
legierten Verordnung (EU) Nr. 640/2014¢.

2.3.7 Anwendung mehrerer Mafdnahmen

Im Falle der Anwendung mehrerer Mafinahmen nach
Mafdnahmengruppen B bis G auf Flachen des Betriebes gilt
Artikel 11 der Verordnung (EU) Nr. 808/20147, sowie die
in Anlage 1 (Kombinationstabelle) dargelegten Kombinati-
onsmaoglichkeiten bzw. Ausschliisse.

6 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 640/2014 der Kommission vom
11.03.2014 zur Erganzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 in Bezug
auf das integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem und die Bedingun-
gen flir die Ablehnung oder Riicknahme von Zahlungen sowie fiir Verwal-
tungssanktionen im Rahmen von Direktzahlungen, Entwicklungsmafi-
nahmen fiir den landlichen Raum und der Cross-Compliance (ABI. L 181
vom 20.06.2014, S. 48).

7 Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 808/2014 der Kommission vom
17.07.2014 mit Durchfiihrungsvorschriften zur Verordnung (EU) Nr.
1305/2013 tiiber die Forderung der landlichen Entwicklung durch den
Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen
Raumes (ELER, ABL. L 227 vom 31.07.2014, S. 18).



4 A. Zusammenarbeit
1.0 MSUL-Konzepte

A. Férderung der Zusammenarbeit im landlichen Raum fiir eine markt- und standortangepasste sowie umwelt-
gerechte Landbewirtschaftung einschlieBlich Vertragsnaturschutz und Landschaftspflege

Mafinahmen
1.0  Erarbeitung von Konzepten zur markt- und stand-
ortangepassten sowie umweltgerechten Landbe-
wirtschaftung einschliefRlich Vertragsnaturschutz
und Landschaftspflege im Wege der Zusammenar-
beit (MSUL-Konzepte)

2.0  Konzeptbegleitung zur markt- und standortange-
passten sowie umweltgerechten Landbewirtschaf-
tung einschliefdlich Vertragsnaturschutz und Land-
schaftspflege im Wege der Zusammenarbeit (MSUL-
Management)

Allgemeiner Zweck der Forderung

Zweck der Forderung ist es, Effektivitat und Effizienz von
Maflnahmen zur markt- und standortangepassten sowie
umweltgerechten = Landbewirtschaftung einschliefilich
Vertragsnaturschutz und Landschaftspflege sowie beson-
ders tiergerechter Haltungsverfahren im Wege der Zu-
sammenarbeit der beteiligten Antragsteller mit anderen
relevanten Akteuren zu steigern.
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1.0 Erarbeitung von Konzepten zur markt- und
standortangepassten sowie umweltgerech-
ten Landbewirtschaftung einschlief3lich
Vertragsnaturschutz und Landschaftspflege
im Wege der Zusammenarbeit (MSUL-
Konzepte)

1.1 Verwendungszweck

Im Rahmen der Verbesserung der Agrarstruktur zielt die
Forderung darauf ab, die strategisch-planerische Grundla-
ge fiir eine effektive und effiziente markt- und standortan-
gepasste sowie umweltgerechte Landbewirtschaftung
einschliefdlich Vertragsnaturschutz und Landschaftspflege
mit Mafsnahmen der GAK zu schaffen.

Die Mafdnahme ist bis zum 31.12.2023 befristet.

1.2 Gegenstand der Forderung/Férderausschluss
1.2.1 Forderfahig ist die Erarbeitung integrierter Konzep-
te zur markt- und standortangepassten sowie umweltge-
rechten Landbewirtschaftung einschlieflich Vertragsna-
turschutz und Landschaftspflege als Vorplanung i.S.d. § 1
Absatz 2 GAKG im Rahmen von Kooperationen.

1.2.2 Nicht zuwendungsfahig sind:

a) Mafdnahmen, die auf Grund offentlich-rechtlicher Vor-
gaben vorgeschrieben sind,

b) Leistungen der 6ffentlichen Verwaltung,

c) Aufwendungen nach Nummer 1.2.1 bei Erzeugerzu-
sammenschliissen, Kooperationen oder Operationellen
Gruppen im Sinne der Begriffsbestimmungen des For-
derbereichs 3 ,Verbesserung der Vermarktungsstruk-
turen”.

1.3 Zuwendungsempfinger

Gefordert werden konnen:

1.3.1 Betriebsinhaber oder Zusammenschliisse von Be-
triebsinhabern im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Buchstabe
a) der Verordnung Nr. 1307/2013 mit eigener Rechtsper-
sonlichkeit, die eine landwirtschaftliche Tatigkeit auf Fla-
chen, deren Nutzung iliberwiegend landwirtschaftlichen
Zwecken dient, ausiiben und den Betrieb selbst bewirt-
schaften,

1.3.2 Zusammenschliisse von Betriebsinhabern im vorge-
nannten Sinne mit eigener Rechtspersénlichkeit mit ande-
ren relevanten Akteuren gemafd Nummer 1.4.4, die sich
zum Zweck der gemeinsamen Konzeptentwicklung gemaf3
Nummer 1.1 gebildet haben.



4 A. Zusammenarbeit
1.0 MSUL-Konzepte

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen

1.4.1 MSUL-Konzepte beziehen sich auf

a) die Gesamtheit des landwirtschaftlichen Betriebs eines
Betriebsinhabers oder

b) die Gesamtheit oder Teile der landwirtschaftlichen
Betriebe mehrerer Betriebsinhaber oder

c) die Gesamtheit oder Teile der landwirtschaftlichen
Betriebe von Zusammenschliissen von Betriebsinha-
bern.

1.4.2 Die Konzepte sollen folgende Elemente enthalten:

a) eine Analyse der betriebswirtschaftlichen bzw. land-
wirtschaftlichen Ausgangslage,

b) eine Beschreibung der Belange des Umwelt-, Natur-

bzw. Tierschutzes,

c) eine Auflistung der Entwicklungsziele unter Bertick-
sichtigung der Prioritdten nach Artikel 5 der Verord-
nung (EU) Nr. 1305/2013, soweit diese im Rahmen ei-
ner markt- und standortangepassten sowie umweltge-
rechten Landbewirtschaftung einschlief3lich Vertrags-
naturschutz und Landschaftspflege relevant sind.

d) Darlegung der Entwicklungsstrategie, der Handlungs-

felder und der konkreten Mafdnahmen zur markt- und

standortangepassten sowie umweltgerechten Landbe-
wirtschaftung einschlieflich Vertragsnaturschutz und

Landschaftspflege sowie besonders tiergerechter Hal-

tungsverfahren,

e)

einen Arbeits- und Zeitplan,
f) Kriterien fiir die Bewertung der Zielerreichung.

1.4.3 MSUL-Konzepte kdnnen sich problemorientiert auf
thematische Schwerpunkte beschranken.

1.4.4 Die Konzepte werden im Wege der Zusammenarbeit
der beteiligten Antragsteller mit anderen relevanten
Akteuren erstellt.

Als relevante Akteure kommen insbesondere in Betracht:
a) die Vertretungen des landwirtschaftlichen Berufsstan-
des,

b) die Selbsthilfeeinrichtungen der Land- und Forstwirt-
schaft,

c) die Wasser- und Bodenverbande bzw. entsprechende
Unterhaltungsverbande,

die Anbauverbande des 6kologischen Landbaus,
die Vereinigungen, in denen Gemeinden oder Gemein-

deverbdnde, Landwirte und Vereinigungen, die im
Schwerpunkt die Ziele des Naturschutzes und der
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Landschaftspflege fordern, gleichberechtigt vertreten
sind (Landschaftspflegeverbande),

f) die anerkannten Naturschutzverbande,

g) die Umweltverbande,

h) die Landwirtschaftskammern bzw. entsprechende Ein-
richtungen in Landern, in denen keine Landwirt-
schaftskammern bestehen,

i) die Gebietskorperschaften,
j) andere Trager offentlicher Belange.

Nadheres zur Auswahl der relevanten Akteure regeln die
Lander.

1.5 Artund Héhe der Zuwendungen

1.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschuss gewéhrt.

1.5.2 Zuschiisse konnen bis zu einer Hohe von 80 % ge-
wahrt werden. Die Lander konnen Konzepte mit besonde-
rer Bedeutung fiir Umwelt-, Natur-, Klimaschutz oder Tier-
schutz mit bis zu 100 % foérdern.

1.5.3 Der Zuschuss je Konzept kann einmalig bis zu
50.000 Euro betragen. Eine Fortschreibung in der nachsten
Forderperiode ist mit einem Zuschuss von bis zu
20.000 Euro moglich.

1.6 Andere Verpflichtungen

Das Konzept ist im Rahmen seiner Zielsetzung mit bereits
vorhandenen oder beabsichtigten behdérdenverbindlichen

Planungen, Konzepten oder Strategien abzustimmen. Der
Abstimmungsprozess ist zu dokumentieren.



4 A. Zusammenarbeit
1.0 MSUL-Management

2.0 Konzeptbegleitung zur markt- und stand-
ortangepassten sowie umweltgerechten
Landbewirtschaftung einschlief3lich Ver-
tragsnaturschutz und Landschaftspflege im

Wege der Zusammenarbeit (MSUL-
Management)
2.1 Verwendungszweck

Im Rahmen der Verbesserung der Agrarstruktur zielt die
Forderung darauf ab, die Entwicklungsprozesse zur markt-
und standortangepassten sowie umweltgerechten Land-
bewirtschaftung einschlieflich Vertragsnaturschutz und
Landschaftspflege sowie besonders tiergerechter Hal-
tungsverfahren zu initiieren, zu organisieren und die Um-
setzung entsprechender Projekte zu begleiten.

Die Mafdnahme ist bis zum 31.12.2023 befristet.

2.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss

2.2.1 Forderfahig ist das MSUL-Management zur
a) Information, Beratung und Aktivierung der Beteiligten,

b) Identifizierung und Erschliefdung raumlicher oder sach-
licher Entwicklungspotenziale,

c) ldentifizierung und Befoérderung zielgerichteter Maf3-
nahmen,

d) Umsetzung des Arbeitsplans nach Nummer 1.4.2.
Naheres regeln die Lander.
2.2.2 Nicht zuwendungsfahig sind:

a) Mafinahmen, die auf Grund offentlich-rechtlicher Vor-
gaben vorgeschrieben sind,

b) Leistungen der 6ffentlichen Verwaltung.

2.2.3 Nicht zuwendungsfahig sind ferner Aufwendungen
nach Nummer 2.2.1 bei Erzeugerzusammenschliissen,
Kooperationen oder operationellen Gruppen im Sinne der
Begriffsbestimmungen des Foérderbereichs 3 ,Verbesse-
rung der Vermarktungsstrukturen®.

2.3 Zuwendungsempfianger

Gefordert werden konnen:

2.3.1 Zusammenschliisse von Betriebsinhabern im Sinne
des Artikels 4 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung Nr.
1307/2013 mit eigener Rechtspersonlichkeit, die eine
landwirtschaftliche Tatigkeit auf Fldchen, deren Nutzung
iiberwiegend landwirtschaftlichen Zwecken dient, ausiiben
und die Betriebe selbst bewirtschaften.

2.3.2 Zusammenschliisse von Betriebsinhabern im vorge-
nannten Sinne mit eigener Rechtspersonlichkeit mit ande-
ren relevanten Akteuren gemaf; Nummer 2.4.2.
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2.4 Zuwendungsvoraussetzungen

2.4.1 Das MSUL-Management ist nur férderfiahig, wenn
Stellen aufRerhalb der o6ffentlichen Verwaltung die Funkti-
on des Managements wahrnehmen.

2.4.2 Das Management erfolgt im Wege der Zusammen-
arbeit der beteiligten Antragssteller mit anderen relevan-
ten Akteuren.

Als relevante Akteure kommen insbesondere in Betracht:

a) die Vertretungen des landwirtschaftlichen Berufsstan-
des,

b) die Selbsthilfeeinrichtungen der Land- und Forstwirt-

schaft,

c) die Wasser- und Bodenverbande bzw. entsprechende
Unterhaltungsverbande,

d) die Anbauverbidnde des 6kologischen Landbaus,

e) die Vereinigungen, in denen Gemeinden oder Gemein-
deverbande, Landwirte und Vereinigungen, die im
Schwerpunkt die Ziele des Naturschutzes und der

Landschaftspflege fordern, gleichberechtigt vertreten
sind (Landschaftspflegeverbande),

f) die anerkannten Naturschutzverbénde,

g) die Umweltverbande,

h) die Landwirtschaftskammern bzw. entsprechende Ein-
richtungen in Landern, in denen keine Landwirt-
schaftskammern bestehen,

i) die Gebietskdrperschaften,
j) andere Trager offentlicher Belange.

Nadheres zur Auswahl der relevanten Akteure regeln die
Lander.

2.5 Artund Héhe der Zuwendungen

2.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschuss gewahrt.

2.5.2 Ein Zuschuss kann fiir einen Zeitraum von hochs-
tens sieben Jahren bis zu einer Hohe von 80 % gewahrt
werden. Die Lander koénnen Konzepte mit besonderer
Bedeutung fiir Umwelt-, Natur-, Klimas- oder Tierschutz
mit bis zu 100 % fordern.

2.5.3 Der Zuschuss kann jdhrlich bis zu 50.000 Euro be-
tragen.

2.6 Andere Verpflichtungen

Die Arbeitsschritte sowie die Abstimmung unter den
Akteuren der Zusammenarbeit, ihre Informations- und

Vernetzungsaktivititen sowie Fortschritte bei der Kon-
zeptumsetzung sind zu dokumentieren.



4 B. Okolandbau/andere Verfahren
1.0 Okologische Anbauverfahren

B. Férderung des 6kologischen Landbaus und anderer besonders nachhaltiger gesamtbetrieblicher Verfahren

Mafdnahmen

1.0  Okologische Anbauverfahren

2.0 Emissionsarme und Gewadsser schonende Ausbrin-
gung von Wirtschaftsdiingern

Begriffsbestimmungen

Okologische Anbauverfahren
Okologische Anbauverfahren werden angewendet, wenn

die Bewirtschaftung der landwirtschaftlich genutzten Fla-
chen eines Betriebes nach Vorschriften der Verordnung
(EG) Nr. 834/20078 und nachfolgend der Verordnung (EU)
Nr. 2018/848° in ihrer jeweils geltenden Fassung, durch-
gefiihrt wird.

Bezugsflache

Die Bezugsfliche ist Grundlage fiir die Bemessung der
Zuwendung fiir Mafinahme 3.0 und wird gemafs dem An-
trag auf Direktzahlungen des Antragstellers festgestellt.
Die Bezugsflache wird durch Multiplikation der Anzahl der
fliissigen Wirtschaftsdiinger erzeugenden GVE des Betrie-
bes mit 0,5 Hektar errechnet. Sie darf in keinem Falle gro-
Rer als die landwirtschaftlich genutzte Flache des Betrie-
bes sein. Eine flachenspezifische Verpflichtung leitet sich
daraus nicht ab.

s Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28.06.2007 tber die
6kologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von 6kologi-
schen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Verordnung
(EWG) Nr. 2092/91 (ABL. L 189 vom 20.07.2007, S. 1) sowie der zu ihrer
Durchfithrung erlassenen Rechtsakte der Europdischen Gemeinschaft in
der jeweils geltenden Fassung.

QVerordnung (EU) 2018/848 des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 30.05.2018 tiber die 6kologische/biologische Produktion und die
Kennzeichnung von 6kologischen/biologischen Erzeugnissen sowie zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates (ABI. L 150 vom
14.06.2018, S.1).
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1.0 OKkologische Anbauverfahren
1.1 Verwendungszweck

Zuwendungszweck ist die Einfithrung oder Beibehaltung
6kologischer Anbauverfahren zur nachhaltigen Verbesse-
rung der natiirlichen und wirtschaftlichen Produktionsbe-
dingungen im Einklang mit den Belangen des Schutzes der
Umwelt und der Erhaltung des natiirlichen Lebensraums.
1.2 Gegenstand der Féorderung/Férderausschluss

Gegenstand der Zuwendung ist die Einfithrung oder Beibe-
haltung eines 6kologischen Anbauverfahrens.

1.3 Zuwendungsempfianger

Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2
1.4 Zuwendungsvoraussetzungen

Der Zuwendungsempfianger betreibt fiir die Dauer des
Verpflichtungszeitraums im gesamten Betrieb!® dkologi-
schen Landbau nach den Vorschriften der Verordnung
(EG) Nr. 834/2007 und nachfolgend der Verordnung (EU)
Nr.2018/848 in ihrer jeweils geltenden Fassung.

1.5 Artund Héhe der Zuwendungen

Die Hohe der Zuwendung betragt jahrlich:
1.5.1 bei Einfithrung der Mafinahme

- 590 Euro je Hektar Gemiisebau,

- 250 Euro je Hektar Ackerflache,

- 250 Euro je Hektar Griinland und

- 950 Euro je Hektar Dauer- oder Baumschulkulturen.

Fiir die ersten beiden Jahre des Verpflichtungszeitraumes
kann der Betrag angehoben werden auf

- 935 Euro je Hektar Gemiisebau,

- 310 Euro je Hektar Ackerflache,

- 310 Euro je Hektar Griinland und

- 1.275 Euro je Hektar Dauer- oder Baumschulkulturen.
In diesem Fall werden die fiir das dritte bis fiinfte Jahr zu

gewdhrenden Betrage auf die in Nummer 1.5.2 genannten
Betradge abgesenkt.

b Ausgenommen der Bereiche Aquakultur und Bienenhaltung.



4 B. Okolandbau/andere Verfahren

2.0 Emmissionsarme Ausbringung von Wirtschaftsdiinger

1.5.2 bei Beibehaltung der Mafdnahme

- 360 Euro je Hektar Gemiisebau,

- 210 Euro je Hektar Ackerflache,

- 210 Euro je Hektar Griinland und

- 750 Euro je Hektar Dauer- oder Baumschulkulturen.

1.5.3 Fir den zusitzlichen Arbeitszeitbedarf fiir die Be-
triebsfithrung, beschrankt auf die Bereiche Aufzeichnun-
gen, Antragswesen, Information und Weiterbildung zur
Erfillung der Vorgaben aus der Verordnung (EG) Nr.
834/2007 nachfolgend der Verordnung (EU) Nr. 2018/848
und der zu ihrer Durchfiihrung erlassenen gemeinschafts-
rechtlichen Vorschriften in der jeweils geltenden Fassung,
kann sich die Zuwendung um 40 Euro je Hektar, jedoch
hochstens um 600 Euro je Unternehmen zum Ausgleich
der erforderlichen betrieblichen Transaktionskosten nach
Artikel 29 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013
erhohen.

1.6 Sonstige Bestimmungen

1.6.1 Abweichungen von den Vorschriften der Verord-
nung (EG) Nr. 834/2007 und nachfolgend der Verordnung
(EU) Nr. 2018/848 in ihrer jeweils geltenden Fassung fiir
die okologische Bienenhaltung oder fiir die 6kologische
Aquakultur stellen keinen Verstof2 gegen die Zuwendungs-
bestimmungen dar.

1.6.2 Wird in einem Entwicklungsprogramm eines Lan-
des die Mafdnahme ,Qualitiatsregelungen fiir Agrarerzeug-
nisse und Lebensmittel“ nach Artikel 16 der Verordnung
(EU) Nr. 1305/2013 angeboten, so dirfen die Fixkosten
fir die Teilnahme an einer Qualitatsregelung nicht zur
Berechnung des Forderbetrages fiir dasselbe Erzeugnis im
Rahmen der Férderung des 6kologischen Landbaus heran-
gezogen werden.

1.6.3 Die Forderung ist Teil der Nationalen Rahmenrege-
lung Deutschlands nach Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung
(EU) Nr. 1305/2013.

1.6.4 Im Falle einer rein nationalen Finanzierung und der
damit verbundenen Durchfiihrung eines beihilferechtli-
chen Notifizierungsverfahrens sind die Vorgaben des Ag-
rarrahmens!!insbesondere in Bezug auf die beihilfefahigen
Kosten und des Beihilfeh6chstbetrags zu berticksichtigen.

11Rahmenregelung der Europdischen Union fiir staatliche Beihilfen im
Agrar- und Forstsektor und in landlichen Gebieten 2014-2020 (ABL C 204
vom 1.]Juli 2014, S.1)
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2.0 Emissionsarme und Gewisser schonende
Ausbringung von Wirtschaftsdiingern?2

2.1 Verwendungszweck

Zuwendungszweck ist die Anwendung besonders nachhal-
tiger gesamtbetrieblicher Verfahren der Ausbringung von
Wirtschaftsdiingern zur nachhaltigen Verbesserung der
natlirlichen und wirtschaftlichen Produktionsbedingun-
gen, die mit den Belangen des Schutzes der Umwelt und
der Erhaltung des natiirlichen Lebensraumes vereinbar
sind.
2.2 Gegenstand der Forderung/Foérderausschluss
Gefordert wird die emissionsarme und Gewasser schonen-
de Ausbringung von fliissigem Wirtschaftsdiinger nach
§ 2 DiingeG" mit Ausbringungsverfahren, die die Verfliich-
tigung von umweltschddigenden Gasen nach dem Stand
der Technik deutlich reduzieren:

2.2.1 Ausbringung der Gesamtmenge der vom Betrieb
auszubringenden fliissigen Wirtschaftsdiinger nach § 2
DiingeG.

2.2.2 Ausbringung von Teilmengen der vom Betrieb aus-
zubringenden fliissigen Wirtschaftsdiinger nach § 2 Diin-
geG.

2.2.3 Aufbauend auf einer Férderung nach Nummer 2.2.1
konnen die Lander zusatzlich festlegen, dass die gemafd § 6
Absatz 8 und 9 DiiV' vorgegebene Sperrfrist fiir die Aus-
bringung von fliissigem Wirtschaftsdiinger nach § 2 Diin-
geG um 2 Monate ausgeweitet wird.

2.2.4 Von einer Forderung nach Nummer 2.2 sind Betrie-
be ausgeschlossen, die bereits auf Grund einer Nebenbe-
stimmung im Bescheid zur Genehmigung des Betriebes
nach § 4 Bundesimmissionsschutzgesetz (BlmschG??) i. V.
m. § 2 Absatz 1 Nr. 1 der Verordnung iiber genehmigungs-
bediirftige Anlagen (4. BimSchV1®) verpflichtet sind, Gerate
nach Nummer 2.4.1 zu verwenden.

2.2.5 Von einer Forderung nach Nummer 2.2.3 ausge-
schlossen sind Betriebe, deren Lagerkapazitat fiir fliissigen
Wirtschaftsdiinger ausreicht, um einen Zeitraum von
8 Monaten ohne Ausbringung iiberbriicken zu kénnen, und
deren Investition in den Aufbau dieser Lagerkapazitit aus
Mitteln der offentlichen Hand geférdert worden ist.

" Die rechtlichen Bestimmungen der DiiV in § 6 (3) fithren zu erhohten
Anforderungen bei der Ausbringung von fliissigen Wirtschaftsdiingern
auf bestelltem Ackerland ab 01.02.2020, auf Griinland, Dauergriinland
und Feldfutterbau ab 01.02.2025. Die Berechnungen miissen ggf. entspre-
fshend angepasst werden.
Diingegesetz vom 09.01.2009 (BGBI. I S. 54, 136), das zuletzt durch Arti-
I1<4el 1 des Gesetzes vom 05.05.2017 (BGBI. | S.1068) geéndert worden ist.
Diingeverordnung vom 26.05.2017 (BGBI. I S. 1305), die durch Artikel 1
der Verordnung vom 28.04.2020 (BGBL. I S. 846) gedandert worden ist.
” Bundesimmissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung
vom 17.05.2013 (BGBI. I S. 1274), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom
02.07.2013 (BGBL. I S. 1943) geandert worden ist.
16 Verordnung tiber genehmigungsbediirftige Anlagen vom 02.05.2013
(BGBL. 1S.973,3756).
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2.0 Emmissionsarme Ausbringung von Wirtschaftsdiinger

2.3 Zuwendungsempfinger
Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2.

2.4 Zuwendungsvoraussetzungen

2.4.1 Der Zuwendungsempfianger sorgt bei einer Forde-
rung nach Nummer 2.2.1 im Verpflichtungszeitraum dafiir,
dass der gesamte fliissige Wirtschaftsdiinger i.S. des
§ 2 DiingeG, auf den Flachen des Betriebes mit Geraten
ausgebracht wird, die den Wirtschaftsdiinger direkt in den
Boden bzw. unter den Griinland- oder mehrjahrigen Acker-
futterpflanzenbestand einbringen.

Optional konnen die Liander zulassen, dass der Zuwen-
dungsempfianger den Wirtschaftsdiinger auf betriebsfrem-
den landwirtschaftlichen Flachen ausbringt.

2.4.2 Der Zuwendungsempfinger sorgt bei einer Forde-
rung nach Nummer 2.2.2 im Verpflichtungszeitraum dafiir,
dass Teilmengen des fliissigen Wirtschaftsdiingers des
Betriebes nach § 2 DiingeG im Rahmen der iiberbetriebli-
chen Maschinenverwendung mit Gerdten ausgebracht
werden, die den Wirtschaftsdiinger direkt in den Boden
bzw. unter den Griinland- oder mehrjahrigen Ackerfutter-
pflanzenbestand einbringen.

2.4.3 Der Zuwendungsempfianger muss Ausbringungs-
zeitpunkte und Ausbringungsmengen je Hektar nachwei-
sen.

2.4.4 Legen die Liander aufbauend auf einer Forderung
nach Nummer 2.2.1 fest, dass der Zuwendungsempfianger
eine Sperrfrist fir die Ausbringung von fliissigem Wirt-
schaftsdiinger nach § 2 DiingeG zu beachten hat, die ge-
geniiber der Sperrfrist gemafd § 6 Absatz 8 und 9 DiiV um 2
Monate ausgeweitet wird, muss der Zuwendungsemp-
fanger nachweisen, dass die betriebliche Lagerkapazitat fiir
fliissige Wirtschaftsdiinger ausreicht, um einen Zeit-raum
von 8 Monaten ohne Ausbringung tiberbriicken zu kénnen.
Die Lander sehen dafiir eine zusatzliche Zuwen-dung nach
Nummer 2.5.3 vor.

25 Art und H6éhe der Zuwendungen

2.5.1 Die Hohe der Zuwendung betrdgt bei einer Forde-
rung nach Nummer 2.2.1 jahrlich 60 Euro je Hektar Be-
zugsflache.

2.5.2 Die Hohe der Zuwendung betrdgt bei einer Forde-
rung nach Nummer 2.2.2 30 Euro je nachweislich gemaf3
Nummer 2.4.2 ausgebrachter Wirtschaftsdiingermenge, die
dem Standard-Wirtschaftsdiingeranfall einer GVE nach
Anlage 2 entspricht, jedoch nicht mehr als 60 Euro je Hek-
tar landwirtschaftlich genutzte Flache.

2.5.3 Die Hohe der jahrlichen Zuwendung betragt bei
Beachtung zusatzlicher Zuwendungsvoraussetzungen nach
Nummer 2.2.3 zusétzlich zur Zuwendung nach 2.5.1 20
Euro je Hektar Bezugsflache.

2.6 Andere Verpflichtungen
Gerdte nach Anlage 8 der DiV zum Ausbringen von Diin-

gemitteln, die nicht den allgemein anerkannten Regeln der
Technik entsprechen, diirfen nicht angewendet werden.
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4 C. Nachhaltige Verfahren Ackerbau

C. Férderung von besonders nachhaltigen Verfahren im Ackerbau oder bei einjahrigen Sonderkulturen

Maf3nahmen

1.0  Vielfaltige Kulturen im Ackerbau

2.0  Beibehaltung von Zwischenfriichten und Untersaa-
ten iiber den Winter

3.0 Anbauverfahren auf erosionsgefihrdeten Standor-
ten

4.0 Integration naturbetonter Strukturelemente der
Feldflur

5.0 Klima, Wasser und Boden schonende Nutzung oder
Umwandlung von Ackerland

Begriffsbestimmungen

Direktsaat- oder Direktpflanzverfahren

Direktsaat- oder Direktpflanzverfahren sind Verfahren der
Saat von Getreide oder anderen Ackerkulturen bzw. des
Pflanzens von bestimmten Acker- oder Feldgemiisekultu-
ren, bei denen auf eine Bodenbearbeitung vor der Saat
oder Pflanzung verzichtet wird. Die Saat oder Pflanzung
erfolgt nach der Ernte der Vor- oder Zwischenfrucht direkt
in den allenfalls oberflachlich streifenweise bearbeiteten
Ackerboden. Die Riickstinde des Pflanzenmaterials der
Vor- oder Zwischenfrucht verbleiben als Mulch auf dem
Boden bzw. zwischen den bearbeiteten Streifen. Der Boden
erfahrt nur in den eigentlichen Saat- und Pflanzreihen
einen mechanischen Eingriff.

Bliihstreifen und -flichen werden jahrlich auf ggf. wech-
selnden Ackerflichen durch Neuansaat geeigneter bliiten-
reicher Saatgutmischungen angelegt.

Mehrjahrige Bliihstreifen und -flichen werden auf einer
bestimmten Ackerfliche durch Ansaat einer geeigneten

bliitenreichen Saatgutmischung angelegt, die bei nachlas-
sendem Bliihaspekt innerhalb des Verpflichtungszeitraums
ggf. erneuert werden kann.

Schutzstreifen werden auf einer bestimmten Ackerflache
durch Ansaat einer geeigneten, in der Regel Gréaser beton-
ten Saatgutmischung bestellt, mit der Bestidnde etabliert
und beibehalten werden, die Wildtieren als Schutz-, Auf-
zucht- und Riickzugsflachen dienen kdnnen.

Schonstreifen werden jahrlich auf ggf. wechselnden Acker-
flachen angelegt, in dem auf die Bestellung verzichtet und
die Selbstbegriinung zugelassen wird.

Hecken bzw. Knicks, Baumreihen oder Feldgehdlze werden
auf bestimmten Ackerfldchen, in erosionsgefihrdeten Be-
reichen oder entlang von Gewdssern oder biologisch sen-
siblen Bereichen (Biotopen) angelegt. Sie entsprechen den
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in § 8 Absatz 1 Ziffern 1., 2. und 3. der Agrarzahlungen-
Verpflichtungenverordnung!” genannten Mindestgréfien.

Gewdsser- oder Erosionsschutzstreifen werden auf be-
stimmten Ackerflichen als nutzbare, durch Ansaat einer
geeigneten, in der Regel Graser betonten Saatgutmischung
begriinten Streifen entlang von Gewassern oder auf erosi-
onsgefahrdeten Flichen quer zum Hang, bzw. quer zur
Hauptwindrichtung oder in erosiven Tiefenlinien angelegt,
die mindestens fiir die Dauer des Verpflichtungszeitraums
beibehalten werden.

Ackerrandstreifen werden jahrlich auf ggf. wechselnden
Flichen mit derselben Fruchtart wie auf dem Gesamt-
schlag bestellt; aufier Bestellmafinahmen ist keine weitere
Bearbeitung der Ackerrandstreifen zuldssig. lhre Breite
darf drei Meter nicht unterschreiten.

17 Verordnung iiber die Einhaltung von Grundanforderungen und Stan-
dards im Rahmen unionsrechtlicher Vorschriften iiber Agrarzahlungen
(Agrarzahlungen-Verpflichtungenverordnung-AgrarZahlVerpflV vom
17.12.2014 (BAnz AT 23.12.2014).



4 C. Nachhaltige Verfahren Ackerbau
1.0 Vielfaltige Kulturen

1.0 Vielfiltige Kulturen im Ackerbau

1.1 Verwendungszweck

Zuwendungszweck ist die Anwendung besonders nachhal-
tiger Produktionsverfahren zur Verbesserung der natiirli-
chen und wirtschaftlichen Produktionsbedingungen durch
ein vielfaltiges Anbauspektrum im Ackerbau, soweit es im
Einklang mit den Belangen des Schutzes der Umwelt und
der Erhaltung des natiirlichen Lebensraums steht.

1.2 Gegenstand der Féorderung/Forderausschluss
1.2.1 Gefdrdert wird der Anbau von jahrlich mindestens
fiinf verschiedenen Hauptfruchtarten in Kombination mit
dem Anbau von Leguminosen auf der Ackerfliche des Be-
triebes.

1.2.2 Zusatzlich kann der Anbau einer tberjahrigen Bliih-
flache gefordert werden.

1.3 Zuwendungsempfinger

Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2.

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen

1.4.1.1 Der Zuwendungsempfidnger baut im Verpflich-
tungszeitraum auf der Ackerfldche des Betriebes jahrlich
mindestens fliinf verschiedene Hauptfruchtarten an.

1.4.1.2 Zusatzlich kann der Zuwendungsempfanger iiber-
jahrige Bliihflachen anlegen.

1.4.2.1 Der Anbau jeder Hauptfruchtart darf 10 % der
Ackerfliche nicht unterschreiten und er darf 30 % der
Ackerflachen nicht liberschreiten. Der Anbau von Raufut-
tergemengen, die Leguminosen enthalten, darf 40 % der
Ackerflache nicht iiberschreiten.

1.4.2.2 Der Anbau der iiberjahrigen Bliihflachen darf 5 %
der Ackerflache nicht unterschreiten.

1.4.3 Auf mindestens 10 % der Ackerflache sind eine oder
mehrere der folgenden Kulturen anzubauen:

- Leguminosen,
- Gemenge, die Leguminosen enthalten.

1.4.4 Der Getreideanteil darf 66 % der Ackerflache nicht
iiberschreiten.

1.4.5 Die Anlage von tiberjahrigen Bliihflichen erfolgt
nach Aberntung der Hauptfrucht entweder durch eine
Herbstsaat bis 01.10. oder durch eine Frithjahrsaussaat bis
spatestens zum 15.05. des Folgejahres mit einer standort-
angepassten Saatgutmischung um bliitenreiche Bestinde
zu etablieren, die Feldvdgeln, Niitzlingen, Bienen oder
anderen Wildtieren als Wirts-, Nahrungs- oder Schutz-
pflanzen dienen kénnen.

Die Lander legen die erforderlichen Methoden der Etablie-
rung und die zu verwendenden Saatgutmischungen, Pflan-
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zenarten oder -sorten fest und berticksichtigen dabei, dass
die daraus erwachsenden Bestinde von gegebenenfalls
angrenzenden landwirtschaftlichen Kulturen deutlich un-
terscheidbar sind.

Auf die Anwendung von chemisch-synthetischen Pflanzen-
schutzmitteln und von stickstoffthaltigen Diingemitteln
wird verzichtet.

Der Aufwuchs der Bliihfliche muss bei Herbstansaat min-
destens bis zum zweiten auf das Jahr der Ansaat der Bliih-
flache folgenden Jahr bzw. bei Friihjahrsansaat bis zu dem
auf das Jahr der Ansaat folgenden Jahr auf der Flache ver-
bleiben.

Die Bliihflachen miissen bis mind. 15.02. beibehalten wer-
den. Sofern Lander von der Ermachtigung nach § 5 Absatz
6 der Agrarzahlungen-Verpflichtungenverordnung Ge-
brauch gemacht und einen vom 15.02. abweichenden
Termin bestimmt haben, gilt dieser.

1.4.6 Der aus den tiberwinternden Bliihflichen entstande-
ne Aufwuchs darf auch nach dem Zeitpunkt nach Nummer
1.4.5 Satz 5 nur mechanisch beseitigt werden. Erforderli-
che Pflegemafinahmen bei Bliihflichen werden von den
Landern nach Mafigabe der gebietsspezifisch verfolgten
Umweltziele festgelegt.

1.5 Artund Héhe der Zuwendungen

1.5.1 Die Hohe der jahrlichen Zuwendung betragt bis zu
- 90 Euro je Hektar Ackerflache.

- 55 Euro je Hektar Ackerflache bei Betrieben, die eine
Beihilfe fiir die Einflihrung oder Beibehaltung 6kologi-
scher Anbauverfahren erhalten.

- 100 Euro je Hektar Ackerflache, wenn die Verpflichtung
nach Nummer 1.4.3 erbracht wird, indem auf mindes-
tens der Hélfte des in Nummer 1.4.3 genannten Anteils
der Ackerflaiche grofikornige Leguminosen angebaut
werden.

- 65 Euro je Hektar Ackerflache, wenn die Verpflichtung
nach Nummer 1.4.3 in Betrieben, die eine Beihilfe fiir
die Einfiihrung oder Beibehaltung 6kologischer Anbau-
verfahren erhalten, erbracht werden, indem auf min-
destens der Halfte des in Nummer 1.4.3 genannten An-
teils der Ackerfliche grofdkérnige Leguminosen ange-
baut werden.

- 110 Euro je Hektar Ackerflache, wenn die Verpflichtung
nach Nummer 1.4.3 durch grofdkérnige Leguminosen
erbracht wird.

- 75 Euro je Hektar Ackerflache, wenn die Verpflichtung
nach Nummer 1.4.3 von Betriebsinhabern, die eine Bei-
hilfe fiir die Einfithrung oder Beibehaltung 6kologischer
Anbauverfahren erhalten, durch grofdkérnige Legumi-
nosen erbracht wird.

1.5.2 Bei Anlage einer iiberjahrigen Bliihflache nach 1.2.2
betrdgt die jahrliche Zuwendung pro Hektar Blihfldche
850 €.



4 C. Nachhaltige Verfahren Ackerbau
2.0 Zwischenfriichte /Untersaaten

1.5.3 Soweit eine Flache, die mit Leguminosen bebaut ist,
als 6kologische Vorrangflache gemafd Artikel 45 Absatz 10
der Delegierten Verordnung (EU) Nr.639/201418 ausge-
wiesen wird, werden die Betrdge nach Nummer 1.5.1 um
20 Euro je Hektar abgesenkt.

1.5.4 Soweit eine Flache, auf der eine Bliihfliche angelegt
ist, als 0kologische Vorrangflache gemaf Artikel 45 Absatz
2, 5 und 7 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 639/2014
ausgewiesen wird, wird der Betrag nach Nummer 1.5.2 um
380 Euro je Hektar abgesenkt.

1.6 Andere Verpflichtungen

Flachen, die nicht fiir die landwirtschaftliche Erzeugung
genutzt werden, gelten nicht als Hauptfruchtart.

1.7 Sonstige Bestimmungen

1.7.1 Werden mehr als fiinf Hauptfruchtarten angebaut
und wird der Mindestanteil von 10 % der Ackerflache nach
Nummer 1.4.2 bei einer oder mehreren Hauptfruchtarten
nicht erreicht, so konnen Hauptfruchtarten zusammenge-

fasst werden bis die in Nummer 1.4.2 genannten Anbauan-
teile erreicht werden.

1.7.2 Die Forderung ist Teil der Nationalen Rahmenrege-
lung Deutschlands nach Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung
(EU) Nr. 1305/2013.

18 Delegierte Verordnung (EU) Nr. 639/2014 der Kommission vom
11.03.2014 zur Erginzung der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 mit
Vorschriften tiber Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Be-
triebe im Rahmen von Stiitzungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik und zur Anderung des Anhangs X der genannten Verordnung (ABL L
181 vom 20.06.2014, S. 1).
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2.0 Beibehaltung von Zwischenfriichten oder
Untersaaten iiber den Winter
2.1 Verwendungszweck
Zuwendungszweck ist die Anwendung besonders nachhal-
tiger Produktionsverfahren zur Verbesserung der natiirli-
chen und wirtschaftlichen Produktionsbedingungen durch
Beibehaltung von Zwischenfriichten oder Untersaaten im
Ackerbau, soweit diese Verfahren im Einklang mit den
Belangen des Schutzes der Umwelt und der Erhaltung des
natiirlichen Lebensraums stehen.
2.2 Gegenstand der Forderung
Gefordert wird der Anbau von Zwischenfriichten oder
Untersaaten im Ackerbau, soweit sie iiber den Winter hin
beibehalten werden. Ausgenommen von der Férderung ist
der Anbau von Zwischenfriichten auf Flachen in mit Nitrat
belasteten Gebieten, die nach § 13a Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 bis 3 der Diingeverordnung von den Landesregie-
rungen durch Rechtsverordnung ausgewiesen sind. Dies
gilt auch fiir Flachen, auf denen nach § 13a Absatz 2 Num-
mer 7 zweiter Halbsatz der Diinge-verordnung ein Zwi-
schenfruchtanbau nicht erforderlich ist, sowie in Gebieten
in den Féllen des § 13a Absatz 4 Satz 2 und des § 15 Absatz
1 der Diingeverordnung.

2.3 Zuwendungsempfianger

Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2.

2.4 Zuwendungsvoraussetzungen

2.4.1 Der Zuwendungsempfanger baut im Verpflichtungs-
zeitraum auf mindestens 5 % der Ackerflache des Betrie-
bes Untersaaten oder nach der Ernte der Hauptfriichte
Zwischenfriichte an.

2.4.2 Die Lander legen einen Zeitpunkt fest, bis zu dem
die Zwischenfriichte oder Untersaaten beibehalten werden
miissen. Der Zeitpunkt muss in dem auf das Jahr der An-
saat der Zwischenfriichte oder Untersaaten folgenden Jahr
liegen.

2.4.3 Auf die Anwendung von chemisch-synthetischen
Pflanzenschutzmitteln und von mineralischen Stickstoff-
diingemitteln wird verzichtet. Eine Startdiingung bleibt im
Bedarfsfall zuldssig. Der aus den Untersaaten oder Zwi-
schenfriichten entstandene Aufwuchs darf auch nach dem
Zeitpunkt nach Nummer 2.4.2 nur mechanisch beseitigt
werden.

2.5 Artund Hohe der Zuwendungen

Die Hohe der jahrlichen Zuwendung betragt
- 75 Euro je Hektar Zwischenfriichte oder Untersaaten.
- 45 Euro je Hektar Zwischenfriichte oder Untersaaten

bei Betrieben, die eine Beihilfe fiir die Einfiihrung oder
Beibehaltung 6kologischer Anbauverfahren erhalten.



4 C. Nachhaltige Verfahren Ackerbau
3.0 Anbauverfahren erosionsgefahr. Standorte

Soweit eine gemifd Nummer 2.4 mit Untersaaten oder
Zwischenfriichten bebaute Flache als 6kologische Vorrang-
flaiche gemafd Artikel 45 Absatz 9 der Delegierten Verord-
nung (EU) Nr. 639/2014 ausgewiesen wird, wird der Be-
trag nach Nummer 2.5 um 75 Euro je Hektar abgesenkt.
2.6 Sonstige Bestimmungen

2.6.1 Im Falle der Beschrankung der Forderung auf be-
stimmte Gebiete konnen die Ldnder abweichend von den
Bestimmungen der Nummer 2.4 festlegen, dass nur auf
Ackerflachen des Betriebes, die in dem Gebiet liegen, Zwi-
schenfriichte angebaut oder Untersaaten bis zu dem nach
Nummer 2.4.2 festgelegten Zeitpunkt beibehalten werden
miissen.

2.6.2 In diesem Fall legen die Lander nach Mafigabe des
in dem Gebiet liegenden betrieblichen Ackerflichenanteils
fest, in welchem Umfang der Betrieb Zwischenfriichte oder
Untersaaten bis zu dem nach Nummer 2.4.2 festgelegten
Zeitpunkt in dem Gebiet beibehalten muss.

2.6.3 Die Forderung ist Teil der Nationalen Rahmenrege-
lung Deutschlands nach Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung
(EU) Nr. 1305/2013.
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3.0 Anbauverfahren auf erosionsgefahrdeten
Standorten

3.1 Verwendungszweck

Zuwendungszweck ist die Anwendung eines besonders

nachhaltigen Anbauverfahrens zur Verbesserung der na-

tirlichen und wirtschaftlichen Produktionsbedingungen

durch eine die Erosion minimierende Bestellung von

Ackerbaukulturen, soweit es im Einklang mit den Belangen

des Schutzes der Umwelt und der Erhaltung des nattirli-

chen Lebensraums steht.

3.2 Gegenstand der Forderung

Gefordert wird die Anwendung von Direktsaat- oder

Direktpflanzverfahren in von den Lindern festzulegenden

erosionsgefahrdeten Gebieten.

3.3 Zuwendungsempfinger

Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2.

3.4 Zuwendungsvoraussetzungen

3.4.1 Der Zuwendungsempfianger wendet im Verpflich-
tungszeitraum auf erosionsgefihrdeten Ackerflichen des
Betriebes Direktsaat- oder Direktpflanzverfahren an.
Pflanzenreste der Vorkulturen miissen auf der Bodenober-
flache verbleiben.

3.4.2 Soweit die Direktsaat oder das Direktpflanzverfah-
ren in eine vorangegangene Zwischenfrucht erfolgt, darf
diese ausschliefflich mechanisch zerstort werden (Ab-
schlegeln).

3.5 Artund Héhe der Zuwendungen

Die Hohe der Zuwendung betragt jahrlich 65 Euro je Hek-
tar erosionsgefahrdeter Ackerflache.

3.6 Andere Verpflichtungen

Die Férderung nach Nummer 3.2 erfolgt in erosionsge-
fahrdeten Gebieten, die von den Liandern nach entspre-
chenden Kriterien festgelegt werden.

3.7 Sonstige Bestimmungen

Die Liander konnen zulassen, dass Direktsaat- oder Direkt-
pflanzverfahren auf ggf. jahrlich wechselnden Teilflichen

der in dem erosionsgefdhrdeten Gebiet gelegenen Acker-
flachen des Betriebes angewendet werden.
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4.0 Strukturelemente

4.0 Integration naturbetonter Strukturelemen-
te der Feldflur
4.1 Verwendungszweck

Zuwendungszweck ist die Anwendung besonders nachhal-
tiger Verfahren zur Verbesserung der natiirlichen und
wirtschaftlichen Produktionsbedingungen durch Heraus-
nahme von Ackerflachen aus der Produktion sowie Bereit-
stellung von naturbetonten Strukturelementen der Feld-
flur, soweit diese Verfahren im Einklang mit den Belangen
des Schutzes der Umwelt und der Erhaltung des natiirli-
chen Lebensraums stehen.

4.2 Gegenstand der Forderung

Gefordert wird die Bereitstellung und standortangepasste
Bewirtschaftung von Ackerflichen, auf denen Bliih-,
Schutz-, Schon- oder Ackerrandstreifen, Gewasser- oder
Erosionsschutzstreifen sowie Hecken bzw. Knicks, Baum-
reihen oder Feldgehoélze (Struktur- und Landschaftsele-
mente) insbesondere streifenweise etabliert sowie bewirt-
schaftet, gepflegt oder unterhalten werden.

4.3 Zuwendungsempfinger

Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2.

4.4 Zuwendungsvoraussetzungen
Voraussetzungen fiir die Gewahrung einer Zuwendung
nach Nummer 4.2 sind, dass der Zuwendungsempfanger
im Verpflichtungszeitraum eine oder mehrere der folgen-
den Struktur- und Landschaftselemente auf der Ackerfla-
che seines Betriebes anlegt und nach den Bestimmungen
dieser Mafdnahme bewirtschaftet, pflegt oder unterhalt:

- Blihstreifen,

- mehrjahrige Blihstreifen,

- Schutzstreifen,

- Schonstreifen,

- Hecken bzw. Knicks, Baumreihen oder Feldgeholze,
- Gewdisser- oder Erosionsschutzstreifen,

- Ackerrandstreifen.

Diese Flachen werden vom Zuwendungsempfianger im
Verpflichtungszeitraum wie folgt bewirtschaftet:

4.4.1 Es werden die nachfolgend aufgefiihrten Pflanzen-
bestinde oder andere Struktur- oder Landschaftselemente
etabliert, die zur Integration der Belange des Umwelt-
schutzes in die landwirtschaftliche Produktion in dem
jeweiligen Gebiet oder zur Erhaltung von pflanzengeneti-
schen Ressourcen geeignet sind. Die zu verwendenden
Saatgutmischungen, Pflanzenarten oder -sorten bzw. Ma-
terialien werden von den Landern festgelegt. Ackerrand-
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streifen werden jahrlich mit derselben Fruchtart wie auf
dem Gesamtschlag bestellt.

4.4.2 Auf die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln und
Diingemitteln, die Stickstoff enthalten, wird verzichtet.

4.4.3 Die zustdndigen Behorden kénnen ausnahmsweise
genehmigen, dass Pflanzenschutzmittel angewendet wer-
den diirfen, soweit dies zur Sicherung der Zielerreichung
der Mafdnahme notwendig ist.

4.4.4 Blihstreifen werden jahrlich mit einer standortan-
gepassten Saatgutmischung bestellt, mit der bliitenreiche
Bestdnde etabliert werden koénnen, die Niitzlingen, Bienen
oder anderen Wildtieren als Wirts-, Nahrungs- oder
Schutzpflanzen dienen koénnen. Thre Breite darf fiinf Meter
nicht unterschreiten.

Die Lander konnen zulassen, dass Bliithstreifen jahrlich auf
anderen Ackerflichen des Betriebes angelegt werden.
Soweit aus agrarokologischer Sicht geboten, kénnen die
Lander Abweichungen von der streifenweisen Anlage zu-
lassen.

4.4.5 Mehrjahrige Bliihstreifen werden im ersten Jahr des
Verpflichtungszeitraums mit einer standortangepassten
Saatgutmischung bestellt, mit der bliitenreiche Bestdnde
etabliert werden konnen, die Niitzlingen, Bienen oder an-
deren Wildtieren als Wirts-, Nahrungs- oder Schutzpflan-
zen dienen konnen. Thre Breite darf fiinf Meter nicht unter-
schreiten.

Gelingt die Etablierung eines bliitenreichen Bestandes
nicht, wird die Flache erneut bestellt.

Soweit aus agrarokologischer Sicht geboten, kénnen die
Liander Abweichungen von der streifenweisen Anlage zu-
lassen.

4.4.6 Schutzstreifen werden im ersten Jahr des Verpflich-
tungszeitraums durch Ansaat einer geeigneten Saatgutmi-
schung angelegt, deren Aufwuchs beibehalten wird, um
Wildtieren als Schutz-, Aufzucht- und Riickzugsflache die-
nen zu konnen. Thre Breite darf fiinf Meter nicht unter-
schreiten.

Gelingt die Etablierung eines geeigneten Aufwuchses nicht,
wird die Flache erneut bestellt.

4.4.7 Schonstreifen werden im ersten Jahr des Verpflich-
tungszeitraums angelegt, in dem auf jegliche Bestellung
und Pflege verzichtet und die Selbstbegriinung zugelassen
wird. Sie werden grundsatzlich fiir die Dauer des Ver-
pflichtungs-zeitraums nicht bewirtschaftet. Ihre Breite darf
fiinf Meter nicht unterschreiten.

Die Lander kénnen zulassen, dass Schonstreifen jahrlich
auf anderen Ackerflichen des Betriebes angelegt werden.
Soweit aus agrarokologischer Sicht geboten, kénnen die
Lander Abweichungen von der streifenweisen Anlage zu-
lassen.
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4.0 Strukturelemente

4.4.8 Hecken bzw. Knicks, Baumreihen oder Feldgeholze
werden im ersten Jahr des Verpflichtungszeitraums auf
bestimmten Ackerfldchen, in erosionsgefahrdeten Gebie-
ten oder entlang von Gewdssern oder biologisch sensiblen
Bereichen (Biotopen) angelegt und fiir die Dauer des die
Pflege und Etablierung der Landschaftselemente betref-
fenden Verpflichtungszeitraums nach Vorgaben der Lan-
der unterhalten oder gepflegt.

4.4.9 Gewdsser- oder Erosionsschutzstreifen werden im
ersten Jahr des Verpflichtungszeitraums durch Ansaat
einer geeigneten, in der Regel Graser betonten Saatgutmi-
schung angelegt, deren Aufwuchs beibehalten wird. Ge-
wasserschutzstreifen werden entlang von Gewassern,
Erosions-schutzstreifen auf erosionsgefahrdeten Flachen
quer zum Verlauf der Hangneigung bzw. quer zur
Hauptwindrichtung und in Tiefenlinien angelegt. Ihre Brei-
te darf fiinf Meter nicht unterschreiten und 30 Meter nicht
iiberschreiten.

4.4.10 Ackerrandstreifen werden jahrlich in etablierten
Hauptkulturen dadurch angelegt, dass an einem oder meh-
reren Feldrandern eines Schlages nach der Aussaat bis zur
Ernte auf einer Breite von mindestens drei Metern keine
weiteren Bearbeitungs- oder Pflegemafinahmen erfolgen.

Die Lander kénnen zulassen, dass Ackerrandstreifen jahr-
lich auf anderen Ackerflichen des Betriebes angelegt wer-
den. Soweit aus agrarokologischer Sicht geboten, d. h. be-
sonders hochwertige Arten vorkommen oder potenziell
vorkommen und eine agrardkologisch begriindete Maf3-
nahmenkulisse besteht, konnen die Lander Abweichungen
von der streifenweisen Anlage zulassen oder Ackerflachen
bis zur Grofie eines bewirtschafteten Ackerschlages voll-
stdndig in die Férderung einbeziehen.

4.5 Artund Hohe der Zuwendungen

Die Hohe der jahrlichen Zuwendung im Verpflichtungs-
raum betragt bei

4.5.1 Bliihstreifen

- 850 Euro je Hektar Ackerflache,

4.5.2 mehrjahrigen Bliihstreifen

- 850 Euro je Hektar Ackerflache,

- bei Verwendung von Saatgutmischungen, die nach den
Vorgaben der Erhaltungsmischungsverordnung erzeugt
worden sind
935 Euro je Hektar Ackerflache,

4.5.3 Schutzstreifen

- 770 Euro je Hektar Ackerflache,

4.5.4 Schonstreifen

- 670 Euro je Hektar Ackerflache,

4.5.5 Hecken bzw. Knicks, Baumreihen oder Feldgehélzen
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- 2.500 Euro je Hektar Ackerflache,

4.5.6 Gewdsser- und Erosionsschutzstreifen
- 760 Euro je Hektar Ackerflache und bei

4.5.7 Ackerrandstreifen
- 880 Euro je Hektar Ackerflache.

4.5.8 Soweit Strukturelemente nach den Nummern 4.4.3
bis 4.4.9 als dkologische Vorrangfliche gemafd Artikel 45
Absatz 2, 4 und 5 der Delegierten Verordnung (EU)
Nr.639/2014 ausgewiesen werden, werden die Betrdge
nach Nummer 4.5 um 380 Euro je Hektar, im Falle von
Hecken oder Knicks nach Nummer 4.5.5 um 510 Euro je
Hektar abgesenkt.

4.5.9 Abweichend von den Bestimmungen der Num-
mern 4.5.1 bis 4.5.7 kénnen die Lander die Zuwendung im
Rahmen der Abweichungsmoglichkeiten gemaffs Nummer
1.4 der Allgemeinen Bestimmungen nach den Ertrags-
messzahlen (EMZ) der betreffenden Flache staffeln. Ein
Verweis auf die Nationale Rahmenregelung Deutschlands
nach Artikel 6 Absatz 3 der VO (EU) Nr.1305/2013 ist
nicht méglich, wenn eine Anhebung im Rahmen der Staffe-
lung tiber 30 % hinausgeht.

4.6 Andere Verpflichtungen

Mit Ausnahme der Hecken bzw. Knicks, Baumreihen oder
Feldgeholze, der Gewdsser- oder Erosionsschutzstreifen
sowie der Ackerrandstreifen darf der Aufwuchs auf den
bereitgestellten Ackerflichen grundsatzlich nicht genutzt
werden.

4.7 Sonstige Bestimmungen

4.7.1 Die erforderlichen Methoden der Etablierung oder
die erforderlichen Pflegemafinahmen werden von den
Landern nach Mafigabe der gebietsspezifisch verfolgten
Umweltziele festgelegt.

Die Liander koénnen von den Anforderungen nach den
Nummern 4.4.3 bis 4.4.9 abweichen oder gegebenenfalls
geeignetere Bearbeitungsmafinahmen vorschreiben, wenn
dies im Rahmen eines Konzeptes, das auf die Verbesserung
der Umweltwirkung dieser Mafdnahme zielt, geboten ist.

Die Lander konnen ferner Abweichungen von den Anfor-
derungen nach den Nummern 4.4.3 bis 4.4.9 ausnahms-
weise und im Einvernehmen mit den fiir Umweltfragen
zustandigen Stellen zulassen, wenn die Beachtung dieser
Anforderungen zu Ergebnissen fiihren wiirde, die insbe-
sondere im Hinblick auf die angestrebten Umweltziele
unangemessenen sind.

4.7.2 Die Lander beriicksichtigen bei der Festlegung der
Saatgutmischungen, Pflanzenarten oder -sorten, dass die
daraus erwachsenden Bestinde von gegebenenfalls an-
grenzenden landwirtschaftlichen Kulturen oder den natiir-
lichen bzw. zu Zwecken der gezielten Begriinung angesa-
ten Pflanzengesellschaften deutlich unterscheidbar sind.
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5.0 Umwandlung von Ackerland

4.7.3 Die Forderung ist Teil der Nationalen Rahmenrege-
lung Deutschlands nach Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung
(EU) Nr. 1305/2013.
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5.0 Klima, Wasser und Boden schonende Nut-
zung oder Umwandlung von Ackerland

5.1 Verwendungszweck

Zuwendungszweck ist die Anwendung nachhaltiger Pro-

duktionsverfahren zur Verbesserung der natiirlichen und

wirtschaftlichen Produktionsbedingungen durch Nutzung

des Ackerlandes als Griinland, soweit diese Verfahren mit

den Belangen des Schutzes der Umwelt und der Erhaltung

des natiirlichen Lebensraums vereinbar sind.

5.2 Gegenstand der Féorderung/Férderausschluss

Gefordert werden Ackerflachen, auf denen eine der beiden

folgenden Nutzungsidnderungen zur besonderen Beriick-

sichtigung der Belange des Klima-, Wasser- und Boden-
schutzes vorgenommen werden:

5.2.1 Nutzung des Ackerlandes als Griinland,

5.2.2 Dauerhafte Umwandlung von Ackerflachen in Dau-
ergriinland.

5.3 Zuwendungsempfanger

Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2.

5.4 Zuwendungsvoraussetzungen
5.4.1 Der Zuwendungsempfanger verzichtet auf diesen
Flachen auf die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln.

5.4.2 Der Zuwendungsempfanger baut im Verpflichtungs-
zeitraum auf den betreffenden Ackerflichen Gras oder
andere Griinfutterpflanzen an, die herkémmlicherweise in
natlirlichem Griinland anzutreffen oder normalerweise
Teil von Saatgutmischungen fiir Wiesen, Mdhweiden oder
Weiden sind (Standardmischungen).

5.4.3 Der Zuwendungsempfanger behilt den Griinlandbe-
stand fiir die Dauer des Verpflichtungszeitraums bei und
nutzt ihn mindestens einmal im Jahr als Wiese, Mahweide
oder Weide.

5.4.4 Der Zuwendungsempfianger verzichtet bei der Griin-
landerneuerung auf eine wendende oder lockernde Bo-
denbearbeitung.

5.4.5 Im Falle der Umwandlung von Ackerflachen in Dau-
ergriinland kénnen die Lander die Verwendung besonders
umweltfreundlicher und standortgeeigneter Saatgutmi-
schungen festlegen.

5.5 Artund Héhe der Zuwendungen

Die Hohe der jahrlichen Zuwendung im Verpflichtungs-
raum betragt bei
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5.0 Umwandlung von Ackerland

5.5.1 der Griinlandnutzung von Ackerflichen nach Num-
mer 5.2.1

- 270 Euro je Hektar Ackerflache und

- 360 Euro je Hektar Ackerfliche in von den Liandern
festgesetzten Uberschwemmungsgebieten und sonstige
von den Landern zu definierende sensible Gebiete.

5.5.2 bei der Umwandlung von Ackerflaichen in Dauer-
griinland nach Nummer 5.2.2

- 1.300 Euro je Hektar Ackerflache und

- 1.700 Euro je Hektar Ackerflache bei Verwendung be-
sonders umweltfreundlicher und standortgeeigneter
Saatgutmischungen.

5.5.3 Abweichend von den Bestimmungen der Nummern
5.5.1 bis 5.5.2 konnen die Lander die Zuwendung im Rah-
men der Abweichungsmaoglichkeiten gemafs Nummer 1.4
der Allgemeinen Bestimmungen nach den Ertragsmesszah-
len (EMZ) der betreffenden Flache staffeln.

5.6 Andere Verpflichtungen

Im Falle der Umwandlung von Ackerflachen in Dauergriin-
land gemaf! Nummer 5.2.2 darf die Fladche abweichend von
Nummer 5.4.3 auch nach Ablauf des Verpflichtungszeit-
raumes nicht mehr in Ackerland umgewandelt werden.
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4 D. Nachhaltige Verfahren Dauergriinland
1.0 Extensive Nutzung

D. Férderung besonders nachhaltiger Verfahren auf dem Dauergriinland

Maf3nahmen

1.0  Extensive Nutzung des Dauergriinlandes

2.0  Extensive Bewirtschaftung von Dauergriinlandfla-
chen

3.0 Extensive Bewirtschaftung zur Erhaltung pflanzen-
genetisch wertvoller Griinlandvegetation

4.0  Altgrasstreifen und Altgrasinseln im Dauergriinland

Begriffsbestimmungen

Dauergriinland
Es gilt die Definition nach Artikel 4 Buchstabe h) und i) der

Verordnung 1307/2013:

Hauptfutterfliche (HFF)

Hauptfutterfliche ist die Dauergriinlandfliche zuziiglich
der Ackerflache, auf der Ackerfutter als Hauptfrucht ange-
baut wird.

Raufutter fressende Grofdvieheinheit (RGV)

Eine Raufutter fressende Grofdvieheinheit ist eine Grof3-
vieheinheit gemafd Anlage 3 bezogen auf Tiere, die nahezu
ausschliefdlich mit pflanzlichem Futter erndhrt werden
koénnen, das relativ rohfaserreich ist. Dazu gehoren insbe-
sondere Gras, Heu, Stroh oder Silomais. Keine Raufutter-
fresser sind Tiere, die liberwiegend mit energiereichen
Pflanzenteilen erndhrt werden (Getreidekorner, Hiilsen-
friichte u. a.) und Gefliigel. Raufutterfresser sind insbeson-
dere Rinder, Biiffel, Schafe, Ziegen, Equiden und Damwild.

Schonflache

Eine Schonflache im Griinland wird angelegt, in dem wah-
rend eines festgelegten Zeitraums auf die Nutzung des
Aufwuchses verzichtet wird.

Altgrasstreifen und Altgrasinseln

Auf Dauergriinland entstehen tiber das Stehenlassen von
Griinlandaufwiichsen bei der Mahd oder Beweidung Alt-
grasbestinde, die als Streifen oder Inseln temporar auf der
Wiese oder Weide verbleiben. Bei einjahrigen Altgrasstrei-
fen und -inseln wird der Aufwuchs erst beim letzten
Schnitt mit geméht/beweidet. Uberjihrigen Altgrasstreifen
und -inseln bleiben auch iiber den Winter mindestens bis
zum ersten Schnitt bzw. Beweidungsgang im Folgejahr
stehen. Nach dem Schnitt oder der Beweidung der iibrigen
Wiese oder Weide verbleibt hier ein Bliitenangebot, von
dem die Insekten profitieren. Die Pflanzen gelangen hier
auch zur Samenreife, was fir den Erhalt der Vielfalt der
Pflanzenarten auf Griinland wichtig ist.
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1.0 Extensive Nutzung des Dauergriinlandes

1.1 Verwendungszweck

Verwendungszweck ist eine besonders nachhaltige und
standortangepasste Bewirtschaftung des Dauergriinlandes
des Betriebes zur Verbesserung der natiirlichen und wirt-
schaftlichen Produktionsbedingungen, die mit einer Ver-
besserung des Schutzes der Umwelt und der Erhaltung des
natiirlichen Lebensraumes einhergeht.

1.2 Gegenstand der Féorderung/Foérderausschluss
Gefordert wird die extensive Nutzung des Dauergriinlan-
des eines Betriebes, der nicht mehr als 1,4 Raufutter fres-
sende Grofdvieheinheiten (RGV) je Hektar Hauptfutterfla-
che halt.

1.3 Zuwendungsempfinger

Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2.

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen

1.4.1 Der Zuwendungsempfanger verzichtet auf eine
wendende oder lockernde Bodenbearbeitung auf dem
Dauergriinland (Griinlanderneuerung durch Nachsaat).

1.4.2 Der Zuwendungsempfianger bringt im Verpflich-
tungszeitraum auf dem Dauergriinland keine minerali-
schen Stickstoffdiingemittel aus.

1.4.3 Der Zuwendungsempfianger bringt im Verpflich-
tungszeitraum auf dem Dauergriinland jahrlich nicht mehr
Wirtschaftsdiinger aus, als dem Dunganfall eines Gesamt-
viehbesatzes des Betriebes von 1,4 GVE je Hektar land-
wirtschaftlich genutzte Flache (LF) entsprechen.

1.5 Artund Héhe der Zuwendungen

Die Hohe der Zuwendung betragt jahrlich 130 Euro je Hek-
tar Dauergriinland.

1.6 Andere Verpflichtungen

1.6.1 Der Zuwendungsempfinger nimmt im Verpflich-
tungszeitraum auf den Dauergriinlandflichen des Betrie-
bes keine der folgenden Mafdnahmen vor:

- Anwendung von Pflanzenschutzmitteln,

- Beregnung,

- Meliorationen.

Die zustindigen Behorden koénnen ausnahmsweise ge-
nehmigen, dass Pflanzenschutzmittel im jeweiligen Jahr
des Verpflichtungszeitraums angewendet werden diirfen,

wenn der Verzicht auf die Anwendung zu unangemessenen
Ergebnissen flihren wiirde.
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1.6.2 Der Mindestbesatz des Dauergriinlandes darf 0,3
RGV je Hektar Dauergriinland nicht unterschreiten.

1.6.3 Der Zuwendungsempfianger nutzt das Dauergrin-
land im Verpflichtungszeitraum mindestens einmal im
Jahr.
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2.0 Extensive Bewirtschaftung von Dauergriin-
landfldchen

2.1 Verwendungszweck

Verwendungszweck ist die Anwendung besonders nach-

haltiger und standortangepasster Verfahren der Bewirt-

schaftung von bestimmten Dauergriinlandflachen zur Ver-

besserung der natiirlichen und wirtschaftlichen Produkti-

onsbedingungen, die mit einer Verbesserung des Schutzes

der Umwelt und der Erhaltung des natiirlichen Lebens-

raumes einhergehen.

2.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss

Gefordert werden:

2.2.1 Die extensive Bewirtschaftung bestimmter Dauer-
grinlandflichen oder bestimmter anderer beweidbarer
Flachen durch Verzicht auf mineralische Stickstoffdiin-

gung.

2.2.2 Die umweltgerechte Bewirtschaftung bestimmter
Dauergriinlandflachen oder bestimmter anderer beweid-
barer Flachen durch andere Nutzungsbeschrankungen.

2.2.3 Aufbauend auf eine Férderung nach den Nummern
2.2.1 oder 2.2.2 konnen die Lander zusitzliche Zuwen-
dungsvoraussetzungen nach Nummer 2.4.4 vorgeben. Sie
sehen dafiir eine zusatzliche Zuwendung nach Nummer
2.5.3 vor.

2.3 Zuwendungsempfinger

Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2.

2.4 Zuwendungsvoraussetzungen

2.4.1 Der Zuwendungsempfanger verzichtet auf den be-
treffenden Dauergriinlandflichen oder den betreffenden
beweidbaren Flachen auf eine wendende oder lockernde
Bodenbearbeitung.

2.4.2 Bei einer Forderung nach Nummer 2.2.1 verzichtet
der Zuwendungsempfinger auf den betreffenden Dauer-
griinlandflichen oder den betreffenden beweidbaren Fla-
chen auf die Anwendung von mineralischen Stickstoffdiin-
gemitteln.

2.4.3 Bei einer Forderung nach Nummer 2.2.2 verzichtet
der Zuwendungsempfanger auf den betreffenden Dauer-
grinlandflichen oder den betreffenden beweidbaren Fla-
chen in einem von den Landern flichen- oder gebietsspezi-
fisch festzulegenden Zeitraum zwischen Marz und Sep-
tember, der zwei Monate nicht unterschreitet, auf Pflege-
mafinahmen (z. B. Walzen, Schleppen, Striegeln), Madhen,
Nachséen oder die Ausbringung fliissiger Wirtschaftsdiin-
ger. Die Beweidungsdichte darf in diesem Zeitraum 1,5
GVE je Hektar nicht iiberschreiten.

2.4.4 In den Féllen der Nummern 2.2.1 oder 2.2.2 oder
unabhingig davon konnen die Liander fir die jeweilige
Dauergriinlandflache oder fiir das jeweilige Gebiet, in dem
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die Dauergriinlandflache oder die betreffende beweidbare
Flache liegt, weitere zusatzliche Anforderungen festlegen,
die der Erreichung gebietsspezifischer Umweltziele die-
nen. Die Lander sehen dafiir eine zusétzliche Zuwendung
nach Nummer 2.5.3 vor.

Als weitere zusatzliche Anforderungen kommen insbeson-
dere folgende Auflagen in Betracht:
a) Auflagen Stufe 1

- Anlage einer Schonflache bei der ersten Schnittnutzung,
die 10 % der Schlaggréfie nicht unterschreiten darf,

- Beschrankung von Art oder Menge der Anwendung
eines Diingemittels, das nicht bereits ausgeschlossen
ist,

- Verschiebung des Zeitpunkts des frithesten Weidegangs
um 2 Wochen,

- Absenkung der Beweidungsdichte auf nicht mehr als
1 RGV / ha,

- Verschiebung des Zeitpunkts fiir Pflegemafdnahmen
wie Walzen oder Schleppen um 4 Wochen,

- Verschiebung des Zeitpunkts fiir den ersten Schnitt um
4 Wochen,

- Beweidung durch eine bestimmte Nutztierart (z.B.
Ziegen oder Schafe),

- Ausschluss der intensiven Portionsweide.

b) Auflagen Stufe 2

- Friitheste Nutzung ab 1. August,

- Anlage einer zweijdhrigen Schonflache, die mind. 5 %
der Schlaggrofie nicht unterschreitet,

- Beweidung mit mehreren Nutztierarten gleichzeitig
und Verbot der Zufiitterung vom 01.05. bis 01.10.

2.4.5 Im Falle zusatzlicher Anforderungen nach Nummer
2.4.4, die der Erreichung gebietsspezifischer Umweltziele
dienen, dokumentiert der Zuwendungsempfanger Art und
Datum der auf der Flache vorgenommenen Bewirtschaf-
tungsmafinahmen.

2.5 Artund Hoéhe der Zuwendungen

2.5.1 Im Falle der Férderung nach Nummer 2.2.1 betragt
die Hohe der jahrlichen Zuwendung 150 Euro je Hektar
Dauergriinland oder andere beweidbare Flache.

2.5.2 Im Falle der Férderung nach Nummer 2.2.2 betragt
die Hohe der jahrlichen Zuwendung 160 Euro je Hektar
Dauergriinland oder andere beweidbare Flache.

2.5.3 Im Falle der Férderung nach Nummer 2.2.3 betragt
die Hohe der jahrlichen Zuwendung zusétzlich zu einer
Forderung nach Nummer 2.5.1 oder nach Nummer 2.5.2
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a) Im Falle von Auflagen nach 2.4.4 a) Stufe 1
70 Euro je Hektar Dauergriinland oder andere beweid-
bare Flache pro Auflage.
b) Im Falle von Auflagen nach 2.4.4 b) Stufe 2
140 Euro je Hektar Dauergriinland oder andere be-
weidbare Flache pro Auflage.

c) Die Auflagen und die unter a) und b) dargestellten
Pramiensatze konnen, soweit fachlich sinnvoll, mitei-
nander kombiniert werden. Die Pramiensatze einzelner
Auflagen kénnen dabei, unter Beriicksichtigung der in
der EU-VO 1305/2013 (ELER), § 28 (8) festgesetzten
Hochstforderbetrage, addiert werden, soweit dabei
nicht fiir denselben Verpflichtungsinhalt doppelt be-
zahlt wird.

2.6 Andere Verpflichtungen

2.6.1 Der Zuwendungsempfinger nimmt im Verpflich-

tungszeitraum auf den betreffenden Dauergriinlandfldchen

oder anderen beweidbaren Flachen keine der folgenden

Mafdnahmen vor:

- Anwendung von Pflanzenschutzmitteln,
- Beregnung,
- Meliorationen.

Die zustindigen Behorden koénnen ausnahmsweise ge-
nehmigen, dass Pflanzenschutzmittel im jeweiligen Jahr
des Verpflichtungszeitraums angewendet werden diirfen,
wenn der Verzicht auf die Anwendung zu unangemessenen
Ergebnissen fithren wiirde.

2.6.2 Der Zuwendungsempfanger nutzt das Dauergriin-
land im Verpflichtungszeitraum mindestens einmal im
Jahr.
2.7 Sonstige Bestimmungen

2.7.1 Die Lander konnen auf die Anforderung einer Do-
kumentation nach Nummer 2.4.5 verzichten, wenn der
Zuwendungsempfianger die Mafdnahme im Rahmen der
Zusammenarbeit mit anderen Akteuren im landlichen
Raum geméf der Mafnahmengruppe A durchfiihrt und die
Begleitung und Bewertung der Mafinahme Gegenstand
dieser Zusammenarbeit ist.

2.7.2 Die Forderung ist Teil der Nationalen Rahmenrege-
lung Deutschlands nach Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung
(EU) Nr. 1305/2013.
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3.0 Extensive Bewirtschaftung zur Erhaltung
pflanzengenetisch wertvoller Griinlandve-
getation

3.1 Verwendungszweck

Verwendungszweck ist die Beibehaltung besonders nach-
haltiger und standortangepasster Verfahren der Bewirt-
schaftung von Dauergriinlandflichen mit einer pflanzen-
genetisch wertvollen Grunlandvegetation zur Verbesse-
rung der natiirlichen und wirtschaftlichen Produktionsbe-
dingungen, die mit einer Verbesserung des Schutzes der
Umwelt und der Erhaltung des natiirlichen Lebensraumes
einhergehen.

3.2 Gegenstand der Forderung

3.2.1 Gefordert wird die extensive Bewirtschaftung be-
stimmter Dauergriinlandflichen oder bestimmter anderer
beweidbarer Flachen zur Erhaltung pflanzengenetisch
wertvoller Griinlandvegetation durch Nachweis des Vor-
kommens von mindestens vier Kennarten.

3.2.2 Aufbauend auf einer Férderung nach Nummer 3.2.1
konnen die Lander zusatzlich den Nachweis des Vorkom-
mens von mindestens weiteren zwei oder vier Kennarten
ermoglichen und dafiir eine zusétzliche Zuwendung nach
Nummer 3.5.2 vorsehen.

3.3 Zuwendungsempfianger

Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2.

3.4 Zuwendungsvoraussetzungen

3.4.1 Der Zuwendungsempfanger verzichtet im Verpflich-
tungszeitraum auf den betreffenden Dauergriinlandflachen
oder den betreffenden anderen beweidbaren Flachen auf
jede Form der Bodenbearbeitung aufier Pflegemafinahmen
wie Walzen, Schleppen oder Nachmahd. Griinlanderneue-
rung erfolgt ausschliefRlich durch Nachsaat.

Der Zuwendungsempfianger dokumentiert Art und Datum
der auf den betreffenden Flachen vorgenommenen Bewirt-
schaftungsmafinahmen.

Voraussetzung fiir die Gewdhrung einer Zuwendung nach
Nummer 3.2.1 ist:

3.4.2 Der Zuwendungsempfanger kann in jedem Jahr des
Verpflichtungszeitraums nachweisen, dass auf den betref-
fenden Flichen mindestens vier verschiedene Kennarten
vorkommen.

Voraussetzung fiir die Gewahrung einer Zuwendung nach
Nummer 3.2.2 ist:

3.4.3 Der Zuwendungsempfanger kann in jedem Jahr des
Verpflichtungszeitraums nachweisen, dass auf den betref-
fenden Flachen mindestens weitere zwei oder vier ver-
schiedene Kennarten vorkommen.
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3.5 Artund Héhe der Zuwendungen

3.5.1 Im Falle der Férderung nach Nummer 3.2.1 betragt
die Hohe der jahrlichen Zuwendung 180 Euro je Hektar
Dauergriinland oder andere beweidbare Flache.

3.5.2 Im Falle der Férderung nach Nummer 3.2.2 betragt
die Hohe der jahrlichen Zuwendung,.

- 240 Euro je Hektar Dauergriinland oder andere be-
weidbare Flache bei zwei zusatzlichen Kennarten oder

- 300 Euro je Hektar Dauergriinland oder andere be-
weidbare Flache bei vier zusatzlichen Kennarten.

3.6 Sonstige Bestimmungen

3.6.1 Die Lander erstellen ggf. einen landes- bzw. gebiets-
spezifisch zu differenzierenden Katalog von krautigen
Pflanzen, die als Kennarten anzeigen, dass es sich bei der
betreffenden Dauergriinlandfliche oder anderen beweid-
baren Flache um eine pflanzengenetisch wertvolle Griin-
landvegetation handelt. Ahnlich aussehende, leicht ver-
wechselbare Kennarten kénnen zu Gruppen zusammenge-
fasst werden. Der Katalog sollte mindestens 20 und héchs-
tens 40 Kennarten bzw. Kennartengruppen umfassen.

3.6.2 Die Liander konnen auf die Anforderung einer Do-
kumentation nach Nummer 3.4.1 Satz 3 verzichten, wenn
der Zuwendungsempfanger die Mafdnahme im Rahmen der
Zusammenarbeit mit anderen Akteuren im landlichen
Raum gemaf? der Mafdnahmengruppe A durchfiihrt und die
Begleitung und Bewertung der Mafinahme Gegenstand
dieser Zusammenarbeit ist.

3.6.3 Die Forderung ist Teil der Nationalen Rahmenrege-
lung Deutschlands nach Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung
(EU) Nr. 1305/2013.
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4.0 Altgrasstreifen/Altgrasinseln

4.0 Altgrasstreifen und Altgrasinseln im Dauer-
griinland

4.1 Verwendungszweck

Zuwendungszweck ist die temporire Nutzungsaufgabe von

Griinland zur Bereitstellung von Altgrasstreifen und

-inseln als zuséatzliche Lebensraume fiir wildlebende Tier-

und Pflanzenarten in der Kulturlandschaft.

4.2 Gegenstand der Férderung

Gefordert werden Dauergriinlandschldge, auf denen auf

mindestens 10 % und hochstens 25 % der Flache als Alt-

grasstreifen und -inseln zeitweise aus der Produktion ge-

nommen werden.

4.3 Zuwendungsempfinger

Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2.

4.4 Zuwendungsvoraussetzungen

Voraussetzung fiir die Gewahrung einer Zuwendung ist,
dass der Zuwendungsempfinger im Verpflichtungszeit-
raum Altgrasstreifen und/oder -inseln auf mindestens 10
% und hdchstens 25 % der Fliache mindestens bis zum
letzten Mahdtermin/Weidetermin (frithestens 01.09) des
gleichen (unterjihrige Altgrasstreifen und -inseln) oder
ersten Mahdtermin/Weidetermin (frithestens 01.03.) des
folgenden (iiberjahrige Altgrassteifen und -inseln) Jahres
stehen lasst.

4.4.1 Die Altgrasstreifen und -inseln bilden entweder

a) eine zusammenhdngende Flache oder
b) die Teilflachen sind mindestens 0,3 ha grof3.

Ist der Griinlandschlag kleiner als 0,5 ha, kann der gesamte
Schlag in die Mafdnahme eingebracht werden.

Die Lander kénnen von diesen Vorgaben zu Form, Breite
und Lage der Altgrasstreifen und -inseln abweichen, wenn
dies aus naturschutzfachlichen Griinden geboten und er-
forderlich ist.

4.4.2 Auf die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln und
Diingemittel, die Stickstoff enthalten, wird auf den Altgras-
streifen und -inseln verzichtet.

Die zustidndigen Behorden kénnen ausnahmsweise ge-
nehmigen, dass Pflanzenschutzmittel im jeweiligen Jahr
des Verpflichtungszeitraums angewendet werden diirfen,
wenn der Verzicht auf die Anwendung zu unangemessenen
Ergebnissen fiihren wiirde.

4.4.3 Der Zuwendungsempfanger schiitzt im Verpflich-
tungszeitraum auf Weiden die Altgrasstreifen und -inseln
durch geeignete Mafinahmen (z. B. Elektrozaun) vor den
Weidetieren.

74

4.5 Artund Hohe der Zuwendungen

Die Hohe der jahrlichen Zuwendung im Verpflichtungs-
raum betragt bei

4.5.1 unterjahrigen Altgrasstreifen und -inseln

- 140 € je Hektar unterjihrigen Altgrasstreifen und
-inseln

4.5.2 iiberjdhrigen Altgrasstreifen und -inseln

- 164 € je Hektar liberjahrigen Altgrasstreifen und
-inseln
4.6 Sonstige Bestimmungen

4.6.1 Die Mafdinahme kann mit den Mafdnahmen D 1 und D
2 kombiniert werden:

- bei Kombination mit Mafdnahme D1 betragt die Forde-
rung bei einjahrigen Altgrasstreifen 109 €/ha und bei
iiberjahrigen Altgrasstreifen 124 €/ha;

- bei Kombination mit Mafdnahme D2a betragt die Forde-
rung bei einjahrigen Altgrasstreifen 22 €/ha und bei
iiberjahrigen Altgrasstreifen 29 €/ha;

- bei Kombination mit Mafsnahme D2b betragt die For-
derung bei einjahrigen Altgrasstreifen 124 €/ha und
bei iiberjahrigen Altgrasstreifen 137 €/ha.

4.6.2 Die Lage der Altgrasstreifen und -inseln kann jahr-
lich variieren.
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1.0 Biolog./biotechn. Pflanzenschutz

E. Féorderung besonders nachhaltiger Verfahren bei Dauerkulturen und extensiven Obstbestinden

Mafdnahmen
1.0 Forderung biologischer und biotechnischer Maf3-
nahmen des Pflanzenschutzes

2.0  Forderung extensiver Obstbestdnde

Begriffsbestimmungen

Extensiver Obstbestand

Ein extensiver Obstbestand ist eine mit Obstbaumen be-
pflanzte Flache, deren Stammhoéhe bis zum Kronenansatz
mindestens 1,80 m misst und deren Bestandsdichte 100
Baume/ha nicht iberschreitet.
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1.0 Forderung biologischer und biotechnischer
Mafnahmen des Pflanzenschutzes
1.1 Verwendungszweck
Verwendungszweck ist die Einfiihrung oder Beibehaltung
besonders nachhaltiger und standortangepasster Produk-
tionsverfahren bei Dauerkulturen zur Verbesserung der
natlirlichen und wirtschaftlichen Produktionsbedingun-
gen, die im Einklang mit den Belangen des Schutzes der
Umwelt und der Erhaltung des natiirlichen Lebensraums
stehen.
1.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss
Gefordert wird die Anwendung von biologischen und bio-
technischen Mafdnahmen des Pflanzenschutzes in Dauer-
kulturen.

1.3 Zuwendungsempfanger

Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2.

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen

1.4.1 Der Zuwendungsempfianger wendet in Dauerkultu-
ren eine oder mehrere in Anlage 4 genannten Mafdnahmen
des biologischen und biotechnischen Pflanzenschutzes in
bestimmtem Flachenumfang an.

1.4.2 Der Zuwendungsempfinger wendet Pflanzen-
schutzmittel mit dem gleichen Bekdmpfungsziel wie die
jeweilige Pflanzenschutzmafinahme nach Anlage 4, die in
der Anlage nicht genannt sind, auf den nach Nummer 1.2
bewirtschafteten Flachen in fachlich begriindeten Fallen
nur nach Genehmigung durch die zustandige Behorde an.

1.5 Artund Héhe der Zuwendung

Die Hohe der Zuwendung ergibt sich aus Anlage 4 nach
Mafdgabe der entsprechenden Spalte.
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2.0 Extensive Obstbestande

2.0 Forderung extensiver Obstbestinde

2.1 Verwendungszweck

Verwendungszweck ist die Einfiihrung oder Beibehaltung
besonders nachhaltiger und standortangepasster Produk-
tionsverfahren im Obstbau zur Verbesserung der natiirli-
chen und wirtschaftlichen Produktionsbedingungen, die
im Einklang mit den Belangen des Schutzes der Umwelt
und der Erhaltung des nattirlichen Lebensraums stehen.
2.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss

2.2.1 Gefordert wird die Pflege von extensiv genutzten
Obstbestdnden.

2.2.2 Gefordert wird die Pflanzung von Hochstamm-
Obstbaumen zur extensiven Obsterzeugung.

2.3 Zuwendungsempfianger

2.3.1 Betriebsinhaber im Sinne des Artikels 4 Absatz 1
Buchstabe a der Verordnung Nr. 1307/2013, die eine
landwirtschaftliche Tatigkeit auf Flachen, deren Nutzung

iiberwiegend landwirtschaftlichen Zwecken dient, ausiiben
und den Betrieb selbst bewirtschaften,

2.3.2 andere Landbewirtschafter,

2.3.3 Gemeinden, Gemeindeverbdnde und gemeinniitzige
juristischen Personen.
24 Zuwendungsvoraussetzungen

Voraussetzungen fiir die Gewahrung einer Zuwendung
nach den Nummern 2.2.1 und 2.2.2 sind:

2.4.1 Der Zuwendungsempfanger stellt sicher, dass im
Verpflichtungszeitraum mindestens ein Erhaltungsschnitt
erfolgt.

2.4.2 Die Beseitigung von Baumen wéhrend des Ver-
pflichtungszeitraums ist nicht zulassig.

2.4.3 Der Antragsteller muss einen Nachweis erbringen,
dass die Person, die die Pflegearbeiten durchfiihrt, iiber
eine fachliche Qualifikation fiir Schnittmafdnahmen (z. B.
entsprechende Berufsausbildung, Lehrgangsbescheini-
gung, Teilnahmebescheinigung an Schnittkurs, Baumwart)
verflgt.

2.4.4 Eine regelmafiige Bewirtschaftung bzw. Pflege unter
und zwischen den Badumen ist zu gewahrleisten.

Voraussetzungen fiir die Gewdhrung einer Zuwendung
nach Nummer 2.2.2 sind dartiber hinaus:

2.4.5 Verwendung von regional typischen und an die
ortlichen Boden- und Klimaverhdltnisse angepassten
Obstbaumsorten mit einer Mindeststammhohe von 1,80 m.
Die Lander konnen entsprechende Sortenlisten erstellen.
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2.4.6 Der gepflanzte Baum muss auf einer Simlingsunter-
lage oder einer stark wachsenden Unterlagensorte vere-
delt sein.

2.4.7 Bei der Pflanzung ist ein Mindestabstand zwischen
den Baumen von 10 Metern einzuhalten.

2.4.8 Der Zuwendungsempfanger verpflichtet sich bei
Neupflanzungen zur Offenhaltung der Baumscheibe, zum
Schutz der Jungbdaume gegen Wildverbiss und bei Bewei-
dung zu einer geeigneten Baumabsicherung.

2.4.9 Nach der Pflanzung abgestorbene Biaume sind mit
entsprechenden Baumen zu ersetzen.

2.5 Artund Hoéhe der Zuwendungen

2.5.1 Die Hohe der Zuwendung betragt jahrlich im Fall

einer Forderung nach Nummer 2.2.1 5 Euro pro gepfleg-
tem Baum.

2.5.2 Die Hohe der Zuwendung betrdgt im Fall einer For-
derung nach Nummer 2.2.2 55 Euro pro gepflanztem Baum
im Pflanzjahr und 5 Euro pro Baum und Jahr fiir die Pflege
in den Folgejahren.

2.6 Andere Verpflichtungen

Im Falle einer Férderung nach Nummer 2.2.1 kdnnen im
Verpflichtungszeitraum abgestorbene Baume bis zum En-
de des Verpflichtungszeitraums gefordert werden, soweit
sie ausreichend verwurzelt sind.

2.7 Sonstige Bestimmungen

2.7.1 Die Lander kénnen Abweichungen von der Anforde-
rung nach Nummer 2.4.2 ausnahmsweise zulassen, wenn

die Beachtung dieser Anforderung zu unangemessenen
Ergebnissen flihren wiirde.

2.7.2 Die Lander kénnen von der Stammhohe von mindes-
tens 1,80 m in begriindeten Fallen abweichen (z. B. beste-
hende Bestinde, traditionell iibliche andere Stammhdohe).

2.7.3 Eine Forderung wirtschaftlich tatiger anderer Land-
bewirtschafter setzt voraus, dass die Mafdnahme im ein-
schlagigen Entwicklungsprogramm fiir den landlichen
Raum nach der Verordnung (EU) Nr.
1305/2013 vorgesehen ist, es sei denn, sie wird gemaf}
und im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013
gewahrt.



4 F. Tiergerechte Haltungsverfahren
1.0 Sommerweidehaltung

F. Férderung besonders nachhaltiger und tiergerechter Haltungsverfahren

Mafinahmen

1.0 Sommerweidehaltung

2.0  Haltung in Gruppen oder im Laufstall und mit Weide

3.0 Haltungin Gruppen oder im Laufstall und auf Stroh

4.0  Haltung in Gruppen oder im Laufstall mit Aufienaus-
lauf und auf Stroh

IL. Begriffsbestimmungen

Laufstall: Jeder Stall, in dem sich die Tiere frei bewegen
koénnen und ihr natiirliches Bewegungsverhalten moglichst
wenig eingeschriankt wird. Dies umfasst insbesondere
Liegeboxen-, Fressboxen-, Tieflauf- und Tretmiststille in
der Rinderhaltung. Fixierungen erfolgen nur kurzzeitig,
z. B. zur Fiitterung oder zum Melken.

Gruppenhaltung: Haltung von Schweinen in Gruppen, in
denen sich die Tiere frei bewegen kénnen und ihr nattirli-
ches Bewegungsverhalten moglichst wenig eingeschrankt
wird, dies umfasst insbesondere Ein- und Mehrflachenstal-
le sowie die Hiittenhaltung. Fixierungen erfolgen nur in
bestimmten Bereichen oder zu bestimmten Zeiten, z. B.
zum Decken oder Abferkeln.

Nutzbare Stallflache: Die befestigte, iiberdachte Flache im
Stall, die den Tieren als uneingeschrankt nutzbare Boden-
flache zur Bewegung, zum Koten und zum Liegen effektiv
zur Verfiigung steht, auch fiir die Tiere erreichbare Futter-
vorlageflichen zdhlen dazu, ausgenommen sind jedoch
Gange und Transportflachen, Lagerplatz von Futtermitteln,
Laufhof und andere Auslaufflichen, auch nicht, wenn sie
iiberdacht und ganztéagig zur Verfiigung stehen. Bei Au-
fenklimastéllen in der Rinderhaltung, die in teilweiser
oder vollstandig offener Bauweise ausgefiihrt sind sowie
bei der Outdoor- bzw. Hiittenhaltung von Schweinen geh6-
ren im Sinne der Forderung ausschliellich die tiberdach-
ten Flichen zur nutzbaren Stallfliche bzw. uneinge-
schrankt nutzbaren Bodenflache.

GVE: Grofdvieheinheit, Umrechnungsschliissel in Anlage 3.
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1.0 Sommerweidehaltung

1.1 Verwendungszweck

Verwendungszweck ist die Einfiihrung oder Beibehaltung
besonders tiergerechter Haltungsverfahren zur Anpassung
der Produktionsstrukturen an die weiter steigenden An-
forderungen im Hinblick auf eine nachhaltige Agrarpro-
duktion, der Sicherung der natiirlichen Produktionsgrund-
lagen sowie des Tierschutzes in der Nutztierhaltung.

1.2 Gegenstand der Forderung Forderausschluss
Gefordert wird die Sommerweidehaltung von Milchkiihen,
deren Nachkommen in der Aufzuchtphase oder von Mast-
rindern.

1.3 Zuwendungsempfinger

Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2.

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen

Der Zuwendungsempfanger verschafft den Tieren im Zeit-
raum zwischen dem 01.05. und dem 30.11. - soweit
Krankheit oder zu erwartende Schiaden des Tieres dem
nicht entgegenstehen - in fiinf aufeinander folgenden Mo-
naten taglich Weidegang mit freiem Zugang zu einer Tran-
kevorrichtung. Die Liander koénnen den Zeitraum von
5 Monaten unter anteiliger Absenkung der Beihilfe nach
Nummer 1.5 auf bis zu 3 Monate verkiirzen. Die Lander
koénnen die Tiere in Weidegruppen untergliedern. Ein jahr-
licher Wechsel zwischen den Weidegruppen ist moglich.
1.5 Artund Héhe der Zuwendungen

1.5.1 60 Euro jahrlich je GVE (durchschnittlicher Jahres-
viehbestand).

1.5.2 Im Falle einer gleichzeitigen Férderung nach Maf3-
nahme B, Nummer 1.2 ist die Zuwendung abzusenken und
die Absenkung entsprechend zu begriinden. Die Absen-
kung kann tber den in den Allgemeinen Bestimmungen
Nummer 1.4 genannten Prozentsatz hinausgehen.



4 F. Tiergerechte Haltungsverfahren
2.0 Gruppen/Laufstall mit Weide

2.0 Haltung in Gruppen oder im Laufstall und
mit Weide
2.1 Verwendungszweck
Verwendungszweck ist die Einfiihrung oder Beibehaltung
besonders tiergerechter Haltungsverfahren zur Anpassung
der Produktionsstrukturen an die weiter steigenden An-
forderungen im Hinblick auf eine nachhaltige Agrarpro-
duktion, der Sicherung der natiirlichen Produktionsgrund-
lagen sowie des Tierschutzes in der Nutztierhaltung.
2.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss
Gefordert wird die besonders tiergerechte Haltung von
Milchkihen, von Rindern zur Aufzucht, von Mastrindern in
Laufstillen oder Schweinen in Gruppenbuchten mit plan-
befestigten oder teilperforierten Flichen und mit Weide-
haltung.

2.3 Zuwendungsempfianger

Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2.

2.4 Zuwendungsvoraussetzungen
2.4.1 Jeder Milchkuh stehen mindestens
5,5 Quadratmeter nutzbare Stallfliche je GVE zur Verfi-

gung.

2.4.2 Jedem Mast- oder Aufzuchtrind (ohne Mutterkuh-
haltung) stehen bis zu einem Lebensalter von 8 Monaten
mindestens 3,5 Quadratmeter nutzbare Stallfliche und ab
einem  Lebensalter von 9 Monaten mindestens
4,5 Quadratmeter nutzbare Stallflache zur Verfiigung.

2.4.3 Jedem Schwein steht eine uneingeschrankt nutzbare
Stallflache zur Verfiigung, die um mindestens 20 % grofier
ist, als nach der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung
(TierSchNutztV)1? vorgeschrieben. Je Abferkelbucht sind
mindestens 6 Quadratmeter vorzusehen.

2.4.4 Die spaltenfreie Liegeflache muss so bemessen sein,
dass alle Tiere gleichzeitig liegen konnen.

2.4.5 Bei Milchkiihen, Mast- und Aufzuchtrindern muss
jedem Tier ein Grundfutterfressplatz bereitstehen, dessen
Breite ausreicht, dass alle Tiere gleichzeitig fressen koén-
nen.

2.4.6 Im Falle der Vorratsfiitterung bei Milchkiihen, Mast-
und Aufzuchtrindern muss ein Tier-Fressplatz-Verhéltnis
von 1,2:1 sichergestellt werden.

2.4.7 Milchkithen, Aufzucht-, Mastrindern, Mast- und
Zuchtschweinen sind im Zeitraum zwischen dem 1. Juni
und dem 1. Oktober - soweit Krankheit oder zu erwarten-
de Schiden des Tieres dem nicht entgegenstehen - taglich
Weidegang mit freiem Zugang zu einer Trankevorrichtung
zu gewahren.

19 TierSchNutztV; Bekanntmachung vom 31.08.2006 (BGBL.I S. 2044) in
der jeweils geltenden Fassung.

78

2.4.8 Die Liegeflaichen im Stall sind ausreichend mit ge-
eigneter trockener Einstreu oder mit anderem Komfort
schaffenden Material (Komfortmatten) geprifter und an-
erkannter Qualitdt zu versehen.

2.5 Artund Hohe der Zuwendungen

2.5.1 Die Zuwendung betragt fiir Tiere in nach dem Agra-
rinvestitionsférderungsprogramm (AFP), Anlage 1, gefor-
derten Stillen fiir die Dauer der Zweckbindungsfrist nach
Nummer 1.6.1 jahrlich je GVE (durchschnittlicher Jahres-
viehbestand) Jahreserzeugung:

- 80 Euro fir Milchkiihe,

- 75 Euro fir Aufzucht- und Mastrinder,

- 80 Euro fir Mastschweine,

- 70 Euro fiir Zuchtschweine.

2.5.2 Die Zuwendung betragt fiir Tiere in anderen Stéllen

jahrlich je GVE (durchschnittlicher Jahresviehbestand)
Jahreserzeugung

- 200 Euro fir Milchkithe,

85 Euro fir Aufzuchtrinder,

- 140 Euro fur Mastrinder,

130 Euro fur Mastschweine,

- 140 Euro fir Zuchtschweine.

2.5.3 Nummer 1.5.2 gilt entsprechend.
2.6 Andere Verpflichtungen

Der Beihilfeempfanger stellt den Tieren einen Stall zur
Verfiigung, dessen tageslichtdurchlassige Flache mindes-
tens

- 3 9% der Stallgrundflache bei Schweinen sowie

- 5% der Stallgrundflache bei den anderen Tierarten

entspricht.

2.7 Sonstige Bestimmungen

Die Lander konnen fiir Mast- und Aufzuchtrinder im Ein-
zelfall die nutzbare Stallfliche nach Nummer 2.4.2 nach
adaquatem Alter der Tiere staffeln, wenn die Anwendung
bei kleinrahmigen Rinderrassen zu unangemessenen Er-
gebnissen fithren wiirde.



4 F. Tiergerechte Haltungsverfahren
3.0 Gruppen/Laufstall auf Stroh

3.0 Haltung in Gruppen oder im Laufstall und
auf Stroh
3.1 Verwendungszweck
Verwendungszweck ist die Einfiihrung oder Beibehaltung
besonders tiergerechter Haltungsverfahren zur Anpassung
der Produktionsstrukturen an die weiter steigenden An-
forderungen im Hinblick auf eine nachhaltige Agrarpro-
duktion, der Sicherung der natiirlichen Produktionsgrund-
lagen sowie des Tierschutzes in der Nutztierhaltung.
3.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss
Gefordert wird die besonders tiergerechte Haltung von
Milch- oder Mutterkiithen, Rindern zur Aufzucht, Mastrin-
dern in Laufstillen oder Schweinen in Gruppenbuchten
mit jeweils planbefestigten oder mit teilperforierten Fla-
chen und Aufstallung auf Stroh.

3.3 Zuwendungsempfinger

Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2.

3.4 Zuwendungsvoraussetzungen

3.4.1 Jeder Milch und Mutterkuh stehen mindestens 5,5
Quadratmeter nutzbare Stallflache zur Verfiigung.

3.4.2 Nummern 2.4.2 bis 2.4.6 gelten entsprechend. Die
Bestimmungen der Nummern 2.4.4 bis 2.4.6 gelten ent-
sprechend auch fiir Mutterkiihe.

3.4.3 Die Liegeflichen werden regelmafdig mit geeigne-
tem trockenem Stroh versehen, so dass diese ausreichend
gepolstert sind. In den ersten Tagen nach dem Abferkeln
sind Ausnahmen hiervon mdglich.

3.5 Artund Hohe der Zuwendungen

3.5.1 Die Zuwendung betragt fiir Tiere in nach dem
Agrarinvestitionsférderungsprogramm (AFP), Anlage 1,
geforderten Stdllen fiir die Dauer der Zweckbindungsfrist
nach Nummer 1.6.1 jahrlich je GVE (durchschnittlicher
Jahresviehbestand):

- 20 Euro fir Milchkiihe,

- 45 Euro fiir Mutterkiihe, Aufzucht- und weibliche Mast-
rinder,

- 290 Euro fiir mannliche Mastrinder,
- 90 Euro fiir Mastschweine,
- 120 Euro fiir Zuchtschweine.

3.5.2 Die Zuwendung betrigt fiir Tiere in anderen Stéllen
jahrlich je GVE (durchschnittlicher Jahresviehbestand):

- 150 Euro fur Milchkiihe,
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- 55 Euro fiir Mutterkiihe, Aufzucht- und weibliche Mast-
rinder,

- 355 Euro fur mannliche Mastrinder,
- 135 Euro fur Mastschweine,
- 185 Euro fiir Zuchtschweine.

3.5.3 Im Falle der Kombination mit einer Férderung nach
Nummer 2.2 gelten folgende Betrage fiir Tiere in nach dem
Agrarinvestitionsforderungsprogramm (AFP), Anlage 1,
geforderten Stallen fiir die Dauer der Zweckbindungsfrist
nach Nummer 1.6.1 jahrlich je GVE (durchschnittlicher
Jahresviehbestand):

100 Euro fur Milchkiihe,

- 120 Euro fur Aufzuchtrinder,

- 365 Euro fiir Mastrinder,

- 205 Euro fiir Mastschweine,

- 175 Euro fiir Zuchtschweine.

3.5.4 Im Falle der Kombination mit einer Férderung nach
Nummer 2.2 gelten folgende Betrage fiir Tiere in anderen
Stéllen jahrlich je GVE (durchschnittlicher Jahresviehbe-
stand):

- 225 Euro fiir Milchkiihe,

- 130 Euro fir Aufzuchtrinder,

- 430 Euro fiir Mastrinder,

- 250 Euro fiir Mastschweine,

- 240 Euro fiir Zuchtschweine.

3.5.5 Nummer 1.5.2 gilt entsprechend.

3.6 Andere Verpflichtungen
Die Nummer 2.6 gilt entsprechend.
3.7

Sonstige Bestimmungen

Die Nummer 2.7 gilt entsprechend.



4 F. Tiergerechte Haltungsverfahren
4.0 Gruppen/Laufstall Auslauf und Stroh

4.0 Haltung in Gruppen oder im Laufstall mit
Aufd3enauslauf und auf Stroh
4.1 Verwendungszweck
Verwendungszweck ist die Einfiihrung oder Beibehaltung
besonders tiergerechter Haltungsverfahren zur Anpassung
der Produktionsstrukturen an die weiter steigenden An-
forderungen im Hinblick auf eine nachhaltige Agrarpro-
duktion, der Sicherung der natiirlichen Produktionsgrund-
lagen sowie des Tierschutzes in der Nutztierhaltung.
4.2 Gegenstand der Férderung/Forderausschluss
Gefordert wird die besonders tiergerechte Haltung von
Milchkihen, Rindern zur Aufzucht, Mastrindern oder
Schweinen in Laufstillen bzw. Gruppenbuchten mit plan-
befestigten oder mit teilperforierten Flachen jeweils mit
Auflenauslauf sowie Aufstallung auf Stroh.

4.3 Zuwendungsempfinger

Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2.

4.4 Zuwendungsvoraussetzungen
4.4.1 Die Nummern 2.4.1 bis 2.4.6 und 3.4.3 gelten ent-
sprechend.

4.4.2 Jeder Milchkuh stehen mindestens 3 Quadratmeter
planbefestigte oder teilperforierte Aufdenflache zur Verfii-

gung.

4.4.3 Jedem Mast- und Aufzuchtrind aufier Mutterkuhhal-
tung bis zu einem Lebensalter von 8 Monaten stehen min-
destens 2 Quadratmeter planbefestigte oder teilperforierte
Aufdenflache zur Verfiigung.

4.4.4 Jedem Mast- und Aufzuchtrind aufier Mutterkuhhal-
tung ab einem Lebensalter von 9 Monaten stehen mindes-
tens 2,5 Quadratmeter planbefestigte oder teilperforierte
Aufdenflache zur Verfiigung.

4.4.5 Entweder stehen jedem Zuchtlaufer und jedem
Mastschwein bis zu einem Lebensalter von 4 Monaten
mindestens 0,4 Quadratmeter und ab einem Lebensalter
von 5 Monaten mindestens 0,6 Quadratmeter planbefestig-
te oder teilperforierte Aufdenfliche zur Verfiigung oder
jedem Zuchtlaufer und jedem Mastschwein bis 60 kg Le-
bendgewicht stehen mindestens 0,4 Quadratmeter und
iiber 60 kg Lebendgewicht mindestens 0,6 Quadratmeter
planbefestigte oder teilperforierte Auflenflache zur Verfi-

gung.

4.4.6 Jeder Jungsau und Sau stehen mindestens 1,3 Qua-
dratmeter planbefestigte oder teilperforierte AufRenflache
zur Verfiigung.

4.4.7 Jedem Eber stehen mindestens 6 Quadratmeter
planbefestigte oder teilperforierte Auf3enflache zur Verfi-

gung.
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4.5 Artund Hohe der Zuwendungen

4.5.1 Die Zuwendung betragt fiir Tiere in nach dem
Agrarinvestitionsforderungsprogramm (AFP), Anlage 1,
geforderten Stallen fiir die Dauer der Zweckbindungsfrist
nach Nummer 1.6.1 jahrlich je GVE (durchschnittlicher
Jahresviehbestand):

- 40 Euro fur Milchkiihe,

- 80 Euro fur Aufzuchtrinder,
- 325 Euro fiir Mastrinder,

- 195 Euro fur Mastschweine,

- 310 Euro fiir Zuchtschweine.

4.5.2 Die Zuwendung betragt fiir Tiere in anderen Stillen
jahrlich je GVE (durchschnittlicher Jahresviehbestand):

- 165 Euro fur Milchkiihe,

- 85 Euro fir Aufzuchtrinder,

- 390 Euro fur Mastrinder,

- 240 Euro fiir Mastschweine,

- 375 Euro fiir Zuchtschweine.

4.5.3 Im Falle der Kombination mit einer Férderung nach
Nummer 2.2 gelten folgende Betrége fiir Tiere in nach dem
Agrarinvestitionsforderungsprogramm (AFP), Anlage 1,
geforderten Stillen fiir die Dauer der Zweckbindungsfrist
nach Nummer 1.6.1 jahrlich je GVE (durchschnittlicher
Jahresviehbestand):

- 120 Euro fur Milchkiihe,

- 155 Euro fiir Aufzuchtrinder,

- 395 Euro fiir Mastrinder,

- 310 Euro fiir Mastschweine,

- 365 Euro fiir Zuchtschweine.

4.5.4 Im Falle der Kombination mit einer Férderung nach
Nummer 2.2 gelten folgende Betrage fiir Tiere in anderen
Stéllen jahrlich je GVE (durchschnittlicher Jahresviehbe-
stand):

- 245 Euro fiir Milchkiihe,

- 160 Euro fiir Aufzuchtrinder,

- 460 Euro fiir Mastrinder,

- 360 Euro fiir Mastschweine,

- 430 Euro fiir Zuchtschweine.



4 F. Tiergerechte Haltungsverfahren
4.0 Gruppen/Laufstall Auslauf und Stroh

4.5.5 Nummer 1.5.2 gilt entsprechend.

4.6 Andere Verpflichtungen
Die Nummer 2.6 gilt entsprechend.
4.7 Sonstige Bestimmungen

Die Nummer 2.7 gilt entsprechend.
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4 G. Vielfalt genetischer Ressourcen
1.0 Pflanzengenetische Ressourcen

G. Erhaltung der Vielfalt der genetischen Ressourcen in der Landwirtschaft

Mafdnahmen

1.0  Pflanzengenetische Ressourcen

2.0  Tiergenetische Ressourcen

Begriffsbestimmungen

Sortenerhaltung ist die Sicherung der genetischen Identitat
einer Sorte nach den Grundsidtzen der systematischen
Erhaltungsziichtung. Bei Obstarten und Wein fallt darunter
auch die Pflanzung und Pflege von Reisermutterpflanzen.

Seltene und gefdhrdete einheimische Nutztierassen: Nutz-
tierassen, die nach dem ,Nationalen Fachprogramm tier-

genetische Ressourcen” in die Kategorie ,Beobachtungs-
population (BEO)“, ,Erhaltungspopulation (ERH)“ oder
»phanotypische Erhaltungspopulation (PERH)“ eingestuft
wurden.

Erhaltungszuchtprogramm: Zuchtprogramm, dessen
Zuchtziele, Zuchtplanung und sonstige Maf3nahmen darauf

ausgerichtet sind, die genetische Varianz in der Zuchtpo-
pulation zu erhalten.
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1.0 Erhaltung pflanzengenetischer Ressourcen

1.1 Verwendungszweck

Zweck der Forderung ist der Ausgleich wirtschaftlicher
Nachteile aufgrund besonderer Bewirtschaftungsanforde-
rungen oder geringerer Leistungen, die beim Anbau und
der Sortenerhaltung bedrohter, regional angepasster
Nutzpflanzen unter den geltenden wirtschaftlichen und
rechtlichen Rahmenbedingungen entstehen.

1.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss

1.2.1 Forderfahigist

a) der landwirtschaftliche Anbau und
b) die Sortenerhaltung

gefahrdeter heimischer Nutzpflanzen.

1.2.2 Fir Flachen, die im Rahmen einer Mafdnahme fiir
die extensive Grinlandnutzung geférdert werden, wird
keine Zuwendung nach Nummer 1.2.1 a) gewahrt.

1.2.3 Fiir Flachen, die nach der Mafdnahme C 1.0 ,Vielfal-
tige Kulturen im Ackerbau“ geférdert werden, wird keine
Zuwendung nach Nummer 1.2.1 a) gewdhrt.

1.2.4 Nicht geférdert wird die Erhaltung von Sorten nach
Ziff. 1.2.1. b), die nach Ziff. 1.4.1 b) beim Bundessortenamt
als Amateursorten angemeldet werden.

1.3 Zuwendungsempfinger

Unternehmen der Landwirtschaft im Sinne von §1 des
Gesetzes zur Alterssicherung der Landwirte (ALG)%° und

deren Zusammenschliisse, unbeschadet der gewahlten
Rechtsform.

Nicht gefordert werden juristische Personen des o6ffentli-
chen Rechts sowie juristische Personen des Privatrechts
und Personengesellschaften, bei denen die Beteiligung der
offentlichen Hand mehr als 25 % betragt.

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen

1.4.1 Voraussetzung fiir die Gewadhrung einer Zuwendung
ist, dass der Zuwendungsempfinger den Betrieb fiir die
Dauer des Verpflichtungszeitraums selbst bewirtschaftet
und sich verpflichtet,

a) im Falle einer Forderung nach Nummer 1.2.1 a) die
Flache, fiir die die Zuwendung bewilligt worden ist, mit
Saat- oder Pflanzgut oder Mischungen aus Saat- oder

20 Gesetz iiber die Alterssicherung der Landwirte vom 29. Juli 1994
(BGBL.I S. 1890, 1891), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 11.
Februar 2021 (BGBL.I S. 154) gedndert worden ist.



4 G. Vielfalt genetischer Ressourcen
1.0 Pflanzengenetische Ressourcen

Pflanzgut gefahrdeter heimischer Nutzpflanzen zu be-

stellen, die als solche registriert und anerkannt sind;
b) im Falle einer Forderung nach Nummer 1.2.1 b) eine
Sortenerhaltung durchfiihrt und die Sorte, sofern nicht
bereits geschehen, innerhalb des Forderzeitraums als
Erhaltungssorte beim Bundessortenamt zuzulassen, bei
Obst im Rahmen der Anbaumaterialverordnung?! als
Standardmaterial (§ 5) mit Registrierung des Inver-
kehrbringers (§ 1) in Verbindung mit § 13 a Pflanzen-
beschauverordnung?2.

1.4.2 Der Anbau ist zu dokumentieren; die Dokumentati-
on ist auf Anfrage der liberpriifenden Stelle zur Verfiigung
zu stellen. Es kann ein Verwertungsnachweis gefordert
werden. Die Lander melden der Bundesanstalt fiir Land-
wirtschaft und Erndhrung (BLE) jahrlich die geférderte
Flache je Sorte oder Herkunft.

1.4.3 Die Auswahl der forderfahigen Nutzpflanzen erfolgt
durch die zustidndigen Landerbehorden, auf Basis von
Empfehlungen des Beratungs- und Koordinierungsaus-
schusses des Fachprogramms zur Erhaltung und nachhal-
tigen Nutzung pflanzengenetischer Ressourcen landwirt-
schaftlicher und gartenbaulicher Kulturpflanzen.

1.4.4 Die forderfihigen Nutzpflanzen werden in einem
allgemein zugdnglichen zentralen Verzeichnis bei der Bun-
desanstalt fiir Landwirtschaft und Erndhrung (BLE) ge-
fiihrt. Die Lander kénnen mit regional-
/gebietsspezifischen Listen die forderfahigen Nutzpflanzen
eingrenzen.

1.5 Artund Héhe der Zuwendungen

1.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewdahrt.
Die Hohe der Zuwendungen werden von den Landern auf
der Grundlage der durchschnittlich zu erwartenden Ein-
kommenseinbufien oder zusitzlichen Kosten im Vergleich
zu herkémmlich verwendeten Nutzpflanzen sowie etwai-
ger Bewirtschaftungsauflagen innerhalb der im Folgenden
genannten Unter- und Obergrenzen festgelegt. Diese be-
tragen jahrlich je Sorte oder Herkunft

- bei ein- bis zweijdhrigen Kulturen 250 - 750 Euro je
erhaltener Sorte bzw. 50 bis 100 Euro fiir den Anbau je
Hektar; bei einem Anbauumfang bis zu einem Hektar
kann ein Zuschlag von bis zu 75 Euro gewahrt werden,

- bei Gemise, Heil- und Gewlrzpflanzen 500 -
1.000 Euro je erhaltener Sorte bzw. 250 bis 400 Euro
fiir den Anbau je Hektar,

- bei Dauerkulturen 300 - 700 Euro je erhaltener Sorte
zum Reiserschnitt bei Dauerkulturen (mindestens drei

21 Anbaumaterialverordnung vom 21. November 2018 (BGBL I S. 1964),
die zuletzt durch Artikel 5 der Verordnung vom 24. November 2020
(BGBL. I S. 2540) geandert worden ist.

22 pflanzenbeschauverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
3. April 2000 (BGBL. I S. 337), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung
vom 3. Mai 2017 (BAnz AT 04.05.2017 V1) gedndert worden ist.
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Mutterbaume je Sorte) bzw. 500 bis 1.000 Euro fiir den
Anbau je Hektar.

1.5.2 Der Umfang der Forderung ist auf 10 Hektar je Sorte
und Betrieb bzw. 10 Sortenerhaltungen je Betrieb oder
Erhalter bzw. 50 Sortenerhaltungen bei einem entspre-
chenden Zusammenschluss beschrankt.

1.6 Sonstige Bestimmungen

Verringert sich aufgrund mangelnder Verfiigharkeit von
Saat- oder Pflanzgut gefdhrdeter heimischer Nutzpflanzen
oder aus anderen vom Zuwendungsempfinger nicht zu
vertretenden Griinden in einem Verpflichtungsjahr die
nach der Nummer. 1.2.1 a) bewirtschaftete Flache gegen-
iiber der bewilligten Flache bzw. die Anzahl Sorten in Sor-
tenerhaltung gegeniiber der bewilligten Anzahl, wird fiir
die Berechnung der Zuwendung der tatsdchliche Umfang
der bebauten Flachen bzw. die durchschnittliche Anzahl
Sorten in Sortenerhaltung, fiir die die Zuwendung gewahrt
wird, wihrend des Verpflichtungszeitraums zugrunde
gelegt. In diesen Fallen wird auf die Riickzahlung von Zu-
wendungen verzichtet, die sich auf bis zu diesem Zeitpunkt
erbrachten Leistungen beziehen.



4 G. Vielfalt genetischer Ressourcen
2.0 Tiergenetische Ressourcen

2.0 Tiergenetische Ressourcen

2.1 Verwendungszweck

Zweck der Forderung ist der Ausgleich wirtschaftlicher
Nachteile aufgrund besonderer Bewirtschaftungsanforde-
rungen oder geringerer Leistungen, die bei der Zucht und
Haltung gefahrdeter Nutztierrassen unter den geltenden
wirtschaftlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen
entstehen.

2.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss
Forderfahig ist die Zucht oder Haltung seltener oder ge-
fahrdeter einheimischer Nutztierrassen im Rahmen von
Erhaltungszuchtprogrammen.

2.3 Zuwendungsempfinger

Unternehmen der Landwirtschaft im Sinne von § 1 des
Gesetzes zur Alterssicherung der Landwirte (ALG), deren
Zusammenschliisse und sowie andere Tierhalter unbe-

schadet der gewahlten Rechtsform, soweit sie Landbewirt-
schafter sind.

Nicht gefordert werden juristische Personen des offentli-
chen Rechts sowie juristische Personen des Privatrechts
und Personengesellschaften, bei denen die Beteiligung der
offentlichen Hand mehr als 25 % betragt.

2.4 Zuwendungsvoraussetzungen

2.4.1 Voraussetzung fiir die Gewdhrung einer Zuwendung
ist, dass der Zuwendungsempfianger den Betrieb fiir die
Dauer des Verpflichtungszeitraums selbst bewirtschaftet
und sich verpflichtet, féorderfahige Nutztierrassen gemaf?

den Vorgaben der Fachgremien des Fachprogramms zu
verwenden und

- im Durchschnitt des Verpflichtungszeitraumes mindes-
tens die bewilligte Anzahl der Nutztiere zu halten,

- diese Tiere in ein Zuchtbuch, das bei Pferd, Rind,
Schwein, Schaf, Ziege von einer tierzuchtrechtlich aner-
kannten Zuchtorganisation gefiihrt werden muss, ein-
tragen zu lassen,

- mit diesen Tieren an einem Erhaltungszuchtprogramm
einer Ziichtervereinigung teilzunehmen sowie

- der Einrichtung, die das betreffende und genehmigte
Erhaltungszuchtprogramm durchfiihrt, alle vorhande-
nen genetisch relevanten Daten bereitzustellen und

- sich bereit erkldren, auf Anfrage an Programmen zur
Gewinnung von Material fiir den Aufbau der Mindestre-
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serve der ,Deutschen Genbank fiir landwirtschaftliche
Nutztiere“ teilzunehmen.

2.4.2 Die Auswahl von forderfihigen Nutztierrassen er-
folgt durch die zustdndigen Landerbehdrden auf Basis von
Empfehlungen des Fachbeirates fiir tiergenetische Res-
sourcen nach den Grundsidtzen des Nationalen Fachpro-
gramms zur Erhaltung und nachhaltigen Nutzung tiergene-
tischer Ressourcen.

2.4.3 Die forderfahigen Nutztierrassen werden in einem
allgemein zuganglichen zentralen Verzeichnis bei der Bun-
desanstalt fiir Landwirtschaft und Erndhrung (BLE) ge-
fiihrt. Die Lander kénnen mit regional-
/gebietsspezifischen Listen die forderfahigen Nutztierras-
sen eingrenzen.

2.5 Artund Héhe der Zuwendungen

Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewahrt. Die
Hohe der Zuwendungen werden von den Landern auf der
Grundlage der durchschnittlich zu erwartenden Einkom-
menseinbufien oder zusdtzlichen Kosten im Vergleich zu
herkémmlich verwendeten Nutztiere sowie etwaiger Be-
wirtschaftungsauflagen innerhalb der im Folgenden ge-
nannten Unter- und Obergrenzen festgelegt. Diese betra-
gen fiir die Zucht oder Haltung jahrlich,

- bis zu 200 Euro je Grofdvieheinheit bei Zuchttieren,

- bis zu 200 Euro je Grofdvieheinheit zusatzlich bei Vater-
tieren,

- 25 bis 240 Euro je Grofdvieheinheit zusatzlich fir die
Bereitstellung der Tiere zur Gewinnung von Samen
oder Embryonen fiir das Zuchtprogramm.

2.6 Sonstige Bestimmungen

2.6.1 Verringert sich aufgrund mangelnder Verfiigbarkeit

von Nutztieren seltener Rassen oder aus anderen vom

Zuwendungsempfinger nicht zu vertretenden Griinden in

einem Verpflichtungsjahr die Anzahl der gehaltenen Nutz-

tiere gegeniiber der bewilligten Tierzahl, wird fiir die Be-
rechnung der Zuwendung die durchschnittliche Anzahl der

Tiere, fiir die die Zuwendung gewdhrt wird, wihrend des

Verpflichtungszeitraums zugrunde gelegt. In diesen Fallen

wird auf die Rickzahlung von Zuwendungen verzichtet,

die sich auf bis zu diesem Zeitpunkt erbrachten Leistungen
beziehen.

2.6.2 Die Forderung ist Teil der Nationalen Rahmenrege-
lung Deutschlands nach Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung
(EU) Nr.1305/2013.
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H. Nicht-produktiver investiver Naturschutz

Mafinahmen
1.0 Nicht-produktiver investiver Naturschutz

1.1 Zuwendungszweck

Schaffung, Wiederherstellung und Entwicklung von Le-
bensraumen sowie Lebensstitten wildlebender Tier- und
Pflanzenarten der Agrarlandschaft.

1.2 Gegenstand der Féorderung/Forderausschluss

1.2.1 Forderfahig sind:

a) investive Mafinahmen des Naturschutzes zur Schaffung,
Wiederherstellung und Entwicklung von

e Feuchtbiotopen wie Timpel und sonstige Kleinge-
wasser,

e Hecken, Feldgeholzen, Uferbepflanzungen, Baum-
reihen,

e wiederverndssten Flachen, die zwecks landwirt-
schaftlicher Nutzung trockengelegt wurden,

e Kleinbiotopen der Agrarlandschaft wie So6lle oder
Wallhecken,

e zusammenhangenden Biotopen,
e Trockenmauern,

e Halboffen- und Offenlandlebensraumen (z. B. Ent-
buschung),

e Lebensstiatten geschiitzter oder gefihrdeter Arten
der Agrarlandschaft (z. B. Weifdstorchhorste, Fle-
dermausquartiere, Greifvogelnisthilfen).

b) Grunderwerb von landwirtschaftlich genutzten sowie
landwirtschaftlich nutzbaren Flachen fiir Zwecke der
Biotopgestaltung nach Nummer 1.2.1 a durch Zuwen-
dungsempfanger nach Nummer 1.3.3,

c) Erstellung von Schutzkonzepten einschliefdlich not-
wendiger Voruntersuchungen (auch wenn diese keine
Umsetzung des geplanten Vorhabens zur Folge haben),
Architekten- und Ingenieurleistungen.

1.2.2 Nicht forderfahig sind:

a) Erwerb von landwirtschaftlichen Produktionsrechten
und Zahlungsanspriichen,

b) Erwerb und Anpflanzung einjahriger Kulturen,

c) Kaufvon Tieren,
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d) Erwerb und Neuanlage von Streuobstbestinden, die
iber die Mafnahme ,E 2.2.2 Férderung extensiver
Obstbestdnde” forderfahig sind,

e) Aufwendungen und Dienstleistungen, die von staatli-
chen Stellen erbracht werden bzw. dort anfallen,

f) Maflnahmen, die Ausgleichs- und Ersatzmaf3nahmen
fiir Eingriffe in Natur und Landschaft i. S. d. § 14 Bun-
desnaturschutzgesetz?? darstellen,

g) Unterhaltung.

1.3 Zuwendungsempfinger

1.3.1 Betriebsinhaber im Sinne des Artikels 4 Absatz 1
Buchstabe a der Verordnung Nr. 1307/2013, die eine
landwirtschaftliche Tatigkeit auf Flachen, deren Nutzung
iiberwiegend landwirtschaftlichen Zwecken dient, ausiiben
und den Betrieb selbst bewirtschaften,

1.3.2 andere Landbewirtschafter,

1.3.3 Gemeinden, Gemeindeverbande und gemeinniitzige
juristischen Personen.

1.4 Artund Héhe der Zuwendungen
1.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschuss gewahrt.

1.4.2 Die Zuwendung kann bis zu 100 %, bei Gemeinden
und Gemeindeverbanden bis zu 90 %, der férderfahigen
Ausgaben betragen.

1.4.3 Die Zuschiisse orientieren sich an den marktiibli-
chen Kosten. Bei der Festlegung der Kosten kénnen Stan-
dardkalkulationen in Anlehnung an Vergiitungssitze des
KTBL oder anderweitiger vorliegender vom jeweiligen
Land anerkannter naturschutzfachlicher und landwirt-
schaftlicher Kalkulationen verwendet werden. Dabei ist zu
gewdhrleisten, dass die Kalkulationen anhand fairer, aus-
gewogener und iberpriifbarer Berechnungsmethoden
erfolgen.

1.4.4 Eigene Arbeitsleistungen der Zuwendungsempfan-
ger nach Nummer 1.3 mit Ausnahme von Gemeinden und
Gemeindeverbanden kénnen mit bis zu 60 % des Betrages,
der sich bei Vergabe der Leistungen an ein Unternehmen
(ohne Berechnung der Umsatzsteuer) ergeben wiirde,
beriicksichtigt werden. Bei Abrechnung nach allgemein
festgesetzten Verrechnungssitzen koénnen diese Arbeits-
leistungen pauschal berticksichtigt werden. Die Summe
der Zuwendungen fiir Sachleistungen darf die Summe der
baren Ausgaben nicht iiberschreiten.

23 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBL I S. 2542), das
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBL I S.
306) gedandert geworden ist.
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1.5 Zuwendungsvoraussetzungen
1.6 Sonstige Bestimmungen

Die Forderung des Grunderwerbs nach Nr. 1.2.1 b) erfolgt
unter dem Vorbehalt des Widerrufs fir den Fall, dass die
geforderten Grundstiicke innerhalb von 12 Jahren verau-
Rert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck entspre-
chend verwendet werden.
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4 1. Vertragsnaturschutz

I Vertragsnaturschutz

1.1 Zuwendungszweck

Schutz und Wiederherstellung von Lebensrdumen und
Lebensstétten wildlebender Tier- und Pflanzenarten in der
Agrarlandschaft.

1.2 Gegenstand der Féorderung/Forderausschluss
1.2.1 Forderfahig ist die Bewirtschaftung und Pflege land-
und fischereiwirtschaftlich genutzter sowie landwirt-

schaftlich nutzbarer Flachen nach Vorgaben des Natur-
schutzes.

1.2.2 Nicht forderfahig sind:

Erwerb landwirtschaftlicher Produktionsrechte und
Zahlungsanspriiche,

a)

b) Planungsarbeiten, die gesetzlich vorgeschrieben sind,
c) Leistungen der o6ffentlichen Verwaltung,

d) Kaufvon Tieren,

e) Kauf von Maschinen und Geréten,

f) Investive Naturschutzmaf3nahmen nach Buchstabe H
des Forderbereichs 4 des GAK-Rahmenplans,

Mafinahmen, die Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen
fir Eingriffe in Natur und Landschaft i. S. d. § 14 Bun-
desnaturschutzgesetz darstellen.

g)

1.3 Zuwendungsempfinger

a) Betriebsinhaber im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Buch-
stabe a der Verordnung Nr. 1307/2013, die eine land-
wirtschaftliche Tatigkeit auf Flachen, deren Nutzung
iiberwiegend landwirtschaftlichen Zwecken dient, aus-
iben und den Betrieb selbst bewirtschaften,

b) andere Landbewirtschafter,

c) Gemeinden, Gemeindeverbiande und gemeinniitzige
juristische Personen.

1.4 Artund Héhe der Zuwendungen
1.4.1 Zuwendungen werden als Zuschuss gewahrt.

1.4.2 Die Zuwendungen orientieren sich an den marktiib-
lichen Kosten. Bei der Festlegung der Kosten kénnen Stan-
dardkalkulationen in Anlehnung an Vergiitungssitze des
KTBL oder anderweitiger vorliegender vom jeweiligen
Land anerkannter naturschutzfachlicher und landwirt-
schaftlicher Kalkulationen verwendet werden. Dabei ist zu
gewahrleisten, dass die Kalkulationen anhand fairer, aus-
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gewogener und iberpriifbarer Berechnungsmethoden
erfolgen.

Die Hohe der Zuwendung nach Nummer 1.2.1 bestimmt

sich nach den durch die naturschutzfachlichen Auflagen zu

erwartenden Einkommensverlusten und zuséatzlichen Kos-

ten im Vergleich zu einer Bewirtschaftung ohne Natur-

schutzauflagen oder den Kosten der Beibehaltung der na-

turschutzfachlichen Bewirtschaftung gemafd Nummer

1.2.1. Details zur Hohe der Pramien ergeben sich aus den

rechtlichen Vorgaben der EU zur Kalkulation der Pramien

fiir die Agrarumwelt- und Klimamafinahmen, die sinnge-

maf anzuwenden sind.

1.5 Zuwendungsvoraussetzungen

Die Landbewirtschaftung und Pflege erfolgt nach natur-

schutzfachlichen Vorgaben. Die Vorgaben erfolgen auf der

Grundlage eines naturschutzfachlichen Konzepts oder

einer entsprechenden Fachplanung, die von den Natur-

schutzbehorden festgelegt wird.

1.6 Sonstige Bestimmungen

Die naturschutzfachlichen Konzepte oder Fachplanungen

miissen mindestens folgende Elemente enthalten:

a) Abgrenzung und Kurzbeschreibung der Fordergebiete

oder der Fordervorhaben,

b) Kurzbeschreibung des naturschutzfachlichen Zustands,

c) Auflistung der naturschutzfachlichen Entwicklungsziele
und Benennung geeigneter Indikatoren fiir die Zieler-
reichung,

d) Beschreibung der naturschutzfachlichen Vorgaben und

etwaiger Kombinationsmoglichkeiten.
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1.0 Investitionen

J. Schutz vor Schiden durch den Wolf

Mafdnahmen

1.0 Investitionen zum Schutz vor Schaden durch den
Wolf

2.0 Laufende Betriebsausgaben zum Schutz vor Scha-
den durch den Wolf

1.0 Investitionen zum Schutz vor Schiden
durch den Wolf24

1.1 Zuwendungszweck

Zur Unterstiitzung einer nachhaltigen Landbewirtschaf-
tung durch Weidehaltung und zur Verringerung von Kon-
flikten zwischen Artenschutz und Weidehaltung kénnen
Investitionen zum Schutz vor Schiaden durch den Wolf
gefordert werden.

Die Mafénahme ist befristet bis zum 31.12.2022.
1.2 Gegenstand der Féorderung/Forderausschluss

1.2.1 Forderfahig sind Investitionen zum Schutz vor
Schaden durch den Wolf an landwirtschaftlichen Nutztie-
ren in Weidehaltung (Schafe und Ziegen; Rinder, Haus-
pferde und Hausesel bis 1 Jahr; Damtiere, Lamas und Alpa-
kas).

Gefordert werden kénnen:
a)

b)

Erwerb und Installation wolfsabweisender Schutzzédu-

ne,

Erwerb und Installation wolfsabweisender Einrichtun-

gen, die auf digitaler Technik beruhen,

c) Nachriistung vorhandener Zaune,

d) Ausriistungsgegenstinde (z. B. Stromgerite),

e) Anschaffung von Herdenschutzhunden, einschlief3lich
Qualifikation von Personen, die mit den Herdenschutz-
hunden arbeiten sowie die Ausbildung der Hunde,

f) Errichtung von Untergrabschutz,

g) Einrichtung von Nachtpferchen.

1.2.2 Nicht forderfahig sind:

a) Erwerb von landwirtschaftlichen Produktionsrechten
und Zahlungsanspriichen,

b) Investitionen zur Erfiillung geltender Unionsnormen,

c) laufende Betriebsausgaben.

** Die staatliche Beihilfe Nummer SA.55264 (2020/N) wurde mit Ent-
scheidung der Europdischen Kommission vom 13.03.2020 mit einer
Laufzeit bis 31.12.2022 genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind
verbindlich.
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1.3 Zuwendungsempfianger

Gefordert werden konnen:

1.3.1 Betriebsinhaber im Sinne des Artikels 4 Absatz 1
Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 die eine
landwirtschaftliche Tatigkeit auf Flachen, deren Nutzung
iiberwiegend landwirtschaftlichen Zwecken dient, ausiiben
und den Betrieb selbst bewirtschaften,

1.3.2 andere Landbewirtschafter mit Ausnahme von Ge-
meinden und Gemeindeverbidnden, sofern die Haltung der
in Nummer 1.2.1 genannten landwirtschaftlichen Nutztiere

- der Sicherstellung der Beweidung im Rahmen der
Landschaftspflege,

- zum Erhalt tiergenetischer Ressourcen

oder

- dem Hochwasser- und Kiistenschutz dient.

1.4 Artund Héhe der Zuwendungen
1.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschuss gewdahrt.

1.4.2 Fiur Mafinahmen nach Nummer 1.2.1 a kann die
Zuwendung bis zu 100 % der foérderfahigen Ausgaben
betragen, die tiber die allgemeinen Sicherungspflichten
hinausgehen. Alternativ kann die Férderung bis zu 80 %
der Gesamtausgaben fiir diese Mafdnahmen betragen.

1.4.3 Fir Mafsnahmen nach Nummer 1.2.1 b bis g kann
die Zuwendung bis zu 100 % der forderfahigen Ausgaben
betragen.

1.4.4 Die Zahlung der Zuwendung ist auf maximal
30.000 EUR pro Jahr an die jeweilige Zuwendungsempfan-
gerin oder den jeweiligen Zuwendungsempfinger oder
Betrieb begrenzt.

Die Zuwendung darf nicht zu einer Uberfinanzierung des
Vorhabens fiithren.

1.4.5 Eigene Arbeitsleistungen der Zuwendungsempfan-
ger nach Nummer 1.3 kdnnen mit bis zu 60 % des Betra-
ges, der sich bei Vergabe der Leistungen an ein Unterneh-
men (ohne Berechnung der Umsatzsteuer) ergeben wiirde,
berticksichtigt werden. Die Summe der Zuwendungen fiir
diese Arbeitsleistungen darf die Summe der baren Ausga-
ben nicht tiberschreiten.

1.4.6 Die Umsatzsteuer, die als Vorsteuer abziehbar ist,
gehort nicht zu den zuwendungsfahigen Ausgaben.

1.5 Zuwendungsvoraussetzungen

1.5.1 Zuwendungsvoraussetzung ist die Haltung von un-
ter 1.2.1 genannten Tieren.

1.5.2 Die Notwendigkeit und Angemessenheit der
Schutzmaf3nahme muss von der nach Landesrecht zustan-
digen Behorde bestatigt werden.



4 ]. Schutz vor Schaden durch den Wolf
2.0 Laufende Betriebsausgaben

1.6 Sonstige Bestimmungen

1.6.1 Kumulierbarkeit

Die Vorhaben konnen gleichzeitig aus Mitteln anderer
offentlicher Forderprogramme zum Schutz vor Schiden
durch den Wolf geférdert werden, soweit die Zuwendun-
gen die einschldgigen beihilferechtlichen Voraussetzungen
erfiillen und insgesamt 100 % der forderfdhigen Kosten
nicht iiberschreiten.

1.6.2. Beihilferechtliche Bestimmungen

Die in dem Beschluss der Europdischen Kommission zur
Staatlichen Beihilfe Nr. SA 55264 (2020/N), ,,GAK: Investi-
tionen zum Schutz vor Schiden durch den Wolf* vom
13.03.2020 enthaltenen Vorgaben sind verbindlich.
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2.0 Laufende Betriebsausgaben zum Schutz vor
Schiiden durch den Wolf”
2.1 Zuwendungszweck

Zur Unterstiitzung einer nachhaltigen Landbewirtschaf-
tung durch Weidehaltung und zur Verringerung von Kon-
flikten zwischen Artenschutz und Weidehaltung kénnen
zusatzliche laufende Betriebsausgaben zum Schutz vor
Schiden durch den Wolf geférdert werden.

Die Mafdnahme ist befristet bis zum 31.12.2022.

2.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss
Forderfahig sind zusatzliche laufende Betriebsausgaben
zum Schutz vor Schaden durch den Wolf an landwirtschaft-
lichen Nutztieren in Weidehaltung (Schafe und Ziegen;
Rinder, Hauspferde und Hausesel bis 1 Jahr; Damtiere,
Lamas und Alpakas) zur Sicherung umweltfreundlicher
Weidepraktiken.

Gefordert werden konnen zusatzliche laufende Betriebs-
ausgaben fiir

a) wolfsabweisende Zaune,
b) Herdenschutzhunde.
2.3 Zuwendungsempfianger

Gefordert werden kénnen:

2.3.1 Betriebsinhaber im Sinne des Artikels 4 Absatz 1
Buchstabe a der Verordnung Nr. 1307/2013, die eine
landwirtschaftliche Tatigkeit auf Flachen, deren Nutzung
iiberwiegend landwirtschaftlichen Zwecken dient, ausiiben
und den Betrieb selbst bewirtschaften,

2.3.2 andere Landbewirtschafter, mit Ausnahme von
Gemeinden und Gemeindeverbdnden, sofern die Haltung
der in Nummer 2.2 genannten landwirtschaftlichen Nutz-
tieren

- der Sicherstellung der Beweidung im Rahmen der
Landschaftspflege,

- zum Erhalt tiergenetischer Ressourcen
oder

- dem Hochwasser- und Kiistenschutz

dient.

% Die staatliche Beihilfe Nummer SA.57368 (2020/N) wurde mit Ent-
scheidung der Europdischen Kommission vom 22.01.2021 mit einer
Laufzeit bis 31.12.2022 genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind
verbindlich.



4 ]. Schutz vor Schaden durch den Wolf
2.0 Laufende Betriebsausgaben

2.4 Artund Hohe der Zuwendungen

2.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschuss fiir einen
Verpflichtungszeitraum von 5 bis maximal 7 Jahre ge-
wahrt.

2.4.2 Die jahrliche Zuwendung fiir die laufenden Be-
triebsausgaben betragt

- bis zu 1.230 Euro je Kilometer mobilen Zaun fiir wolfs-
abweisende Zaune bei Schafen und Ziegen,

- bis zu 620 Euro je Kilometer mobilen Zaun fiir wolfs-
abweisende Ziaune bei Rindern, Hauspferden und
Hauseseln bis zu 1 Jahr; Damtieren, Lamas und Alpakas,

- bis zu 235 Euro je Kilometer feststehenden Elektro-
zaun,

- biszu 1.920 Euro je Herdenschutzhund.

2.4.3 Die Zahlung der Zuwendung ist auf maximal 450
EUR pro Hektar beweidete Fldche und Jahr an den jeweili-
gen Zuwendungsempfanger oder Betrieb begrenzt.

2.5. Zuwendungsvoraussetzungen

2.5.1 Die Forderung setzt voraus, dass die Weidehaltung
in Wolfsgebieten bzw. in von den Liandern ausgewiesenen
Gefahrdungsgebieten erfolgt.

2.5.2 Der Zuwendungsempfanger verpflichtet sich wah-
rend des gesamten Verpflichtungszeitraums die Bewei-
dung sowie die Pflege und Sicherung der Zaune aufrecht-
zuerhalten sowie den zweckmafigen Einsatz der Herden-
schutzhunde sicherzustellen.

2.5.3 Gefordert werden nur Zuwendungsempfanger, die
eine Investitionsférderung nach 1.0 oder einem vergleich-
baren Landesprogramm erhalten haben oder bei denen die
Notwendigkeit und Angemessenheit der Schutzmafinahme
von der nach Landesrecht zustidndigen Behorde bestatigt
wurde.

2.6 Sonstige Bestimmungen

2.6.1 Die Forderung setzt voraus, dass die Weidehaltung
aus Grinden des Umweltschutzes (insbesondere Natur-
schutz und Landschaftspflege) erforderlich ist.

2.6.2 Sind die Zuwendungsvoraussetzung aufgrund dufie-
rer, vom Zuwendungsempfanger nicht zu vertretender
Ereignisse nicht mehr gegeben, endet die Verpflichtung,
ohne dass Sanktionen oder eine Riickzahlung der fiir den
bereits erbrachten Verpflichtungszeitraum erfolgten Zah-
lungen gefordert werden. Der Ausstieg aus einem laufen-
den Verpflichtungszeitraum steht der Bewilligung einer
neuen Agrarumwelt-, Klima- oder Tierschutzmafinahme
nicht entgegen.
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2.6.3 Kumulierbarkeit

Die Vorhaben konnen gleichzeitig aus Mitteln anderer
offentlicher Forderprogramme zum Ausgleich laufender
Betriebsausgaben zum Schutz vor Schaden durch den Wolf
gefordert werden, soweit

- die Zuwendungen die einschlagigen beihilferechtlichen
Voraussetzungen erfiillen und

- insgesamt die in den Nummern 2.4.2 und 2.4.3 genann-
ten Hochstbetrdge nicht tiberschritten werden.

Anderweitig erhaltene Zuschliage oder Pramien fiir diesel-
ben forderfahigen Kosten werden auf die genannten
Hochstbetrage mindernd angerechnet.

2.6.4 Eine Forderung wirtschaftlich tatiger anderer Land-
bewirtschafter setzt voraus, dass die Mafdnahme im ein-
schlagigen Entwicklungsprogramm fiir den landlichen
Raum nach der Verordnung (EU) Nr.
1305/2013 vorgesehen ist, es sei denn, sie wird gemaf}
und im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013
gewahrt.



4 K. Umsetzung FFH- und Vogelschutzrichtlinie

K. Férderung besonders nachhaltiger Verfahren im Zusammenhang mit der Umsetzung der FFH - und der Vogel-

schutzrichtlinie
Mafdnahmen

1.0 Forderung besonders nachhaltiger Verfah-
ren im Zusammenhang mit der Umsetzung
der FFH-2¢ und der Vogelschutzrichtlinie2’

1.1 Zuwendungszweck

Ausgleich wirtschaftlicher Nachteile aufgrund besonderer
Einschrankungen bei der Verwendung von Pflanzen-
schutzmitteln im Zusammenhang mit der Umsetzung der
FFH- und der Vogelschutzrichtlinie zum Schutz der Bio-
diversitat sowie Erhalt und Entwicklung von Lebensrau-
men und Arten.

1.2 Gegenstand der Féorderung/Férderausschluss
1.2.1 Forderfahig ist der in § 4 Absatz 1 der
PfISchAnwV?28 festgelegte Verzicht auf die Anwendung
bestimmter Pflanzenschutzmittel in Naturschutzgebieten,
Nationalparken, Nationalen Naturmonumenten, Natur-
denkmalern und gesetzlich geschiitzten Biotopen, im Sinne
des §30 des BNatSchG2°, die in Natura 2000-Gebieten
liegen.

1.3 Zuwendungsempfinger

Siehe Allgemeine Bestimmungen, Nummer 1.2
1.4 Artund Héhe der Zuwendungen
1.4.1 Die Zuwendung wird als Zuschuss gewahrt.

1.4.2 Die Hohe der Zuwendung bestimmt sich nach den
durch die Vorgaben von § 4 der PfISchAnwV zu erwarten-
den Einkommensverlusten und zusitzlichen Kosten im
Vergleich zu einer Bewirtschaftung ohne diese Auflagen.

1.4.3 Die Hohe der Zuwendung betragt
- 382 Euro je Hektar produktiv genutzter Ackerflache,
- 1.527 Euro je Hektar produktiv genutzter Dauerkultu-

ren.

26 Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der
natlrlichen Lebensrdume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen.

27 Richtlinie 2009/147/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom
30. November 2009 tiber die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten.

28 Verordnung iiber Anwendungsverbote von Pflanzenschutzmitteln
(Pflanzenschutz-Anwendungs-verordnung) vom 10. November 1992
(BGBL. I S. 1887), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 2. Sep-
tember 2021 (BGBI. I S. 4111) gedndert worden ist.

29 Gesetz iiber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutz-
gesetz).
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1.5 Zuwendungsvoraussetzungen

1.6 Sonstige Bestimmungen

Zuwendungen im Zusammenhang mit der FFH- und der
Vogelschutzrichtlinie diirfen nur bei Nachteilen gewéhrt
werden, die sich aus Anforderungen ergeben, die liber die
Erhaltung des guten landwirtschaftlichen und o6kologi-
schen Zustands i. S. d. Verordnung (EU) Nr. 1306/2013
und den einschlagigen Kriterien und Mindesttatigkeiten i.
S.d. Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 hinausgehen.
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4 MSUL
Anlage 2/Anlage 3

Anlage 2

Im Falle der Ausbringung von Teilmengen der betriebli-
chen Wirtschaftsdiingermenge mit umweltfreundlichen
Ausbringungsverfahren nach Maffnahmengruppe B Num-
mer 3.2.2 erfolgt die Berechnung der Beihilfe nach folgen-
den Standardwerten fiir den Wirtschaftsdiingeranfall einer
Grofdvieheinheit pro Jahr:

Milchkiihe 20 m3 /GVE
Mastrinder 13 m3 /GVE
Zuchtschweine 8 m3 /GVE
Mastschweine 11 m3 /GVE
Aufzuchtferkel 18 m3 /GVE
Legehennen 17 m3 /GVE.
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Anlage 3

Umrechnungsschliissel

Bei der Ermittlung des Viehbestandes, des hdchstzulassi-
gen Viehbesatzes, des Mindestviehbesatzes oder der Be-
rechnung der Beihilfehdhe im Zusammenhang mit den
Grundsatzen fiir die Férderung einer markt- und standort-
angepassten sowie umweltgerechten Landbewirtschaftung
einschliefdlich Vertragsnaturschutz und Landschaftspflege
ist folgender Umrechnungsschliissel anzuwenden:

Kilber (aufder Mastkalber) und

Jungvieh unter 6 Monaten 0,300 GVE
Mastkalber 0,400 GVE
Rinder von 6 Monaten
bis 2 Jahren 0,600 GVE
Rinder von mehr
als 2 Jahren 1,000 GVE
Equiden unter 6 Monaten 0,500 GVE
Equiden von mehr als
6 Monaten 1,000 GVE
Mutterschafe 0,150 GVE
Schafe (aufder Mutterschafe)
von mehr als 1 Jahr 0,100 GVE
Ziegen 0,150 GVE
Ferkel 0,020 GVE
Mastschweine
- bei Betrachtung
der gesamten Mastdauer 0,130 GVE
oder
- bei zweistufiger Betrachtung
= Laufer (20-50 kg) 0,060 GVE
= sonstige Mastschweine
(tber 50 kg) 0,160 GVE
Zuchtschweine 0,300 GVE
Legehennen 0,003 GVE
Sonstiges Gefliigel 0,014 GVE.

Die Lander konnen diesen Umrechnungsschliissel ergin-
zen, wenn seine Anwendung einer im Sinne der jeweiligen
Mafinahmengruppe zielgerechten Umsetzung zuwiderlauft
oder im Hinblick auf die Beihilfebemessung zu unange-
messenen Ergebnissen fiithren wiirde.

Die Lander kénnen die GVE auf der Grundlage von objekti-
ven Kriterien innerhalb der in diesem Anhang fiir die je-
weilige Kategorie festgelegten Grenzen differenzieren.
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5 A. Naturnahe Waldbewirtschaftung
1.0 Vorarbeiten

Forderbereich 5: Forsten

Der Foérderbereich gliedert sich in folgende MaRnahmengruppen:

Naturnahe Waldbewirtschaftung
Forstwirtschaftliche Infrastruktur
Forstwirtschaftliche Zusammenschliisse
Erstaufforstung

Vertragsnaturschutz im Wald

m m O 0N wp

A. Naturnahe Waldbewirtschaftung

Maf3nahmen

1.0  Vorarbeiten

2.0  Waldumbau

3.0 Jungbestandspflege
4.0 Bodenschutzkalkung
Begriffsbestimmungen

Bundeswaldgesetz (BWaldG):
Gesetz zur Erhaltung des Waldes und zur Férderung der
Forstwirtschaft.

1.0 Vorarbeiten!
1.1 Verwendungszweck

Ziel der Forderung ist die Schaffung von Grundlagen fiir
die Umsetzung einer naturnahen Waldbewirtschaftung.

1.2 Gegenstand der Féorderung/Forderausschluss

1.2.1

a) Forderfahig sind Vorarbeiten wie Untersuchungen,
Analysen, Standortgutachten, fachliche Stellung-
nahmen und Erhebungen, die u.a. der Vorbereitung
der Umstellung auf eine naturnahe Waldwirtschaft
oder der Beurteilung einer Bodenschutzkalkung
dienen.

b) Forderfahig sind Mafdnahmen, die der Vorbereitung

und Entwicklung gemeinschaftlicher Eigentums-
und Bewirtschaftungsmodelle (z.B.  Wald-
genossenschaften, forstwirtschaftliche Zusammen-
schliisse) dienen. Zu den beihilfefdhigen Kosten zah-
len dabei, sofern sie forstwirtschaftliche Tatigkeiten
betreffen, die Kosten von Studien iber das betref-
fende Gebiet, von Durchfiihrbarkeitsstudien oder
die Ausarbeitung von Waldbewirtschaftungsplanen
oder gleichwertigen Instrumenten.

! Die staatliche Beihilfe Nummer SA.59238 (2020/N) i. V. m Nummer
SA.39954 (2014/N), sowie i. V. m deren Anderung durch Nummer
SA.47138 (2016/N), wurde mit der Entscheidung der Europiischen
Kommission vom 16.12.2020 mit einer Laufzeit bis 31.12.2022 geneh-
migt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich.
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Férderung von MaRnahmen zur Bewdltigung der durch Extremwetterereignisse verursachten Folgen im Wald

1.2.2 Von der Forderung ausgeschlossen sind Maf3nah-
men auf Flachen, die dem Zuwendungsempfinger zum
Zwecke des Naturschutzes unentgeltlich tibertragen wor-
den sind.

1.3 Zuwendungsempfinger
Zuwendungsempfanger konnen natiirliche Personen, juris-
tische Personen des Privat- und offentlichen Rechts als
Besitzer von forstwirtschaftlichen Flachen sowie aner-
kannte forstwirtschaftliche Zusammenschliisse und denen
gleichgestellte Zusammenschliisse im Sinne des BWaldG in
der jeweils geltenden Fassung sein.

Als Zuwendungsempfanger ausgeschlossen sind Bund und
Lander sowie juristische Personen, deren Kapitalvermogen
sich zu mindestens 25 % in den Handen dieser Institutio-
nen befindet. Mafnahmen auf Grundstiicken im Eigentum
der in vorgenanntem Satz aufgefiihrten Personen sind
nicht forderfahig.

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen

1.4.1 Die Zuwendungsempfanger missen, sofern es sich
nicht um forstwirtschaftliche Zusammenschliisse im Sinne
des Bundeswaldgesetzes handelt, Eigentiimer der begiins-
tigten Flachen sein oder eine schriftliche Einverstandnis-
erklarung des Eigentiimers vorlegen.

1.4.2 An Mafdnahmen der Zusammenarbeit nach Nr. 1.2.1
b) miissen mindestens zwei Einrichtungen oder Akteure
im Forstsektor beteiligt sein.



5 A. Naturnahe Waldbewirtschaftung
2.0 Waldumbau

1.5 Artund Héhe der Zuwendungen

1.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewahrt.
1.5.2 Die Hohe der Zuwendung betragt fiir Vorarbeiten -
soweit sie durch Dritte durchgefiihrt werden - bis zu 80 %

der nachgewiesenen Ausgaben.

1.5.3 Die Zuwendung fir Mafdnahmen nach Nr. 1.2.1. b)
wird fiir einen Zeitraum von hochstens 7 Jahren gewéhrt.
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2.0 Waldumbau?

2.1 Verwendungszweck

Ziel der Forderung ist die Entwicklung stabiler, standort-
angepasster Walder unter Beriicksichtigung der 6kologi-
schen und d6konomischen Leistungsfidhigkeit sowie des
Klimawandels.

2.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss
Umbau von Reinbestdnden und von nicht standortgerech-
ten oder nicht klimatoleranten Bestdnden in stabile Laub-
und Mischbestande sowie Weiterentwicklung und Wieder-
herstellung von naturnahen Waldgesellschaften, auch als
Folgemafinahmen in Zusammenhang mit Wurf, Bruch,
Waldbrand oder sonstigen Schadereignissen.

2.2.1 Forderfahig sind Wiederaufforstung sowie Vor- und
Unterbau (einschliefdlich Naturverjiingung) mit standort-
gerechten Baum- und Straucharten durch Saat und Pflan-
zung einschlief3lich Kulturvorbereitung, Waldrandgestal-
tung, Schutz der Kultur sowie Pflege wahrend der ersten 5
Jahre. Dabei ist ein hinreichender Anteil standortheimi-
scher Baumarten einzuhalten.

2.2.2 Forderfahig sind Nachbesserungen, wenn bei den
geforderten Kulturen aufgrund natiirlicher Ereignisse (z.B.
Frost, Trockenheit, Uberschwemmung, nicht jedoch Wild-
verbiss) Ausfille in Hohe von mehr als 30 % der Pflanzen-
zahl oder 1 ha zusammenhdngende Fliache aufgetreten
sind und der Waldbesitzer den Ausfall nicht zu vertreten
hat. Nachbesserungen sollen grundsatzlich dem geforder-
ten Kulturtyp entsprechen.

2.2.3 Von der Forderung ausgeschlossen sind Mafdnah-
men auf Flachen, die dem Zuwendungsempfianger zum
Zwecke des Naturschutzes unentgeltlich iibertragen wor-
den sind.

2.3 Zuwendungsempfinger
Zuwendungsempfanger konnen Besitzer forstwirtschaftli-
cher Flachen, ausgenommen Bund und Lander, sowie an-
erkannte forstwirtschaftliche Zusammenschliisse entspre-
chend Ziffer A. 1.3 sein.

2.4 Zuwendungsvoraussetzungen

2.4.1 Die Mafinahmen sollen auf der Grundlage von Pla-
nungen nach A. 1.0, von vorliegenden Erkenntnissen der

Standortkartierung oder Forsteinrichtung oder von forst-
fachlichen Stellungnahmen durchgefiihrt werden.

2.4.2 Zuwendungen diirfen nur bewilligt werden bei
Verwendung von herkunftsgesichertem sowie fiir den
Standort geeignetem Vermehrungsgut.

2 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.59238 (2020/N) i. V .m Nummer
SA.39954 (2014/N), sowie i. V. m deren Anderung durch Nummer
SA.47138 (2016/N), wurde mit der Entscheidung der Europaischen
Kommission vom 16.12.2020 mit einer Laufzeit bis 31.12.2022 geneh-
migt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich.



5 A. Naturnahe Waldbewirtschaftung
3.0 Jungbestandspflege

2.4.3 Die Zuwendungsempfanger miissen, sofern es sich
nicht um forstwirtschaftliche Zusammenschliisse im Sinne
des Bundeswaldgesetzes handelt, Eigentiimer der be-
giinstigten Flachen sein oder eine schriftliche Einver-
standniserklarung des Eigentliimers vorlegen.

2.5 Artund Hohe der Zuwendungen

2.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewdahrt.
2.5.2 Die Hohe der Zuwendung betragt

- bis zu 70 % der nachgewiesenen Ausgaben bei Misch-
kulturen mit mindestens 30 % Laubbaumanteil sowie
Voranbau mit Weifdtanne,

- bis zu 85 % der nachgewiesenen Ausgaben bei Laub-
baumkulturen mit bis zu 20 % Nadelbaumanteil und
bei Naturverjliingungsverfahren.

2.5.3 Unbezahlte, freiwillige Arbeitsleistungen der Zu-
wendungsempfianger und seiner Familienangehorigen
(Eigenleistung) sind férderungsfihig bis zu 80 % der Aus-
gaben, die sich bei Vergabe der Arbeiten an Unternehmer
oder bei Durchfiihrung der vergleichbaren Arbeiten im
Staatswald ergeben wiirden.

2.5.4 Sachleistungen der Zuwendungsempfanger sind
forderungsfahig bis zu 80 % des Marktwertes.

2.5.5 Auf den Ausgabennachweis kann verzichtet werden,
wenn die Lander die Zuwendung als Festbetrag auf Grund-
lage kalkulierter Pauschalen festsetzen.
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3.0 Jungbestandspflege3

3.1 Verwendungszweck

Ziel der Forderung ist die Herstellung einer standortge-
mafien, klimaangepassten Baumartenmischung bzw. die
Sicherung der Stabilitdt und Vitalitit der Bestande.

3.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss
3.2.1 Forderfahig ist eine Mischungs- und Standraumre-
gulierung in jungen Bestinden. Als junge Bestdnde gelten
Bestinde mit einem Durchschnittsalter bis zu 15 Jahren.
Die Lander konnen anstelle des Alters ein anderes ver-
gleichbares Kriterium wéhlen.

3.2.2 Von der Forderung ausgeschlossen sind Maf3nah-
men auf Flachen, die dem Zuwendungsempfinger zum
Zwecke des Naturschutzes unentgeltlich tibertragen wor-
den sind.

3.3 Zuwendungsempfanger
Zuwendungsempfanger konnen Besitzer forstwirtschaftli-
cher Flachen, ausgenommen Bund und Lander, sowie an-
erkannte forstwirtschaftliche Zusammenschliisse entspre-
chend Ziffer A. 1.3 sein.

3.4 Zuwendungsvoraussetzungen

Die Zuwendungsempfanger miissen, sofern es sich nicht
um forstwirtschaftliche Zusammenschliisse im Sinne des
Bundeswaldgesetzes handelt, Eigentiimer der begiinstig-
ten Flachen sein oder eine schriftliche Einverstindniser-
klarung des Eigentiimers vorlegen.

3.5 Artund Héhe der Zuwendungen

3.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewéhrt.

3.5.2 Die Hohe der Zuwendung betrdgt bis zu 50 % der
nachgewiesenen Ausgaben.

3.5.3 Unbezahlte, freiwillige Arbeitsleistungen der Zu-
wendungsempfianger und seiner Familienangehdrigen
(Eigenleistung) sind forderungsfahig bis zu 80 % der Aus-
gaben, die sich bei Vergabe der Arbeiten an Unternehmer
oder bei Durchfiihrung der vergleichbaren Arbeiten im
Staatswald ergeben wiirden.

3.5.4 Aufden Ausgabennachweis kann verzichtet werden,
wenn die Liander die Zuwendung als Festbetrag auf Grund-
lage kalkulierter Pauschalen festsetzen.

3 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.59238 (2020/N) i. V. m Nummer
SA.39954 (2014/N), sowie i. V. m deren Anderung durch Nummer
SA.47138 (2016/N), wurde mit der Entscheidung der Europaischen
Kommission vom 16.12.2020 mit einer Laufzeit bis 31.12.2022 geneh-
migt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich.



5 A. Naturnahe Waldbewirtschaftung
4.0 Bodenschutzkalkung

4.0 Bodenschutzkalkung?

4.1 Verwendungszweck

Ziel der Forderung ist die Erhaltung bzw. Wiederherstel-
lung der Filter-, Puffer- und Speicherfunktionen der Wald-
boéden und damit die Sicherung der Stabilitat des Waldes.
4.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss
4.2.1 Forderfahig ist eine Bodenschutzkalkung, wenn
dadurch eine strukturelle Verbesserung der Bodenstreu,
des Bodens oder des Nahrstoffhaushalts erzielt wird und
damit eine Verbesserung der Widerstandskraft der Be-
stande erwartet werden kann.

4.2.2 Von der Forderung ausgeschlossen sind Mafinah-
men auf Flachen, die dem Zuwendungsempfinger zum
Zwecke des Naturschutzes unentgeltlich libertragen wor-
den sind.

4.3 Zuwendungsempfinger
Zuwendungsempfianger konnen Besitzer forstwirtschaftli-
cher Flachen, ausgenommen Bund und Lander, sowie an-
erkannte forstwirtschaftliche Zusammenschliisse entspre-
chend Ziffer A. 1.3 sein.

4.4 Zuwendungsvoraussetzungen

4.4.1 Voraussetzung fiir die Férderung der Bodenschutz-
kalkung ist, dass eine gutachterliche Stellungnahme die
Zweckmafiigkeit und Unbedenklichkeit der geplanten Kal-

kungsmafinahme bestatigt; gegebenenfalls ist eine Boden-
oder eine Blatt- bzw. Nadelanalyse durchzufiihren.

4.4.2 Die Zuwendungsempfinger miissen, sofern es sich
nicht um forstwirtschaftliche Zusammenschliisse im Sinne
des Bundeswaldgesetzes handelt, Eigentiimer der be-
giinstigten Flachen sein oder eine schriftliche Einver-
standniserklarung des Eigentiimers vorlegen. Bei gemein-
schaftlicher Durchfiihrung der Bodenschutzkalkung kann
das Einverstidndnis der Eigentiimer auch durch eine 6ffent-
liche Bekanntmachung ersetzt werden.

4.5 Artund Hohe der Zuwendungen

4.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewahrt.
4.5.2 Die Hohe der Zuwendung betragt
- bis zu 90 % der nachgewiesenen Ausgaben.

- Abweichend hiervon betragt die Zuwendung bei Wald-
flachen, deren private Besitzer im Kalkungsgebiet nicht
mehr als 30 ha Waldflache besitzen, bis zu 100 %. In
Gemarkungen mit intensiver Gemengelage, insbeson-
dere in Realteilungsgebieten, kénnen auch Waldfla-

4 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.59238 (2020/N) i. V. m Nummer
SA.39954 (2014/N), sowie i. V. m deren Anderung durch Nummer
SA.47138 (2016/N), wurde mit der Entscheidung der Europiischen
Kommission vom 16.12.2020 mit einer Laufzeit bis 31.12.2022 geneh-
migt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich.
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chen, die die Voraussetzungen von vorgenanntem Satz
nicht erfiillen (Kommunen, gréflere private Waldbesit-
zer), im Interesse einer Erleichterung der gemeinsamen
Abwicklung beriicksichtigt werden, soweit deren Anteil
nicht mehr als 20 % der gesamten Waldkalkungsflache
betragt.

4.5.3 Auf den Ausgabennachweis kann verzichtet werden,
wenn die Lander die Zuwendung als Festbetrag auf Grund-
lage kalkulierter Pauschalen festsetzen.

4.6 Sonstige Bestimmungen

4.6.1 Trager einer gemeinschaftlichen Bodenschutzkal-
kung im Kérperschafts- oder Privatwald kénnen sein:

a)

b)

private Waldbesitzer,
kommunale Koérperschaften des 6ffentlichen Rechts,

c) anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschliisse,
wenn sie satzungsgemafs dazu geeignet sind,
d) das Land,

e) Teilnehmergemeinschaften nach dem Flurbereini-
gungsgesetz,

f) Jagdgenossenschaften.

Kosten fiir die Durchfiihrung der Tragerschaft sind nicht
forderfahig.



5 B. Forstwirtschaftl. Infrastruktur
1.0 Forstwirtschaftl. Wegebau

B. Forstwirtschaftliche Infrastruktur

Mafdnahmen

1.0
2.0

Forstwirtschaftlicher Wegebau
Holzkonservierungsanlagen

Begriffsbestimmungen
Bundeswaldgesetz (BWaldG):

Gesetz zur Erhaltung des Waldes und zur Foérderung der
Forstwirtschaft

1.0 Forstwirtschaftlicher Wegebau>

1.1 Verwendungszweck

Ziel ist die Verbesserung der forstwirtschaftlichen Infra-
struktur, um unzureichend erschlossene Waldgebiete fiir
eine nachhaltige Bewirtschaftung, zur Priavention sowie
Bewiltigung von Schadereignissen und fiir die Erholung
suchende Bevolkerung zuganglich zu machen.

1.2 Gegenstand der Férderung/Férderausschluss
1.2.1 Forderfahig sind Neubau forstwirtschaftlicher We-
ge, Befestigung bisher nicht oder nicht ausreichend befes-
tigter forstwirtschaftlicher Wege sowie Grundinstandset-
zung forstwirtschaftlicher Wege aus den unter Ziffer 1.1
genannten Grinden.

1.2.2 Zum Wegebau dazugehorige notwendige Anlagen,
wie Durchlasse, Briicken, Ausweichstellen sowie erforder-
lich werdende Mafinahmen der Landschaftspflege, des
vorbeugenden Hochwasserschutzes und des Naturschut-
zes gelten als Bestandteil der Wegebaumafinahme.

1.2.3 Werden durch eine forstwirtschaftliche Wegebau-
mafinahme andere Baumafdnahmen zwingend notwendig,
so konnen diese im unabwendbar erforderlichen Umfang
ebenfalls gefordert werden (Veranlassungsprinzip). Vor-
teile Dritter aus Folgemafinahmen sind durch Beitrdge
angemessen zu berticksichtigen.

1.2.4 Von der Férderung ausgeschlossen sind:

a) Wege mit tiberdrtlicher Verkehrsbedeutung sowie We-
ge innerhalb vorhandener oder geplanter Siedlungs-
und Industriegebiete, Fuf3-, Rad- und Reitwege,

b) grundsatzlich Wege mit Schwarz- oder Betondecken,

c) Unterhaltung von forstwirtschaftlichen Wegen und der
dazugehorigen notwendigen Anlagen sowie das dazu
benoétigte Material,

5 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.59238 (2020/N) i. V. m Nummer
SA.39954 (2014/N), sowie i. V. m deren Anderung durch Nummer
SA.47138 (2016/N), wurde mit der Entscheidung der Europiischen
Kommission vom 16.12.2020 mit einer Laufzeit bis 31.12.2022 geneh-
migt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich.
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d) Mafdnahmen auf Flachen, die dem Zuwendungsempfan-
ger zum Zwecke des Naturschutzes unentgeltlich iiber-
tragen worden sind.

e) Vorhaben, die zu einer Wegedichte tiber 45 1fd. Meter je
Hektar fithren, diirfen nur in Ausnahmefillen (z. B.
Kleinprivatwald, schwierige Geldndeverhaltnisse) ge-
fordert werden. Das Nahere bestimmen die Lander.

1.3 Zuwendungsempfianger

Zuwendungsempfinger konnen Besitzer forstwirtschaftli-

cher Flachen, ausgenommen Bund und Lander, sowie an-

erkannte forstwirtschaftliche Zusammenschliisse entspre-
chend Ziffer A. 1.3 sein.

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen

1.4.1 Bei der Durchfiihrung der Mafsnahme sind die be-
hérdenverbindlichen Fachplanungen zu berticksichtigen.

1.4.2 Bei Planung und Ausfiihrung der Mafdnahme sind
die anerkannten Regeln des forstlichen Wegebaus, z.B. die
Richtlinien fir den landlichen Wegebau der Deutschen
Vereinigung fiir Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall
e.V. (Arbeitsblatt DWA-A 904) in ihrer jeweils giiltigen
Fassung, zu beachten.

1.4.3 Die Zuwendungsempfanger missen, sofern es sich
nicht um forstwirtschaftliche Zusammenschliisse im Sinne
des Bundeswaldgesetzes handelt, Eigentiimer der be-
gilinstigten Flachen sein oder eine schriftliche Einver-
standniserklarung des Eigentiimers vorlegen.

1.5 Artund Héhe der Zuwendungen

1.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewahrt.

1.5.2 Foérderfahig sind die nachgewiesenen Ausgaben fiir
Bauentwiirfe, Bauausfiihrung und Bauleitung. Dazu geho-
ren auch Zweckforschungen und Erhebungen im unmittel-
baren Zusammenhang mit dem Wegebauprojekt.

1.5.3 Die Hohe der Zuwendung betragt bis zu 70 % der
zuwendungsfahigen Ausgaben. Bei besonders struktur-
oder ertragsschwachen Erschlieffungsgebieten (z.B. Hoch-
gebirge) kann das Land Ausnahmen zulassen; der Zu-
schuss darf dabei 90 % der zuwendungsfahigen Ausgaben
nicht Uibersteigen.

1.5.4 Die Zuwendung fiir Betriebe mit iiber 1.000 ha
Forstbetriebsfliche im jeweiligen Bundesland betrégt
60 % der Zuwendung nach Ziffer 1.5.3.

1.5.5 Unbezahlte, freiwillige Arbeitsleistungen der Zu-
wendungsempfanger und seiner Familienangehorigen
(Eigenleistung) sind foérderungsfahig bis zu 80 % der Aus-
gaben, die sich bei Vergabe der Arbeiten an Unternehmer
oder bei Durchfithrung der vergleichbaren Arbeiten im
Staatswald ergeben wiirden.
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1.5.6 Sachleistungen der Zuwendungsempfinger sind
forderungsfahig bis zu 80 % des Marktwertes.
1.6 Sonstige Bestimmungen

1.6.1 Trager einer gemeinschaftlichen Mafinahme im
Korperschafts- oder Privatwald kénnen sein:

a)

b)

private Waldbesitzer,
kommunale Korperschaften des 6ffentlichen Rechts,

anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschlisse,
wenn sie satzungsgemafd dazu geeignet sind,

c)

d) das Land,

e)

Teilnehmergemeinschaften nach dem Flurbereini-
gungsgesetz,

f) Jagdgenossenschaften.

Kosten fir die Durchfiihrung der Tragerschaft sind nicht
forderfahig.
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2.0 Holzkonservierungsanlagen®

2.1 Verwendungszweck

Zur Vorbeugung von Kalamitdten von Pflanzenschadlingen
sollen Einrichtungen zur Nasslagerung (Wasserlagerung)
und dadurch Konservierung von Holz gefordert werden
konnen. Dies ermdglicht Aufarbeitung und Abtransport
von Rundholz, das ohne Abtransport und Konservierung
zur Vermehrung insbesondere des Borkenkifers fiihren
wiirde. Ziel ist dabei auch die Vermeidung eines flaichende-
ckenden Insektizideinsatzes in den Bestdanden.

2.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss

2.2.1 Forderfahig sind Erstinvestitionen fiir geeignete
Einrichtungen und Anlagen zur Nasslagerung (Wasserla-
gerung) von Holz und der dafiir erforderlichen konservie-
renden Behandlung aus den unter Ziffer 2.1 genannten
Grinden (Holzkonservierungsanlagen). Dies beinhaltet
Investitionen zur Beregnung oder zur Einlagerung des
Holzes in Gewasser zur Schaffung ungiinstiger Bedingun-
gen fiir Pilze und Insekten.

2.2.2 Von der Forderung ausgeschlossen sind:
a) Verarbeitungsinvestitionen,
b) Ausgaben fiir Betrieb und Unterhaltung,

c) Mafdnahmen auf Flachen, die dem Zuwendungsempfan-
ger zum Zwecke des Naturschutzes unentgeltlich iiber-
tragen worden sind.

2.3 Zuwendungsempfianger

Zuwendungsempfanger konnen Besitzer forstwirtschaftli-
cher Flachen, ausgenommen Bund und Lander, sowie an-
erkannte forstwirtschaftliche Zusammenschliisse entspre-
chend Ziffer A.1.3 sein.

2.4 Zuwendungsvoraussetzungen

2.4.1 Die Zuwendungsempfanger miissen, sofern es sich
nicht um forstwirtschaftliche Zusammenschliisse im Sinne
des Bundeswaldgesetzes handelt, Eigentiimer der be-
gilinstigten Flachen sein oder eine schriftliche Einver-
standniserklarung des Eigentiimers vorlegen.

2.4.2 Die Notwendigkeit einer solchen Mafnahme ist
durch eine geeignete wissenschaftliche Einrichtung der
Lander zu belegen.

6 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.59238 (2020/N) i. V. m Nummer
SA.39954 (2014/N), sowie i. V. m deren Anderung durch Nummer
SA.47138 (2016/N), wurde mit der Entscheidung der Europaischen
Kommission vom 16.12.2020 mit einer Laufzeit bis 31.12.2022 geneh-
migt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich.
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2.5 Artund Hoéhe der Zuwendungen

2.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewahrt.

2.5.2 Forderfahig sind die Ausgaben der erstmaligen In-
vestition einschliefllich des Anschlusses, z.B. fur Elektrizi-
tat, sowie das erforderliche technische Gerat.

2.5.3 Die Hohe der Zuwendung betragt bis zu 30 % der
zuwendungsfiahigen Ausgaben.

2.5.4 Eigenleistungen und Sachleistungen konnen bis zu
15 % der anerkannten Bausumme beriicksichtigt werden,
soweit sie anhand priifungsfahiger Unterlagen nachgewie-
sen werden
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C. Forstwirtschaftliche Zusammenschliisse

Mafinahmen
1.0  Projektforderung fiir forstwirtschaftliche Zusam-
menschliisse (FWZ)

Begriffsbestimmungen

Bundeswaldgesetz (BWaldG):

Gesetz zur Erhaltung des Waldes und zur Foérderung der
Forstwirtschaft

Als forstfachlich ausgebildetes Personal gelten grundsatz-
lich Forsttechniker sowie Absolventen der forstwirtschaft-

lichen und der forstwissenschaftlichen Ausbildungsstitten
sowie gleichwertige fachliche Qualifikationen.

Dritte:

Als Dritte gelten Forstdienstleister mit forstfachlich ausge-
bildetem Personal geméafs vorstehender Begriffsdefinition.
Um Dritte handelt es sich nicht, wenn Personal anerkann-
ter FWZ oder ausschliefdlich von anerkannten FWZ getra-
gene Dienstleistungsgesellschaften tatig werden.

1.0 Projektféorderung fiir forstwirtschaftliche
Zusammenschliisse (FWZ)
1.1 Verwendungszweck
Ziel ist die Gewdhrleistung einer flichendeckenden nach-
haltigen Waldbewirtschaftung zur Sicherung aller Wald-
funktionen, insbesondere zur Anpassung der Walder an
den Klimawandel und zum Erhalt und Ausbau des CO2-
Minderungspotentials sowie zur besonderen Beriicksichti-
gung von Anliegen des Biodiversitdts- und Bodenschutzes
durch Selbsthilfeeinrichtungen der Waldbesitzer. Dazu
sollen strukturelle Nachteile, insbesondere aus Kleinfla-
chigkeit und Besitzzersplitterung, durch iiberbetriebliche
Zusammenarbeit im Rahmen forstwirtschaftlicher Zu-
sammenschliisse lberwunden werden. Die Foérderung
dient dazu, ein eigenstindiges und professionelles Tatig-
werden der Zusammenschliisse besonders unter Einbin-
dung des Kleinprivatwaldes zu entwickeln. Dartiber hinaus
sollen die Produktions- und Absatzbedingungen in der
Forstwirtschaft angesichts der Konzentrationsprozesse auf
der Abnehmerseite fortlaufend modernisiert werden.
1.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss
Forderfahig sind folgende Projekte zur Verbesserung der
Waldbewirtschaftung und Uberwindung der Struktur-
hemmnisse. Eine Kombination der verschiedenen Projekte
ist unter Beriicksichtigung des in Nr. 1.2.7 b) genannten
Foérderausschlusses moglich.

1.2.1 Waldpflegevertrag

Entgeltliche vertragliche Ubernahme der Verwaltung von
Mitgliedsflachen zur sachgeméafien und nachhaltigen Be-
wirtschaftung sowie zur Uberwindung der strukturbeding-
ten Bewirtschaftungshemmnisse im Privatwald.
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Gefordert werden die Aufwendungen fiir die Vorbereitung,
den Abschluss, die Organisation, die Erfiillung und die
Verwaltung von Dienstleistungsvertragen einschliefRlich
der betriebsbezogenen Beratung durch forstfachlich aus-
gebildetes Personal mit einem Festbetrag je Hektar Ver-
tragsflache und Jahr.

1.2.2 Mitgliederinformation und -aktivierung

Forderfahig sind die Aufwendungen fiir Mafdnahmen zur
fachlichen Information und Aktivierung der Mitglieder
bzw. der Mitgliederwerbung, z.B. regelmafiige Fachinfor-
mation, Mitgliederaktivierung und Mitgliederwerbung
durch Druckerzeugnisse, iiber digitale Medien oder Infor-
mationsstinde und Informationsveranstaltungen fiir Mit-
glieder sowie fiir interessierte Waldbesitzer.

1.2.3 Zusammenfassung des Holzangebots

Eigenstindige, iiberbetriebliche Zusammenfassung
und/oder Koordinierung des Holzangebotes.

Gefordert werden die Aufwendungen fiir die tiberbetrieb-
liche Holzvermarktung durch Forstbetriebsgemeinschaf-
ten und durch Forstwirtschaftliche Vereinigungen ent-
sprechend der jeweiligen Aufgabenabgrenzung mit je ei-
nem Festbetrag je Festmeter vermarkteter Holzmenge.

1.2.4 Professionalisierung von Zusammenschliissen
Zuschussfahig sind die Aufwendungen fiir forstfachlich
ausgebildetes Personal einschliefdlich Aufwand zur Erstel-
lung eines Geschiftsplans zur Professionalisierung eines
Zusammenschlusses.

1.2.5 Aus- und Fortbildung der Beschaftigten und Organ-
Mitglieder

Gefordert werden die Aufwendungen fiir die Teilnahme
von Beschiftigten und Organ-Mitgliedern an Informations-
veranstaltungen und Fortbildungsprogrammen, die zu
einer besseren Aufgabenerledigung in ihrer Funktion als
FWZ und dessen Zielen der Gewahrleistung einer flichen-
deckenden nachhaltigen Waldbewirtschaftung zur Siche-
rung aller Waldfunktionen und einer besseren Anpassung
an die Folgen des Klimawandels beitragen kdnnen.

Forderfahig sind:
a) Kosten fiir Organisation und Durchfithrung der Infor-
mationsveranstaltung bzw. des Fortbildungspro-
gramms; diese Kosten diirfen keine Direktzahlungen
an die Zuwendungsempfanger umfassen. Die Beihilfe
muss dem Anbieter der Informationsveranstaltung
bzw. des Fortbildungsprogramms gewéhrt werden;

b) Kosten fiir Reise und Aufenthalt sowie Tagegelder fiir
die Teilnehmer.

1.2.6 Projektmanagement

Forderfahig sind die Aufwendungen fiir Organisation und
Koordination von zeitlich befristeten Projekten zur Struk-
turverbesserung, die dem Ziel der Gewdahrleistung einer
flaichendeckenden nachhaltigen Waldbewirtschaftung zur
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Sicherung aller Waldfunktionen und einer besseren An-
passung an die Folgen des Klimawandels dienen. Hierbei
handelt es sich um Projekte, die innerhalb eines definier-
ten Projektgebiets und einer festgelegten Laufzeit darauf
ausgelegt sind,

- einen konkreten Strukturmangel bzw. mehrere konkre-
te Strukturméingel zu iiberwinden (z.B. Kldrung von
Grundstiicksgrenzen),

- die Bewirtschaftung der angeschlossenen Wald-flachen
zu verbessern (z.B. praventiver Waldschutz durch Ein-
fiihrung eines Borkenkafermonitorings) oder

- einem besonderen o6ffentlichen Interesse im Aufgaben-
spektrum des anerkannten Zusammenschlusses in
konkreter Weise zu dienen (z.B. Erstellung von Nut-
zungskonzepten fiir Waldflaichen mit besonderer
Schutz- oder Erholungsfunktion).

Die Projekte sind auf drei Jahre zu befristen. Die Lander
kénnen im besonders begriindeten Einzelfall Ausnahmen
bis zu einer Laufzeit von hochstens fiinf Jahren genehmi-
gen.

1.2.7 Von der Férderung ausgeschlossen sind:

a) die Aufgabenerfiillung durch Dritte einschliefdlich o6f-
fentlicher Verwaltungen oder Betreuungsorganisatio-
nen;

b) fiir Mafdnahmen der Professionalisierung (Ziffer 1.2.4):
Zusammenschliisse, die bislang Foérderung von Ge-
schaftsfiihrung, Waldpflegevertragen oder Zusammen-
fassung des Holzangebots (Holzmobilisierung) erhalten
haben, es sei denn es handelt sich um eine Neugriin-
dung, wesentliche Erweiterung oder Fusion. Als we-
sentliche Erweiterung gilt die Zunahme der Mitglieder-
zahl des anerkannten forstwirtschaftlichen Zusammen-
schlusses um mindestens 30% bei gleichzeitiger Einhal-
tung der in den Landern entsprechend Nr. 1.4.3 a) fest-
gelegten Effizienzkriterien.

c) Bodenordnung und Gestaltung des ldndlichen Raumes

in Verfahren nach dem FlurbG und dem LwAnpG sowie

freiwilliger Nutzungstausch

1.3 Zuwendungsempfinger

1.3.1 Zuwendungsempfianger kénnen anerkannte forst-

wirtschaftliche Zusammenschliisse im Sinne des Bun-

deswaldgesetzes sein. Hierbei konnen auch mehrere FWZ
gemeinschaftlich als Antragssteller / Zuwendungsempfan-
ger auftreten.

1.3.2 Zuwendungsempfanger fiir Aufwendungen nach
Nummer 1.2.5 a) (Organisation und Durchfiihrung der
Aus- und Fortbildung) sind die Anbieter der Informations-
veranstaltung bzw. des Fortbildungsprogramms. Die An-
bieter miissen iiber geeignete Kapazititen in Form von
qualifiziertem Personal und regelméfiigen Schulungen zur
Durchfithrung dieser Aufgaben verfiigen.

103

Endbegiinstigte der Beihilfe nach Nummer 1.2.5 a) sind die
Zuwendungsempfianger nach Nummer 1.3.1.
1.4 Zuwendungsvoraussetzungen

1.4.1 Voraussetzungen fiir die Férderung eines Waldpfle-
gevertrages (Ziffer 1.2.1):

a) Die Anstellung von forstfachlich ausgebildetem Perso-
nal oder abweichend von Nr. 1.2.7 a) die Ausfithrung
durch Dritte.

b) Je Mitglied ist nur ein Vertrag férderfahig. Eine Forde-

rung wird nur gewahrt, wenn der Waldpflegevertrag im

Kalenderjahr besteht und zumindest Mafdnahmen der

Verkehrssicherungspflicht sowie des Waldschutzes im

Rahmen der ordnungsgemafien Forstwirtschaft enthalt.

Die Ubertragung der Aufgaben muss in schriftlicher

Form mit Vertrag erfolgen. Weitere Einzelheiten regeln

die Lander.

1.4.2 Voraussetzungen fiir die Férderung von Mitglieder-
information und -aktivierung (Ziffer 1.2.2):

Forderfahig sind ausschliefflich ordentliche Mitglieder,
deren Mitgliedschaft zu einem festgelegten Stichtag im Ka-
lenderjahr  besteht. Die  Liander legen  Min-
destanforderungen z.B. hinsichtlich Auflage, Umfang, In-
halt und Gestaltung der Medien fest.

1.4.3 Voraussetzungen fiir die Férderung einer Zusam-
menfassung des Holzangebots (Ziffer 1.2.3):

a) Effizienzkriterien: Die Lander legen als Fordervoraus-
setzung eine Mindestvermarktungsmenge je Hektar
Mitgliedsflache und Jahr fest. Sie kdnnen zusatzliche Ef-
fizienzkriterien zu Grunde legen, z. B. Ausschépfung des
Zuwachses. In begriindeten Einzelféllen, insbesondere,
wenn am deutschen Holzmarkt der Erzeugerpreis fiir
Rohholz im Mittel der vergangenen drei Monate um
mindestens 30 Prozentpunkte unter dem Mittel des Er-
zeugerpreises fiir Rohholz der vergangenen 5 Jahre
liegt, konnen die Effizienzkriterien ausgesetzt oder an-
gepasst werden.

b) Die Anstellung von forstfachlich ausgebildetem Perso-
nal.
c) Forderfiahig ist ausschliefflich die Holzmenge, die fiir

die Mitglieder des forstwirtschaftlichen Zusam-
menschlusses vermarktet wird. Der jeweilige Forder-
satz fiir die iiberbetriebliche Zusammenfassung bzw.
fir die Koordinierung des Holzabsatzes kann fiir die
jeweilige Holzmenge durch Forstbetriebsgemeinschaf-
ten bzw. Forstwirtschaftliche Vereinigungen nur einmal
beantragt werden. Nicht in Festmeter (fm) verkaufte
Hoélzer werden in fm umgerechnet. Fiir nach Raumme-
ter vermarktetes Holz (rm) gilt der Faktor 0,7, fiir
Waldhackgut (srm) der Faktor 0,4 und fiir nach Ge-
wicht vermarktetes Holz der Faktor 1,5 je t (atro). Wei-
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tere Sortimente, z.B. Stangen, werden nicht mitge-
rechnet.

1.4.4 Voraussetzungen fiir die Forderung der Professio-
nalisierung von Zusammenschliissen (Ziffer 1.2.4):

a) Forderfahig sind nur Zusammenschliisse, die bislang
die Voraussetzungen fiir eine eigenstindige Nutzung
und Vermarktung forstwirtschaftlicher Erzeugnisse
und/oder der Ubernahme der Bewirtschaftung der
Mitgliedsflachen nicht erfiillen.

b) Die Anstellung von forstfachlich ausgebildetem Perso-

nal.

Ein Geschiftsplan, der erkennen lasst, dass der forst-
wirtschaftliche Zusammenschluss dauerhafte Existenz-
fahigkeit erreicht oder innerhalb des geforderten Zeit-
raums erreichen wird. Gutachtliche Beurteilungskrite-
rien sind dabei Mindestflache in Abhingigkeit vom Er-
tragsniveau, Baumarten- und Altersklassenausstattung,
Nutzungspotential und Nutzungsgrad, Eigentii-
merstruktur und Organisationsgrad.

1.4.5 Voraussetzungen fiir die Forderung des Projekt-
managements (Ziffer 1.2.6):

a) In der Regel muss der FWZ forstfachlich ausgebildetes
Personal beschéftigen; sollte fiir die Durchfiihrung des
Projektes kein eigenes forstfachlich ausgebildetes Per-
sonal erforderlich sein (z.B. Kldrung von Grundstiicks-
grenzen), kann die bewilligende Behdérde Ausnahmen
zulassen. In diesem Fall kdnnen auch FWZ gefordert
werden, die kein forstfachlich ausgebildetes Personal
beschéaftigen. Stammpersonal der FWZ kann nicht ge-
fordert werden.

b) Die Zuwendungsfahigkeit der Projekte wird jeweils

durch die zustdandige Stelle oder Landesbehorde festge-

stellt. Grundlage dafiir ist in jedem Fall ein von dem

FWZ mit dem Antrag vorzulegendes Konzept. Das fiir

Forsten zustindige Ministerium kann auch Standard-

Projekte (Anwendungsfélle) definieren.

Die jahrliche Zuwendung fiir ein strukturverbesserndes
Projekt darf den Betrag von 100.000 Euro nicht tiber-
steigen. Fiir die Gesamtlaufzeit darf der Betrag von
200.000 Euro nicht iiberschritten werden.

1.5 Artund Héhe der Zuwendungen

1.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewdahrt.
Die Forderung von Waldpflegevertrag, Mitgliederinforma-
tion und -aktivierung sowie Zusammenfassung des Holz-
angebots erfolgt als Festbetragsfinanzierung. Die Forde-
rung der Professionalisierung, Aus- und Fortbildung der
Beschiftigten und Organ-Mitglieder sowie des Projektma-
nagements erfolgt als Anteilfinanzierung.
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1.5.2 Die Hohe der Zuwendung fiir Waldpflegevertrage
(Ziffer 1.2.1) betragt

- bis zu 130 Euro/Vertrag/Jahr fiir Vertrage bis zu 2 ha,

- fiir Vertrage iiber 2 ha bis 200 ha ein degressiv fallen-
der Fordersatz von hochstens 65 Euro/ha auf bis zu
8 Euro/ha.

Fir Vertrage iiber 200 ha Waldbewirtschaftungsflache
wird keine Férderung gewéhrt.

1.5.3 Die Hohe der Zuwendung fiir Mitgliederinformation
und -aktivierung (Ziffer 1.2.2) betragt fiir Neumitglieder
im ersten Jahr bis zu 100 Euro, fiir die anderen Mitglieder
bis zu 20 Euro je ordentlichem Mitglied und Jahr. Dabei
werden die Aufwendungen mit mafnahmenbezogenen
Pauschalsitzen je Mitglied und Jahr geférdert. Die Lander
kalkulieren die Fordersitze entsprechend den jeweiligen
Vorgaben und den regional tiblichen Aufwendungen.

1.5.4 Die Hohe der Zuwendung fiir die Zusammenfassung
des Holzangebots (Ziffer 1.2.3) betragt bis zu 2 Euro je fm.
Die Lander legen die Fordersatze entsprechend den jewei-
ligen Strukturen fest. Erfolgt durch eine Forstwirtschaftli-
che Vereinigung lediglich eine Koordinierung des Holzab-
satzes (Rahmenvertrage), betragt der Zuschuss bis zu
0,20 Euro je fm.

1.5.5 Die Hohe der Zuwendung fiir die Professionalisie-
rung (Ziffer 1.2.4) betrdgt im ersten Jahr bis zu 90 % der
nachgewiesenen zuwendungsfahigen Ausgaben. Die Beihil-
feintensitat wird jedes Jahr um mindestens 10 %-Punkte
reduziert. Ab dem 6. Jahr wird kein Zuschuss mehr fiir die
Professionalisierung gezahlt.

1.5.6 Die Hohe der Zuwendung fiir die Aus- und Fortbil-
dung der Beschiftigten und Organ-Mitglieder (Ziffer 1.2.5)
betragt bis zu 60 % der zuwendungsfahigen Ausgaben.

1.5.7 Die Hohe der Zuwendung fiir Projektmanagement
(Ziffer 1.2.6) betragt bis zu 60% der zuwendungsfahigen
Ausgaben.

1.5.8 Die Forderung von Waldpflegevertrag, Mitgliederin-
formation und -aktivierung sowie Zusammenfassung des
Holzangebots (bzw. bis 2013 Mobilisierungspramie fiir
Holz) kann fiir einen Zeitraum von jeweils bis zu 10 Jahren,
die Forderung der Professionalisierung kann fiir einen
Zeitraum von bis zu 5 Jahren in Anspruch genommen wer-
den.

Abweichend hiervon kann die Férderung der Zusammen-
fassung des Holzangebots fiir forstwirtschaftliche Zusam-
menschlisse, bei denen mindestens 50 % der Waldbesit-
zer bzw. der Waldbesitzer der angeschlossenen forstwirt-
schaftlichen Zusammenschliisse unter 20 Hektar Waldfla-
che besitzen, fiir weitere 10 Jahre in Anspruch genommen
werden.



5 C. Forstwirtschaftl. Zusammenschlisse
1.0 Projektforderung

1.6 Sonstige Bestimmungen

1.6.1 Die Forderung erfolgt unter Beachtung der Verord-

nung (EU) Nr. 1407/20137 tiber ,De-minimis“-Beihilfen;
der Gesamtwert der einem Unternehmen gewahrten ,De-
minimis“-Beihilfen darf 200.000 Euro bezogen auf einen
Zeitraum von drei Jahren nicht iibersteigen. Zusammen-
schliisse, die sich zur Umgehung des Schwellenwerts auf-
spalten, sind nicht férderfahig.

1.6.2 Bis Ende 2013 erstmals bewilligte Férderungen von
Geschaftsfiihrung und Kombimodell kénnen bis zum Ende
des 10-jahrigen Forderzeitraums nach den damaligen
Konditionen fortgesetzt werden, wobei die aktuellen bei-
hilferechtlichen Regelungen nach Nr. 1.6.1 anzuwenden
sind. Nr. 1.5.8 Satz 2 gilt analog.

7 Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18.12.2013 iiber
die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags liber die Arbeits-
weise der Europdischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABI. L 352 vom
24.12.2013,S.1).
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5 D. Erstaufforstung
1.0 Neuanlage von Wald

D. Erstaufforstung

Mafdnahmen

1.0  Neuanlage von Wald

Begriffsbestimmungen

Bundeswaldgesetz (BWaldG):

Gesetz zur Erhaltung des Waldes und zur Forderung der
Forstwirtschaft.

1.0 Neuanlage von Wald8

1.1 Verwendungszweck

Ziel der Forderung ist die Waldmehrung durch Aufforstung
aus der landwirtschaftlichen Nutzung ausscheidender oder
brachliegender Flachen unter Beriicksichtigung der Belan-
ge des Naturschutzes und der Landschaftspflege.

1.2 Gegenstand der Forderung/Férderausschluss

Forderfahig ist die Neuanlage von Wald auf bisher nicht
forstwirtschaftlich genutzten Flachen.

1.2.1 Forderfdhig sind Saat und Pflanzung jeweils ein-
schliefdlich Kulturvorbereitung, Waldrandgestaltung und
Sicherung der Kultur wihrend der ersten 5 Jahre. Hierun-
ter fallen auch Erhebungen, wie z.B. Standortgutachten, die
der Vorbereitung der Mafdnahme dienen.

1.2.2 Forderfahig sind Nachbesserungen, wenn bei den
geforderten Kulturen aufgrund natiirlicher Ereignisse (z.B.
Frost, Trockenheit, Uberschwemmung, nicht jedoch Wild-
verbiss) Ausfille in Héhe von mehr als 30 % der Pflanzen-
zahl oder 1 ha zusammenhdngende Flache aufgetreten
sind und der Waldbesitzer den Ausfall nicht zu vertreten
hat. Nachbesserungen sollen grundsatzlich dem geforder-
ten Kulturtyp entsprechen.

1.2.3 Von der Forderung ausgeschlossen sind:

a) Weihnachtsbaum- und Schmuckreisigkulturen, Kurz-
umtriebsflichen mit einer Umtriebszeit bis 20 Jahre
sowie die Anpflanzung von schnellwachsenden Béu-
men,

b) Erstaufforstungen, die zu einer Beseitigung, Beschadi-

gung oder erheblichen Beeintriachtigung von Natur-

schutzgebieten i. S. § 23, Nationalparken i. S. § 24, ge-
setzlich geschiitzten Biotopen i. S. § 30 sowie Natura

8 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.59238 (2020/N) i. V .m Nummer
SA.39954 (2014/N), sowie i. V. m deren Anderung durch Nummer
SA.47138 (2016/N), wurde mit der Entscheidung der Europaischen
Kommission vom 16.12.2020 mit einer Laufzeit bis 31.12.2022 geneh-
migt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich.
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2000 Gebieten i. S. § 32 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchQ) fiihren,

Aufforstungen von landschaftspragenden Wiesentélern,
d) Ersatzaufforstungen fiir Waldumwandlungen sowie
Aufforstungen, die Ausgleichs- oder Ersatzmaffnahmen
fir Eingriffe in Natur und Landschaft i. S. § 14
BNatSchG darstellen,

e) Mafdnahmen auf Flachen, die dem Zuwendungsempfan-
ger zum Zwecke des Naturschutzes unentgeltlich iiber-
tragen worden sind.

1.3 Zuwendungsempfinger
Zuwendungsempfianger konnen nattrliche Personen, juris-
tische Personen des Privat- und offentlichen Rechts als
Besitzer nicht forstwirtschaftlich genutzter Flachen sowie
anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschliisse und

denen gleichgestellte Zusammenschliisse im Sinne des
BWaldG in der jeweils geltenden Fassung sein.

Als Zuwendungsempfanger ausgeschlossen sind Bund und
Lander sowie juristische Personen, deren Kapitalvermogen
sich zu mindestens 25 % in den Handen dieser Institutio-
nen befindet. Maffnahmen auf Grundstiicken im Eigentum
der in vorgenanntem Satz aufgefiihrten Personen sind
nicht forderfahig.

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen

1.4.1 Die Aufforstung ist nur bei Verwendung standortge-
rechter Baumarten forderungsfahig. Dabei ist ein hinrei-
chender Anteil standortheimischer Baumarten einzuhal-
ten.

1.4.2 Zuwendungen dirfen nur bewilligt werden bei
Verwendung von herkunftsgesichertem sowie fiir den
Standort geeignetem Vermehrungsgut.

1.4.3 Reine Nadelbaumkulturen sowie Mischkulturen mit
weniger als 30 % Laubbaumanteil sind nur in Fillen feh-
lender standoértlicher Wuchsbedingungen fiir Laub-
baumanteile forderfahig.

1.4.4 Die Zuwendungsempfinger miissen, sofern es sich
nicht um forstwirtschaftliche Zusammenschliisse im Sinne
des Bundeswaldgesetzes handelt, Eigentimer der be-
giinstigten Flachen sein oder eine schriftliche Einver-
stdndniserklarung des Eigentiimers vorlegen.

1.5 Andere Verpflichtungen

Die Forderung erfolgt unter der Verpflichtung, dass die
aufgeforsteten Flachen ordnungsgemafi gepflegt werden.



5 D. Erstaufforstung
1.0 Neuanlage von Wald

1.6 Artund Hohe der Zuwendungen
1.6.1 Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewahrt.

1.6.2 Die Hohe der Zuwendung betragt bis zu 100 % der
nachgewiesenen Ausgaben.

1.6.3 Unbezahlte, freiwillige Arbeitsleistungen der Zu-
wendungsempfinger und seiner Familienangehorigen
(Eigenleistung) sind férderungsfahig bis zu 80 % der Aus-
gaben, die sich bei Vergabe der Arbeiten an Unternehmer
oder bei Durchfiihrung der vergleichbaren Arbeiten im
Staatswald ergeben wiirden.

1.6.4 Sachleistungen der Zuwendungsempfinger sind
forderungsfahig bis zu 80 % des Marktwertes.

1.6.5 Auf den Ausgabennachweis kann verzichtet werden,
wenn die Lander die Zuwendung als Festbetrag auf Grund-
lage kalkulierter Pauschalen festsetzen.
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E. Vertragsnaturschutz im Wald

Mafdnahmen

1.0 Vertragsnaturschutz im Wald

1.1 Zuwendungszweck

Schutz, Erhaltung, und Wiederherstellung von Lebensrau-
men und Lebensstitten wildlebender Tier- und Pflanzen-
arten im Wald sowie Verbesserung der lebensraumtypi-
schen biologischen Vielfalt der Wald6kosysteme.

1.2 Gegenstand der Féorderung/Forderausschluss

1.2.1 Forderfahig ist die Bewirtschaftung, die Pflege oder
der Nutzungsverzicht auf forstwirtschaftlich genutzten
sowie nutzbaren Flachen nach naturschutzfachlichen Vor-
gaben.

1.2.2 Nicht forderfahig sind:

a) Planungsarbeiten, die gesetzlich vorgeschrieben sind,

b) Leistungen der 6ffentlichen Verwaltung,

c) Kaufvon Tieren,

d) Kaufvon Maschinen und Geréten,

e) Mafinahmen, die Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen
fir Eingriffe in Natur und Landschaft i. S. d. § 14 Bun-

desnaturschutzgesetz darstellen,

Ausgleichs- und Ersatzmafinahmen fiir Waldumwand-
lungen aufgrund der Landeswaldgesetze,

Mafdnahmen auf Flachen, auf denen die Bewirtschaf-
tung aufgrund rechtlicher Vorschriften dauerhaft un-
tersagt ist, z.B. Kernzonen von Nationalparken oder Bi-
osphérenreservaten,

g)

h) Mafinahmen auf Flachen, die dem Zuwendungsempfa-
ger zum Zwecke des Naturschutzes unentgeltlich iiber-
tragen worden sind,

i) Mafinahmen nach den Buchstaben A bis D des Forder-
bereichs 5 des GAK-Rahmenplans,

Mafdnahmen, die bereits durch andere Forderpro-
gramme gefordert werden,

k) Mafinahmen, die nach Bundeswaldgesetz (BWaldG)
oder Landeswaldgesetzen zu den gesetzlichen Pflichten
des Waldeigentiimers gehoren.
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1.3 Zuwendungsempfinger

a) Inhaber von Forstbetrieben und ihre Zusammenschliis-
se, ausgenommen Bund und Lander sowie juristische
Personen, deren Kapitalvermdgen sich zu mindestens
25 % in den Handen dieser Institutionen befindet,

b) Gemeinden, Gemeindeverbdnde und gemeinniitzige
juristische Personen.

Die Zuwendungsempfianger miissen, sofern es sich nicht
um forstwirtschaftliche Zusammenschliisse im Sinne des
Bundeswaldgesetzes handelt, Eigentiimer der begiinstig-
ten Flachen sein oder eine schriftliche Einverstindniser-
klarung des Eigentiimers vorlegen.

1.4 Artund Héhe der Zuwendungen
1.4.1 Zuwendungen werden als Zuschuss gewahrt.
1.4.2 Hohe der Zuwendungen

Die Hohe der Zuwendung nach Nummer 1.2.1 bestimmt
sich nach den durch die naturschutzfachlichen Auflagen
der Maf3nahme (einschliefilich des Nutzungsverzichtes) zu
erwartenden Einkommensverlusten und zusatzlichen Kos-
ten im Vergleich zur bisherigen Bewirtschaftung oder den
Kosten der Beibehaltung der Bewirtschaftung gemaf3
Nummer 1.2.1.

1.5 Zuwendungsvoraussetzungen

Die Forstbewirtschaftung und Pflege erfolgt nach natur-
schutzfachlichen Vorgaben, gleiches gilt fiir den Nutzungs-
verzicht auf Waldflachen. Die Vorgaben erfolgen auf
Grundlage eines fachlichen Konzepts, das oder einer Fach-
planung, die einvernehmlich zwischen Forst- und Natur-
schutzbehorde festgelegt wird.

1.6 Sonstige Bestimmungen

1.6.1. Die naturschutzfachlichen Konzepte oder Fachpla-
nungen miissen mindestens folgende Elemente enthalten:
a) Abgrenzung und Kurzbeschreibung der in die Planung
einbezogenen Waldflachen und Mafdnahmen,

b) Kurzbeschreibung des naturschutzfachlichen Zustands,

c) Auflistung der naturschutzfachlichen Entwicklungsziele
und Benennung geeigneter Indikatoren fiir die Zieler-
reichung,

d) Beschreibung der naturschutzfachlichen Vorgaben und
etwaiger Kombinationsmaoglichkeiten.

1.6.2 Bagatellgrenze

Die Lander kénnen eine Bagatellgrenze festlegen.



5 F. Extremwetterfolgen im Wald
1.0 Schonende Raumung Kalamitatsflachen

F. Férderung von MaRnahmen zur Bewaltigung der durch Extremwetterereignisse verursachten Folgen im Wald

Mafdnahmen

1.0 Mafinahmen zur bestandes- und bodenschonenden

Raumung von Kalamitétsflachen

2.0 Waldschutzmafdnahmen

3.0 Wiederaufforstung

1.0 Mafdinahmen zur bestandes- und boden-
schonenden Raumung von Kalamititsfla-
chen?®

1.1 Zuwendungszweck

Ziel der Forderung ist die Bewdltigung der durch Extrem-
wetterereignisse verursachten Folgen im Wald. Dies sind
Waldschutzmafinahmen sowie Mafdnahmen zur Sicherung
oder Wiederherstellung von Waldékosystemen.

1.2 Gegenstand der Forderung/Férderausschluss
1.2.1 Forderfahig sind Mafinahmen zur bestandes- und
bodenschonenden Raumung von Kalamitatsflichen, ein-
schliefdlich der Entnahme von Kalamitdtsholzern zur Be-
seitigung von resultierenden Gefahren. Geférdert werden
kénnen

- Ausgaben fiir die forstfachliche Vorbereitung, Leitung
und Koordinierung der Mafdnahmen,

- Ausgaben fiir den Einsatz von Unternehmern sowie

- Eigenleistungen der Zuwendungsempfanger.

1.2.2 Nicht forderfahig sind

a)

b)

Mafinahmen des reguldren Holzeinschlags,
der Kauf von Maschinen und Geraten,

Mafdnahmen auf Flichen, auf denen die Bewirtschaf-
tung aufgrund rechtlicher Vorschriften dauerhaft un-
tersagt ist, z. B. Kernzonen von Nationalparken oder
Biosphérenreservaten,

c)

9 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.56482 (2020/N) wurde mit Ent-
scheidung der Europdischen Kommission vom 29.06.2020 mit einer
Laufzeit bis 31.12.2023 genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind
verbindlich.
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d) Mafdnahmen auf Flachen, die dem Zuwendungsempfan-
ger zum Zwecke des Naturschutzes unentgeltlich iiber-
tragen worden sind,

e) Kommunale Pflichtaufgaben,

f) Beratungsleistungen im Rahmen der Foérdermittelan-
tragstellung, die durch offentliche Verwaltungen er-
bracht werden.

1.3 Zuwendungsempfinger

1.3.1 Zuwendungsempfianger kénnen natiirliche Perso-
nen, juristische Personen des Privat- und offentlichen
Rechts als Besitzer von forstwirtschaftlichen Flachen so-
wie anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschlisse
und denen gleichgestellte Zusammenschliisse im Sinne des
Bundeswaldgesetzes in der jeweils geltenden Fassung sein.

1.3.2 Als Zuwendungsempfianger ausgeschlossen sind
Bund und Lénder sowie juristische Personen, deren Kapi-
talvermdgen sich zu mindestens 25 % in den Handen die-
ser Institutionen befindet. Mafinahmen auf Grundstiicken
im Eigentum der in vorgenanntem Satz aufgefiihrten Per-
sonen sind nicht forderfahig.

1.4 Artund Héhe der Zuwendungen
1.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewahrt.

1.4.2 Die Hohe der Zuwendung betrédgt fiir Mafdnahmen
nach Nr. 1.2.1 bis zu 80 % der nachgewiesenen Ausgaben.

1.4.3 Unbezahlte, freiwillige Arbeitsleistungen der Zu-
wendungsempfianger und seiner Familienangehoérigen
(Eigenleistung) sind férderungsfahig bis zu 80 % der Aus-
gaben, die sich bei Vergabe der Arbeiten an Unternehmer
oder bei Durchfilhrung der vergleichbaren Arbeiten im
Staatswald ergeben wiirden.

1.4.4 Sachleistungen der Zuwendungsempfinger sind
forderungsfahig bis zu 80 % des Marktwertes.

1.4.5 Auf den Ausgabennachweis kann verzichtet werden,
wenn die Lander die Zuwendung als Festbetrag auf Grund-
lage kalkulierter Pauschalen festsetzen.

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen

Die Zuwendungsempfanger miissen sofern es sich nicht
um forstwirtschaftliche Zusammenschliisse im Sinne des
Bundeswaldgesetzes handelt Eigentiimer der begiinstigten

Fliachen sein oder eine schriftliche Einverstindniserkla-
rung des Eigentiimers vorlegen.
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2.0 Waldschutzmafdnahmen

1.5 Sonstige Bestimmungen

1.6.1 Die Mafdnahmen miissen unmittelbar in Zusam-
menhang stehen mit der Bewaltigung der durch Extrem-
wetterereignisse bedingten Schaden und Folgeschaden
(z. B. Borkenkafer) sowie der Wiederherstellung standort-
gerechter und klimaangepasster Waldbestinde auf den
geschadigten Flachen dienen.

1.6.2 Bei der Raumung sollen aus Griinden des Schutzes
der biologischen Vielfalt geringe Mengen an Totholz im
Wald verbleiben, sofern Grinde des Waldschutzes (z. B.
Borkenkafer, Waldbrand) und der Verkehrs- und Arbeits-
sicherheit dem nicht entgegenstehen.
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2.0 Waldschutzmafnahmen10

2.1 Zuwendungszweck

Ziel der Forderung ist die Bewéltigung der durch Extrem-
wetterereignisse verursachten Folgen im Wald. Dies sind
Waldschutzmafinahmen sowie Mafdnahmen zur Sicherung
oder Wiederherstellung von Walddékosystemen.

2.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss

2.2.1 Forderfahig sind

a) die Uberwachung, Vorbeugung und Bekidmpfung von
Schadorganismen mit Lockstoffen und anderen Maf3-
nahmen des integrierten Pflanzenschutzes. Gefordert
werden kénnen

- Ausgaben fiir den Kauf von geeigneten Sachmitteln
(z.B. Lockstoffe, Fallen und andere Materialien),

- Ausgaben fiir den Einsatz von qualifizierten Unter-
nehmern sowie

- Eigenleistungen der Zuwendungsempfanger, soweit
diese Uber die hierzu notwendigen Kenntnisse ver-
fligen.

b) die Bekdmpfung von Schadorganismen durch Auffinden
und Aufarbeitung von befallenem oder unmittelbar be-
fallsgefahrdetem Holz (z.B. Sanitdarhiebe, Entrinden,
Rinde entsorgen, Riicken und Transport von Holz) oder
sonstige Mafdnahmen, die die Bruttauglichkeit von Holz,
Restholz, Reisig soweit herabsetzen, dass Gefahrdun-
gen von diesem Material nicht mehr ausgehen oder gar
nicht erst entstehen. Geférdert werden kénnen

- Ausgaben fiir den Kauf von geeigneten Sachmitteln
(z.B. Polterschutznetze oder anderen fiir diese Zwe-
cke zugelassenen Materialien),

- Ausgaben fiir den Einsatz von qualifizierten Unter-
nehmern sowie

- Eigenleistungen der Zuwendungsempfianger, soweit
diese tiber die hierzu notwendigen Kenntnisse ver-
fligen.

die Anlage von Holzlagerplatzen (Nass- und Trockenla-
ger) zur Lagerung der Kalamitdtshoélzer. Gefordert
werden kénnen

10 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.56482 (2020/N) wurde mit Ent-
scheidung der Europdischen Kommission vom 29.06.2020 mit einer
Laufzeit bis 31.12.2023 genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind
verbindlich.
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- Ausgaben fiir die Miete bzw. Pacht von geeigneten
Flachen,

- die Errichtung der Lagerplatze einschliefilich einer
Zufahrt (Ausgaben fiir Unternehmer sowie Eigen-
leistungen der Zuwendungsempfanger),

- Ausgaben fiir den Kauf von geeigneten Sachmitteln,

- die Unterhaltung und der Betrieb der Lagerplatze
fiir hochstens fiinf Jahre (neben Miete bzw. Pacht,
Ausgaben fiir Unternehmer sowie Eigenleistungen
der Zuwendungsempfanger).

d) die Wiederherstellung von infolge von Starkregener-
eignissen beschidigten Waldwegen und der dazugeho-
rigen notwendigen Anlagen (z.B. Durchlisse, Aus-
weichstellen). Gefordert werden konnen

- Ausgaben fiir den Kauf des dazu benétigten Bauma-
terials,

- Ausgaben fiir Bauentwiirfe, Bauausfiihrung und
Bauleitung durch Unternehmer sowie

- Eigenleistungen der Zuwendungsempfanger.

Mafdnahmen zur Pravention und Bekdmpfung von
Waldbranden. Gefordert werden kénnen

- Ausgaben fiir den Kauf von geeigneten Sachmitteln,

- die Anlage von Waldbrandschutzstreifen mit stand-
ortgerechten feuerhemmenden Baumarten (Ausga-
ben fiir Unternehmer sowie Eigenleistungen der
Zuwendungsempfanger),

- Vorbereitung, Errichtung und Unterhaltung von
Wundstreifen und Brandschutzschneisen (Ausgaben
fir Unternehmer sowie Eigenleistungen der Zu-
wendungsempfinger),

- Anlage und Erweiterung von Feuerloschteichen und
Loschwasserentnahmestellen
(Ausgaben fiir Unternehmer sowie Eigenleistungen
der Zuwendungsempfanger).

Forderfahig sind auch Ausgaben fiir die forstfachliche Vor-
bereitung, Leitung und Koordinierung der Maf3nahmen

2.2.2 Nicht forderfahig sind

a) Mafdnahmen des reguldren Holzeinschlags,

b) der Kauf von Maschinen und Gerdten (ausgenommen
fir Gerate, die bei Mafnahmen nach Ziffer 2.2.1 c fur
den ordnungsgemaéafien Betrieb der jeweiligen Anlagen
erforderlich sind),

c) Mafdnahmen auf Fliachen, auf denen die Bewirtschaf-
tung aufgrund rechtlicher Vorschriften dauerhaft un-
tersagt ist, z. B. Kernzonen von Nationalparken oder
Biospharenreservaten; hiervon ausgenommen sind
Mafinahmen nach Ziffer 2.2.1 e) Anstrich 3 (Wundstrei-
fen und Brandschutzschneisen) sowie Anstrich 4 (Feu-
erloschteiche und Loschwasserentnahmestellen),

d) Mafdnahmen auf Flachen, die dem Zuwendungsempfan-
ger zum Zwecke des Naturschutzes unentgeltlich iiber-
tragen worden sind; hiervon ausgenommen sind Maf3-
nahmen nach Ziffer 2.2.1 e) Anstrich 3 (Wundstreifen
und Brandschutzschneisen) sowie Anstrich 4 (Feuer-
l6schteiche und Loschwasserentnahmestellen),

e) Kommunale Pflichtaufgaben,

Beratungsleistungen im Rahmen der Foérdermittelan-

tragstellung, die durch offentliche Verwaltungen er-

bracht werden.

2.3 Zuwendungsempfinger

2.3.1 Zuwendungsempfanger koénnen natiirliche Perso-
nen, juristische Personen des Privat- und offentlichen
Rechts als Besitzer von forstwirtschaftlichen Flachen so-
wie anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschliisse
und denen gleichgestellte Zusammenschliisse im Sinne des
Bundeswaldgesetzes in der jeweils geltenden Fassung sein.

2.3.2 Als Zuwendungsempfinger ausgeschlossen sind
Bund und Lander sowie juristische Personen, deren Kapi-
talvermdgen sich zu mindestens 25 % in den Handen die-
ser Institutionen befindet. Mafdinahmen auf Grundstiicken
im Eigentum der in vorgenanntem Satz aufgefiihrten Per-
sonen sind nicht forderfahig.

2.4 Artund Hohe der Zuwendungen
2.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewahrt.

2.4.2 Die Hohe der Zuwendung betragt fir Mafdnahmen
nach Nr. 2.2.1 bis zu 80 % der nachgewiesenen Ausgaben.
Im Fall von Kleinprivatwaldbesitzern (unter 20 ha Wald-
besitz) kann die Hohe der Zuwendung bis zu 90 % der
nachgewiesenen Ausgaben betragen.ll. Die erhéhte Bei-
hilfeintensitat gilt nicht fiir Geréte nach Ziffer 2.2.2 b).

2.4.3 Unbezahlte, freiwillige Arbeitsleistungen der Zu-
wendungsempfianger und seiner Familienangehoérigen
(Eigenleistung) sind forderungsfahig bis zu 80 % der Aus-
gaben, die sich bei Vergabe der Arbeiten an Unternehmer
oder bei Durchfilhrung der vergleichbaren Arbeiten im
Staatswald ergeben wiirden.

11 Satz 2 ist befristet bis zum 31.12.2022.
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2.4.4 Sachleistungen der Zuwendungsempfanger sind
forderungsfahig bis zu 80 % des Marktwertes.

2.4.5 Auf den Ausgabennachweis kann verzichtet werden,
wenn die Lander die Zuwendung als Festbetrag auf Grund-
lage kalkulierter Pauschalen festsetzen.

2.5 Zuwendungsvoraussetzungen

2.5.1 Die Zuwendungsempfinger miissen, sofern es sich
nicht um forstwirtschaftliche Zusammenschliisse im Sinne
des Bundeswaldgesetzes handelt, Eigentiimer der beglins-

tigten Flachen sein oder eine schriftliche Einverstindnis-
erklarung des Eigentiimers vorlegen.

2.5.2 Die Mafdnahmen nach Nr. 2.2.1 a), b) und c) miissen
von einer fiir Forstschutz zustdndigen wissenschaftlichen
Einrichtung des Landes oder einer entsprechenden, im
Auftrag des Landes tatigen Einrichtung als grundsatzlich
geeignet empfohlen worden sein.

2.5.3 Die Mafinahmen nach Nummer 2.2.1 e) miissen mit
dem vom Land erstellten Waldschutzplan in Einklang ste-
hen. Mafdnahmen nach Nummer 2.2.1 e) kommen nur fir
Waldgebiete in Betracht, deren Waldbrandrisiko gemaf3
dem Waldschutzplan mittel bis hoch ist.

2.6 Sonstige Bestimmungen

2.6.1 Die Mafnahmen miissen unmittelbar in Zusam-
menhang stehen mit der Bewaltigung der durch Extrem-
wetterereignisse bedingten Schiaden und Folgeschaden
(z. B. Borkenkéfer) sowie der Wiederherstellung standort-
gerechter und klimaangepasster Waldbestdnde auf den
geschadigten Flachen dienen.
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3.0 Wiederaufforstungl?

3.1 Zuwendungszweck

Ziel der Forderung ist die Bewaltigung der durch Extrem-
wetterereignisse verursachten Folgen im Wald. Dies sind
Waldschutzmafinahmen sowie Mafdnahmen zur Sicherung
oder Wiederherstellung von Walddkosystemen. Mit der
Forderung sollen positive Auswirkungen fiir die Biologi-
sche Vielfalt und den Klimaschutz einhergehen.

3.2 Gegenstand der Forderung/Forderausschluss
3.2.1 Forderfahig sind Wiederaufforstung, Vor-, Nach-
und Unterbau sowie Nachbesserung in liickigen oder ver-
lichteten Bestidnden, die durch Extremwetterereignisse
und deren Folgen entstanden sind, durch Saat oder Pflan-
zung sowie Naturverjiingung einschlief3lich Kulturvorbe-
reitung. Hierzu gehoren auch der Schutz und die Sicherung
der Kultur wahrend der ersten fiinf Jahre.

Gefordert werden konnen

- Ausgaben fiir die forstfachliche Vorbereitung, Leitung
und Koordinierung der Mafdnahmen

- Ausgaben fiir den Kauf von geeignetem forstlichem
Vermehrungsgut,

- Ausgaben fiir den Kauf von Sachmitteln fiir den Schutz
der Kultur (z. B. Zaunbau),

- Ausgaben fiir den Einsatz von Unternehmern sowie

- Eigenleistungen der Zuwendungsempfanger.

3.2.2 Nicht férderfahig sind
a) Mafdnahmen des reguldren Holzeinschlags,
b) der Kauf von Maschinen und Geraten,

c) Mafdnahmen auf Flachen, auf denen die Bewirtschaf-
tung aufgrund rechtlicher Vorschriften dauerhaft un-
tersagt ist, z. B. Kernzonen von Nationalparken oder
Biosphdrenreservaten,

d) Mafdnahmen auf Flachen, die dem Zuwendungsempfan-
ger zum Zwecke des Naturschutzes unentgeltlich iiber-
tragen worden sind,

e) Kommunale Pflichtaufgaben,

12 Die staatliche Beihilfe Nummer SA.56482 (2020/N) wurde mit Ent-
scheidung der Europdischen Kommission vom 29.06.2020 mit einer
Laufzeit bis 31.12.2023 genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind
verbindlich.



5 F. Extremwetterfolgen im Wald
3.0 Wiederaufforstung

f) Beratungsleistungen im Rahmen der Foérdermittelan-
tragstellung, die durch offentliche Verwaltungen er-
bracht werden.

3.3 Zuwendungsempfinger

3.3.1 Zuwendungsempfanger konnen natiirliche Perso-

nen, juristische Personen des Privat- und offentlichen

Rechts als Besitzer von forstwirtschaftlichen Flachen so-

wie anerkannte forstwirtschaftliche Zusammenschliisse

und denen gleichgestellte Zusammenschliisse im Sinne des

Bundeswaldgesetzes in der jeweils geltenden Fassung sein.

3.3.2 Als Zuwendungsempfanger ausgeschlossen sind
Bund und Liander sowie juristische Personen, deren Kapi-
talvermdgen sich zu mindestens 25 % in den Handen die-
ser Institutionen befindet. Mafdnahmen auf Grundstiicken
im Eigentum der in vorgenanntem Satz aufgefiihrten Per-
sonen sind nicht forderfahig.

3.4 Artund Hoéhe der Zuwendungen

3.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschiisse gewdhrt.

3.4.2 Die Hohe der Zuwendung betragt fiir Mafdnahmen
nach Nr. 3.2.1 bis zu 80 % der nachgewiesenen Ausgaben.
Im Fall von Kleinprivatwaldbesitzern (unter 20 ha Wald-
besitz) kann die Hohe der Zuwendung bis zu 90 % der

nachgewiesenen Ausgaben betragen.13

Die Hohe der Zuwendung betragt fiir Mafinahmen nach Nr.
3.2.1 bis zu 90 % der nachgewiesenen Ausgaben bei Ver-
wendung von ausschliefdlich standortheimischen Baumar-
ten.

3.4.3 Unbezahlte, freiwillige Arbeitsleistungen der Zu-
wendungsempfianger und seiner Familienangehoérigen
(Eigenleistung) sind férderungsfiahig bis zu 80 % der Aus-
gaben, die sich bei Vergabe der Arbeiten an Unternehmer
oder bei Durchfilhrung der vergleichbaren Arbeiten im
Staatswald ergeben wiirden.

3.4.4 Sachleistungen der Zuwendungsempfinger sind
forderungsfahig bis zu 80 % des Marktwertes.

3.4.5 Auf den Ausgabennachweis kann verzichtet werden,
wenn die Liander die Zuwendung als Festbetrag auf Grund-
lage kalkulierter Pauschalen festsetzen.

3.5 Zuwendungsvoraussetzungen

Die Zuwendungsempfianger miissen sofern es sich nicht
um forstwirtschaftliche Zusammenschliisse im Sinne des
Bundeswaldgesetzes handelt Eigentiimer der begiinstigten

Flachen sein oder eine schriftliche Einverstindniserkla-
rung des Eigentiimers vorlegen.

13 Satz 2 ist befristet bis zum 31.12.2022.
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3.6 Sonstige Bestimmungen

3.6.1 Die Mafinahmen miissen unmittelbar in Zusam-
menhang stehen mit der Bewaltigung der durch Extrem-
wetterereignisse bedingten Schaden und Folgeschaden
(z. B. Borkenkafer) sowie der Wiederherstellung standort-
gerechter und klimaangepasster Waldbestinde auf den
geschadigten Flachen dienen.

3.6.2 Mafinahmen nach 3.2.1 sind nur bei Verwendung
standortgerechter Baumarten forderfihig. Dabei ist ein
hinreichender Anteil standortheimischer und klimatole-
ranter Baumarten einzuhalten. Bei der Bestandesbegriin-
dung sollen die standortheimischen Baumarten so ge-
pflanzt werden, dass ihr hinreichender Anteil gesichert
bleibt. Bei Wiederaufforstungen sind reine Nadelbaumkul-
turen sowie Mischkulturen mit weniger als 30 % Laub-
baumanteil bis auf begriindete Ausnahmefille bei fehlen-
den standortlichen Wuchsbedingungen fiir ausreichende
Laubbaumanteile (z.B. Hohenlagen der Mittelgebirge und
der Alpen) nicht férderfahig. Naturverjiingung von stand-
ortgerechten Laubbaumen kann bei der Ermittlung des
Laubbaumanteils beriicksichtigt werden. Bei Verjiin-
gungsmafinahmen > 1 ha darf der Anteil einer Baumart
nicht mehr als 75 % betragen.
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Forderbereich 6: Gesundheit und Robustheit landwirtschaftlicher Nutztiere

Mafdnahmen

1.0 Verbesserung von Gesundheit und Robustheit

landwirtschaftlicher Nutztiere
Begriffsbestimmungen

Vollstidndig erfasstes Masttier:

Tier, bei dem die ziichterisch relevanten Daten vom Ein-
stellen in den Mastbetrieb bis zum Abgang des Tieres er-
hoben wurden.

Gesundheitsmonitoring:

Systematische Erfassung von Tiergesundheitsdaten und
die Bereitstellung dieser fiir zlichterische Zwecke.

Zuchtorganisation:

Zuchtverband oder Zuchtunternehmen mit tierzuchtrecht-
licher Anerkennung geméf3 Artikel 4 Absatz 3 der Verord-
nung (EU) 2016/1012.

1.0 Verbesserung von Gesundheit und Robust-
heit landwirtschaftlicher Nutztiere!

1.1 Zuwendungszweck

Die Forderung zielt ab auf:

- Zichterische Verbesserung der Gesundheit und Ro-
bustheit landwirtschaftlicher Nutztiere. Dabei werden
dafiir relevante Merkmale erhoben, ausgewertet und
fiir die Abschatzung der genetischen Qualitat der Tiere
zur Erreichung eines ziichterischen Fortschritts aufbe-
reitet.

- Verbesserung der Datengrundlage fiir zilichterische
Beurteilungen und ziichterische Entscheidungen bei
Merkmalen der Gesundheit und Robustheit.

- Erho6hung der Gewichtung von Merkmalen der Gesund-
heit und Robustheit bei Selektionsentscheidungen.

- Verbesserte Information fiir Abnehmer von Zuchtpro-
dukten (Landwirte) tber die Veranlagung im Bereich
Gesundheit und Robustheit auch im Rahmen von Stich-
proben oder Warentests.

1 Die Forderung ist freigestellt nach Artikel 27 Nr. 1 Buchstabe b der
Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25. Juni 2014 zur
Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen im Agrar-
und Forstsektor und in landlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die Arbeitsweise
der europdischen Union (Amtsblatt EU Nr. L 193 vom 01.07.2014, S. 1)
von der Pflicht zur beihilferechtlichen Anmeldung nach Artikel 108 Abs. 3
des Vertrags tliber die Arbeitsweise der europdischen Union. Die Kurzbe-
schreibung dieser Mafinahme ist fiir die Laufzeit bis 31.12.2022 unter der
Nummer SA.61249 (2021/XA) bei der europdischen Kommission regis-
triert.
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- Beschleunigung des ziichterischen Fortschritts in Bezug
auf gesundheits- und robustheitsrelevante Merkmale
und damit eine Verbesserung der Tiergesundheit und
Robustheit in der Praxis und, in geeigneten Fallen, der
Verldngerung der Nutzungsdauer der landwirtschaftli-
chen Nutztiere.

1.2 Gegenstand der Forderung / Forderausschluss

1.2.1 Forderfahig sind die einem landwirtschaftlichen

Unternehmen (Endbegiinstigter) entstehenden Kosten fiir

die Datenerhebung und Datenauswertung von Merkmalen

zur Gesundheit und Robustheit sowie die Erhebung von

Genotypinformationen zu diesem Zweck durch eine Zucht-

organisation oder eine Kontrollvereinigung unter Aufsicht
der Fachbehorde.

1.2.2 Von der Férderung ausgeschlossen sind:

- Kosten fiir routinemafdig durchgefiihrte Kontrollen zur
Bestimmung der Milchqualitét.

- Kosten fiir technische Hilfe, die der Tiereigentiimer im
Rahmen der Kontrollen leistet.

- Kosten fiir Merkmalserfassungen, deren Daten ziichte-
risch nicht zur Verbesserung von Gesundheit und Ro-
bustheit genutzt werden kénnen.

- Kosten fiir Mafdnahmen, die bereits bei der Bemessung
von Beihilfen auf Grund anderer Férderungsmafinah-
men beriicksichtigt worden sind.

- Kosten fiir Datenerhebungen, die aufgrund offentlich-
rechtlicher Vorgaben vorgeschrieben sind.

1.3 Zuwendungsempfinger
Zuwendungsempfianger sind Zuchtorganisationen oder
Kontrollvereinigungen, die nach den Bestimmungen des
Tierzuchtrechts die Leistungspriifungen oder Zuchtwert-
schitzungen vornehmen oder Stellen, die Datenerhebun-
gen und -auswertungen unter Aufsicht der zustidndigen
Fachbehorde zur Bestimmung der genetischen Qualitat
durchfiihren.

Zuwendungen werden nur gewahrt, wenn die beteiligten
Zuchtorganisationen und Kontrollvereinigungen in ihren
Zuchtprogrammen oder Satzungen die Verbesserung der
Gesundheit und Robustheit landwirtschaftlicher Nutztiere
zu einem Schwerpunkt machen.

Der Endbegiinstigte der Beihilfe ist das landwirtschaftliche
Unternehmen, das eine vergiinstigte Dienstleistung erhalt.

Endbegiinstigte konnen ausschliefilich in der Tierzucht
tatige landwirtschaftliche Unternehmen unbeschadet der
gewdhlten Rechtsform sein, die im Sinne von Anhang I der
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Verordnung (EU) Nr. 702/2014Kleinstunternehmen, klei-
ne oder mittlere Unternehmen sind.

1.4 Artund Héhe der Zuwendungen

Die Zuwendungen werden in Form von Zuschiissen bis zu
70 % der forderfahigen Kosten als subventionierte Dienst-
leistung gewahrt. Die Hohe des Zuschusses ist auf folgende
Hochstbetrage begrenzt:

- Milchkiihe: 15,00 € je kontrollierte Kuh/Jahr, zusatzlich

- 5,00 € je kontrollierte Kuh/Jahr bei Teilnahme des
Betriebes bei einem Gesundheitsmonitoring und zu-
satzlich

- 12,00 € einmalig je typisierte Kuh, weibliches Rind
oder weibliches Kalb bei der Erhebung von Genotypin-
formationen,

- Mutterkiihe: 8,70 € je kontrollierte Mutterkuh/Jahr,
- Mastrinder: 3,30 € je vollstdndig erfasstes Mastrind,

- Mastschweine: 0,70 € je vollstindig erfasstes Mast-
schwein,

- Zuchtsauen: 9,40 € je kontrollierte Sau und Jahr,

- Schafe/Ziegen: 8,00 € je kontrolliertes Tier/Jahr, zu-
satzlich

- Milchschafe/Milchziegen: 21,50 € je kontrolliertes
Tier/Jahr bei Teilnahme an Milchleistungspriifung

- 0,60 € je kontrolliertes Mastlamm.

1.5 Zuwendungsvoraussetzungen

1.5.1 Die erfassten Daten zu Merkmalen der Tiergesund-
heit und Robustheit sind im Sinne des Zuwendungszwe-
ckes im Rahmen von Zuchtprogrammen, welche Merkmale
der Gesundheit und Robustheit beriicksichtigen, tierzucht-
rechtlich anerkannter Zuchtorganisationen bereitzustellen
und aufzubereiten oder zur Bewertung von Zuchtproduk-
ten einschliefRlich Kreuzungsherkiinften hinsichtlich Ge-
sundheit und Robustheit vorzusehen.

1.5.2 Die Daten erhebende Zuchtorganisation bzw. Kon-
trollvereinigung unterliegt dabei der Uberwachung der
nach Landesrecht zustandigen Behorde.

1.5.3 Bei der Datenerhebung und -aufbereitung sind
mindestens die in Anlage 1 aufgefithrten Merkmale zu
beriicksichtigen. Dartiber hinaus kénnen weitere Merkma-
le erhoben werden, die auch im Sinne der Verbesserung
der Gesundheit und Robustheit stehen.

1.5.4 Die Zuchtorganisation bzw. Kontrollvereinigung
muss den zustindigen Bundesbehorden auf Anfrage und
der nach Landesrecht zustdndigen Behorde jahrlich auf
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Basis der ermittelten Daten Informationen zu den erfass-
ten Merkmalen zur Verfiigung stellen und zwar:

- die erfassten Indikatoren im Sinne des Zuwendungs-
zweckes.

- Entwicklungen, Trends und Ergebnisse.

- aktualisierte langfristige Trends & Ergebnisse iiber die
Merkmalsentwicklung.

1.5.5 Die Ergebnisse von liberbetrieblichen Auswertun-
gen und Bewertungen sind zu veroffentlichen.

1.6 Sonstige Bestimmungen

1.6.1 Beihilfen fiir Kontrollen in gewerblichen Betrieben
konnen nicht bereitgestellt werden. Fiir nach steuerlichen
Vorschriften als gewerblich eingestufte Betriebe ist eine
Forderung zuldssig, soweit das Futter liberwiegend auf
den zum landwirtschaftlichen Betrieb gehoérenden, land-
wirtschaftlich genutzten Flachen erzeugt werden kann.

1.6.2 Unternehmen, die einer Rickforderung auf Grund
einer Riickforderungsanordnung auf Grund einer fritheren
Kommissionsentscheidung zur Feststellung der Rechts-
widrigkeit und Unvereinbarkeit einer Beihilfe mit dem
Binnenmarkt nicht Folge geleistet haben, sind von einer
Forderung ausgeschlossen.

1.6.3 Der Zuwendungsempfanger muss vor Beginn der
Mafdnahme einen schriftlichen Antrag auf Gewahrung der
Beihilfe gestellt haben.

1.6.4 Aufwendungen, die dem Zuwendungsempfanger im
Rahmen dieser Mafdnahme entstehen, diirfen nur insoweit
als beihilfefahige Aufwendungen anerkannt werden, als sie
nicht bereits bei der Bemessung von Beihilfen auf Grund
anderer Forderungsmafinahmen mitbertcksichtigt wor-
den sind (z. B. Forderung von Erzeugergemeinschaften auf
Grund des Marktstrukturgesetzes).

1.6.5 Die Gewidhrung der Zuwendung erfolgt bei Nach-
weis der erbrachten Datenerhebung. Uber die zu erbrin-
gende verbilligte Datenerhebung wird zwischen dem
landwirtschaftlichen Unternehmer und der Zuchtorganisa-
tion bzw. Kontrollvereinigung ein Vertrag oder eine Ver-
einbarung im Rahmen einer Mitgliedschaft abgeschlossen.
Der Vertrag oder die Vereinbarung ist Grundlage zur Bean-
tragung der Forderung bei der zustandigen Stelle. Es miis-
sen insbesondere folgende Angaben enthalten sein: Name
des Betriebes, Beschreibung des Vorhabens einschliefilich
seines voraussichtlichen Beginns und Abschlusses, Stand-
ort (Betriebsstitten) und voraussichtliche Kosten des Vor-
habens sowie die Hohe der Verbilligung inklusive der vo-
raussichtlichen Anzahl der jeweils einzubeziehenden Tiere
(entsprechend der nach Nummer 1.4 gewdhrten Betrédge).
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Anlage 1

Anlage 1
Mindestens zu erhebende Merkmale

Milchkiihe:
- Stoffwechselstabilitit (Fett/Eiweif3-Quotient, Harn-
stoffgehalt der Milch)

- Eutergesundheit (somatische Zellen, Auftreten von
Mastitits)

- Robustheit (Exterieurbeurteilung, Geburtsverlauf)

- Fruchtbarkeit (Erstkalbealter, Zwischenkalbezeit,
Anzahl Kalbungen, Totgeburtenrate)

- Nutzungsdauer
- natiirliche Hornlosigkeit

- bei Teilnahme Gesundheitsmonitoring: Diagnoseda-
ten entsprechend dem ,zentralen Diagnoseschliissel
Rind“

Mutterkihe:
- Robustheit (Exterieurbeurteilung)

- nattrliche Hornlosigkeit

Mastrinder:

- Gesundheit (vorzeitige Abgange, Abgangsursachen)
- Entwicklungsvermogen (Wachstum)

- Schlachtbefunde

Sauen:

- Nutzungsdauer (Anzahl Wiirfe, Abgiange und Ab-
gangsursachen)

- Fruchtbarkeit (Anzahl tot und lebend geborener Fer-
kel)

Mastschweine:
- Robustheit (vorzeitige Abgange und Ursachen)

- Schlachtbefunde

Schafe/Ziegen:
- Robustheit

- Nutzungsdauer / Abgangsursachen

Milchschafe/Milchziegen mit Milchleitungspriifung:

- Stoffwechselstabilitat (Fett/Eiweil3-Quotient, Harnstoff-
gehalt der Milch)

- Eutergesundheit (somatische Zellen, Auftreten von
Mastitits)

Mastlimmer:
- Robustheit
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7 Wasserwirtschaftliche Mafnahmen
1.0 Hochwasserschutz

Forderbereich 7: Wasserwirtschaftliche Maflhahmen

Mafdnahmen
1.0 Hochwasserschutz
2.0  Andere wasserwirtschaftliche Mafnahmen

1.0 Hochwasserschutz

1.1 Zuwendungszweck
Schutz landlicher Raume vor Hochwasser.
1.2 Gegenstand der Forderung/Férderausschluss

1.2.1 Forderfahig sind:

a) Neubau und Verstarkung von Hochwasserschutzanla-
gen,

b) Riickverlegung und Riickbau von Deichen,

c) Wildbachverbauung.

Konzeptionelle Vorarbeiten und Erhebungen im Zusam-
menhang mit Mafsnahmen nach Nummer 1.2.1 a) bis c¢) kon-
nen ebenfalls geférdert werden.

1.2.2 Nicht férderfahig sind:

a) der Bau von Verwaltungsgebauden,

b) die Beschaffung von Kraftfahrzeugen und Geréten,

c) die Unterhaltung von Gewassern und wasserwirtschaft-
lichen Anlagen,

d) mobile Hochwasserschutzwénde,

e)
f)

gewasserkundliche Daueraufgaben,
institutionelle Férderungen,

Grunderwerb zur Realisierung baulicher Anlagen, so-
weit er 10 % der forderfihigen Gesamtausgaben iiber-
steigt. Bei Brachflachen und ehemals industriell genutz-
ten Flachen mit Gebauden erhoht sich dieser Grenzwert
auf 15 %. In ordnungsgemaf? begriindeten Ausnahme-
fallen kann der Grenzwert fiir Umweltschutzvorhaben
iiber die jeweiligen vorstehend genannten Prozentsétze
hinaus angehoben werden,

g)

h) Grunderwerb landwirtschaftlich nutzbarer Flachen in

Hochwasserriickhaltebecken und -poldern,

i) Hochwasserschutzanlagen zum Schutz neuer oder ge-
planter Siedlungs- und Industriegebiete.
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1.3 Zuwendungsempfinger

a) Das Land,

b) sonstige Kérperschaften des 6ffentlichen Rechts,
c) Unterhaltungspflichtige an Gewdassern.

1.4 Artund Héhe der Zuwendungen

1.4.1 Artder Zuwendungen

Zuwendungen werden als Zuschuss gewahrt.

1.4.2 Hohe der Zuwendung

a) DieForderung kann bis zu 70 % der nach Abzug von Bei-
tragen Dritter anfallenden forderfahigen Ausgaben be-
tragen.

b) Die Foérderung kann bis zu 80 % betragen, sofern die Un-
terlieger besondere Vorteile durch die Mafinahme ge-
niefien.

1.4.3 Ist das Land auf Grund gesetzlicher Verpflichtun-
gen Begiinstigter oder zur Ubernahme der Kosten der Maf-
nahme verpflichtet, werden 60 % der ihm anfallenden for-
derfahigen Ausgaben vom Bund erstattet.

1.5 Zuwendungsvoraussetzungen

1.5.1 Hochwasserschutzmafinahmen nach Nummer
1.2.1 a) und b) diirfen nur im Rahmen eines Hochwasser-
schutzkonzeptes gefordert werden.

1.6 Sonstige Bestimmungen

1.6.1 Die Zuwendungsempfanger diirfen die Zuschiisse
nicht an natiirliche Personen oder juristische Personen des
Privatrechts weitergeben oder ausleihen.

Die nach Landesrecht zustidndige Behorde kann in begriin-
deten Einzelfillen Ausnahmen zulassen, wenn dadurch si-

chergestellt ist, dass ein Vorhaben wirtschaftlich giinstiger
durchgefiihrt werden kann.

1.6.2 Bei der Umsetzung der Mafdnahmen sind die Ziele
der EG-Wasserrahmenrichtlinie und der EG-Hochwasserri-
siko-management-Richtlinie zu beriicksichtigen.

1.6.3 Zuwendungen werden gewdhrt unter dem Vorbehalt
des Widerrufs fiir den Fall, dass die geférderten

a) Grundstiicke, Bauten und baulichen Anlagen innerhalb
eines Zeitraumes von zwolf Jahren ab Fertigstellung,

b) technischen Einrichtungen und Maschinen innerhalb ei-
nes Zeitraumes von fiinf Jahren ab Lieferung

verduflert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck ent-
sprechend verwendet werden.
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2.0 andere wasserwirtschaftl. Mafdnahmen

2.0 Andere wasserwirtschaftliche Mafdnahmen

2.1 Zuwendungszweck
Verbesserung des 6kologischen und chemischen Zustands
der oberirdischen Gewasser in landlichen Raumen.

2.2 Gegenstand der Forderung/Férderausschluss

2.2.1 Forderfahig sind:
a)

Mafinahmen zur naturnahen Gewdasserentwicklung.
Durch

- Schaffung von Gewisserentwicklungsraumen;
- Verbesserung/Wiederherstellung der biologischen
Durchgangigkeit;
- Verbesserung der hydromorphologischen Bedin-
gungen;
- Verbesserung des Wasserriickhalts in der Land-
schaft.
b) Neubau und Erweiterung von Abwasserbehandlungs-
anlagen bis zu einer Gréfse von 5000 Einwohnerwerten
(EW) in landlichen Gemeinden und die dazugehdrenden
Kanalisationen sowie entsprechende Kanalisationen zu
bereits bestehenden Abwasserbehandlungsanlagen, un-
abhingig von deren Bemessungsgrofie. Ausgenommen
sind Erschlieffungsmafinahmen neuer oder geplanter
Siedlungs- und Industriegebiete.
c) Neubau und Erweiterung von Wasser sparenden tiber-
betrieblichen Einrichtungen zur Entnahme, Speicherung
und Zuleitung von Wasser fiir Beregnungs-zwecke bis
zur Ubergabestelle an das jeweilige einzelbetriebliche
Bewdsserungsnetz.

Die Mafdnahme ist bis zum 31.12.2022 befristet.
d) Neubau und Erweiterung von Anlagen zur Wasserspei-
cherung, Grundwasseranhebung und Pumpanlagen zur

iiberbetrieblichen Bewirtschaftung landwirtschaftlicher
Wasserressourcen.

Die Mafdnahme ist bis zum 31.12.2022 befristet.

Konzeptionelle Vorarbeiten und Erhebungen im Zusam-
menhang mit Mafdnahmen nach Nummer 2.2.1 a) bis d) kon-
nen ebenfalls geférdert werden.

2.2.2 Nicht forderfahig sind:

a) der Bau von Verwaltungsgebaduden,
b) die Beschaffung von Kraftfahrzeugen und Geréten,

c) die Unterhaltung von Gewdssern und wasserwirtschaft-
lichen Anlagen,

d)

e) institutionelle Férderungen,

f) Grunderwerb zur Realisierung baulicher Anlagen, so-
weit er 10 % der forderfdhigen Gesamtausgaben {iber-
steigt. Bei Brachfldchen und ehemals industriell genutz-
ten Flachen mit Gebauden erhoht sich dieser Grenzwert
auf 15 %. In ordnungsgemaf} begriindeten Ausnahme-
fallen kann der Grenzwert fiir Umwelt-schutzvorhaben
iiber die jeweiligen vorstehend genannten Prozentsitze
hinaus angehoben werden.

gewdasserkundliche Daueraufgaben,
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2.3 Zuwendungsempfanger

a) Das Land,
b) sonstige Kérperschaften des 6ffentlichen Rechts,

c) Unterhaltungspflichtige an Gewdassern.

2.4 Artund Hohe der Zuwendungen
2.4.1 Zuwendungen werden als Zuschuss gewahrt.

2.4.2 Die Forderung kann bei Mafdinahmen nach Num-
mer 2.2.1 b bis d bis zu 70 % und bei Mafnahmen nach
Nummer 2.2.1 a bis zu 90 % der nach Abzug von Beitra-
gen Dritter anfallenden forderfihigen Ausgaben betra-
gen.

2.4.3 Ist das Land auf Grund gesetzlicher Verpflichtun-
gen Begiinstigter oder zur Ubernahme der Kosten der Maf3-
nahme verpflichtet, werden 60 % der ihm anfallenden for-
derfahigen Ausgaben vorn Bund erstattet.

2.5 Zuwendungsvoraussetzungen

2.5.1 Anlagen nach Nummer 2.2.1 b) diirfen nur gefor-
dert werden, wenn aus mehreren Alternativen die Vor-
zugslosung durch eine dynamische Kostenvergleichs-
rechnung (KVR-Leitlinie der Bund/Lander-Arbeits-ge-
meinschaft Wasser) ermittelt worden ist.

2.5.2 Technische Einrichtungen nach Nummer 2.2.1 c)
diirfen nur nach Vorliegen einer Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnung und nur in Regionen geférdert werden, die im
langjahrigen Mittel von April bis September eine negative
klimatische Wasserbilanz aufweisen.

2.6 Sonstige Bestimmungen

2.6.1 Die Zuwendungsempfanger diirfen die Zuschiisse

nicht an natiirliche Personen oder juristische Personen des
Privatrechts weitergeben oder ausleihen.

Die nach Landesrecht zustidndige Behdrde kann in be-
grindeten Einzelfdllen Ausnahmen zulassen, wenn
dadurch sichergestellt ist, dass ein Vorhaben wirt-
schaftlich giinstiger durchgefiihrt werden kann.

2.6.2 Beider Umsetzung der Mafdnahmen sind die
Ziele der EG-Wasserrahmenrichtlinie und der EG-Hoch-
wasserrisiko-management-Richtlinie zu beriicksichtigen.

2.6.3 Zuwendungen werden gewdhrt unter dem Vorbe-
halt des Widerrufs flir den Fall, dass die geférderten

a) Grundstiicke, Bauten und. baulichen Anlagen inner-
halb eines Zeitraumes von zwolf Jahren ab Fertigstel-
lung,

b) technischen Einrichtungen und Maschinen innerhalb ei-
nes Zeitraumes von fiinf Jahren ab Lieferung

verduflert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck ent-
sprechend verwendet werden.
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Forderbereich 8: Kiistenschutz

Mafdnahmen
1.0 Kiistenschutz

1.1 Zuwendungszweck

Erhohung der Sicherheit an den Kiisten, auf den Inseln
sowie an den flieRenden oberirdischen Gewassern im Ti-
degebiet gegen Uberflutung und Landverluste durch
Sturmfluten und Meeresangriff.

1.2 Gegenstand der Férderung/Férderausschluss

1.2.1 Forderfahig sind:

a) Neubau und Verstirkung von Hochwasserschutzwer-
ken einschliefdlich Deichverteidigungs- und Treibsel-
raumwege,

b) Sperrwerke und sonstige Bauwerke in der Hochwas-
serschutzlinie,

Buhnen, Wellenbrecher und sonstige Einbauten in See,

Vorlandarbeiten vor Seedeichen bis zu einer Tiefe von
400 m,

Sandvorspiilung,

Uferschutzwerke.

Konzeptionelle Vorarbeiten und Erhebungen im Zusam-
menhang mit Mafdnahmen nach Nummern 1.2.1 a bis f
konnen ebenfalls geférdert werden. Auch die Ausgaben
der infolge von Kiistenschutzmafinahmen durchzufiihren-
den Mafinahmen des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege sind férderfahig.

1.2.2 Nicht férderfahig sind:

a)

b)

der Bau von Verwaltungsgebauden,

die Beschaffung von Kraftfahrzeugen und Geraten,
c)
d)

die Unterhaltung von Kiistenschutzanlagen,

der Bau von Schopfwerken sowie von Be- und Entwas-
serungsanlagen als Einzelmafdnahme,

e)
f)

gewasserkundliche Daueraufgaben,
institutionelle Férderungen,

Mafdinahmen, die iiber den fiir den Kiistenschutz unab-
wendbaren Umfang hinausgehen.

g)
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1.3 Zuwendungsempfinger

a) Das Land,
b) sonstige Kérperschaften des 6ffentlichen Rechts,

c) Teilnehmergemeinschaften nach dem Flurbereini-
gungsgesetz, wenn die Mittel ausschliefdlich zum Zwe-
cke des Grunderwerbs fiir Maffnahmen nach Nummer
1.2.1 eingesetzt werden.

1.4 Artund Hohe der Zuwendungen
1.4.1 Artder Zuwendungen

Zuwendungen werden als Zuschuss gewéahrt.
1.4.2 Hohe der Zuwendungen

Ist das Land aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen Trager
des Vorhabens oder zur Ubernahme der Kosten der Maf-
nahme verpflichtet, werden 70% der ihm nach Abzug von
Beitragen Dritter anfallenden forderfahigen Ausgaben vom
Bund erstattet. In anderen Fallen soll die Gesamtforderung
durch Zuschiisse von Bund und Land fiir eine Mafnahme
95 % der forderfahigen Ausgaben nicht tibersteigen.

1.5 Zuwendungsvoraussetzungen
1.6 Sonstige Bestimmungen
1.6.1 Die Zuwendungsempfanger diirfen die Zuschiisse

nicht an natiirliche oder juristische Personen des Privat-
rechts weitergeben oder ausleihen.

1.6.2 Zwischen Mafinahmen des Kiistenschutzes und
sonstigen wasserwirtschaftlichen Mafdnahmen ist in allen
Fallen sachlich zu trennen.

1.6.3 Bei der Umsetzung der Mafdnahmen sind die Ziele
der EG-Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie zu be-
riicksichtigen.

1.6.4 Zuwendungen werden gewdahrt unter dem Vorbe-
halt des Widerrufs fiir den Fall, dass die geférderten

- Grundstiicke, Bauten und baulichen Anlagen innerhalb
eines Zeitraumes von zwolf Jahren ab Fertigstellung,

- technischen Einrichtungen, Maschinen und Gerate in-
nerhalb eines Zeitraumes von fiinf Jahren ab Lieferung

veraufdert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck ent-
sprechend verwendet werden.
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Forderbereich 9: Benachteiligte Gebiete

Mafinahmen

1.0 Forderung landwirtschaftlicher Betriebe in be-
nachteiligten Gebieten (Ausgleichszulage)

Begriffsbestimmung

Berggebiete sind Gebiete gemafd Artikel 32 Absatz 2 der
Verordnung (EU) Nr. 1305/2013%.

Aus erheblichen naturbedingten Griinden benachteiligte
Gebiete (aufier Berggebiete) sind Gebiete gemaf Artikel
32 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013.

Aus anderen spezifischen Griinden benachteiligte Gebiete
sind Gebiete gemafd Artikel 32 Absatz 4 der Verordnung

(EU) Nr. 1305,/2013.

1.0 Ausgleichszulage fiir benachteiligte Gebie-
te

1.1 Zuwendungszweck

Die Zahlungen sollten durch die Férderung der dauerhaf-
ten Nutzung landwirtschaftlicher Flachen in benachteilig-
ten Gebieten (Berggebiete, aus erheblichen naturbeding-
ten und anderen spezifischen Griinden benachteiligte
Gebiete) zur Erhaltung der Landschaft sowie zur Erhal-
tung und Forderung von nachhaltigen Bewirtschaf-
tungsmafinahmen beitragen.

1.2 Gegenstand der Féorderung

Gewahrung einer Ausgleichszulage zum teilweisen oder
vollstandigen Ausgleich von Einkommensverlusten und
zusatzlichen Kosten, die in benachteiligten Gebieten
wirtschaftenden Landwirten im Vergleich mit Landwir-
ten in nicht benachteiligten Gebieten entstehen.

1.3 Zuwendungsempfinger

Betriebsinhaber im Sinne des Artikels 4 Abs. 1 Buchsta-
be a) der Verordnung Nr. 1307/20132, die eine landwirt-

1 Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber die Forderung der landlichen
Entwicklung durch den Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die
Entwicklung des landlichen Raums (ELER) und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABL EU L 347 vom 20.12.2013, S. 487
ff).

2 Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Europiischen Parlaments und
des Rates vom 17.12.2013 mit Vorschriften {iber Direktzahlungen an
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stiitzungsrege-
lungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verord-
nung (EG) Nr. 637/2008 des Rates und der Verordnung Nr. 73/2009
des Rates (ABI EU L 347 vom 20.12.2013, S. 608 ff.).
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schaftliche Tatigkeit auf Flachen, deren Nutzung tber-
wiegend landwirtschaftlichen Zwecken dient, ausiiben
und den Betrieb selbst bewirtschaften.

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen

Forderfahig sind Zuwendungsempfanger nach Abschnitt
1.3, die in benachteiligten Gebieten geméafd Begriffsbe-
stimmung wirtschaften.

Die Ausgleichszulage wird dem Zuwendungsempfanger
jahrlich auf Antrag gewahrt, sofern ein Mindestbetrag
von 250 Euro oder eine forderfahige Flache von mindes-
tens drei Hektar erreicht wird. Die nach Landesrecht
zustdndige Behorde kann den Mindestbetrag oder die
Mindestflache absenken oder erhdhen.

1.5 Artund Hohe der Zuwendungen

1.5.1 Die Zuwendung wird als Zuschuss gewahrt.

1.5.2 Bemessungsgrundlage ist die in benachteiligten
Gebieten bewirtschaftete landwirtschaftliche Flache des
Unternehmens.

1.5.3 Die Ausgleichszulage betragt jahrlich mindestens
25 Euro (im Durchschnitt des Programmgebietes) und
maximal 250 Euro je Hektar landwirtschaftliche Flache.

Die Zahlung spiegelt die gesamten oder einen Teil der
Einkommensverluste und der zusétzlichen Kosten auf-
grund der Benachteiligungen wider.

Die Hohe der Zahlungen kann unter Beriicksichtigung des
Bewirtschaftungssystems oder um unterschiedliche Be-
nachteiligungsgrade zu bertlcksichtigen differenziert
werden.

Die Bundeslédnder legen in ihren Programmen zur Ent-
wicklung des Landlichen Raumes (EPLR) die Hohe der
Pramie und die Methode fiir die Pramienkalkulation und
ggf. die Differenzierung der Ausgleichszulage dar.

1.5.4 Die Ausgleichszulage ist eine auf die landwirt-
schaftliche genutzte Fliche bezogene Zahlung. Liegt die
Zahlung fiir die Ausgleichszulage {iber dem Mindestbe-
trag von 25 Euro je Hektar, ist diese oberhalb eines
Schwellenwertes der beantragten Flache des Betriebes
im benachteiligten Gebiet degressiv zu gestalten. Die
Hohe der Schwellen bestimmen die Lander unter Bertick-
sichtigung ihrer spezifischen Betriebsstrukturen.
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1.5.5 Flachen in benachteiligten Gebieten aufderhalb
der vom landesspezifischen EPLR abgedeckten Gebiete
konnen ebenfalls beriicksichtigt werden, sofern der
landwirtschaftliche Unternehmer antragsberechtigt ist
und die iibrigen Bedingungen erfiillt.

Bei einem Unternehmen mit Flachen in verschiedenen
Bundeslandern ist der Antrag in dem Land zu stellen, in
dem der Betrieb seinen Sitz hat. In Ausnahmefallen ent-
scheiden die betroffenen Lander im gegenseitigen Ein-
vernehmen.

1.6  Sonstige Bestimmungen

1.6.1 Von den Begilinstigten der Ausgleichszulage sind
im gesamten Betrieb die anderweitigen Verpflichtungen
(Cross-Compliance) der Artikel 91 bis 95 und des An-
hangs II der Verordnung (EU) Nr. 1306/20133 einzuhal-
ten.

1.6.2 Werden diese aufgrund einer unmittelbar vom
einzelnen Betriebsinhaber zu verantwortenden Hand-
lung oder Unterlassung nicht erfiillt, so wird der Gesamt-
betrag der in dem betreffenden Kalenderjahr zu gewéah-
renden Ausgleichszulage gekiirzt oder es wird keinerlei
Zahlung geleistet.

3 Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Européaischen Parlaments und
des Rates vom 17. Dezember 2013 tber die Finanzierung, die Verwal-
tung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur
Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 352/78, (EG) Nr. 165/94, (EG)
Nr. 2799/98, (EG) Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG) Nr.
485/2008 des Rates (ABL. EU L 347 vom 20.12.2013, Seite 549 ff).
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Anhang zum Rahmenplan 2022 bis 2025
Garantieerklidrung

Praambel

Die Lander haben im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe
»Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes”
nach Mafdgabe der Forderungsgrundsitze

- fiir das Agrarinvestitionsforderungsprogramm (seit
1997),

- fir die Férderung von Investitionen zur Diversifizie-
rung (von 2007-2013),

- fiir das Agrarkreditprogramm (von 1991-1996),

- fir die Forderung zur Wiedereinrichtung und Moder-
nisierung bduerlicher Familienbetriebe im Haupter-
werb (von 1991-1996) sowie

- fur die Gewahrung von Hilfen zur Umstrukturierung
von landwirtschaftlichen Unternehmen sowie fiir neu-
gegriindete landwirtschaftliche Unternehmen in Form
juristischer Personen und Personengesellschaften (von
1991-1996)

modifizierte Ausfallbiirgschaften fiir Kapitalmarktdarlehen
mit einer Laufzeit von max. 20 Jahren libernommen und
iibernehmen weiterhin derartige Biirgschaften bis zur Ho-
he von insgesamt

Baden-Wiirttemberg 78.064.000 €
Bayern 146.802.000 €
Berlin 718.000 €
Brandenburg 135.270.000 €
Bremen 2.433.000 €
Hamburg 8.480.000 €
Hessen 36.008.000 €
Mecklenburg-Vorpommern 138.948.000 €
Niedersachsen 115.029.000 €
Nordrhein-Westfalen 52.425.000 €
Rheinland-Pfalz 41.943.000 €
Saarland 5.297.000 €
Sachsen 51.076.000 €
Sachsen-Anhalt 80.773.000 €
Schleswig-Holstein 47.982.000 €
Thiiringen 58.752.000 €
insgesamt 1.000.000.000 €

zuziiglich anteiliger Zinsen und Nebenkosten.

122

Von diesem Plafonds konnen in den Landern

Brandenburg 67.776.000 €
Mecklenburg-Vorpommern 77.158.000 €
Sachsen 6.372.000 €
Sachsen-Anhalt 34.546.000 €
Thiiringen 16.442.000 €
insgesamt 202.294.000 €

nicht neu vergeben werden.

Die Bundesrepublik Deutschland (im folgenden Bund ge-
nannt), vertreten durch das Bundesministerium fiir Erndh-
rung und Landwirtschaft und das Bundesministerium der
Finanzen, iibernimmt hiermit aufgrund des Gesetzes iiber
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das Haus-
haltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022 vom ... (BGBL.IS. )
in Verbindung mit den verbindlichen Erlduterungen zu
Kapitel 3208 Nr. ... 60 % der von den Landern aus den Aus-
fallbiirgschaften zu tragenden Ausfille bis zu einem Ge-
samtbetrag von 600.000.000 Euro zuziiglich 60 % der von
den Landern zu tragenden Ausfalle an Zinsen und Neben-
kosten, fiir die Kosten jedoch nur bis zum Gesamtbetrag
von 12.000.000 Euro nach Mafigabe folgender Bestim-

mungen. !
L

Die Garantie des Bundes gilt nur fiir Ausfalle aus solchen
Ausfallbiirgschaften,

1. bei denen die Voraussetzungen nach Absatz 1 der Pra-
ambel der Garantieerklarungen gegeben sind,

2. ber die die Lander in Durchfiihrung der jeweils gel-
tenden Rahmenplane der Gemeinschaftsaufgabe ,Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes*
und in der jeweils zuldssigen Frist entschieden haben,

3. Dbei denen eine anderweitige Finanzierung der gefor-
derten Vorhaben nicht méglich war und

4. Dbei denen die Liander bei der Entscheidung tliber die
Ubernahme der Biirgschaften festgelegt haben, dass es
sich um Birgschaften innerhalb des Rahmenplans
handelt.

IL.
Die Linder werden dem Bundesministerium fiir Erndh-

rung und Landwirtschaft und dem Bundesministerium der
Finanzen nach dem als Anlage 1 beigefiigten Muster die

17zum Zeitpunkt der Erstellung der Druckfassung des GAK-Rahmenplans
2022-2025 war das Haushaltsgesetz 2022 mit dem Bundeshaushaltsplan
2022 noch nicht beschlossen. Die in diesem Absatz fehlenden Angaben zu
konkreten gesetzlichen Regelungen in Bezug auf das Haushaltsgesetz und
das Kapitel 3208 werden nach Beschluss des Haushaltsgesetzes in der
Online-Publikation erganzt.
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Namen der kreditgebenden Institute und der Kreditneh-
mer, die Kreditbetrdge, die Laufzeit, die Zinssatze und die
Hohe der von ihnen verbiirgten Kreditteile sowie die Daten
der Kreditvertrage (Kreditzusagen), das Datum der Ent-
scheidung iiber die Biirgschaft und die Einbeziehung in
den Rahmenplan innerhalb eines Monats nach Aushandi-
gung der Urkunde iiber die Biirgschaften an den Kredit-
nehmer mitteilen.

Die Lander werden nicht valutierte und wieder ausgeplan-
te Kredite dem Bund gegeniiber stornieren. Die fiir ein Ka-
lenderjahr gemeldeten und innerhalb desselben Jahres
stornierten Kredite werden auf das Jahreskontingent nicht
angerechnet.

II1.

Die Ubernahme, Verwaltung und Abwicklung der Biirg-
schaften werden von den Landern durchgefiihrt. Die Lan-
der entscheiden dabei nach pflichtgeméfiem Ermessen vor
allem dartiber, ob

1. nach Mafigabe allgemein gililtiger Beurteilungsmaf-
stabe eine anderweitige Finanzierung des Vorhabens
nicht moglich ist,

2. unter Bertcksichtigung der haushaltsrechtlichen Vor-
schriften der Lander sowie unter entsprechender
Wiirdigung der Interessen des Bundes und der Lander
Kreditvertrage geandert, insbesondere verbiirgte For-
derungen gestundet, Tilgungen gestreckt, Sicherheiten
gedndert oder freigegeben werden sowie der Ubertra-
gung der Kredite zugestimmt wird,

3. nach Inanspruchnahme des Bundes aus der Garantie
Biirgschaftsforderungen aufgrund der haushaltsrecht-
lichen Vorschriften der Linder gestundet, niederge-
schlagen oder erlassen werden.

IV.

Der Bund - vertreten durch das Bundesministerium fir
Erndhrung und Landwirtschaft - und der Bundesrech-
nungshof sind berechtigt, bei den Landern die verbiirgten
Kredite betreffenden Unterlagen jederzeit zu priifen. Die
Lander werden dem Bund die von ihm im Zusammenhang
mit der Garantie erbetenen Auskiinfte erteilen.

Die Lander werden die Kreditnehmer und - beziiglich der
zu verbiirgenden Kredite - die Kreditgeber verpflichten,
eine Priifung des Bundes oder seiner Beauftragten zu dul-
den, ob eine Inanspruchnahme aus den Ausfallbiirgschaf-
ten in Betracht kommen kann oder die Voraussetzungen
fiir eine solche vorliegen oder vorgelegen haben. Die Lan-
der werden die Kreditnehmer und die Kreditgeber weiter
verpflichten, dem Bund die von ihm im Zusammenhang
mit den Ausfallbiirgschaften erbetenen Auskiinfte zu ertei-
len.

Die Lander haben die Kreditnehmer zu verpflichten, die
Priifungskosten zu tragen.
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V.

Der Bund kann aus seiner Garantie erst dann in Anspruch
genommen werden, wenn die Lander ihre Verpflichtungen
aus der Ausfallbilirgschaft dem kreditgebenden Institut ge-
gentiber erfiillt haben.

Die Lander sind berechtigt, bei drohenden Ausfillen Ab-
schlagszahlungen zur Minderung des Ausfalls an Zinsen zu
leisten. An den Abschlagszahlungen beteiligt sich der Bund
in Hohe von 60 %.

Bei Zahlungsanforderungen iibersenden die Linder dem
Bund einen Schadensbericht und eine Aufstellung iiber die
von den Landern geleisteten Zahlungen. Nach Abwicklung
des Schadensfalls legen die Lander eine Schlussrechnung
vor.

Der Bund wird den auf ihn entfallenden Anteil innerhalb
von zwei Monaten nach Eingang der Mitteilungen der Lan-
der erstatten.

Erlose aus der Verwertung der fiir die verbiirgten Kredite
gestellten Sicherheiten sowie sonstige Riickfliisse aus den
verbiirgten Krediten sind in Hohe von 60 % an den Bund
abzufiihren. Die Lander iibersenden hierzu dem Bund ent-
sprechend der Anlage 2 eine sachlich und rechnerisch fest-
gestellte Zusammenstellung.

Der Erlosanteil des Bundes ist fiir jedes vorausgegangene
Kalenderjahr bis zum 31. Marz eines jeden Jahres an die
Bundeskasse Halle, IBAN: DE38 8600 0000 0086 0010 40
bei der Deutschen Bundesbank Filiale Leipzig (BIC: MARK
DEF1860), zu iiberweisen.

VI

Die Lander sind verpflichtet, von den von ihnen und ihren
beauftragten Stellen vereinnahmten laufenden Biirg-
schaftsentgelten 60 % an den Bund abzufiihren.

Der Entgeltanteil des Bundes ist fiir jedes vorangegangene
Kalenderjahr bis zum 31. Marz eines jeden Jahres an die
Bundeskasse Halle, IBAN: DE38 8600 0000 0086 0010 40
bei der Deutschen Bundesbank Filiale Leipzig (BIC: MARK
DEF1860), zu iiberweisen.

VIL

Die Garantie wird libernommen fiir die Biirgschaften, iiber
die die Lander in Durchfiihrung der Rahmenpléne der Ge-
meinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und
des Kiistenschutzes” fiir den Zeitraum

1. 1991 bis 1994 im Jahre 1991 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2011,

2. 1992 bis 1995 im Jahre 1992 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2012,

3. 1993 bis 1996 im Jahre 1993 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2013,

4. 1994 bis 1997 im Jahre 1994 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2014,
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5. 1995 bis 1998 im Jahre 1995 entschieden haben, bis 20. 2010 bis 2013 im Jahre 2010 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2015, zum 31. Dezember 2030,

6. 1996 bis 1999 im Jahre 1996 entschieden haben, bis 21. 2011 bis 2014 im Jahre 2011 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2016, zum 31. Dezember 2031,

7. 1997 bis 2000 im Jahre 1997 entschieden haben, bis 22. 2012 bis 2015 im Jahre 2012 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2017, zum 31. Dezember 2032,

8. 1998 bis 2001 im Jahre 1998 entschieden haben, bis 23. 2013 bis 2016 im Jahre 2013 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2018, zum 31. Dezember 2033,

9. 1999 bis 2002 im Jahre 1999 entschieden haben, bis 24. 2014 bis 2017 im Jahre 2014 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2019, zum 31. Dezember 2034,

10. 2000 bis 2003 im Jahre 2000 entschieden haben, bis 25. 2015 bis 2018 im Jahre 2015 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2020, zum 31. Dezember 2035,

11. 2001 bis 2004 im Jahre 2001 entschieden haben, bis 26. 2016 bis 2019 im Jahre 2016 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2021, zum 31. Dezember 2036,

12. 2002 bis 2005 im Jahre 2002 entschieden haben, bis 27. 2017 bis 2020 im Jahre 2017 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2022, zum 31. Dezember 2037,

13. 2003 bis 2006 im Jahre 2003 entschieden haben, bis 28. 2018 bis 2021 im Jahre 2018 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2023, zum 31. Dezember 2038,

14. 2004 bis 2007 im Jahre 2004 entschieden haben, bis 29. 2019 bis 2022 im Jahre 2019 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2024, zum 31. Dezember 2039,

15. 2005 bis 2008 im Jahre 2005 entschieden haben, bis 30. 2020 bis 2023 im Jahre 2020 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2025, zum 31. Dezember 2040,

16. 2006 bis 2009 im Jahre 2006 entschieden haben, bis 31. 2021 bis 2024 im Jahre 2021 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2026, zum 31. Dezember 2041,

17. 2007 bis 2010 im Jahre 2007 entschieden haben, bis 32. 2022 bis 2025 im Jahre 2022 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2027, zum 31. Dezember 2042.

18. 2008 bis 2011 im Jahre 2008 entschieden haben, bis
zum 31. Dezember 2028, VIIL

19. 2009 bis 2012 im Jahre 2009 entschieden haben, bis

zum 31. Dezember 2029,
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Anlage 1

Anlage 1

Land: .

Betr.: Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes"
Ubernahme von Blirgschaften im Monat ........ccoueee... 2022
Biirgschaftsliste NI. ....ccoocennennne.

a) Datum der Entscheidung
iber die Biirgschaft und
die Einbeziehung der

Ausfallgarantie

a) Namedes . Biirgschaft in den Biirgschafts-
. Kredit- . Bund
Kreditnehmers Rahmenplan Hohe der betrag
Lfd. betrag . . . (60 % von
Nr Laufzeit | Zinssatz Biirgschaft Land Spalte 8)
’ b) Name des € b) Datum der Aushandigung in % p
Kreditinstituts der Biirgschaftserklarung € €
c¢) Datum des
Kreditvertrages
1 2 3 4 5 6 7 8 9
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Anlage 2

Anlage 2

Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes”

Riickfliisse aus Biirgschaften;

Liste NI .ccvvrennee (Riickfliisse in der Zeit vom

............... bis....cene. 2022)
a) Name des Kreditnehmers Nr. der Urspriinglicher Kreditbedarf . Ruc.kﬂusse.lm Anteil des Bundes
Lfd. . - Berichtszeitraum insgesamt (60 % von Spalte 5)
Nr Biirgschaftsliste
' b) Name des Kreditinstituts des Landes € € €
1 2 3 4 5 6
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Teil III - Sonderrahmenplédne

Teil 111
Sonderrahmenplane

Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und des
Kiistenschutzes: Mafdnahmen des Kiistenschutzes in Folge des Klimawandels“ fiir den Zeitraum
2009 bis 2025

Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und des
Kiistenschutzes“: ,Mafdnahmen des praventiven Hochwasserschutzes*

Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und des
Kistenschutzes“: ,Forderung der lindlichen Entwicklung“

Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und des
Kiistenschutzes: ,MafSnahmen zum Insektenschutz in der Agrarlandschaft”
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Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und des
Kiistenschutzes:

MaRBnahmen des Kiistenschutzes in Folge des Klimawandels” fiir den Zeitraum 2009 bis
2025

Der Planungsausschuss fiir Agrarstruktur und Kiistenschutz, dem der Bundesminister, die Bundesministerin fiir Erndhrung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz als Vorsitzende/r, der Bundesminister der Finanzen sowie die sechzehn fiir Agrar-
struktur und Kiistenschutz zustandigen Ministerinnen, Minister, Senatorinnen und Senatoren der Lander angehdren, hat in
Ausfiihrung des Gesetzes liber die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes" (GAK-
Gesetz - GAKG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juli 1988 (BGBI. I S. 1055), das zuletzt durch das Gesetz zur
Modulation von Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Anderung des GAK-Gesetzes vom
2.Mai 2002 (BGBL I S. 1527) gedndert worden ist, folgenden gemeinsamen Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe
»Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes: Mafnahmen des Kiistenschutzes in Folge des Klimawandels“ im
Umlaufverfahren am 09.04.2009 beschlossen. Soweit die Mafdnahmen zur Umsetzung der Forderpolitik zur Entwicklung
des landlichen Raums beitragen, d. h. soweit sie dem Schutz des landwirtschaftlichen Produktionspotenzials dienen, sind
sie Teil der nationalen Rahmenregelung nach Art. 15 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ELER-Verordnung). Die
Durchfiihrung der Mafdnahmen erfolgt entsprechend der dafiir von der Europaischen Kommission erteilten Genehmigung.

1. Aufgrund des sich abzeichnenden Klimawandels 6. Der Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe
steigt der Meeresspiegel starker als bisher prognos- ,Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiisten-
tiziert. Dies muss bei der Bemessung der Kiisten- schutzes: Mafdnahmen des Kiistenschutzes in Folge
schutzbauwerke beriicksichtigt werden. Geplante o- des Klimawandels” fiir den Zeitraum 2009 bis 2025
der neue Kistenschutzmafinahmen miissen bis wird seit dem 01.01.2009 angewendet.

2025 beschleunigt umgesetzt werden. Die nach dem
reguldren Rahmenplan der GAK fiir den Kiisten-

. i . Beschluss des Planungsausschusses fiir Agrarstruktur
schutz vorgesehenen Mittel reichen dafiir nicht aus. g g

und Kiistenschutz

2. Um dem fiir diese vordringlichen Mafsnahmen erfor-
derlichen zusatzlichen Mittelbedarf gerecht zu wer-
den, werden den Kiistenlandern Schleswig-Holstein,
Hamburg, Niedersachsen, Bremen und Mecklen-
burg-Vorpommern mit diesem Sonderrahmenplan
der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Ag-
rarstruktur und des Kiistenschutzes: Mafdnahmen
des Kiistenschutzes in Folge des Klimawandels” in

1. Der Planungsausschuss stimmt einem Sonderrah-
menplan der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes:
Mafdnahmen des Kiistenschutzes in Folge des Kli-
mawandels” fiir den Zeitraum 2009 bis 2025 zu.
Der Sonderrahmenplan besteht aus

den Jahren 2009 bis 2025 jahrlich zuséatzlich bis zu - den Grundsatzen fiir die Férderung von Kis-

25 Mio. Euro Bundesmittel, insgesamt 380 Mio. tenschutzmafinahmen des Rahmenplans der

Euro, zur Verfiigung gestellt. Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Ag-
rarstruktur und des Kiistenschutzes” (GAK)

3. Diese Mittel kénnen in Anspruch genommen wer- und

den, wenn im jeweiligen Jahr ein pro Land festgeleg- - einer Finanzierungsregelung (siehe Nummer 2),

ter Sockelbetrag tiberschritten wird. Die Summe der die festlegt, wie die fiir den Sonderrah-

aus dem regularen Rahmenplan jahrlich in Anspruch menplan gemaf: den Bestimmungen im Ein-

zu nehmenden Sockelbetrige belduft sich auf insge- zelplan 10 zum Bundeshaushalt vorgesehe-nen

samt 102,9 Mio. Euro Bundes- und Landesmittel. zusitzlichen Bundesmittel (Kassenmit-tel) fiir

das Haushaltsjahr und die Verpflich-

4, Die Férderung von Kiistenschutzmafnahmen aus tu_ngserméi.chtigungen auf .die Lander Schles-
diesem Sonderrahmenplan erfolgt nach den Grunds- wig-Holstein, Hamburg, Niedersachsen, B.1.~e-
atzen fiir die Férderung von Kiistenschutzmaf3nah- men und Mecklenburg-Vorpommern (Kis-
men des reguliren Rahmenplans der GAK und wird tenldander) verteilt werden. Die in Tabelle 2.3 fiir
gemif § 10 Abs. 1 Nummer 2 GAKG von Bund und das laufende Haushaltsjahr als Verpflich-
Liandern im Verhéltnis 70 : 30 finanziert. tungsermachtigungen aufgefiihrten Betrage

werden entsprechend als Kassenmittel fiir das
laufende Haushaltsjahr im Si der Mit-

5. Der Mittelbedarf sowie die voraussichtlichen Be- autende Haushattsjar im >inne cer

telverteilung in der Tabelle nach Nummer 2.2

darfe von Bund und Lindern im Finanzplanungs-
angewendet.

zeitraum sind in der Ubersicht 5 dargestellt.
- Der Sonderrahmenplan wird seit dem

01.01.2009 angewendet.
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21

2.2

Finanzierungsregelung

Bundesmittel des Sonderrahmenplanes stehen den
Kiistenldndern fiir die Durchfiihrung zusatzlicher
Mafdnahmen des Kiistenschutzes, die in Folge des
Klimawandels erforderlich sind, im jeweiligen Haus-
haltsjahr zu, soweit sie ein bestimmtes finanzielles

Volumen der Inanspruchnahme von GAK-Bundes-
mitteln fur Kistenschutzmafnahmen, das sich am
Durchschnitt der Ist-Ausgaben der Jahre 2003 bis
2007 orientiert, uberschreiten. Dieses Finanzvolu-
men belauft sich auf insgesamt rd. 102,9 Mio. Euro
pro Jahr (71,8 Mio. Euro Bundesmittel, 31,1 Mio.
Euro Landesmittel) und verteilt sich wie folgt auf die
Kiistenldander:

Kiistenland B-und.esmittel l:and.esmittel . Ge-samt
in Mio. Euro in Mio. Euro in Mio. Euro
Schleswig-Holstein 17,7 7,6 25,3
Hamburg 6,7 2,9 9,6
Niedersachsen 36,1 15,5 51,6
Bremen 1,1 0,7 1,8
Mecklenburg-Vorpommern 10,2 4.4 14,6
Summe 71,8 31,1 102,9

Die im Haushaltsjahr 2009 fiir den Sonderrahmenplan zur Verfiigung gestellten Bundesmittel (Kassenmittel) im Um-
fang von 25 Mio. Euro wurden nach Mafdgabe des von den Kiistenldndern dargelegten Mehrbedarfs in 2009 wie folgt

verteilt:

Kiistenland Mehrbedarf Bundesmittel
in Mio. Euro in Mio. Euro
Schleswig-Holstein 5,0 3,5
Hamburg 8,4 59
Niedersachsen 11,6 8,1
Bremen 8,0 5,6
Mecklenburg-Vorpommern 2,7 1,9
Summe 35,7 25,0

Etwaiger Minderbedarf einzelner Kiistenldnder wird im Falle des Mehrbedarfs anderer Kiistenldnder im laufenden
Haushaltsjahr einvernehmlich nach dem tatsdchlichen Bedarf an Bundesmitteln (Kassenmittel) aus dem Sonderrah-

menplan verteilt bzw. umgeschichtet.

Der Gesamtbedarf an Bundesmitteln aus dem Sonderrahmenplan darf 25 Mio. Euro nicht tiberschreiten.
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2.3

2.4

Die im Haushaltsjahr 2009 fiir den Sonderrahmenplan zur Verfiigung gestellten Verpflichtungsermachtigungen
(VE’en) fiir die Jahre 2010 bis 2025 wurden wie folgt verteilt:

Verpflichtungsermichtigungen
SH HH NI HB MV insgesamt
Jahr Mio. Euro

2010 57 3,7 7,0 55 31 25,0
2011 58 3,5 7,0 55 32 25,0
2012 5,7 3,7 7,0 55 3,1 25,0
2013 5,8 4,5 7,0 55 2,2 25,0
2014 5,7 4,5 7,0 5,5 2,3 25,0
2015 5,8 4,5 7,0 5,5 2,2 25,0
2016 57 4,5 7,0 5,5 2,3 25,0
2017 5,8 4,5 7,0 5,5 2,2 25,0
2018 57 4,5 7,0 55 2,3 25,0
2019 58 4,5 7,0 55 2,2 25,0
2020 57 4,5 7,0 55 2,3 25,0
2021 58 4,5 7,0 55 2,2 25,0
2022 57 4,5 7,0 55 2,3 25,0
2023 35 2,7 4,2 3,3 1,3 15,0
2024 2,3 1,8 2,8 2,2 0,9 10,0
2025 1,1 0,9 1,4 1,1 0,5 5,0
Summe 81,6 61,3 99,4 78,1 34,6 355,0

Etwaiger Minderbedarf einzelner Kiistenldnder an VE’en wird im Falle des Mehrbedarfs anderer Kiistenlander im
laufenden Haushaltsjahr einvernehmlich nach dem tatsachlichen Bedarf an VE’en aus dem Sonderrahmenplan um-
geschichtet.

Die Kiistenlander teilen dem Bund bis spatestens zum 15.09. das Ergebnis dieser Abstimmung mit (aktualisierte Mit-
telbedarfsmeldung der Kassenmittel und der VE’en). Kiistenldnder mit Minderbedarf geben zugewiesene Bundes-
mittel bzw. VE en bis spétestens zum 30.09. an den Bund zurtick. Der Bund nimmt daraufhin die erforderlichen Um-
schichtungen und Mittelzuweisungen der Kassenmittel und der VEen vor.
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Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruk-
tur und des Kiistenschutzes”:
»,MaBBnahmen des praventiven Hochwasserschutzes”

Der Planungsausschuss fiir Agrarstruktur und Kiistenschutz hat in Ausfiihrung des Gesetzes iiber die Gemeinschaftsaufga-
be "Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes" (GAK-Gesetz - GAKG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 21. Juli 1988 (BGBI. I S. 1055), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 9. Dezember 2010 (BGBI. 2010 Teil I Nr. 63 S.
1934), folgenden gemeinsamen Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und
des Kiistenschutzes: Mafdnahmen des praventiven Hochwasserschutzes” im Umlaufverfahren am 13.08.2015 beschlossen.
Die MafRnahmen, dienen dem Schutz des landwirtschaftlichen Produktionspotenzials unter Beriicksichtigung der Ziele
der EG-Wasserrahmenrichtlinie und der EG-Hochwasserrisikomanagementrichtlinie. Sie sind Teil der nationalen Rah-
menregelung nach Art. 15 Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 (ELER-Verordnung). Die Durchfiihrung der
Mafinahmen erfolgt entsprechend der dafiir von der Europaischen Kommission erteilten Genehmigung.

1.

Seit Bestehen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes"
sind Mafnahmen des Hochwasserschutzes auf der
Grundlage von § 1 Abs. 1 Nr. 5 GAKG (wasserwirt-
schaftliche und kulturbautechnische Mafinahmen)
Gegenstand der Forderung. Uber die GAK hat sich
der Bund im Zeitraum von 2003 bis 2012 an Ausga-
ben fiir Hochwasserschutzmaffnahmen der Lander
mit insgesamt rund 850 Millionen Euro beteiligt.

Erfahrungen zeigen, dass die im Nachgang zu den
Extremhochwassern in den Jahren 2002 und
2006 getatigten Investitionen in Hochwasser-
schutzmafdinahmen bei dem Hochwasser im Juni
2013 erneute hohe Schidden in den entsprechen-
den Bereichen vermieden haben. Kosten-Nutzen-
Betrachtungen im Zusammenhang mit der Planung
und Realisierung von Hochwasserschutzmafinah-
men weisen regelmafdig Schadensvermeidungspo-
tenziale auf, die um ein Mehrfaches iiber den Inves-
titions- und Unterhaltungskosten liegen. Vor diesem
Hintergrund hat die 83. Umweltministerkonferenz
am 24. Oktober 2014 ein ,Nationales Hoch-
wasserschutzprogramm (NHWSP) - Kriterien und
Bewertungsmafistibe fiir die Identifikation und
Priorisierung von wirksamen Mafinahmen und
Liste der prioritiren Mafdnahmen zur Verbesse-
rung des praventiven Hochwasserschutzes” be-
schlossen. Es beinhaltet einen Programmvorschlag
fiir prioritare und tberregional wirksame Hochwas-
serschutzmafinahmen in den Flussgebietseinheiten
Elbe, Donau, Oder, Rhein und Weser.

Um vordringliche Investitionsmafinahmen im Rah-
men des praventiven Hochwasserschutzes verstarkt
Zu unterstitzen, werden den Landern mit diesem
Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ,Ver-
besserung der Agrarstruktur und des Kiistenschut-
zes: Mafinahmen des praventiven Hochwasser-
schutzes” zusatzliche investive Mittel nach Mafigabe
verfligbarer Haushaltsmittel des Bundes zur Verfii-
gung gestellt.

4.

Diese Mittel konnen in Anspruch genommen wer-
den, wenn im jeweiligen Jahr mit der Summe der
Aufwendungen aller Lander fiir Maffnahmen des
Hochwasserschutzes ein festgelegter Sockelbetrag
erreicht wird. Der Sockelbetrag belauft sich auf
insgesamt 227,4 Mio. Euro Bundes-, Landes- und
EU-Mittel. Dieser Betrag ergibt sich aus den
durchschnittlichen Ist-Ausgaben fiir den Hoch-
wasserschutz der Jahre 2009 bis 2013 gemafd
GAK-Berichterstattung.

Die Forderung von Hochwasserschutzmafinahmen
aus diesem Sonderrahmenplan erfolgt nach den
Forderungsgrundsatzen fiir wasserwirtschaftliche
Mafdinahmen des regularen Rahmenplans der GAK
mit folgender Mafdgabe.

Forderungsfahig sind ausschliefilich

- der Riickbau und die Riickverlegung von Dei-
chen zur Verbesserung des Hochwasser-
schutzes, insbesondere zur Wiedergewinnung
von Uberschwemmungsgebieten;

- Mafinahmen zur Gewinnung von Retentions-
flaichen, wie die Schaffung von Hochwasser-
riickhaltebecken und -poldern;

- mit den vorgenannten Mafdnahmen zusam-
menhidngende konzeptionelle Vorarbeiten und
Erhebungen.

In Ergdnzung zu den im reguldren Rahmenplan ge-
nannten Tatbestdnden ist zusatzlich forderfahig

-  das einmalige Entgelt fiir eine im Rahmen des
Hochwasserschutzes notwendige Bestellung
eines dinglichen Nutzungsrechts in Héhe von
bis zu 20% des Verkehrswertes der von der
Hochwasserschutzmafinahme betroffenen
Grundstiicksflache bzw. Grundstiicksteilflache;
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- das einmalige Entgelt fiir einen im Rahmen des
Hochwasserschutzes notwendigen Erwerb des
Eigentums an einem Grundstiick bzw. einer
Grundstiicksteilflache.

Die Auszahlung des Entgelts ist dem zustandigen
Finanzamt mitzuteilen.

Der Anspruch auf Erstattung von Forderungsleis-
tungen durch den Bund (§ 10 GAKG) entféllt anteilig
insoweit, als im Zusammenhang mit dem Eigen-
tumserwerb oder auf der Grundlage des Eigen-
tumserwerbs durch ein Land Einnahmen erzielt
werden. Die Erstattungsleistung des Bundes ist ent-
sprechend zuriickzuzahlen.

Von der Forderung ausgeschlossen sind Mafdnah-
men, die nicht Gegenstand des ,Nationalen Hoch-
wasserschutzprogramms (NHWSP) - Kriterien und
Bewertungsmafdstdbe fir die Identifikation und Pri-
orisierung von wirksamen Mafinahmen und Liste
der prioritiren Mafnahmen zur Verbesserung des
praventiven Hochwasserschutzes” sind.

Die aus Mitteln des Sonderrahmenplans zu finanzie-
renden Mafdnahmen werden entsprechend ihrer
iiberregionalen Bedeutung von allen am Sonder-
rahmenplan beteiligten Liandern im Einvernehmen
priorisiert. Die Priorisierung ist Grundlage fiir den
Beschluss iiber die Verteilung der Bundesmittel.
Koénnen sich die Lander bei der Zusammenarbeit
iiber eine Mafdnahme des Hochwasserschutzes nicht
einigen, vermittelt die Bundesregierung auf Ersu-
chen eines Landes zwischen den beteiligten Lan-
dern.

Die Lander berichten dem Bund jahrlich dariiber,
fiir welche Mafdnahmen die Mittel des Sonderrah-
menplans eingesetzt wurden und tiber den erreich-
ten Stand der Umsetzung dieser Mafdnahmen.

Der Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe
,Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiisten-
schutzes: Mafdnahmen des praventiven Hochwas-
serschutzes” wird seit dem 1. Januar 2015 ange-
wendet.
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Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der Agrar-
struktur und des Kiistenschutzes“:

,Forderung der landlichen Entwicklung”

Der Planungsausschuss fiir Agrarstruktur und Kiistenschutz (PLANAK) hat in Ausfiihrung des Gesetzes iiber die
Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes” (GAK-Gesetz - GAKG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21. Juli 1988 (BGBL I S. 1055), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Oktober
2016 (BGBL I S. 2231), folgenden gemeinsamen Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der
Agrarstruktur und des Kiistenschutzes”: ,Forderung der landlichen Entwicklung” am 27. November 2018 beschlossen.

Seit Bestehen der Gemeinschaftsaufgabe haben Bund und Lander im Zeitraum von 2013 bis
,Verbesserung der Agrarstruktur und des 2017 jahrliche Ausgabemittel von insgesamt
Kiistenschutzes“ sind Mafdnahmen der landlichen 215Mio. Euro fir die Integrierte landliche

Entwicklung wie Flurbereinigung und
landwirtschaftlicher Wegebau Gegenstand der

Entwicklung bereitgestellt.

Forderung. Im Laufe der Zeit kamen Mafinahmen
hinzu, die stirker die landliche Entwicklung
insgesamt als nur die Verbesserung der
Wettbewerbsfahigkeit der Agrarwirtschaft in den
Blick nahmen, so die Dorferneuerung 1984, das
Regionalmanagement 2004 und die
Breitbandversorgung 2008. Nach der Anderung des
GAKG 2016 kam die Forderung von
Kleinstunternehmen der Grundversorgung und
Einrichtungen fiir lokale Basisdienstleistungen
hinzu. Der Anteil der GAK-Mittel, die fiir
Mafinahmen der landlichen Entwicklung
ausgegeben wurden, nahm kontinuierlich zu.

Die Lander berichten dem Bund jahrlich tber den

erreichten Stand der Umsetzung des
Sonderrahmenplans. Sie legen in  diesem
Zusammenhang insbesondere dar, wie der
zusatzliche Einsatz der Mittel des
Sonderrahmenplans erreicht worden ist. Sie

tibermitteln in diesem Zusammenhang ferner eine
nach Anzahl und Art der Mafdnahmen differenzierte
Liste der mit Mitteln des Sonderrahmenplans
finanzierten Vorhaben.

Die Forderung von Mafinahmen aus diesem
Sonderrahmenplan erfolgt nach dem Férderbereich

1: Integrierte landliche Entwicklung.
Der demographische Wandel mit steigendem

Durchschnittsalter, Abnahme der 7. Der Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe
Einwohnerzahlen und Abwanderung ,Verbesserung der Agrarstruktur und des
insbesondere junger Menschen stellt viele Kiistenschutzes”:  ,Foérderung der landlichen
landliche Gemeinden und Regionen vor Entwicklung® wird ab dem 1. Januar 2019
besondere Herausforderungen. Infrastruktur, angewendet.

Grundversorgung, Daseinsvorsorge und

Beschaftigungsmoglichkeiten sind in vielen

Gebieten bereits stark ausgediinnt.

Um die Lander in angemessener Weise verstarkt bei
der Bewadltigung ihrer Aufgaben zu unterstiitzen,
werden den Landern mit diesem Sonderrahmenplan
der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der
Agrarstruktur und des Kiistenschutzes”: ,Férderung
der landlichen Entwicklung“ zusatzliche Mittel nach
Maf3gabe verfiigbarer Haushaltsmittel des Bundes zur
Verfligung gestellt.

Bund und Lander stimmen darin liberein, dass die
mit dem Sonderrahmenplan ,Forderung der
landlichen Entwicklung“ zur Verfiigung gestellten
Finanzmittel zusatzlich zu dem bereits bisher
bestehenden Engagement der landlichen
Entwicklung im Rahmen der GAK eingesetzt werden
sollen (Additionalitdt). Den Referenzwert hierfiir
bildet der bisherige Mitteleinsatz fiir den
Forderbereich 1: Integrierte landliche Entwicklung.
Gemafd der Berichterstattung zum Vollzug der GAK
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Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der Agrar-
struktur und des Kiistenschutzes“:

»,MaBnahmen zum Insektenschutz in der Agrarlandschaft”

Der Planungsausschuss fiir Agrarstruktur und Kiistenschutz (PLANAK) hat in Ausfiihrung des Gesetzes iiber die Gemein-
schaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes" (GAK-Gesetz - GAKG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. Juli 1988 (BGBI. I S. 1055), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Oktober 2016
(BGBL 2010 1 S. 2231), folgenden gemeinsamen Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Ag-
rarstruktur und des Kiistenschutzes: Mafnahmen zum Insektenschutz in der Agrarlandschaft“ am 12. Dezember 2019 be-
schlossen.

Insekten sind ein integraler Bestandteil der biologi-
schen Vielfalt und spielen in den Okosystemen eine
wichtige Rolle. Sowohl die Gesamtmenge der Insek-
ten als auch deren Artenvielfalt ist in Deutschland in
den letzten Jahren stark zurtickgegangen. Die Land-
wirtschaft gilt als einer der Hauptverursacher fiir
den Insektenriickgang. Sie ist gleichzeitig aber auch
z. B. auf die Bestaubungsleistungen der Insekten an-
gewiesen.

Mafdnahmen einer markt- und standortangepassten
Landbewirtschaftung werden seit langem in der
Gemeinschaftaufgabe "Verbesserung der Agrar-
struktur und des Kiistenschutzes" gefordert. Mit der
Anderung des Gemeinschaftsaufgabengesetzes
(GAKG) 2016 wurde dieser Forderbereich gestarkt
und explizit um Mafinahmen einer umweltgerech-
ten Landbewirtschaftung einschlief3lich Vertragsna-
turschutz und Landschaftspflege erweitert. Um eine
Trendumkehr beim Insektenriickgang zu bewirken,
miissen die bestehenden Mafinahmen verstarkt und
zusdtzlich neue insektenfordernde Mafdnahmen
durchgefiihrt werden. Die nach dem reguldren
Rahmenplan der GAK fiir die markt- und standort-
angepasste sowie umweltgerechte Landbewirtschaf-
tung einschliefilich Vertragsnaturschutz und Land-
schaftspflege vorgesehenen Mittel sollen daher ver-
starkt werden.

Um dem fiir diese vordringlichen Mafinahmen er-
forderlichen zusatzlichen Mittelbedarf gerecht zu
werden, werden den Lindern mit diesem Sonder-
rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Kiistenschutzes:
Mafdnahmen zum Insektenschutz“ ab 2020 jahrlich
zusdtzliche Bundesmittel zur Verfiigung gestellt.
Damit wird auch eine wesentliche Mafdnahme des
Aktionsprogramms Insektenschutz der Bundesre-
gierung umgesetzt.

Die Foérderung von Insektenschutzmafdnahmen aus
diesem Sonderrahmenplan erfolgt nach den Forder-
grundsatzen fiir Markt- und standortangepasste so-
wie umweltgerechte Landbewirtschaftung ein-
schliefdlich Vertragsnaturschutz und Landschafts-
pflege (Forderbereich 4).
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Forderfahig sind die folgenden Mafdnahmen aus
dem Forderbereich 4:

- Okologische Anbauverfahren (B, 1.0)

- Integration naturbetonter Strukturelemente der
Feldflur (C, 4.0)

- Extensive Nutzung des Dauergriinlands (D, 1.0)

- Extensive Bewirtschaftung von Dauergriinland-
flachen (D, 2.0)

- Extensive Bewirtschaftung zur Erhaltung pflan-
zengenetisch wertvoller Griinlandvegetation (D,
3.0)

- Altgrasstreifen und Altgrasinseln im Dauergriin-
land (D, 4.0)

- Forderung extensiver Obstbestdnde (E, 2.0)

- Nicht-produktiver investiver Naturschutz (H,
1.0)

- Vertragsnaturschutz (I, 1.0)

- Forderung besonders nachhaltiger Verfahren im
Zusammenhang mit der Umsetzung der FFH-
und der Vogelschutzrichtlinie (K, 1.0)

Die Mafdnahmen B, 1.0, D 1.0, und D 2.0 werden zeit-
lich befristet bis zum 31. Dezember 2023 in den
Sonderrahmenplan Insektenschutz aufgenommen.
Der Sonderrahmenplan kann um weitere, insekten-
spezifische Schutzmafinahmen erginzt werden.
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Die Mittel des Sonderrahmenplans Insektenschutz
konnen nur zusatzlich zu den bisher in diesem Be-
reich durchgefiihrten Mafdnahmen in Anspruch ge-
nommen werden. Die Lander weisen dem Bund die
Additionalitat in geeigneter Weise nach, z. B. auf der
Grundlage der in den Jahren 2015 bis 2019 veraus-
gabten Mittel fiir die unter 4. genannten forderfahi-
gen Mafdnahmen.

Die Lander berichten dem Bund jahrlich dartber,
fiir welche Mafdnahmen die Mittel des Sonderrah-
menplans Insektenschutz eingesetzt wurden und
iiber den erreichten Stand der Umsetzung dieser
Mafdnahmen.

Der Sonderrahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe
»Verbesserung der Agrarstruktur und des Kiisten-
schutzes: Mafinahmen zum Insektenschutz in der
Agrarlandschaft” wird ab dem 1. Januar 2020 ange-
wendet.

135






HERAUSGEBER
Bundesministerium fir Erndhrung
und Landwirtschaft (BMEL)
Referat 811

53123 Bonn

STAND
April 2022

GESTALTUNG
BMEL

TEXT
BMEL

DRUCK
BMEL

BILDNACHWEIS
Titel: Countrypixel/StockAdobe.com

Diese Publikation wird vom BMEL unentgeltlich
abgegeben. Sie darf nichtim Rahmen von
Wahlwerbung politischer Parteien oder Gruppen
eingesetzt werden.

Weitere Informationen unter
www.bmel.de

¥ @bmel
Lebensministerium




	1. GAK Rahmenplan 2022_122021
	1. Inhaltsverzeichnis 2022
	2. GAK-Gesetz letzte Fassg2016
	3. Geschäftsordnung 2022
	Geschäftsordnung des Planungsausschusses für Agrarstruktur und Küstenschutz

	4. Einführung GAK-RP 2022
	5. Allgemeine beihilferechtliche Bestimmungen 2022
	5. FB 1 2022
	6. FB 2 2022
	7. FB 3 2022
	8. FB 4 2022
	9. FB 5 2022
	10. FB 6 2022
	11. FB 7 2022
	12. FB 8 2022
	13. FB 9 2022
	14. SRP KÜ 2022
	15. SRP HWS 2022
	16. SRP LE 2022
	17. SRP I 2022
	Leere Seite
	Leere Seite



